Editorial 
Sozialistische Alternativen in Westeuropa 


Mehr und mehr wird Europa Raum des gesellschaftlichen Reproduktionsprozesses der west- 
europäischen Kapitalismen. Im Jahre 1979 sind zwei wichtige Schritte getan worden, die diesen 
Prozeß gleichzeitig symbolisieren und möglicherweise beschleunigen. Im März dieses Jahres wur- 
de das Europäische Währungssystem installiert, und im Juni dieses Jahres fanden die ersten Di- 
rektwahlen zu einem europäischen Parlament in Straßbuig statt. Nun kann man beide Ereignisse 
in ihrer Bedeutung herabspielen. Ob das EWS funktionieren wird, bleibt dahingestellt. Und auch 
die Bedeutung des europäischen Parlaments mag angezweifelt werden, ist es doch kaum die zen- 
trale Institution bürgerlichen Demokratien zur Repräsentation der Interessen verschiedener Be- 
völkerungsschichten und der Kontrolle von Exekutiven. Kontrollmöglichkeiten gegenüber dem 
Brüsseler Wasserkopf hat das Straßburger Parlament kaum, und ob es die politische Landschaft 
in den einzeinen europäischen Ländern widerspiegelt, bleibt dahingestellt (vgl. den Artikel von 
Rossana Rossanda in diesem Heft). Und trotz dieser berechtigten Zweifel: Europa wird mehr 
und mehr zu einer Realität, nicht nur als ideologischer Überbau abendländisch-christlicher Poli- 
tik, nicht nur als eine Idee junger Enthusiasten, die nach dem zweiten Weltkrieg die Schlagbäu- 
me niederrissen, nicht nur der Wunschtraum einer internationalistischen Linken. Von Marktord- 
nungen bis zu Wechselkursregelungen, von der politischen Zusammenarbeit der Regierungen in 
wichtigen weltpolitischen Fragen bis hin zu Ansätzen der Abstimmung gewerkschaftlicher Poli- 
tik, von der gemeinsamen Terrorismusbekämpfung der Polizeiapparate der europäischen Länder 
bis hin zum europäischen Krisenmanagement in krisengeschüttelten Branchen wie der Stahlindu- 
strie (vgl. die Artikel von Klaus Busch und Claus Leggewie, sowie zum Thema der gewerkschaft- 
lichen Industrialisierung der bereits für Prokla 35 angekündigte Artikel von John S. Baker) wer- 
den Eckwerte gesetzt, die es trotz aller Bedenken und trotz aller Betonung der nationalen Unter- 
schiede in Europa rechtfertigen, von einer zunehmenden Zuropäisierung der gesellschaftlichen 
Reproduktion des Kapitals im Westen dieses Kontinents zu sprechen. Die politische Bedeutung, 
die diese Europäisierung hat, läßt sich erkennen, wenn wir den Prozeß der Verschiebungen der 
Restrukturierung des kapitalistischen Akkumulationsprozesses, des Verhältnisses von Lohnarbeit 
und Kapital, aber auch des Verhältnisses von Politik und Ökonomie — speziell was die Rolle des 
Staates anbelangt (vgl. dazu auch das Poulantzas-Interview) — in den europäischen Ländern be- 
trachten. Welche Richtung dieser Prozeß nehmen wird, ist noch offen. Mit der Formel vom ‚Eu- 
ropadesKapital‘oder ‚Europa der Arbeiter‘ wird die Alternative klar bezeichnet, ebenso wie mit 
der entscheidenden Frage, ob Europa ein autoritäres Monstrum wird oder ein demokratischer, 
den Interessen der Volksmassen dienender übernationaler Zusammenfluß. Diese Alternative wird 
bei den weiteren Überlegungen in Rechnung gestellt. Wir meinen, daß die andere Alternative 
‚Europa ja oder nein‘, d.h. die Möglichkeit zu einer Herauslösung einzelner Nationen aus dem 
europäischen Kontext, zumindest in naher Zukunft nicht mehr existiert und folglich als Grund- 
lage politischer Perspektiven unrealistisch wäre. 

Die Grundlage des europäischen Integrationsprozesses war der lange Weltmarktboom 
nach dem zweiten Weltkrieg. Der Welthandel expandierte mit hohen Wachstumsraten, die Pro- 
duktion wurde in Form transnationaler Unternehmen internationalisiert. Die Folge und Vorbe- 
dingung zugleich dieser Entwicklung war die Herausbildung einer Vielzahl internationaler Insti- 
tutionen zur Regulierung der internationalen Kapitalzirkulation. Diese Entwicklung ist dafür 
verantwortlich, daß es inzwischen keine nationale Arbeiterklasse mehr allein mit dem nationalen 
Kapital zu tun hat. Wie in der Krise der 30er Jahre die nationalen Arbeiterbewegungen dem 
„Diktat der Zahlungsbilanz‘‘ hilflos ausgeliefert waren und mit der Begründung defizitärer Zah- 


lungsbilanzen in ihrer politischen Bewegungsfreiheit bis zur Auflösung als organisierter Arbeiter- 
bewegung eingeschränkt wurden, so liegt darin auch heute noch eine drohende Gefahr insbeson- 
dere für die Arbeiterbewegungen in Ländern mit chronisch defizitärer Zahlungsbilanz. Defizitäre 
Zahlungsbilanzen in den einen Ländern setzen aber Zahlungsbilanzüberschüsse in anderen Län- 
dern voraus, so daß auch in Ländern wie der Bundesrepublik mit starker Währung und chronisch 
überschüssiger Handelsbilanz nicht von den Auswirkungen dieser Situation auf andere Länder 
abstrahiert werden kann und sei es nur wegen der möglichen Rückwirkungen, die daraus langfri- 
stig auch für die ökonomischen Entwicklungsperspektiven des westdeutschen Kapitals resultie- 
ren können. Dies alles führt uns aber zu der Feststellung, daß ebenso wie die lange Prosperitäts- 
phase nach dem zweiten Weltkrieg mehr oder weniger gemeinsam in allen westeuropäischen 
Staaten erfahren werden konnte, so auch in der Krise des kapitalistischen Weltmarktes in den 
70er Jahren Gemeinsamkeiten der ‚Krisenbereinigung‘ feststellbar sind. 

Von sinkenden Wachstumsraten des Sozialprodukts und über 16 Millionen offiziell ge- 
zählten Arbeitslosen im OECD-Bereich einmal abgesehen, worin manifestiert sich die Krise, auf 
die mit Alternativen der Wirtschaftspolitik eine Antwort zu finden versucht wird? Die Krise ist 
ja keineswegs nur ein Durchgangsstadium im Verlauf der zyklischen Bewegung kapitalistischer 
Wirtschaften; vielmehr kann sie nur adäquat begriffen werden als eine gesellschaftliche Entwick- 
lungsphase, in der Widersprüche besonders zugespitzt erscheinen und die Grundlagen des gesell- 
schaftlichen Funktionsmechanismus erschüttert werden. Allerdings mit der immanenten Ten- 
denz, daß ein neues Gleichgewicht bürgerlicher Herrschaft hergestellt wird. Insofern ist die Krise 
des Kapitals eigentlich eher eine Krise der Arbeiterbewegung, im Sinne bürgerlicher Herrschafts- 
sicherung hat die Krise jedenfalls eine eindeutig regenerative Funktion. Wenn es auch bislang 
der Arbeiterbewegung, speziell den Gewerkschaften, gelungen ist, für die meisten Schichten der 
beschäftigten Arbeiter das Realeinkommensniveau zu halten, so ist es dem Kapital doch gelun- 
gen, die Lohnkosten je Produkteinheit, die sogenannten Lohnstückkosten, zu senken, also die 
Verteilung des produzierten Wertprodukts zugunsten des Kapitals und zu Lasten der Arbeiter- 
klasse zu verändern. Mit Erleichterung wird dies von der herrschenden Wirtschaftswissenschaft 
und -politik zur Kenntnis genommen und politisch seitens des Staates nachgeholfen, um die Ar- 
beiterklasse insbesondere in den Ländern, in denen sie in den vergangenen zehn Jahren aufgrund 
ihrer politischen Offensive eine Vielzahl von Errungenschaften hat erobern können, wieder in 
die Defensive zurückzuwerfen. Und diesen Prozeß darf man sich nicht etwa als einen Kampf 
Klasse gegen Klasse, wo sich homogene Blöcke gegenüberstehen, vorstellen, sondern als einen 
subtilen Prozeß, in dessen Verlauf die Stärke und Einheitlichkeit (‚‚denn Einheit ist unsere Stär- 
ke‘) tendenziell von innen zersetzt werden. Über konkret empirische Verläufe dieses Prozesses 
ist des öfteren in der Prokla berichtet worden (vgl. Prokla 26 und 32). Entgegen einer süffisan- 
ten Nonchalance, mit der auch in linken Kreisen in der Bundesrepublik die Krise eher weggere- 
det wird, möchten wir ihre Bedeutung als eine ernst zu nehmende Umbruchphase der gesell- 
schaftlichen Entwicklung hervorheben, in der die traditionellen Politiken in Frage gestellt und 
sozusagen ebenfalls destrukturiert werden müssen. 

An der Funktion der ökonomischen Krise als Bereinigungskrise setzt auch die Politik der 
meisten westeuropäischen Regierungen an, die durch Austerity-Programme und Einkommens- 
politik (sofern diese nicht durch den Druck der industriellen Reservearmee eh obsolet geworden 
ist) die Restrukturierung im Sinne der kapitalistischen Entwicklung (und des erhofften Wieder- 
aufschwungs der kapitalistischen Produktion) forcieren wollen. Konnte das Vollbeschäftigungs- 
Versprechen des Keynesianismus Ende der 60er Jahre noch als eine Verschiebung im Kräftever- 
hältnis zwischen den Klassen zugunsten der Arbeiter und Gewerkschaften gewertet werden, so 
werden jetzt diese Kompromißlinien selbst von sozialdemokratischen Regierungen — unter dem 
Druck von Stagnation und Infiation und mit dem Versprechen einer verbesserten Stellung auf 
dem Weltmarkt bei weniger Inflation — einseitig aufgekündigt. Dabei finden diese Maünahmen 
manchmal sogar die Zustimmung von beschäftigt gebliebenen Arbeitern oder einzelnen Bran- 
chengewerkschaften in den verschiedenen Ländern — zumindest ist aber der Widerstand durch 
den Druck der industriellen Reservearmee und durch die Dominanz korporativistischer Interes- 
senvertretung in der Krise weitgehend paralysiert: Selbst kampfstarke Gewerkschaftsbewegun- 
gen (wie die in Italien) müssen zurückstecken und geraten darüberhinaus mit ihrer Politik in Wi- 


derspruch zu sozialen Bewegungen außerhalb der beschäftigten Arbeiterklasse. 

An diesen Problemen setzen in den verschiedenen Ländern Diskussionen an, die gegen 
die vorherrschende Wirtschaftspolitik alternative, an der Reproduktion der Arbeiter (und der 
Arbeitslosen) orientierte Konzepte der Wirtschaftspolitik zum Thema haben. Dabei geht es zu- 
nächst in den meisten Ansätzen um ein Zurück zum Keynesianismus, wenngleich die Grenzen 
des Keynesianismus zum Ausgangspunkt von Forderungen dienen, die „über Keynes hinaus“ ge- 
hen (so der Titel einer Alternativ-Konzeption des Europäischen Gewerkschaftsinstituts): Preis- 
kontrollen, Kontrolle der Macht Multinationaler Konzerne, bedarfsorientierte Ausgabenpolitik 
des Staates etc. 

Das Problem in dieser Konzeption liegt darin, daß lediglich ein Zurück zum status quo 
ante mithilfe eines verfeinerten keynesianischen Instrumentariums angezielt wird und die Defi- 
zite der Wettbewerbswirtschaft angesichts monopolistischer Tendenzen als Ursache der ökono- 
mischen Krise gesehen werden. Dem stehen Vorschläge einer alternativen Wirtschaftspolitik ge- 
genüber, die im Kapitalismus die Notwendigkeit der Krise als Restrukturierungskrise im Inter- 
esse des Kapitals sehen und daran ansetzend eine Krisenbereinigung anstreben, in der die Form 
der Krisenlösung selbst Möglichkeiten für eine Verschiebung des gesellschaftlichen Kräftever- 
hältnisses zugunsten der Arbeiterklasse ermöglicht. Die beiden Beiträge aus Großbritannien und 
Dänemark in diesem Heft (vgl. die Beiträge der London-CSE-Group und von Nielsen/Hansen/ 
Windmüller) stellen solche Konzeptionen zur Diskussion. Darüberhinaus scheint es uns bezeich- 
nend zu sein, daß im Vordergrund dieser beiden Alternativkonzeptionen der internationale Zu- 
sammenhang steht — und ist die Vernachlässigung dieses Punktes in der westdeutschen Alterna- 
tivdiskussion nicht auch ein Ausdruck der starken Stellung des westdeutschen Kapitals auf dem 
Weltmarkt? Im vielschärferen Maße als in Großbritannien und Dänemark wurde der gesellschaft- 
liche Entwicklungsprozeß in Portugal von der „Diktatur der Zahlungsbilanz‘‘ geprägt, die — ver- 
mittelt über die politischen Diktate des IMF — nicht nur den gesellschaftlicnen Veränderungs- 
prozeß in Richtung Sozialismus verhinderte, sondern zugleich das Kräfteverhältnis der Klassen 
nach Rechts zurückdrehte (vgl. den Beitrag von F. O. Wolf). 

Das den Schwerpunkt abschließende Interview zum autoritären Etatismus und zur Poli 
tik der kommunistischen Parteien in Westeuropa (das wir aus der spanischen Zeitschrift „El 
Viejo Topo‘“ übernommen haben) war bereits im Satz, als wir die Nachricht vom Tode Nicos 
Poulantzas‘ erhielten. Wir dokumentieren zusammen mit dem Interview einen Nachruf seiner 
politischen Freudne in Frankreich, das in „Le Monde“ veröffentlicht wurde. 

Den Abschluß des Heftes bildet — außerhalb des Schwerpunkts — ein Artikel zum Kon- 
flikt Vietnam-Kambodscha-China von A. Barnett, den wir aus aktuellen Gründen kurzfristig in 
das Heft aufgenommen haben. 

In einem der nächsten Hefte, das wir mit einem theoretischen Schwerpunkt zur Zeit pla- 
nen, werden wir in einem Beitrag anläßlich des Todes von Herbert Marcus versuchen, seinen Bei- 
trag zur marxistischen Diskussion zu würdigen. Wir möchten darauf schon jetzt hinweisen, weil 
es in den letzten Ausgaben der Prokla zur traurigen Pflicht geworden ist, Nachrufe zum Tode 
von Genossen zu veröffentlichen. 


Die Redaktion 


PROKLA Nt. 38 (erscheint ca. März 1980) setzt die in dieser Nummer begonnene Diskussion 
um ‚Sozialistische Alternativen‘ fort; allerdings soll jetzt die Entwicklung in der Bundesrepu- 
blik zum Thema gemacht werden: zur wirtschaftlichen Entwicklung und ihren Alternativen 
werden Vertreter der Memorandumsgruppe (R. Hickel) und ihrer Kritiker schreiben; dabei 
soll auch die historische Kontinuität der Alternativ-Ansätze am Beispiel der Diskussion in 


der Weimarer Republik angesprochen werden (Th. Hahn). Darüberhinaus werden Spezial- 
Probleme der Alternativ-Diskussion diskutiert (Alternative Raumpolitik u.ä.). Zur politi- 
schen Entwicklung sollen Artikel zur Rechtsentwicklung in der BRD und zum Korporativis- 
mus-Problem veröffentlicht werden. 


Rossana Rossanda 
Zuviele Linke, aber keine Linke für Europa* 


l. Hat Europa, das nach den Wahlen zum Parlament von Straßburg vom 7. und 10. 
Juni nun Gestalt annimmt, für die Linke einen Nutzen? In Italien antworten alle 
mit ja. Die sozialistische Partei verspricht sich davon große Ergebnisse, die Kommu- 
nistische Partei ist zu einer glühenden Verfechterin der europäischen Idee geworden, 
ganz im Gegensatz zu ihrer französischen Schwesterpartei. Sogar die Neue Linke, 
um nicht von den Radikalen, den Ökologen und den anderen, politischen Druck aus- 
übenden Bewegungen zu sprechen, hat ihr Interesse erklärt. Unter den Neun ist Ita- 
lien das Land, das die klarste politische Aussage zugunsten dieses Europa getroffen 
hat. e 

Für die Linke ist dies eine Wende, die erst in der jüngsten Zeit vollzogen wur- 
de. Während des Kalten Krieges sind die Idee eines vereinten Europa und dessen er- 
ste Institutionen mit Entschiedenheit bekämpft worden; von seiten der Kommuni- 
sten mit den Argumenten der UdSSR dagegen, von seiten der Sozialisten mit einer 
furchtsamen und letztendlich überhaupt nicht realisierbaren Idee von einem neutra- 
len Europa. Doch ist das Ende des Kalten Krieges nicht der einzige Grund, der den 
Wechsel in der Einschätzung begründen könnte. Er folgt mehr oder weniger aus der 
Übernahme jener Rolle, die von Präsident Nixon in seiner Rede von 1971 in Kansas 
City Europa zugedacht wurde. Die Vereinigten Staaten hatten in Vietnam verloren 
und waren dadurch gezwungen, ihre Strategie in der internationalen Politik zu ver- 
ändern; sie ließen sie dem freien Spiel ihrer ökonomischen Macht einfach folgen. 
Mit den heftigen Weltwährungskrisen als Konsequenz der Ablösung des Dollar vom 
‚Goldstandard‘ und mit der nachfolgenden Abwertung des Dollar im August 1971 
kündigte sich die Weltwirtschaftskrise an. Europa und Japan entwickeln eigene In- 
teressen, die mit dem amerikanischen Interesse nicht mehr konvergieren. Die Welt 
hat neue Machtzentren erhalten. Europa ist zur „fünften Macht“ infolge seiner 
Eigenschaft als hochintegrierte Ökonomie von nationalen Staaten, wegen seines po- 
litischen Prestiges, aber auch wegen seiner geopolitischen Lage (auf die hinzuweisen 
heute modern ist) geworden, 

Und da es zur Besonderheit dieses Europa gehört, die stärkste Arbeiterbewe- 
gung zu besitzen, die stärksten sozialistischen und kommunistischen Parteien des 
Westens aufzuweisen, die Gewerkschaften mit dem allerbesten Ruf, die am weite- 
sten unter den Massen verbreitete politische Kultur, hat sich die Frage immer mehr 


x Mit freundlicher Genehmingung übernommen aus: 
Problemi del Socialismo, 20. Jhrg. 1979, Januar-März 1979 
Übersetzung: Elmar Altvater (alle Anmerkungen: E. A.) 


aufgedrängt, ob nicht die Linke in dieser „fünften Macht“ eine eigene anspruchsvol- 
le politische Perspektive haben müßte. Dabei geht es nicht nur um die Position inner- 
halb der internationalen Politik, die die Neun (wobei noch nicht die drei weiteren 
Länder berücksichtigt sind, die an die Tür Europas klopfen, nämlich Spanien, Grie- 
chenland und Portugal) unter den Supermächten und zwischen ihnen einnehmen 
könnten, sondern um die Errichtung eines staatlichen und ökonomischen Modells, 
das demokratisch und fortschrittlich ist, das zum Vermittler zu den Ländern der 
Dritten Welt und den neuer unabhängigen Ländern werden könnte. Denen könnte 
es dadurch ermöglicht werden, den politischen Beschränkungen und diversen inter- 
nationalen Verträgen, Abmachungen und Abhängigkeiten (ökonomisch und poli- 
tisch-strategisch) vom Imperialismus zu entgehen. Kurzum: ein kapitalistisches Eu- 
ropa, in dem man bereits Prozesse des Übergangs beobachtet (weil — wie das Herz 
— auch das Straßburger Parlament „links ist‘‘); befreit aus den einengenden Birdun- 
gen an die Supermächte dieser Welt, aber doch klugerweise mit den einen und mit 
den anderen den politischen Dialog führend. 

Dies also wäre das Bild eines Europa, wo man den „dritten Weg“ ausprobie- 
ren kann. Dies ist die Stoßrichtung, die — natürlich mit unterschiedlichen Akzent- 
setzungen — die italienische Linke mit Blick auf Straßburg im großen ganzen zu se- 
hen meint. Hat sie damit recht? Ich glaube nicht. Hat demgegenüber die französi- 
sche kommunistische Partei recht, die bis vor kurzer Zeit gezögert und sogar mit 
dem Gedanken des Boykotts des neuen Parlaments gespielt hat, und in deren Orga- 
nisation die Stimmen des Protestes sich im Namen der Interessen Frankreichs, die 
von den Herren der Europäischen Gemeinschaft geschädigt würden, erhoben ha- 
ben? Ich glaube, daß auch diese Einschätzung falsch ist, und dies nicht nur deshalb, 
weil auch Frankreich einer der Herren der Europäischen Gemeinschaft ist, also zu 
den ‚patrons‘ gehört, wie sie Marchais bezeichnet. Dieses Europa, das sich heute ge- 
bildet hat und sich mit dem in geheimer und direkter Wahl gewählten Parlament 
den entsprechenden Überbau gibt, ist ein gesellschaftliches, ökonomisches und po- 
litisches Gebilde, das die Linke nicht vorausgesehen hatte und hinter dem sie mit 
ihren traditionellen Formen politisch zurückgeblieben ist und organisatorisch ohne 
adäquate Waffen dasteht. Gerade jener Teil der Linken, der behauptet, in seiner po- 
litischen Praxis auf den Übergang oder auf eine alternative Gesellschaft hinzuzielen, 
ist in bezug auf seine Macht, die er in einigen Schlüsselländern Westeuropas innehält, 
brutal zum Zurückstecken gezwungen worden. Vom europäischen Standpunkt er- 
scheint die Krise der Linken weiter fortgeschritten als von irgendeinem anderen Ge- 
sichtspunkt her betrachtet. 


2. Um nichts zu beschönigen: Unsere Analyse ist immer den Ereignissen hinterher- 
gelaufen. Die italienische und französische Arbeiterbewegung, von der englischen 
ganz zu schweigen, die noch abwehrender gewesen ist, haben sich schroff auf die 
Seite der Gegner des werdenden Europa geschlagen. Sie sahen darin lediglich ein 
Moment kapitalistischer Restrukturierung, der Verarmung und des Raubes, ein groß 
angelegtes Manöver gegen die Arbeiterklasse, eine Frucht des Kalten Krieges, ganz 


ähnlich ‚wie der Marshall-Plan als reine Kolonisierungsmaßnahme eingesetzt worden 
ist. Ebenso haben die Arbeiter den Stapellauf der Montanunion im Jahre 1951 als 
eine Katastrophe betrachtet, gegen die sie heftig protestierten. Und im Jahre 1952 
ging man in Paris, in Mailand und in Rom gegen die Europäische Verteidigungsge- 
meinschaft zu den letzten großen Protestmärschen auf die Straße. Danach hörten 
die Auseinandersetzungen keineswegs auf, Sie wurden, wenn auch mit gebrochenem 
Elan, gegen die Westeuropäische Union und die Wiederbewaffnung Westdeutschlands, 
fortgesetzt, und schließlich ging es mit schon geringerer Massenbeteiligung auch ge- 
gen die EWG und die Euratom. Wir sind jetzt schon über die erste Hälfte der 50er 
Jahre hinaus, Europa wurde eine der Fronten, an denen sich die Linke festlegen 
mußte, womit sich die sozialistischen Kräfte und die Gewerkschaften auseinander- 
zusetzen hatten. 

Alle diese Kämpfe gingen verloren. Nicht eine der europäischen Initiativen, 
die man sich zur Zielscheibe auserkoren hatte, konnte blockiert werden, mit einer 
Ausnahme: Die Europäische Verteidigungsgemeinschaft kam nicht zustande; je- 
doch nicht, weil die Massenproteste auf den Straßen dies erreicht hätten, sondern 
weil das französische Parlament unter der Regierung von Pierre Mendes-France im 
Jahre 1954 dagegen votierte. Die deutsche Wiederbewaffnung konnte sich in ande- 
ren Formen mehr unter Ausschluß der Öffentlichkeit vollziehen. Aber wenn es auch 
gegenwärtig schwierig ist, in dieser Hinsicht eine umfassende historische Einschät- 
zung abzugeben, so kann man doch sagen, daß alle diese Kämpfe potentiell dazu 
beigetragen haben, die andere Seite der „atlantischen“ Wiedererstarkung Europas 
zu bestimmen, die schon im Marshall-Plan und dann im Gemeinsamen Markt ent- 
halten gewesen ist. Im Wesen also eine durch und durch kapitalistische Konstruk- 
tion, ganz und gar von den Patrons, also den Arbeitgebern, angeführt, wie Georges 
Marchais beobachtet und es immer wieder laut sagt. Aber immerhin auch Resultat 
einer amerikanischen perspektivischen Wahl, die sich von der einfachen Eroberung 
eines Marktes, den man sozusagen einsacken könnte, doch unterscheidet. Nach dem 
Krieg stellten die Vereinigten Staaten Europa wieder auf die Füße und machten es 
zu ihrem Verhandlungspartner: Um verhandeln zu können, mußte man denn auch 
in gewissen Grenzen auf den eigenen Beinen stehen können. Die USA ermutigten so 
ein System integrierter Wirtschaften, sei es durch politische Handlungen, sei es 
durch direkte und multinationale ökonomische Interventionen, sei es durch eine 
umsichtige Einschätzung im Hinblick auf die Notwendigkeiten und Möglichkeiten 
der Auseinandersetzung mit der Arbeiterbewegung. Der Zweck dieser Aktion war 
die Herstellung von Machtbeziehungen mit dem Ostblock und von internen Gleich- 
gewichtsbedingungen in jedem einzelnen europäischen Staat. So unterstützte das 
amerikanische Imperium in Europa einen Mechanismus, der sowohl von ihm ab- 
hängig war als auch teilweise nicht kontrollierbar blieb. Es entstand ein Subimpe- 
rialismus mit spezifischen Eigenschaften unter deutscher Führung. Dies ist ein be- 
sonderer Fall, denn Westdeutschland ist auf ökonomischem Gebiet außerordent- 
lich stark, aber nicht so sehr auf dem politischen und militärischen Sektor. 

im Zusammenhang mit dieser Entwicklung sind die Kämpfe der Linken und 
ihr politisches Gewicht in einem gewissen Sinne „Kapitalisiert‘‘ worden. Dies ge- 


schieht durch eine politische Formierung, die in der Geschichte Europas ihresglei- 
chen nicht findet: dusch ein System (begrenzter) wirtschaftlicher und (begrenzter) 
institutionell-politischer Integration zwischen Staaten mit stark nationalem, histori- 
schen Charakter. Es ist allerdings eine Tatsache, daß die Linken dies nicht bemerkt 
haben; sie haben die Nachkriegsrekonstruktion lediglich als brutalen Prozeß der Re- 
strukturierung interpretiert: sie sahen die Einschnitte, aber die Entwicklungsper- 
spektive blieb ihnen verborgen. Jene Undurchschaubarkeit der wirtschaftlichen Ver- 
änderungen auf nationaler Ebene, denen die Arbeitskraft ausgeliefert ist, wird zu 
einem „Sumpf in der Finsternis“, wenn die Entscheidungen und ihre Beweggründe 
übemational sind. Im Jahre 1979 leben und kämpfen die infolge .der Stahlkrise 
20 000 Entlassenen in Lothringen und im Norden Frankreichs nicht anders als im 
Jahre 1949. Die Entscheidungen laufen auf eine Verlagerung eines bedeutenden 
Teils der Stahlproduktion von Europa zu den Ländern der Dritten Welt hinaus. 
Dahinter steht die Neufestsetzung des Stahlverbrauchs in Europa, der infolge der 
Politik in der Rezession und infolge ihrer Wirkungen vor allem im Hinblick auf die 
Einschränkung des Wohnungsbaus niedriger als in der Vergangenheit sein soll. Im 
übrigen ist auch die politische Analogie gleichsam erhellend: Nach 1949 haben wir 
den Bruch der antifaschistischen Einheit. Nach der Beschneidung der französischen 
Stahlindustrie heute haben wir die Niederlage der Linken bei den Parlamentswahlen 
des vergangenen Jahres. 

Und doch wird mit entsprechendem zeitlichen Abstand das offensichtliche 
Paradox einsichtig, aufgrund dessen die europäische Arbeiterbewegung, die sich ver- 
zweifelt an allen möglichen Teilfronten geschlagen hat, ohne eine genaue Aufarbei- 
tung der Strategie des Kapitals zwar immer verliert, aber auch immer wieder ein 
neues Kräfteverhältnis bestimmt. Dieses übt auf sie selbst Einfluß aus, und zwar 
nicht allein in Bezug auf die Zeithorizonte, sondern auch in Bezug auf die Qualität 
der Wahl ihrer Perspektiven. Weil die Arbeiterbewegung subjektiv wächst, bildet sie 
sich als politisches Subjekt (die starken Linksparteien und der große Schritt vorwärts 
bei den Wahlen in Lateineuropa) und als Verhandlungspartner heraus (die großen 
Gewerkschaften, der größere Anteil des Lohns am gesellschaftlichen Mehrprodukt, 
Aıbeitsplätze, indirekte Löhne). So haben wir beides nebeneinander, auf der einen 
Seite die produktive Expansion integrierter Kapitale mit einer rigiden internationa- 
len Arbeitsteilung und auf der anderen Seite ein Wachstum der Linken ohne Bei- 
spiel. In der ersten Hälfte der 50er Jahre machen sich diese beiden Momente den 
Rang streitig beim Scheitern der reformistischen Versuche auf nationaler Ebene. 
Die Pläne zur Programmierung der Wirtschaft zum Beispiel in Italien ecken tatsäch- 
lich auf der einen Seite mit der in der Gemeinschaft beschlossenen Verteilung der 
produktiven Investitionen, auf der anderen Seite mit der höheren Konfliktbereit- 
schaft der Arbeiterklasse an. Und aus dem Scheitern des „Reformismus‘ erwächst 
dann sozusagen im freien Fall auf der einen Seite das vorherrschende Bedürfnis der 
Linken, auf der andren der Verlust der integrativen Glaubwürdigkeit des Neokapi- 
talismus. Beide Momente werden noch obendrein durch das Auftauchen einer neu- 
en sozialen Zusammensetzung und daher von politischen Modellen der Arbeitskraft, 
die sich der Revolutionierung (unter zunächst nur quantitativen Gesichtspunkten) 


des Bildungssystems verdankt, zur Entzündung gebracht. Die heftigen Klassenkon- 
flikte am Ende der 60er Jahre — vor allem nach 1968 — sind Früchte dieser Prozes- 
se, in denen die Ereignisse in der Welt (Vietnam und China) widerhallen und gleich- 
zeitig als Multiplikatoren fungieren. 

Aber gegen Ende des Jahrzehnts erfährt man auch, daß das schnelle Aufflak- 
kern des revolutionären Bedürfnisses nicht hinreicht, daß es in die gemäßigte Forde- 
rung nach einem bloßen ‚‚Regierungswechsel‘ abgeleitet werden kann, wenn diese 
Forderungen den reformistischen Kräften anvertraut werden. Sie schleppen diese als 
Hoffnungen bis in die Mitte der 70er Jahre mit sich; Europa ist in dieser zweiten 
Phase des Wachstums der Linken im Zentrum, und tatsächlich wird in dieser Zeit al- 
les das, was noch an faschistischen Überbleibseln in Spanien, Griechenland und Por- 
tugal vorhanden ist, hinweggespült. In dieser Phase kann man sich bis hin zum „Wil- 
len, die Regierung zu übernehmen“, aufblasen. So ist es nicht schwer wahrzuneh- 
men, daß es der Linken an einem Übergangsprogramm hinsichtlich der Wirtschaft 
und der staatlich-politischen Institutionen fehlt, mit dem die Linken der einzelnen 
‚europäischen Länder die Macht antreten könnten. Dies zeigt sich allenthalben, sei 
es in Frankreich oder Spanien, wo die Wahlerfolge an eine Grenze stoßen, sei es bei 
der Niederlage der Linken im Verlauf der Regierungsbildung in Portugal und in ver- 
schiedenem, nicht vergleichbarem Maß, in Italien. Dieses Europa, das im Jahre 1979 
seine institutionelle Absicherung sucht, hat gleicherweise die Geschichte der enor- 
men Kampffähigkeit der Linken und die Geschichte ihrer Unfähigkeit im Hinblick 
auf Voraussicht und Beherrschung der realen gesellschaftlichen Prozesse, deren Lei-. 
tung dem Bürgertum auch in Augenblicken der härtesten Konfrontation niemals 
wirklich aus der Hand geglitten und zum Gegner übergegangen wäre, hinter sich. 

Von daher jedenfalls haben wir es, um die Worte von Marchais zu benutzen, mit 
einem Europa der Arbeitgeber (Europe des patrons) zu tun. Nur muß man dabei be- 
rücksichtigen, daß die patrons, die aus dieser Bewährungsprobe hervorgegangen sind, 
im Vergleich zur ersten Hälfte der 50er Jahre ihre innere und äußere Strategie geän- 
dert haben. Auch sie selbst haben sich verändert. Es sind nicht mehr die patrons des 
Kalten Krieges, sondern die der Zeit von Entspannung und Koexistenz;ihre Konflikte 
sind von einem durch die neuen Beziehungen zwischen den großen Mächten anders 
als in den 50er Jahren definierten Bezugsrahmen geprägt. Ihr Europa ist jedenfalls 
nicht mehr jenes hartnäckig atlantische, welches im politischen Spektrum eher „Mit- 
te-rechts“ angesiedelt ist. Im Maße, wie sich die Beziehungen zwischen Europa und 
den Vereinigten Staaten, zwischen Europa und der Sowjetunion verändert haben, ist 
diese Bedeutung immer blasser und unwichtiger geworden. Im übrigen war es als erster 
de Gaulle, der diesen Bedeutungsinhalt verändert hat. De Gaulle demolierte, obwohl 
genügend englischen Isolationismus aufweisend und in atlantischer Treue mit.allen 
Schritt haltend, den Traum der Zentristen von Mitte-rechts (La Malfa (1) hat diesen 
Traum niemals aufgegeben) nicht nur aufgrund der entschiedenen Weigerung Frank- 
reichs, sich unter irgendeine supranationale Autorität zu begeben, und schon gar 
nicht unter eine deutsche Hegemonie, sondern weil er die Veränderung in den Ost- 
West-Beziehungen spürte (wasItalien regelrecht entgangen ist, ebwohl Italiens Regie- 
rungen gern die Ratifikationen von europäischen Verträgen vorwegnahmen). 


Das Europa von heute ist jedenfalls nicht mehr eine Festung der „Freien Welt“, 
wie sie die Linken bekämpft haben, und zwar deshalb nicht, weil die Vereinig- 
ten Staaten nach der Niederlage in Vietnam und nach der Entstehung anderer 
Zentren in der Welt neben den USA ebenfalls aufgehört haben, eine solche Festung 
zu sein. Dies heißt natürlich nicht, daß ein kapitalistisches Lager unter amerikani- 
scher Hegemonie zu existieren aufgehört hätte; dies heißt nur, daß es sich in anderer 
Weise darstellt und zusammenhält. Auch in seinen internen Strukturen wiegen jetzt 
die Beziehungen auf der Grundlage ökonomischer Macht mehr als jene der Ideolo- 
gien und der militärischen Gewalt. Dies heißt nicht, daß Europa zu einer dritten 
Zone zwischen amerikanischem Imperialismus und Sowjetblock geworden wäre. 
Das heißt nur, daß es ein hoch integriertes kapitalistisches Gebiet geworden ist mit 
einem hohen Grad von Abhängigkeit und Konkurrenz von bzw. mit den Vereinig- 
ten Staaten. Die Rangfolge der Momente dieser Widersprüchlichkeit, die „reale Be- 
sonderheit‘‘ Europas, wird gut durch Potenz und Impotenz (ökonomische Potenz, 
"aber relative militärische Impotenz) desjenigen Staates Europas, der in ihm die He- 
gemonie ausübt, nämlich der Bundesrepublik Deutschland, symbolisiert. 

: In diesem besonderen und exponierten Bereich des kapitalistischen Weltmark- 
tes gilt ein System besonderer innerer Abhängigkeiten: In Bezug auf den deutschen 
Part ist jede andere nationale Realität nur zweitrangig. Dies gilt vor allem für den 
Wert, den die Beziehung zwischen seiner ökonomischen Kapazität und seiner poli- 
tisch-strategischen Beschränktheit hat. Italien hat demgegenüber ein nachgerade bi- 
zarres Verhältnis zwischen der Schwäche seiner wirtschaftlichen Struktur und dem 
immer noch starken Gewicht seiner Linken. Im Wesen ist dies das exakte Gegenteil 
zur Bundesrepublik. Bis vor wenigen Jahren war dies noch eine verrückte Angele- 
genheit, in keiner Weise kontrollierbar, heute jedoch umso weniger gefährlich. 


3. Dies ist ein wenig summarisch zusammengefaßt der Rahmen, in dem die italieni- 
schen Linken behaupten, große Möglichkeiten der Bewegung sehen zu können. Kei- 
ne der politischen oder gewerkschaftlichen Kräfte, die die Linke bilden — und die 
meinen, die antieuropäischen Formeln der kommunistischen Partei Frankreichs 
überwunden zu haben — hat bis heute einen Grund dafür angegeben, mit dem die 
eigene antieuropäische Vergangenheit erklärt werden könnte. Ist sie ein Irrtum ge- 
wesen und, wenn ja, worin bestand dieser Irrtum: in der Analyse, in der politischen 
Zielsetzung? Und wenn nicht, welches ist der Beweggrund für eine Wandlung der 
Einschätzung von so radikaler Bedeutung? 

Die Antworten wären nicht aus Gründen der Geschichtsinterpretation inter- 
essant, sondern um die Gegenwart zu begreifen. Sie könnten nämlich nützlich dafür 
‚sein, die Zielsetzungen einer Alternative oder eines dritten Weges genauer zu be- 
stimmen, die die italienischen Sozialisten und Kommunisten auf der europäischen 
Ebene zu verfolgen behaupten. Wenn es ein Irrtum gewesen ist, sich gegen die For- 
men der ökonomischen und politischen Integration zu schlagen, dann muß auch ge- 
fragt werden, in welchem Sinne die europäische Integration in bezug auf die natio- 
nalen Bedingungen eine antikapitalistische Alternative oder auch nur embryonale 
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Formen von Übergangsprozessen=erleichtern würde? Man muß sich im Lichte der 
60er Jahre fragen, innerhalb welcher Grenzen sich das heutige europäische Kräfte- 
verhältnis bewegt, das sicherlich noch keine Alternative oder noch nicht einmal eine 
Politik in Richtung eines reformistischen Gleichgewichts — wie dies von Ruffolo im- 
mer denunziert worden ist (2) — erlaubt. Dieses Kräfteverhältnis erhält noch durch 
die Zwänge der Krise größeres Gewicht, die die Möglichkeiten nationaler Planungs- 
einrichtungen wirksam einschränken. Und umgekehrt — wenn man zu dem anderen 
Part der gesellschaftlichen Dialektik schaut — ist doch zu fragen, welche „materiel- 
len Bedingungen“ in der Arbeiterbewegung Ausdruck finden, welche Subjekte und 
welche Bedürfnisse sie als die tragenden Bedingungen und Etappen oder Momente 
einer Alternative, sogar eines Übergangs, formuliert und artikuliert hat. Schließlich 
hat sich diese Arbeiterbewegung auch im Kampf gegen Europa gebildet und wenn 
sie heute nicht glückliche Frucht eines Irrtums sein soll (eine Schlußfolgerung, die 
mehr als seltsam klingen würde), dann müssen gerade diese Fragen gestellt werden. 
Mittlerweile kann man den Weg des herrschenden Blocks als Resultante des 
Gegensatzes zwischen nationalen Kapitalen und multinationalem Kapitalismus be- 
schreiben, der sich immer wieder selbst erzeugt und sich immer wieder zurückbil- 
det. Mittlerweile sind auch die politischen Konstanten sichtbar, auf die immer wie- 
der der Klassengegensatz hin tendiert (Zentrismus oder eine Art von linker Mitte). 
Demgegenüber ist der „historische Block“ der Alternative oder des dritten Weges in 
Europa noch gar nicht zusammengefaßt, er hat noch keine endgültige Struktur und 
Zusammensetzunggefunden. So kommt es, daß kein Teil dieses ‚historischen Blocks‘ 
sich als Teil eines Ganzen betrachtet und die anderen als Ergänzungen von sich 
selbst, wenn nicht in den oberflächlichen und propagandistischen Sprachformeln 
der politischen Spitzen der Sozialisten oder Eurokommunisten. Daraus resultiert die 
Tatsache, daß die entwickelte Konfliktfähigkeit nicht nur der Arbeiterklasse in 
Europa niemals Prozessen Raum gegeben hat, mit denen den Grundlinien der euro- 
päischen Integration hätte entgegengewirkt oder mit denen sie hätten modifiziert 
werden können. Ausnahmen hat es nur bei akuten Streitfällen gegeben, die aber von 
Mal zu Mal lokalisiert und partialisiert geblieben sind. Das Schicksal der Arbeiterbe- 
wegung ist es daher, als eine Art Korrektiv zu fungieren, in einer Stellung der Sub- 
alternität zu verbleiben. Dies deshalb, weil eine realistische Perspektive, die Macht 
zu gebrauchen, fehlt und entweder ein Stillstand eintritt oder man Formen der Mit- 
bestimmung in einem Projekt und unter Zielvorstellungen vorschlägt, die von ande- 
ren entwickelt worden sind, auch wenn es, wie in manchen Augenblicken der 60er 
und 70er Jahre, der Bewegung gelingt, den gegnerischen Block zu durchbrechen. 
Aber auch bei Betrachtung der Lohn- und Gehaltsauseinandersetzungen ist 
die Zersplitterung der Arbeiterbewegung überraschend. In Europa ist die Konflikt- 
fähigkeit der Arbeiterklasse nicht nur nicht erloschen, sondern sie erhebt sich selbst 
in so offensichtlich ‚müden“ Phasen wie 1978, zumindest, wenn man darangeht, 
die Stundenzahl der Streiks zu zählen. Und dennoch haben diese Kämpfe noch nicht 
einmal für die Gewerkschaften sichtbare Auswirkungen gehabt, wenn man dies ein- 
mal in einem Jahr der Niederlagen der politischen Organisationen der Linken über- 
prüft. Die europäischen Organisationen der Arbeiter sind von der Tradition, der 
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Kultur, der Organisationsform, den Kampfmethoden, den Kriterien ihrer Verhand- 
lungsführung her gespalten. Das jüngste Beispiel hierfür ist der Fall der Stahlindu- 
strie. Hier haben wir es mit einer krisengeschüttelten Branche zu tun, die ein Ergeb- 
nis der Wettbewerbsfähigkeit anderer Produktionszentren und der Rezession in 
Europa, insbesondere im Sektor des Wohnungsbaus, ist. Das Problem des ‚‚Stahls‘“ 
wird explizit auf europäischer Ebene von der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl aufgegriffen. Gemeinschaftlich ist dann auch die Entscheidung, die Pro- 
duktionszentren an die Peripherie zu verlegen, wo die Lohnkosten am niedrigsten 
sind. Dennoch schlägt sich die italienische Arbeiterklasse in Gioia Tauro (und holt 
relativ wenig heraus) (3), die westdeutsche Arbeiterklasse mit 35 000 Entlassungen 
und die französische mit weiteren 27 000 zu verschiedenen Zeiten, politisch von 
der herrschenden Klasse herausgefordert und ihren Entscheidungen hinterherlau- 
fend, ohne irgendeine Koordinierung der Kämpfe. Die protestierenden Arbeiter von 
Longwy und Denain, in der Tradition jener alten französischen Arbeiterklasse, die 
daran geht, die Niederlassungen der Arbeitgeber in ihren Bezirken zu demolieren, 
werden auch das Genick der „‚Bresciani‘‘ (4) brechen, die Rohrstahl und Langstücke 
zu konkurrenzfähigen Preisen produzieren. Und in dieser Situation haben die Ge- 
werkschaften nicht versucht, eine gemeinsame Plattform der Umstrukturierung und 
für die Ausarbeitung von Sozialplänen zu erarbeiten. In Italien ist Stille eingekehıt, 
in Deutschland hat eine gemeinsame Verhandlungsaktion von Arbeitgebern, Regie- 
rung und Gewerkschaften dafür gesorgt, daß die 35 000 nach Hause geschickt wor- 
den sind, sofern es sich dabei um Arbeitsimmigranten handelte, oder in immer noch 
blühende Wirtschaftszweige umgesetzt worden sind, sofern es sich dabei um Deut- 
sche handelte. In Frankreich ist man auf Paris marschiert, ohne daß die beiden zu- 
ständigen Gewerkschaftszentralen einen Generalstreik ausgerufen hätten und ohne 
daß in Italien die Metallarbeitergewerkschaft die Arbeit auch nur für 15 Minuten 
unterbrochen hätte. 

Dies ist nicht alles. Angesichts einer politischen Strategie der Verlagerung der 
Investitionen in der Stahlindustrie in Länder außerhalb der Europäischen Gemein- 
schaft, also auf Märkte, wo die Arbeit wenig kostet, wo man mit einem Schlag hö- 
here Profite realisieren und eine Entlastung des inneren Marktes und neue Formen 
neokolonialer Herrschaft erreichen kann, findet man nicht eine einzige globale Po- 
sitionsbestimmung, weder von seiten der Gewerkschaft noch von seiten der Linken 
in Italien, Frankreich, Belgien, Luxemburg oder Deutschland. Es ist unnötig daran 
zu erinnern, daß das gleiche auf die armen Landwirtschaften bzw. die armen Sekto- 
ren der Landwirtschaft zutrifft, wo die primitivsten Nationalismen aufgebrochen 
sind (französische Weinbauem gegen italienische Weinbauern), und wo sich in der 
Regel die Linke in dem Dilemma befindet, ob sie sie aufgeben oder sich auf ihr un- 
mittelbares Gebiet verlagern soll. De facto wird auf diese Weise die politische Ver- 
mittlung an die Behörden der Gemeinschaft delegiert. 

Es dürfte schwer fallen, diese Zersplitierung einem bloßen Zurückbleiben ° 
oder fehlender Koordinierung zuzuschreiben. Warum bleibt man zurück? Warum 
wird nicht koordiniert? Sicherlich nicht wegen Störungen im Funktionsmechanis- 
mus oder aus zufälligem Versehen oder infolge von Provinzialismus, der leicht zu- 
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rückzuschrauben wäre. Eine Antwort kann wahrscheinlich in der Schwierigkeit von 
Gewerkschaft und politischer Partei gesucht werden, ihre Funktionsweise unter- 
schiedlichen historischen Momenten und daher auch neuen sozialen Prozessen anzu- 
passen, die sich von jenen, die mit dem Kapitalismus der Manufakturperiode gebo- 
ren sind, und von den Formen des Staates der Jahrhundertwende unterscheiden. 
Man kann sich nicht vor der Feststellung drücken, daß Klassenparteien und Klassen- 
gewerkschaften in ihrer Struktur und Kultur (etwas, das jenseits der Verbesserung 
von Lebensstandard und politischen Forderungen wichtig ist) auf der einenSeite 
von der neuen Physiognomie und Zusammensetzung in Frage gestellt werden, die 
inzwischen der angenommen hat, den man den neuen Lohnabhängigen nennen 
könnte — den Arbeiter mit hohem kulturellen und intellektuellen Anspruch, ohne 
eine diesen Ansprüchen adäquate Arbeit —, und auf der anderen Seite von der neuen 
Physiognomie, die die herrschende Klasse angenommen hat. Denn auch sie ist in ih- 
rer „materiellen“ Zusammensetzung und in ihren politischen Figuren von derjeni- 
gen der Vergangenheit verschieden. Es ist nicht zufällig, daß dieser Verschleiß am 
ehesten in Europa sichtbar ist, wo Partei und Gewerkschaften viel mehr mit einem 
gesamtgesellschaftlichen Anspruch aufgetreten sind als in Ländern mit geringerer 
Kampferfahrung und Kampfbereitschaft. Auch haben sich die Prozesse der Verän- 
derung und der Bewußtwerdung von Kapital und Arbeit gleicherweise beschleunigt 
abgespielt und ergänzen sich somit. Die europäische Integration scheint alles in al- 
lem ein neuer Prüfstein für die historischen Formen der Arbeiterbewegung zu sein. 
Deren Schwierigkeiten erfährt sie nun, sei es im Hinblick auf ihre Legitimations- 
grundlagen und ihre Repräsentanten, sei es im Hinblick auf die einzelnen Bestand- 
teile des ‚historischen Blocks der europäischen Revolution“, oder im Hinblick auf 
eine wirksame Gegenposition zum „historischen Block des europäischen Kapitals‘“. 

Ich glaube, daß aus dieser Wurzel die Zersplitterung der Linken in Europa 
herrührt. Ein Jahrhundert nach dem Appell „Proletarier aller Länder vereinigt 
euch!“ finden wir als Ergebnis eine stärker gewachsene Einheit der Arbeitgeber im 
Vergleich zu derjenigen der Ausgebeuteten vor. Gerade auf dem Kontinent, wo die 
Fortschrittlichkeit der Arbeiterbewegung fester verwurzelt und verbreiteter als ir- 
gedwo sonst ist, ist auch ihre Parzellierung in nationale Einheiten (und manchmal 
noch nicht einmal nationale Einheiten) viel stärker ausgeprägt. In jeder Hinsicht 
wirft sie den Arbeiter oder die Fabrik auf einen Konflikt zurück, in dem der Kolle- 
ge an seiner Seite diesen nicht mehr als seinen Kampf sieht, während der Gegner 
sich immer mehr ausbreitet und immer weniger persönlich faßbar ist.-Bei dieser 
veränderten Konstellation und unter dem Anstoß realer gesellschaftlicher Prozesse 
haben die klassischen Formen von Bewußtsein und Organisation der Arbeiterbewe- 
gung ihre sozialisierende Funktion immer mehr verloren und fassen die notwendi- 
gen Gegebenheiten für die Konstitution zum „Proletariat der ganzen Welt‘ immer 
weniger zusammen. Sie sind immer weniger über die Dimensionen des „Klassen- 
feindes‘‘, dessen ökonomisch bürokratische Integration em ein „Mehr“ von Dun- 
kelheit und Abstraktion verleiht, klar. 

Und die Gewerkschaften und Parteien sollten sich dar nicht bewußt sein? 
Daran zweifle ich. Sie sind es, aber sie übertragen jenes „Mehr“ auf die politische 
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Dimension. Jenes ‚Mehr‘ wird nicht auf den Klassenkampf bezogen, sondern auf 
die Ebene von Gegensätzen und ihrer Vermittlung in der staatlichen Sphäre sowohl 
auf nationaler als auch auf supranationaler Ebene gehoben. Der Kampf ist entweder 
direkt und unmittelbar lokal (noch einmal lehrt dies der Fall der Stahlindustrie) 
oder er wird an die politischen Entscheidungsinstanzen delegiert, wo der Arbeiter 
als Subjekt nicht mehr interveniert, allerhöchstens besetzt er sie mit seinem Protest. 
So ist es fruchtbarer, den Ursprung der fehlenden Positionsbestimmung von Ge- 
weıkschaften und Parteien darin zu suchen, daß in Richtung eines Einigungsversu: 
ches in Europa spekuliert wird, der in der Verschiebung der Ebenen besteht und 
den die Krise ihrer direkten Beziehung der Vertretungsorgane herbeiführt. Ange- 
sichts der europäischen Integration hat man sich zuerst nur national herumgeschla- 
gen und heute, nachdem man das Scheitern erkannt hat, denkt man lediglich an eine 
strikt politische Aktion, die von einem jeden je nach seinen internen Machtverhältnis- 
sen auf der Ebene der institutionellen Vermittlung der Gemeinschaft geführt wird. 

So kommt es, daß weder der TUC noch die CGT noch die CGIL noch die 
CFDT usw. sich die Frage stellen, wie man die Kraft der europäischen Arbeit verei- 
nigt und vereint, wie sich gemeinsam der neue Lohnarbeiter und der neue proletari- 
sche Block zu definieren vermögen. Weder PCF noch PCI oder PCE schlagen ein ge- 
meinsames Aktionsprogramm vor, bevor sie ein solches mit den Sozialisten ausge- 
handelt haben. Jede dieser Organisationen hält die Zielsetzung einer globalen Ver- 
handlungsführung der Arbeitskraft noch für zu vereinfacht oder die Zielsetzung 
einer Koordinierung der revolutionären Proletarier und ihrer Verbündeten für nicht 
zeitgemäß ... Es genügt, diese Formeln als klassiche zu denunzieren, um diese Ziele 
in die Ferne zu rücken. 

In die Ferne gerückt wegen einer engeren Verbundenheit mit den Bedingun- 
gen des Klassenkampfes in den eigenen Ländern, um diese durch komplexere For- 
men der Aktion auf die europäische Ebene zu projizieren? Es scheint mir nicht so 
zu sein. Und im übrigen scheint es illusorisch zu sein, von Parteien wie den Euro- 
kommunisten, die in diesen Jahren ihre nationalen Strategien scheitern gesehen ha- 
ben, eine kontinentale Strategie zu erwarten: In Frankreich ist das gemeinsame Re- 
gierungsprogramm gefallen und mit ihm die Regierung der Linken; in Spanien hat 
das Moncloa-Abkommen der PCE nichts genutzt; in Italien muß die PCI die These 
vom „historischen Kompromiß“ neu formulieren, nachdem sie aus dem ersten Ver- 
such, an der Regierung teilzuhaben, mit einer Niederlage herausgegangen ist. So paa- 
ren sich die Verschiedenheiten zwischen der einen und der anderen Partei im Hin- 
blick auf Europa weniger aufgrund des Ergebnisses unterschiedlicher Zielentwürfe, 
als aufgrund einer Neueinschätzung der Machtverhältnisse im eigenen Land und in 
der Versammlung in Straßburg. In den kommunistischen Parteien reflektieren die 
Wärme der Italiener, der Furor der Franzosen, die Lauheit der Spanier exakt die 
Machtverhältnisse im Hinblick auf die sozialistischen Parteien. In den sozialistischen 
Partei ist der Europäismus allgemein, aber die untesschiedliche, nicht nur politische, 
sondern materieli begründete Positionsbestimmung der italienischen oder französi- 
schen oder englischen sozialistischen Parteien in Bezug auf die deutsche Sozialde- 
mokratie bringt nur mehrdeutige Ebenen der Einheit hervor. 


14 


Im übrigen ist es auch wenig vernünftig daran zu denken, daß ein „historischer 
Block“ auf europäischer Ebene, sofern er als Strategie der Linken überhaupt ausge- 
arbeitet wird, in den Institutionen der Gemeinschaft ein Terrain, ich sage nicht des 
Bedeutungszuwachses der Linken, sondern ihrer Ausdrucksmöglichkeit, finden wür- 
de. Institutionell betrachtet ist dieses Europa ein autoritäres Monstrum. Rat, Kom- 
missionen und Parlament leiten ihre Legitimation aus verschiedenen Quellen her. 
Sie sind dazu bestimmt, zwischen Versammlung und Exekutivbehörden (der Rat 
wird von den direkt durch die Regierung Beauftragten gebildet, die Kommissionen 
werden von den mächtigen Regierungen wegen ihrer relativen Macht im Rat be- 
stimmt, im Rat wiederum die Repräsentanten der großen Interessengruppen) ein ge- 
meinsames Vorgehen zu verhindern. Die Versammlung wird keine normativen Be- 
fugnisse haben, sie wird keine verbindlichen Meinungen abgeben, sie wird umso 
mehr über ihren eigenen Haushalt entscheiden und einige zusätzliche Meter im 
„droit de regard“ über den realen Haushalt der Kommissionen erobern, über jene, 
die über die Finanzierungen und Anleihen entscheiden. Die Versammlung, so kann 
man beobachten, kann die Kommissionen reduzieren: ja, aber mit einer Zweidrittel- 
mehrheit, d.h. unter politischen Bedingungen, die de facto mit dem Willen des 
Rates zusammenfallen, der allerdings auf einer Ebene unterhalb der Versammlung 
bereits die Macht zur Nominierung von Vertretern und ihrer Absetzung hat! Es ist 
genauso vernünftig vorauszusagen, die Versammlung würde von diesem Recht Ge- 
brauch machen, wie zu sagen, daß ihre 410 Mitglieder in einer Art jakobinischem 
Akt sich erheben würden, um sich als europäische konstituierende Versammlung zu 
proklamieren und mit einem Staatsstreich die neuen Regierungen umzustürzen. 

Und diese Überlegung wird auch dann nicht falsch, wenn man von der juristi- 
schen Seite der europäischen Machtverhältnisse zu ihrer politischen Physiognomie 
übergeht. In die Versammlung von Straßburg wird am 10. Juni die Gruppe der So- 
zialisten mit einer relativen Mehrheit einziehen, gefolgt von jener der Christdemo- 
kraten, dann den Liberalen, schließlich Verschiedenen und an fünfter Stelle werden 
die Kommunisten stehen, die die 2. oder 3. Partei in Lateineuropa sind. Es wäre in- 
teressant, sich nach dem „Warum‘““ dieser rigiden Parteieinteilung in einer multina- 
tinalen Versammlung und in einer Epoche so herber Kritik an den Ideologien, ohne 
welche eine Partei nicht konzipierbar ist, zu fragen. Bine europäische Versammlung 
hätte die Karten neu mischen müssen. Man hätte daran denken müssen, daß die Exe- 
kutivorgane der Gemeinschaft, die bis dahin den Kurs des Schiffes bestimmt hatten, 
die Kanäle der Parteien flüssiger hätten halten können, sozusagen als Strukturen, wo 
die möglichen nationalen Widerstände aufgelöst werden könnten. Dies umso mehr, 
als der politische Rahmen, der in der Versammlung vertreten ist, d.h. die Beinahe- ° 
Parität von Sozialisten und Christdemokraten, mit den Liberalen in dritter Position, 
im wesentlichen den politischen Rahmen respektiert, wie er seit vielen Jahren in der 
Bundesrepublik Deutschland vorherrscht. 

Auch wenn ein europäisches Parlament, das nicht entscheidet, wenig zählt, 
verschiebt es doch gewiß die politische Vorstellung, die beispielsweise in Italien von 
ihm ausgeht, stark nach rechts, verglichen mit der politischen Achse in Italien. Die 
Kommunisten werden dort mit ungefähr 7 Prozent vertreten sein, wenn man die 
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Projektionen der gegenwärtigen Kräfteverhältnisse einschätzt. Und die Sozialisten 
werden demgegenüber sehr stark sein (5). Auf ihnen werden in Italien die ideologi- 
sche Bedeutung und die Klasseninteressen der großen deutschen Sozialdemokratie 
lasten. Wo werden dann die Vermittler der „Alternative“ oder des „dritten Weges“ 
noch sein? 


4. Wenn dies in groben Zügen der Rahmen ist, dann dürfte das Illusorische eines eu- 
ropäischen Raumes als dem vorzuziehenden Ort der Errichtung des „dritten Modells“ 
zwischen Kapitalismus und Sozialismus, zwischen amerikanischem und sowjetischem 
Imperium offensichtlich sein. Die Kommandohebel der Gemeinschaft sowohl in ih- 
ren Institutionen wie in den politischen Mehrheiten antworten heute — sehr viel 
ausdrücklicher als in einigen Nationalstaaten wie Italien — auf die Anstöße der herr- 
schenden Kräfte in Frankreich und in Deutschland. Ihre vorherrschende und mäch- 
tigste politische Linie ist heute der Liberalismus, die Zurückweisung von Planung 
und Programmierung und ihre Ersetzung durch die multinationale Integration des 
kapitalistischen Interventionismus. Den Nationalstaaten ist lediglich das Problem ge- 
blieben — und dies ist ihnen von der multinationalen Ebene aufgeladen worden —, 
die politisch-gesellschaftliche Vermittlung mit den betroffenen Schichten zu leisten. 
Und da ja die tragenden Kräfte in Deutschland und Frankreich mit den Vereinigten 
Staaten in einer Konkurrenzbeziehung einerseits und einer Abhängigkeitsbeziehung 
andererseits stehen, allerdings bei vielfältigen Überschneidungen (demgegenüber ist 
die 4. Macht Japan mehr „national‘‘), ist der Bereich für die Inangriffnahme von 
Übergangsprozessen oder auch nur von produktiven Entwicklungen, die technolo- 
gisch unabhängig von den Imperialismen sind, sehr begrenzt. Für eine Unterstützung 
der unterentwickelten Bereiche innerhalb und außerhalb der Gemeinschaft können 
sie nicht fungieren. So wird von ihnen auch keine Wende — bevor sie noch zur Hypo- 
these wird — der gegenwärtigen politischen Machtbeziehungen unter den neun Mit- 
gliedsländern ausgehen. j 

Man müßte meinen, daß die italienische Linke dies weiß. Ihr Europäismus je- 
denfalls muß realistischere Wurzeln auf anderen Gebieten und in anderen Perspek- 
tiven haben. Hypothetisch könnte man formulieren, daß sie an eine mögliche Ent- 
wicklung in zwei Richtungen denken könnte: eine Richtung verweist auf die Erhal- 
tung des spezifischen Modells eines demokratischen Staates. Für lange Zeit haben 
die Linken gefürchtet, dies sei in Gefahr und man könne es dadurch erhalten, daß 
Europa es durch einen rigiden parlamentarischen Kompromiß zwischen den 9 oder 
12 Staaten konsolidieren würde; insgesamt läuft dies — um eine Formulierung der 
inzwischen gestorbenen Internationale zu benutzen — , auf die nicht mehr zurück- 
zunehmende Vollendung der „bürgerlichen demokratischen Revolution‘ hinaus. 
Die italienische Linke kann in Europa eine Garantie gegen die alten faschistischen 
Kräfte, für die Stärkung der jungen Demokratien (die auf der Warteliste Europas 
stehen, nämlich Spanien, Portugal und Griechenland) und vielleicht für einige Kon- 
trollmöglichkeiten gegenüber den gefährlichsten Tendenzen des deutschen Staates, 
der sie gleichzeitig erschreckt und fasziniert, sehen. Daß wir in dieser Vorstellung 
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von einer Problematik neuer Beziehungen zwischen Masse und Staat oder eines drit- 
ten Weges weit entfernt sind, ist nutzlos noch einmal Au unterstreichen. Im übrigen 
wird die wirkliche politische Entwicklung dieses Europa die Linken sehr bald mit 
der Nase auf das Problem des ‚neuen‘ autoritären Staates, der ein Produkt der Kri- 
se des Interventionsstaates ist, stoßen. 

Die zweite Arbeitshypothese ist viel ambitionierter und zieht die mögliche 
Rolle eines geeinten Europa um Deutschland herum in Betracht, das wiederum un- 
ter Führung der Sowjetunion und ihres Lagers steht. Der Angelpunkt dieser Opera- 
tion bleibt die Vereinigung der beiden Deutschland, woran mit Hartnäckigkeit und 
auf lange Sicht ein Teil der deutschen Sozialdemokratie arbeitet, und worauf man- 
che Zeichen von seiten des Ostblocks zu antworten beginnen, der ein neues Interes- 
se in einer Vorzugsbeziehung mit Europa sieht — auf dem Hintergrund der sich neu 
gestaltenden Beziehungen mit China und den Vereinigten Staaten. In Berlin bleibt 
die Mauer, aber zwischen den beiden Deutschland fallen die Zollmauern. Das ganze 
internationale Verfahren ist noch offen, aber die DDR funktioniert diskret als Schar- 
nier zwischen COMECON und Gemeinsamem Markt. Die sowjetische Diplomatie 
paßt sich dem an. Die Verwickeltheit des Problems besteht in der Tatsache, daß 
eine Vereinigung Deutschlands seine Neutralisierung mit sich bringen müßte, und 
dies würde starke wechselseitige Garantien zwischen beiden Lagern erfordern, auch 
für die Konsequenzen, die dies im ganzen System des Ostens haben würde. Dies ist 
keine Angelegenheit von morgen, aber es ist verständlich, daß einige kommunisti- 
sche Parteien, wie die italienische, in der SPD auf diesem Gebiet einen höchstinter- 
essanten Verhandlungspartner sehen, den man in Straßburg erwartet. Sicherlich er- 
scheint er noch interessanter als die Vertretung der französischen Kommunisten, die 
sich mit diesem Problem nicht beschäftigen oder es kaum in den Blick bekommen 
werden. 

Es ist an dieser Stelle nicht möglich, den Umfang dieses Dossiers anzudeuten, 
das noch vom Zweiten Weltkrieg herkommt und das nicht zufällig gerade heute bei 
der neuen Ordnung der Kräfte im Vergleich zu jener, die aus den Blockbeziehungen 
von 1945 resultiert, geöffnet werden kann. Wenn sich in der Welt mehrere Zentren 
herausbilden, dann ist die Macht Europa jene, die in ihrem Inneren den schwierig- 
sten Ausgleich von Interessen herzustellen hat. Es ist möglich, daß die italienischen 
Linken hier das wirkliche Terrain einer Ausübung von politischem Druck sehen, der 
dazu bestimmt sein könnte, ihre eigenen Macht- und Vertretungsverhältnisse im In- 
land zu modifizieren. Dies zeigt aber eher den definitiven Übergang auf ein Gebiet, 
wo die Klassenverhältnisse relativ unwichtig geworden sind. Das Sagen werden dann 
die politischen Vermittlungsinstanzen zwischen den großen Mächten haben, und die 
Massen sind dazu bestimmt, diese mit abgewogenen und konzertierten Meinungsbe- 
wegungen zu begleiten. Man wird abwarten müssen, ob dieser Gang der Entwicklung 
mit den realen Prozessen und Bewegungen in der Gesellschaft übereinstimmt und 
wo neue politische Ausdrucksformen der gesellschaftlichen Entwicklung gesucht 
und gefunden werden. Europa beschleunigt die Veränderung der politischen For- 
men — jene der Linken eingeschlossen. 
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Anmerkungen 
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Ugo La Malfa war bis zu seinem Tod im März dieses Jahres Führer der kleinen, aber im 
Parteiensystem wichtigen Republikanischen Partei. Er gehörte zu denjenigen politischen 
Figuren Italiens, die seit der Resistenza das politische Leben stark beeinflußt haben. Sei- 
ne Bedeutung kommt auch darin zum Ausdruck, daß er nach der langandauernden Regie- 
rungskrise seit Januar dieses Jahres vom Staatspräsidenten Pertini mit der Regierungsbil- 
dung beauftragt worden war, zum ersten Mal in der Nachkriegsgeschichte Italiens als 
Nicht-Christdemokrat. 

Giorgio Ruffclo ist ein bekannter Wirtschaftstheoretiker, gleichzeitig führendes Mitglied 
der Sozialistischen Partei Italiens. Während der Mitte-Links-Regierungen der 60er Jahre 
war Ruffolo an der Ausarbeitung der Reformpläne und der Programmierung beteiligt. 
Gioia Tauro sollte das neue Stahlzentrum Italiens in Kalabrien werden, mit der definier- 
ten Aufgabe, den Stahlmarkt des Mittelmeerraums und des Nahen Ostens zu beliefern 
und gleichzeitig im unterentwickelten Süden Italiens einen Industrialisierungsanstoß zu 
geben. Die Pläne hatten aber nicht die Welt-Stahikrise einkalkuliert, so daß heute Gioia 
Tauro stark überdimensioniert erscheint und eher den traditionellen Stahlzentren Ita- 
liens (in Neapel und Piombino) Konkurrenz macht als auf einem nicht mehr expandie- 
renden Markt höhere Anteile für die italienische Stahlindustrie insgesamt zu erobern. In- 
zwischen ist denn auch der Ausbau von Gioia Tauro teilweise eingestellt worden. 
„Bresciani‘“ sind italienische Billigstahlproduzenten, die Stahl vor allem auf Schrottbasis 
produzieren können und daher auf dem Markt für Baustähle in der EWG billiger als an- 
dere Stahlproduzenten anbieten konnten — bis ihnen durch die EG-Stahlmarktregelung 
das Unterbieten des EG-geregelten Preises verboten wurde. „Bresciani‘ heißen sie wegen 
der Konzentration dieser Stahlindustrie im Raume von Brescia in Norditalien. (Vgl. dazu 
auch den Artikel von Klaus Busch in diesem Heft.) 

Das Manuskript wurde vor den Wahlen zum Europäischen Parlament abgeschlossen. Die 
tatsächliche Sitzverteilung nach den Wahlen entspricht aber in einem hohen Maße der 
von Rossana Rossanda vorausgesagten: Die Sozialisten/Sozialdemokraten erhielten 112, 
die Christdemokraten 105, die Konservativen 63, die Liberalen und Demokraten 41, die 
Kommunisten 44, die Gaullisten 21 und Sonstige 24 Sitze (nach Blätter für deutsche und 
internationale Politik Nr. 7/1979, S. 770). 


Claus Leggewie 

Leben und arbeiten in der Region 

Rationalisierung, gewerkschaftlicher Massenprotest, alternative Wirtschaftspolitik 
und Wandel der „industriellen Kultur‘‘ am Beispiel der französischen Stahlindustrie. 


1. Einleitung 


Nach den jüngsten Tarif- und Arbeitskonflikten in der BRD, besonders in der Metall- 
und Druckindustrie, ist (u.a. in der Prokla) die Frage gestellt worden, ob eine „neue 
Phase der Gewerkschaftspolitik‘“ begonnen habe, als deren Kennzeichen offensivere 
Interessenwahrnehmung, bewußtere Koordinierung in Branchen und Betrieben (so- 
wie zwischen diesen) und der konsequentere Rückgriff auf unmittelbare betriebhi- 
che Erfahrungen angegeben werden. Es scheint Anzeichen dafür zu geben, daß Ra- 
tionalisierungs- und Krisendruck nicht mehr rein passiv verarbeitet und individuali- 
siert wird. Das häufig gebrauchte Bild von der „Friedhofsruhe“ relativiert sich da- 
mit — allerdings nicht so weit, daß daraus schon „krisenoptimistische‘“ Überzeugun- 
gen, gar mit systemüberwindender Dimension, abgeleitet werden könnten. Wacker 
(1979) und Esser u.a. (1978. 1979) haben konstatiert, daß die von der Strukturkri- 
se besonders hart betroffenen Arbeitergruppen auf betrieblicher und gewerkschaftli- 
cher Ebene eher zu resignativ-individualistischen Haltungen bzw. zur Integration in 
asymmetrische Krisenregulierungskartelle (zuungunsten der betroffenen Arbeiter- 
gruppen) tendieren. 

Als Erklärung dafür geben Esser u.a. in ihrer Analyse der Stahlkrise im Saar- 
land neben allgemeinen Gründen (Begrenzung des Widerstands- und Solidarisierungs- 
potentials durch Konkurrenz um den Arbeitsplatz, Primat kurzfristiger Sicherungs- 
strategien) spezifisch westdeutsche Momente der Krisenverarbeitung an: nämlich 
das Fehlen antikapitalistischer „Organisationen der Arbeiterbewegung“, die „dem 
vorherrschenden kapitalistisch-bürgerlichen Deutungsmuster des sozialen Gesche- 
hens eine alternative theoretische Analyse der kapitalistischen Gesellschaft, alterna- 
tiv sozialistische Lösungen entgegenstellen“, weiterhin das Fehlen der Politisierung 
des industriellen Konflikts, d.h. der „politische Arm, der auf der Ebene des Parla- 
ments antikapitalistisch-sozialistische politische Positionen hätte formulieren und 
durchsetzen können“ (1979:91). Fazit: „ ... eine korporatistische Gewerkschaftsbe- 
wegung, die sich traditionell auf den Staat fixiert hat, ist zur Entwicklung autono- 
mer Strategien einstweilen nicht imstande.“ (96) Die sektorale Strukturkrise hat 
hierzulande nicht stabilitätszerstörend gewirkt und auch keine nachhaltigen Neu- 
orientierungen der Gewerkschaftsstrategien nach sich gezogen. Die akute Existenz- 
bedrohung im Verlauf der Krise wurde nicht durch zeitlich, sozial oder sachlich ver- 
schobene Koliektivstrategien (nach Brandes 1977 und Esser u.a. 1978:128 ff.) anti- 
zipiert bzw. entschärft; einzig das „politische System“ der BRD werde zunehmend 
„anfechtbarer“ und instabiler (1). 
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Esser u.a. verstehen ihre Analyse „auf die BRD bezogen“ (1978:131). In bezug 
auf die europäische Dimension dieser Problematik ist nun zu fragen, ob und wel- 
che Differenzen in der Krisenregulierung und der Geweikschaftspolitik der EG- 
Länder sich zeigen und iin welche Richtung eine ‚‚Europäisierung“ der Krisenpolitik 
‚gehen wird. Denn trotz der anhaltenden Integrationskrise und der vielfältigen Rei- 
bungen im EG-Mechanismus erweist sich die Gemeinschaft — z. B. im Falle der 
Stahlkrise — als (weitgehend informeller) wirksamer Zusammenhang, in dem be- 
stimmte strukturpolitische Strategien grenzüberschreitend im Sinne einer neuen in- 
nereuropäischen Arbeitsteilung konzipiert sind (2). Zu deren Erfolg ist der weitge- 
hende Konsens der beteiligten Akteure (Staat, Unternehmen, Gewerkschaften) im 
Sinne des „Modell Deutschland‘ vorausgesetzt. Vereinheitlichung der Gegenstrate- 
gien setzt spiegelbildlich dazu nicht nur oberflächliche Organisationskontakte oder 
Sammlung unter eingängigen Slogans („Europa der Arbeitnehmer“) voraus, sondern 
eine reale Konvergenz der verschiedenen Arbeiterorganisationen besonders auf ge- 
werkschaftlicher Ebene. 

In ihrer Untersuchung über die „grenzenlose Ohnmacht“ der Gewerkschaften 
angesichts der Internationalisierung des Kapitals haben Tudyka u.a. (1979) festge- 
stellt, daß die „beträchtlich unterschiedliche Sozialgeschichte der verschiedenen 
Länder ... zur Herausbildung spezifischer nationaler Systeme von Arbeitgeber-Ar- 
beitnehmeriverhältnissen‘“ geführt hat — mit dem Resultat nationalstaatlicher Fixie- 
rung und je spezifischer Einbindung in divergierende Muster der Konfliktaustragung. 
In der BRD und der von ihr bestimmten EG-Kernzone haben sich für Tudyka u.a. 
„Systeme der Konsultation und Kooperation‘ herausgebildet, die „international 
nur unbedeutend koordinierbar und jedenfalls nicht in eine internationale gewerk- 
schaftliche Konfliktstrategie einzufügen sind“ (1979:159). 

Es ergibt sich daraus die Frage, a) was in Ländern geschieht, in denen pronon- 
ciert linke Organisationen der Arbeiterbewegung vorhanden sind und die beschriebene 
Dreieckskonstellation der Konzertierungzwischen Staat, Unternehmen und Gewerk- 
scaften höchstens ansatzweise gegeben ist, also „Staatsfixierung‘ wie in der BRD 
nicht vorhanden sein dürfte, und b) ob nicht-kooperative Gewerkschaften und Par- 
teien eher in der Lage sind, den Internationalisierungsprozeß adäquat zu beantwor- 
ten und einer europäischen und internationalen Orientierung über leerformelhafte 
Beschwörung hinaus zum Leben verhelfen können. Konkret ist weiter zu fragen, ob 
in ähnlich gelagerten Konfliktfällen einer sektoralen und regional zugespitzten 
Strukturkrise von nicht Kooperativ ausgerichteten Gewerkschaften mehr „herausge- 
holt“ und die sich abzeichnende politische Destabilisierung von Linksparteien ge- 
nutzt werden kann? Und welche Folgen hat dies gegebenenfalls für die Formulie- 
rung europäischer Gewerkschaftsstrategien und die Gestalt eines „Europa der Ar- 
beitnehmer“? Als Möglichkeiten lassen sich hier angeben a) eine Ausstrahlung kon- 
fliktorientierter aufkooperationsfixierte Strategien, b) eine Europäisierung des „Mo- 
dell Deutschland“, aber c) auch das Fehlen jeglicher grenzüberschreitender Diffu- 
sion und das Scheitern der Buropäisierung gleich welcher Richtung (3). 
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2. Besonderheiten der französischen Gewerkschaften 


Gemeinsam ist den beiden wichtigsten französischen Gewerkschaften CGT und 
CFDT -— in Teilen auch den anderen Gruppierungen FO (sozialpartnerschaftlich 
und gegen den „politischen Streik“ eingestellt), CFTC (katholische Mutterorgani- 
sation der CFDT), CGC (Angestelltengewerkschaft) und FEN (Lehrergewerkschaft), 
die eher in ein westdeutsches „System der Konsultation und Kooperation“ hinein- 
passen würden — eine linke, antikapitalistische Programmatik und Strategie, aus der - 
ganz deutlich hervorgeht, daß die Verantwortung für die gegenwärtige Krise bei Un- 
ternehmen und staatlicher Bürokratie liegt. Darüberhinaus verfolgen sie globale, teil- 
weise auch operationalisierte sozialistische Zielperspektiven, die im Fall der CGT 
eher wirtschaftsdemokratisch (Nationalisierungen, demokratische Wirtschaftspla- 
nung und Umverteilung zugunsten einkommensschwacher Schichten), im Fall der 
CFDT stärker auf Selbstverwaltungssozialismus und Formen direkter Demokratie 
orientiert sind. In diesen Formeln ist angedeutet die pluralistisch entfaltete Trädi- 
tion des französischen Syndikalismus, dessen ideologische Unabhängigkeit von bür- 
gerlichen Gesellschaftsvorstellungen sehr viel stärker als in. Deutschland und nicht 
an parteipolitische Avantgardemodelle geknüpft ist, dessen Gewicht auch in proleta- 
rischen Subkulturen und Alltagszusammenhängen spürbar ist und dessen Tradition 
nicht durch den Faschismus (schon eher aber durch die „Modernisierung“ der fran- 
zösischen Nachkriegsgesellschaft) verschüttet wurde. 

Dieses Image des Syndikalismus wurde in der BRD häufig als wohlfeiles Kon- 
trastbild zu DGB und SPD eingesetzt. Eine differenziertere Betrachtung, die sich 
von idealisierenden Projektionen der beinahe allmächtigen ‚französischen Arbeiter- 
bewegung ebenso freihält wie von der umgekehrten Apologetik „pragmatischer‘“ 
Strategien, ist also erforderlich. Auf der einen Seite gehört zu der skizzierten syndi- 
kalistischen Tradition die Schwerpunktsetzung auf autonomer, vor allem betriebli- 
cher Interessenvertretung und ein starkes Mißtrauen gegenüber allen Pazifizierungs- 
programmen von seiten des Staatsapparates oder der (ohnehin schwächer ausgepräg- 
ten) Gewerkschaftsbürokratie. Das Erscheinungsbild der Militanz der französischen 
Arbeiterbewegung knüpft an der Empirie breiter und hart geführter Streiks, an der 
erwähnten ideologischen Dominanz linker Deutungsmuster und Zielperspektiven 
und am Typus des „militant“ als vorherrschender Ausdrucksfigur gewerkschaftli- 
cher Praxis an. Dazu gehört auch das Überwiegen „qualitativer“ Forderungen nach 
Abbau und Überwindung der kapitalistischen Arbeitsorganisation Ende der 60er 
und Anfang der 70er Jahre (4). Auf der anderen Seite zeigt ein Vergleich der durch- 
schnittlichen Arbeits- und Reproduktionsbedingungen von französischen Lohnar- 
beitern mit denen der EG-Kernzone auf verschiedenen Ebenen einen deutlichen 
„Rückstand“. Dieser wird sichtbar bei den Arbeitsbedingungen am Arbeitsplatz 
(Indikatoren: Arbeitsschutzmaßnahmen, Unfallhäufigkeit, Dauer der Wochenar- 
beitszeit), bei der Höhe der direkten und indirekten Lohnzahlungen (einschließlich 
eines stärkeren Lohngefälles zwischen einzelnen Qualifikationsgruppen und Regio- 
nen), beim Ausmaß gewerkschaftlicher (betrieblicher und überbetrieblicher) Prä- 
senz, Information und Mitbestimmung sowie schließlich beim arbeitsrechtlichen 
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Schutz. Dieser „Rückstand“ ist der französischen Arbeiterbewegung natürlich nicht 
subjektiv anzulasten, sondern er hat gute sozialhistorische Gründe. Die stärkere 
Konzessionsbereitschaft von Unternehmen in der EG-Kernzone beruht auf seit Jahr- 
zehnten zunehmenden Konkurrenzvorsprüngen, die dann als indirekt auch auf Ko- 
sten französischer Lohnarbeiter erwirtschaftete Extragewinne an die folglich umso 
partnerschaftlicher ausgerichteten Fraktionen der dortigen Arbeiterschaft weiterge- 
geben werden. Spiegelbildlich gering ist demgegenüber traditionell die Konzessions- 
bereitschaft französischer Unternehmer (vgl. Haupt 1976). Die konkrete Organisa- 
tion der französischen Gewerkschaften war nun nie in der Lage, diesen Klassen- 
kampf von oben erfolgreich, d.h. aber langfristig über Manifestationen punktueller 
Militanz hinaus, zu beantworten und entsprechende „Waffenstillstandslinien““ in in- 
dustriellen Konflikten zu ziehen (außer 1936/37 und 1968). Militanz, Streikhäufig- 
keit und -dauer haben deswegen auch immer den Charakter des Ersatzes für institu- 
tionalisierte Konfliktaustragung; sie sind keineswegs grundsätzlich die „romanische“ 
Alternative dazu (vgl. Haupt 1978, Hartmann u.a. 1978). 

Eine komparative Betrachtung westdeutscher und französischer Verhältnisse 
kann also nicht schlicht das Merkmal „Kooperation“ bzw. „Militanz“ in den Mittel- 
punkt stellen. Als Resultat der sozialhistorischen Entwicklung dominiert in der 
BRD in industriellen Konflikten ein höheres Maß an Verrechtlichung, das Ziele und 
Modalitäten der Tarifpolitik und die Reichweite der verhandlungsfähigen Gegen- 
stände entsprechend bestimmt. Ob derartige Setzungen des Arbeitsrechtes materiel- 
le Gestalt annehmen, hängt weniger von der prozeduralen Perfektion des verrecht- 
lichten Bereichs als von der aktuellen Kampfkraft der Belegschaften ab. In Frank- 
reich dominiert hier stärker die „soziale Exekution‘ (Sinzheimer) von Arbeitskon- 
flikten, also „Interessenvertretung im rechtsfreien Raum‘ (Däubler 1979:118), die 
auch post festum nur rudimentär formalisiert wird. Der Vorteil liegt im stärkeren 
Solidarisierungseffekt bzw. -zwang der kollektiven Aktion und der darin enthalte- 
nen Chance zur Überwindung von Ohnmachtserfahrungen. Auf der anderen Seite 
wird die Schwelle zur kollektiven „rechtsfreien‘‘ Aktion umso höher, je größere Kri- 
minalisierungs- bzw. Arbeitsplatzrisiken damit verbunden sind. Deswegen ist ein so 
langer Atem wie der der LIP-Belegschaft selten, so daß häufig einmal aufgerichtete 
Widerstandslinien in sich zusammenbrechen. Eine stärkere Verrechtlichung kann in- 
formelle Macht- und Loyalitätsbeziehungen zwischen Arbeitgebern und Belegschaf- 
ten ansatzweise neutralisieren, ferner bringt sie (eine natürlich auch nicht unwider- 
rufliche!) Festschreibung einmal erreichter Konzessionen und Konflikterfolge; dies 
gilt gerade für kleinere Betriebe, wie sie Frankreich aufgrund der niedrigeren Kon- 
zentrationsrate noch sehr viel häufiger hat. Die Kehrseite davon ist die Dauerver- 
pflichtung auf „kooperative“ Lösungen und insbesondere der davon ausgehende So- 
zialisationseffekt, der Gewerkschaften und Belegschaften häufig blind macht für die 
Ambivalenz der Verrechtlichung und die Begrenztheit des Arbeitsrechts auf die 
reine Zirkulation. Das Recht erfaßt auch den Lohnarbeiter vorrangig als Warenbesit- 
zer, d.h. es klammert den Arbeits- und Produktionsbereich beinahe vollständig aus, 
während Merkmal der informellen kollektiven Aktionen häufig die Vermengung von 
zirkulations- und produktionsbezogenen Zielen ist. Daraus erklärt sich das zeitweili- 
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ge Vorrücken „qualitativer“ Gewerkschaftsstrategien in der Prosperitätsphase des 
französischen Kapitalismus bis 1974. Die damals erhobenen arbeitsplatz- und be- 
triebsbezogenen Forderungen wurden auch zunehmend auf den Reproduktionsbe- 
reich (‚‚qualite de vie‘“) ausgedehnt, ebenfalls eine wichtige Innovation der französi- 
schen Arbeiterklasse mit oftmals geradezu ‚„‚kulturrevolutionärem“ Anstrich, der die 
Organisationen häufig hinterherhinkten. 

Als Folge der Krise und der staatlichen Einkommenspolitik traten diese Mo- 
mente aber wieder zurück, genauso wie die Kampfbereitschaft der Belegschaften 
seit 1974 entschieden gesunken ist. Gleichzeitig mit dem Aufstieg der qualitativen 
Tarifpolitik bemühte man sich im öffentlichen Dienst (der heute aufgrund des gerin- 
geren Arbeitsplatzverlustrisikos regelmäßig Vorreiter bzw. Stellvertreter der tarifpo- 
litischen Auseinandersetzungen ist bzw. sein soll) um eine progressiv ansteigende 
Lohnskala, mit der Inflationsverluste nicht nur ausgeglichen werden sollten, son- 
dern gleichzeitig analog zum Produktivitätsfortschritt regelmäßige Reallohnzuwäch- 
se angestrebt wurden (5). Auch dieser Mechanismus ist in der Krise zum Stillstand 
gekommen; stattdessen versucht der Staatsapparat zur Realisierung der Austeritäts- 
politik die Gewerkschaften in Gestalt einer systematischeren Tarifpolitik in Pflicht 
zu nehmen. 

Man sieht hier, daß unter dem Druck der weitgehend gleichläufigen zykli- 
schen und strukturellen Krise sich die gewerkschaftlichen Strategien als defensive 
aufeinanderzubewegten. Ebensowenig wie es in der BRD in der Prosperitätsphase 
gelungen ist, ausgehend von Legalismus, Staatsfixierung und Kooperation die politi- 
sche Dimension von Mitbestimmung und Humanisierung zu akzentuieren, ist es von 
anderen Voraussetzungen aus in Frankreich möglich gewesen, „arbeitslogische‘ 
Überwindungsstrategien über punktuelle Erfolge hinaus (wie bei Lip, in den „greves 
significatives“ von 1972 und im Poststreik von 1974 zu realisieren. 


3. Die französische Stahlindustrie 
3.1. Der Weg in die Krise 


Noch massiver als die BRD steht die französische Volkswirtschaft unter einem welt- 
wirtschaftlich induzierten „Modermisierungs‘zwang (6), der sich in scharfen sekto- 
ralen Strukturkrisen, vor allem bei Textil und Stahl, ausdrückt und gleichzeitig noch 
einschneidendere regionale Zuspitzungen in Nord-, Ost- und Südwestfrankreich er- 
fährt. Die gesamtwirtschaftliche Situation läßt sich mit der im Vergleich zur BRD 
höheren Arbeitslosenquote und Inflationsrate umschreiben (7). 

Seit 1976 verringert sich sowohl die private Nachfrage der Haushalte als auch 
die Staatstätigkeit, während sich die Gewinnsituation der prosperierenden Branchen 
erheblich verbesserte und die Selbstfinanzierungsmöglichkeiten generell anstiegen. 
Darin genau liegt die Logik und der relative Erfolg der Barre-Pläne. Mit ihnen wurde 
die exportorientierte Modernisierung der Branchenstruktur (Konzentration und Spe- 
zialisierung) und die Stabilisierung der lange Zeit defizitäten Außenhandelsbilanz 
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und des Franc angestrebt; beides war Mitte 1979, u.a. durch erhebliche Senkung der 
Importnachfrage, erreicht worden. Innerhalb des Landes stagniert die globale Inve- 
stitionstätigkeit; dafür gab es neue Wellen von Kapitafexport. 

Die Steuerungsmöglichkeiten des Staatsapparates allerdings bleiben begrenzt; 
erstens aufgrund der Konkurrenzüberlegenheit anderer EG-Kapitale und außereuro- 
päischer Unternehmen, zweitens aufgrund des vergleichsweise hohen Grades der 
passiven Internationalisierung der französischen Ökonomie. Beides reduziert den 
Handlungsspielraum der nationalen Wirtschaftspolitik. 

Deutlich wird dies u.a. bei-der Stahlindustrie, in der die aufgeführten gesamt- 
wirtschaftlichen Trends besonders durchschlagen. Als wichtigste Strukturmerkmale 
und Trends, die zur Beurteilung der im Abschnitt 4 behandelten Konzepte alternati- 
ver Wirtschaftspolitik der französischen Linken wichtig sind, läßt sich folgendes 
festhalten: 

1. Nach dem Ende des Stahlbooms zu Anfang der 70er Jahre, während dessen 
die Produktionskapazitäten auf 33 Mill. pro Jahr ausgebaut und neue Produktions- 
stätten an der Küste errichtet wurden, erfolgte 1974/75 ein Einbruch ( — 16 %); 
gegenwärtig sind die Kapazitäten nur zu knapp zwei Drittel ausgelastet. Ursachen 
dafür waren erstens der generell unter den Erwartungen gebliebene innerfranzösi- 
sche Stahlverbrauch, zweitens die europäische und japanische Konkurrenz, die pro- 
duktiver und spezialisierter ausgerichtet sind und neuerdings auch durch Produzen- 
ten außerhalb der EGKS (v. a. Spanien) ergänzt werden, drittens der Rückgang der 
privaten und staatlichen Nachfrage (besonders der Bauindustrie) (8). 

2. Die Zahl der Beschäftigten sank von 130.000 (1964) auf 110.000 (1974) 
und 93.800 (1977); gleichzeitig stieg die Produktivität von 133 to pro Jahr und Be- 
schäftigtem (1968) auf ca. 200, wobei diese Entkoppelung nicht so drastisch war 
wie in anderen Ländern (s. Punkt 4). Ähnliches gilt für den Eisenerzbergbau (9). 

3. Die Konkurrenzposition im Montanblock sank kontinuierlich ab; besonders 

deutlich sind die Handelsbilanzdefizite gegenüber Belgien, Luxemburg und der BRD. 
Bisher bestehende Positivsalden wie gegenüber Italien schrumpften; die positive Bi- 
lanz gegenüber den USA und Kanada sowie gegenüber Entwicklungsländern, beson- 
ders der Ex-Kolonien und dem Iran sind durch die starke Expansion japanischer An- 
bieter, Importsubstitutionspolitik (z. B. Algerien) und protektionistische Tenden- 
zen im Welthandel ständig bedroht (10). 
; 4. Die besonders im EGKS-Bereich bestehenden Produktivitäts- und Angebots- 
defizite beruhen vor allem auf der während der 60er Jahre vergleichsweise (dafür 
jetzt umso drastischer) betriebenen Modernisierung der Produktionsanlagen. Zwar 
wurden personalintensive Anlagen im Konzentrationsprozeß stillgelegt, aber die 
Spezialisierung (11) und die Rentabilität der Investitionen (12) blieben unter dem 
europäischen und Weltmarktdurchschnitt. 

5. Ähnlich wie im Saarland sind die Betriebsgrößen der ost- und nordfranzösi- 
schen Werke zu klein, die Anlagen technisch überholt; ehemalige Standortvorteile 
der Reviere (durch Rohstoffnähe) haben sich in Standortnachteile verkehrt (Fehlen 
von Wasserstraßen und Entfernung zur Küste), weswegen die Küstenstandorte Dun- 
kerque und Fos/Marseille bevorzugt wurden. Die Branchenkrise hat deswegen harte 
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regionalwirtschaftliche Folgen in Form eines Domino-Effekts auf Zulieferbranchen, 
Handel und Dienstleistungen; in Lothringen ist duıch das bereits erfolgte Schrump- 
fen der Textilindustrie sogar eine doppelte Strukturkrise gegeben. Der theoretische 
Standortvorteil für die französischen Unternehmen, der in den gesamteuropäisch 
niedrigen Lohnkosten liegt, kommt durch die genannten anderen Faktoren nicht 
zur Geltung (13). 

6. Im Zuge der gaullistischen /ndustriepolitik schaltete sich der französische 
Staatsapparat aktiv in die Modernisierung und Konzentration der Branche ein, die 
heute im wesentlichen auf zwei Konzernen (Sacilor und Usinor) beruht. Die Ge- 
samtverschuldung lag 1976 bei etwa 33 Mrd. FF (davon 7 Mrd. staatliche Subven- 
tionen); sie überstieg damit den Jahresumsatz um 104 % und war etwa sechsmal so 
hoch wie die der BRD-Branche. Das Ausmaß der Subventionen steht in keinem Ver- 
hältnis zu den erreichten Strukturverbesserungen. 


3.2. Staatliche Sanierungspläne 


Zwar blieben die Sanierungspläne in der Tradition der EGKS im wesentlichen natio- 
nalstaatlich orientiert, aber sie sind zunehmend in ein Geflecht von supranationalen 
und nationalen Lösungen integriert, in dem betriebswirtschaftliche Rentabilisierung, 
sozialpolitische Pazifizierung und weltwirtschaftliche Überlegungen auf widersprüch- 
liche Weise miteinander kombiniert sind. In derersten Phase der Stahlkrise (1975/76) 
führte der vonder BRDausgehende Druck einer „‚marktgerechten“ Restrukturierung 
der Branche unter dem Motto „Rette sich, wer kann“ zu großen Problemen für eini- 
ge französische (wie auch englische, belgische und „süddeutsche‘“) Unternehmen. 
Als der Strudel die gesamte Branche zu erfassen drohte, kam es auf EG-Ebene zu ei- 
nem Kompromiß zwischen „antidirigistischen“ und „protektionistischen‘“ Lösungs- 
konzepten; im Rahmen des europäischen „Davignon-Plans‘‘ wurde in Frankreich 
der 2. Ferry-Plan konzipiert, zu dem u.a. neben Schließungsmaßnahmen auch noch 
umfangreiche Modermisierungsprojekte gehörten (z. B. die Errichtung eines neuen 
Blechwalzwerks in Dunkerque, einer Stranggußanlage in Denain, eines OBM-Hütten- 
werkes in Longwy usw.). Waren hier noch Ansätze einer umfassenderen industriepo- 
litischen Konzeption zu erkennen, so setzten sich 1978 einzig die betriebswirtschaft- 
lichen Sanierungs- und Kartellierungsstrategien durch; sie wurden entscheidende 
Variable der neuen innereuropäischen Arbeitsteilung und bestimmten auch die im 
weiteren Verlauf konzipierten nationalen Krisenpläne (Giroud-Plan 1978). 

Im Mittelpunkt standen dabei radikale Betriebsstillegungen, innereuropäische, 
d.h. aber zunehmend konzern- und kartellinterne Spezialisierungen und Preisabspra- 
chen, was seit 1978 wieder zu einem Anstieg der Stahlpreise und einer gewissen Er- 
holung der Unternehmen führte. In der Konsequenz war dies die Revision der fran- 
zösischen Industriepolitik, die bislang Konkurrenzimpulse und Modernisierungsan- 
stöße eher abgefedert weitergegeben hatte und protektionistisch war, jetzt aber auf 
der Linie des neugewählten Vorstands des Unternehmerverbands CNPF, der sich aus 
relativ prosperierenden Unternehmen rekrutiert, seine mittelständisch-,‚,hexagonale“ 
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Ausrichtung ablegt und auf die „multinationale Linie“ umschwenkt (vgl. N. O. Nr. 

741,22.1.79). 

Bezogen auf die Stahlbranche entstand also folgendes Sanierungsprogramm 

(14), das 1978 ff. in Angriff genommen wurde: 

— Die veralteten Anlagen in Nord- und Ostfrankreich werden weitgehend geschlos- 
sen; insgesamt erfolgt eine mittelfristige Kapazitätsreduzierung auf 27 - 28 Mill. 
t/Jahr. 

— Dies bedeutet die stufenweise „Freisetzung“ von 25.000 - 40.000 Stahlarbeitern, 
für die staatlich organisierte individuelle Sozialpläne vorgesehen, betrieblich zu 
organisierende Experimente wie die 5. Schicht aber ausgeschlossen sind. 

— Die weitere staatliche Subventionierung ist nach der de facto-Nationalisierung 
von 1978 gekoppelt an die Verbesserung der Selbstfinanzierung, u.a. durch Rück- 
griff auf den internationalen Kapitalmarkt, wozu eigens Finanzierungsinstitutio- 
nen (CAPA) geschaffen werden. 

— Für die betroffenen Reviere sind langfristig Industrieansiedlungen vorgesehen, 
vor allem von seiten der Autoindustrie (15). 

— Die innereuropäische Arbeitsteilung wird moderat fortgeschrieben, d.h. die fran- 
zösischen Unternehmen konzentrieren sich weiterhin auf die Herstellung von 
Flachstahlprodukten (Produits plats), was die Fortsetzung der Defizite und Im- 
portzwänge bedingt, und den Austausch mit südlichen EG-Ländern (einschließ- 
lich Spaniens), was die Verringerung des gegenseitigen Austauschs mit Ländern 
der EG-Kernzone beinhaltet. 


4.  Gewerkschaftsstrategien und „alternative Wirtschaftspolitik“ 


Es soll nun untersucht werden, auf welche Weise die drohenden Stillegungen und 
Entlassungen von den Belegschaften aufgenommen und beantwortet wurden, wie 
diese lokalen Reaktionen in regionale und nationale gewerkschaftliche Aktion um- 
gesetzt wurden und wie sich das Problem der zunehmenden Arbeitslosigkeit auf die 
Stabilität des politischen Systems in Frankreich auswirkte. Für das Saarland kann 
man diesbezüglich feststellen, daß 

— die Belegschaften sich nach anfänglicher Empörung und Aufbäumen durch die 
zeitliche Streckung der Rationalisierungsmaßnahmen und zumindest kurzfristi- 
ge soziale Sicherung individuell beruhigen ließen, 

— die lokalen und überörtlichen Gewerkschaftsinstanzen sich an der Sanierung koo- 
perativ beteiligten und möglichst weitgehende Sozialpläne herauszuholen versuch- 
ten, die insbesondere ihren relevanten Mitgliederstamm intakt ließen und zufrie- 
denstellten, 

— keine weitreichenden konzeptionellen Veränderungen der Gewerkschaftsarbeit 
der IGM (einer Interessenvertretung von Belegschaften aus heterogen von der 
Krise betroffenen Branchenteilen) oder der (oppositionellen oder regierenden) 
Sozialdemokratie erfolgt sind, 

— daß schließlich die Saarkrise als sektorai und regional begrenzte dargestellt wer- 
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den konnte und in der Regel — trotz ähnlicher Revierprobleme und Regionen 
mit erheblich höherer Arbeitslosenquote — kein stabilitätszerstörender Demon- 
strationseffekt von ihr ausging, durch den die gängige Individualisierung der Ar- - 
beitslosigkeit und die globale Problemlösungskapazität des politischen Krisen- 
managements nachhaltig in Frage gestellt ist. 
In Frankreich scheint es — trotz unterschiedlicher Voraussetzungen und Verlaufs- 
formen der Krise und erheblich radikalerer Konfliktäußerungen — im Endeffekt 
nicht anders zu sein. 


4.1. Das Beispiel Longwy (16) 


„Lothringen — Kämpfe, aus denen wir lernen können“ — dieser „express‘-Titel 
vom März 1979 bezieht sich auf die massiveren und eruptiven Reaktionen der von 
Rationalisierung bedrohten Belegschaften im Becken (Bassin) von Longwy an der 
französisch-luxemburgischen Grenze. Im Winter 1978/79 gab es dort und anderswo 
(In Nordfrankreich, der Bretagne und anderen „peripheren“ Regionen des Landes) 
nämlich Äußerungen von Widerstand gegen die Vernichtung von Arbeits- und Le- 
benszusammenhängen, die teilweise über den Rahmen der „Legalität‘‘ und auch die 
vorgegebenen gewerkschaftlichen Aktionsformen hinausgingen. In Longwy, einem 
Ort mit 60 000 Einwohnern, und Umgebung ist seit dem Beginn des 20. Jahrhun- 
derts (nach dem Verlust Lothringens an das Deutsche Reich) eine industrielle Mono- 
kultur entstanden (Rachot 1977), die das Bassin strukturell und phänotypisch be- 
herrscht: rotschwarzer Staub von den alles überragenden Produktionsanlagen, eine 
Kette von Zuliefer-, Konstruktions-, Reparatur- und Transportbetrieben, dichtes 
Eisenbahnnetz, eine Reihe von Kleinhändlern und Supermärkten, kaum kulturelle, 
wenig Bildungs- und so gut wie keine gastronomischen Möglichkeiten — dafür eine 
proletarische Stahlarbeiter-Subkultur mit regionalem Anstrich („longoviciens‘‘) 
mit generationenlanger Arbeitertradition an den Hochöfen und Walzstraßen, lebens- 
langen, von den Vätern auf die Söhne vererbten Betriebszugehörigkeiten. Die Frau- 
en sind nur zu einem kleinen Teil außer Haus beschäftigt, weil es für sie kaum Ar- 
beitsplätze im Bassin gibt. Die Durchschnittslöhne liegen weit über dem französi- 
schen Durchschnitt (Mindestlöhne 2.400 FF, O.S. verdienen ca. 3.500. Vorarbeiter 
5.500). Die meisten Stahlarbeiter sind hochqualifiziert — für Longwy und die Hoch- 
öfen. Denn außerhalb Lothringens und der Stahlindustrie wären sie als zu speziell 
ausgebildete ‚„metallos‘‘ kaum einzusetzen, und auf eine Bandarbeit in einer der 
vage zugesagten Ersatzindustrien im Automobilsektor verzichten sie gerne. 

Die aktive Bevölkerung im Bassin beträgt z. Z. 37.000 Personen (von 105.000); 
bis 1981 soll vor allem durch die jetzt in Angriff genommenen Entlassungen von 
6.500 Stahlarbeitern diese Zahl auf ca. 20.000 gedrückt werden. Bereits jetzt sind 
3.000 Arbeitslose registriert. Seit 1972 sind 5.000 Arbeitsplätze wegrationalisiert 
worden, nur 800 neue sind dafür von staatlicher Seite geschaffen worden. Über 
Longwy ist also das Todesurteil gesprochen, ähnlich wie über andere Städte Lothrin- 
gens, die in Antizipation dieses Urteils, z.B. in Thionville anläßlich einer „Aktion 
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ville morte“, sich bereits für einen Tag in Geisterstädte verwandelten (vgl. Le Monde, 
16. 4. 1977). Die Produktionsanlagen von Usinor und Chiers-Chatillon werden etap- 
penweise ganz oder teilweise geschlossen, denn anstelle-der zunächst vorgesehenen 
Modernisierung durch den Bau einer modernen Anlage mit Oxygen-Direktreduzie- 
rung, die jetzt in Neuves-Maisons gebaut wird (17), wird Longwy nur noch mit zwei 
Walzstraßen für andere Standorte arbeiten. Das vom Usinor-Management ausgearbei- 
tete Konzept bedeutet also Frühverrentung, das Absinken von Facharbeitern auf 
Rentner- und Hilfsarbeiterniveaus, für jüngere Arbeiter „Mobilitätszwang‘‘, Dauer- 
arbeitslosigkeit oder fragwürdiges Durchlaufen von Umschulungsmaßnahmen, Bank- 
rott vonKleinhändlern, Wegfall von Gewerbesteuern für die umliegenden Gemeinden 
usw., vor allem aber den Verlust der Identität der „‚metallos‘‘ und „longoviciens“, die 
sehr wesentlich aus dem alles organisietenden Bezugspunkt Arbeit resultierte, an des- 
. sen Stelle sich jetzt soziale Abwertung, Resignation und Langeweile setzen werden. 

Nach trügerischer Ruhe entlud sich diese schwarze Zukunftsaussicht der Be- 
legschaft Ende 1978 in militanten Aktionen (18): geschlossene Demonstrationen 
und Arbeitsniederlegungen, Betriebsbesetzungen, ‚‚Kommandoaktionen‘“ gegen 
Polizeistationen, Präfekturen, Industrie- und Handelskammern und Niederlassungen 
von Unternehmerverbänden, in Straßen- und Gleissperren, einem (allerdings kaum 
durchgeführten) Steuerstreik. Um die Bevölkerung in der Region und in ganz Frank- 
reich von der lothringischen Situation zu unterrichten, besetzten CGT- und CFDT- 
Gruppen regionale Sender bzw. errichteten Piratensender. Die Gesamtstimmung war: 
„ras-le-bol“ und ein zunächst sehr starkes Selbstbewußtsein, daß man der geplanten 
Demontage tatsächlichen Widerstand entgegensetzen, die Logik der kapitalistischen 
Rationalisierung durchkreuzen und den lothringischen Funken auch auf das fran- 
zösische Pulverfaß überspringen lassen könne. 

Die lokalen Gewerkschaften (in Longwy sind etwa zwei Drittel in der CGT, 
ein Drittel in der CFDT organisiert) organisierten die „Arbeiterwut“; sie bildeten 
eine „Intersyndicale‘ (einschl. FO,CGT und FEN), die bis ins Frühjahr hinein trotz 
unterschiedlicher Lageeinschätzungen, Aktionsformen und -präferenzen sehr gut ar- 
beitete, d.h. die Einheit der Belegschaften war gesichert und der Kontakt zur Be- 
völkerung des Bassin sehr gut. Die weit divergierenden Strategien der. Pariser Ge- 
werkschaftszentralen (s.u.) und die Vorgeplänkel des Europawahlkampfes ließen die 
Einmütigkeit und Entschiedenheit der lokalen Forderungen unbeschadet: keine 
Entlassungen, keine Lohnkürzungen, keine Verhandlungen, bevor das zugesichert ist— 
„sie werden keine Schraube von unseren Anlagen.anrühren“. Techniker, Lehrer und 
Gewerkschaftler arbeiteten an einem Plan zur’Rettung von Longwy, der die Kurz- 
sichtigkeit ‘der vorgesehenen Demontage sichtbar machen sollte und stattdessen Mo- 
dernisierungs- und Ausbaumaßnahmen skizzierte. Niemand ließ sich auf die von 
Usinor vorgeschlagenen Verhandlungen in den Betriebskomitees ein, niemand ak- 
zeptierte die vom Arbeitsministerium vorgesehenen „Bassin-Komitees“; geschlossen 
war auch der Widerstand gegen die angebotenen individuellen Absicherungen und 
Scheinkenzessionen im Verlauf der auf höchster Ebene zwischen Staat, Unterneh- 
men und Gewerkschaften eingeleiteten Verhandlungen: „sie versuchen nur, Zeit zu 
gewinnen und unsere Kampfkraft zu schwächen ...“. 
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Auf der kommunal- und regionalpolitischen Ebene waren die Mehrheiten in die- 
ser traditionell „schwarzen‘‘ Region (Thull 1976) seit den Kommunalwahlen von 
1977 links; dieser Trend verstärkte sich bei den Kantonalwahlen im Frühjahr 1979, 
Von seiten der Parlamentarier kam aktive Unterstützung. Auch die praktizierenden 
Ärzte des Bassin boten eine Unterstützung an und legten u.a. eine Untersuchung über 
physo-psychische Störungen bei entlassungsbedrohten Familien vor. Selbst der loka- 
le Klerus unterstützte die Kämpfe. Maßgeblich durch die Situation in Nord- und 
Ostfrankreich beeinflußt schien das „soziale Klima“ in Frankreich umzuschwenken. 
Die-Häufung von Arbeitskonflikten und die anhaltend schlechten Beschäftigungs- 
prognosen für 1979 und den Zeitraum des 8. Wirtschaftsplans ließen nach einer lan- 
gen Phase knallhart und zynisch betriebener Austeritätspolitik optimistischere Lage- 
einschätzungen der Gewerkschaften aufkeimen (19) und ein höheres Maß an Nervo- 
sität und Konzessionsbereitschaft beim Staatsapparat erkennen. Der Honigmond 
des Wahlsiegs der Majorit& von 1978 war untergegangen, und es grassierten ängstli- 
che (20) oder aber euphorische Kommentare über die explosive oder gar vorrevolu- 
tionäre Lage in Frankreich. Gekoppelt war dies mit einem hastigen Angebot zu 
Neuverhandlungen über den Stahlplan und dessen soziale Folgen in „Dreierkonfe- 
renzen‘‘ zwischen Arbeits- bzw. Industrieministerium, Unternehmerverband und 
Gewerkschaften, nachdem sich Staat und Unternehmen in den seit März 1978 ange- 
setzten Verhandlungsrunden mit äußerst geringfügigen Zugeständnissen begnügen 
konnten; so wurden die Mindestlöhne — eine zentrale Forderung der Linksunion — 
nur geringfügig angehoben, Reallohnzuwächse hat es 1978 nicht gegeben und eine 
zentrale Säule der Sozialgesetzgebung, die 90prozentige Lohnfortzahlung für einige 
Arbeislosengruppen über ein Jahr, wurde in ihrer Wirkungsbreite nicht ausgedehnt, 
sondern eingeschränkt. Bei den neuerlichen Dreierkonferenzen standen die Arbeiter 
buchstäblich vor der Tür, und die Steine von Longwy und Denain verfehlten ihre 
Wirkung nicht. Die CFDT-Gewerkschafter, die neben FO am entschiedensten für 
den Gang an den Verhandlungstisch plädiert hatten, brachten die ‚‚Wiederbelebung 
der Kombativität der Arbeiter“ (E. Maire) als unübersehbare Drohung mit: „(Indu- 
strieminister) Giroud und seine Generaldirektoren spazieren mit einem angezündeten 
Streichholz durch eine Pulverfabrik“ (21). Die Gewaltakte (u.a. wurde auf Polizisten 
geschossen) wurden dabei nicht abgeleugnet, auf Extremisten abgeschoben oder 
denunziert (wie von der CGT), sondern als „Gewalt mitten im Heız der .Arbeiter- 
klasse“ bekräftigt (22). 


4.2. Differenzen der gewerkschaftlichen Strategien bei CGT und CFDT 


Welchen Sinn solche Verhandlungen haben bzw. was ggf. stattdessen zu tun sei — 
über diese Frage ist es zwischen CGT und CFDT zu erheblichen Differenzen gekom- 
men, die die lokalen Kämpfe eher unterminiert als im Sinne eines vitalen gewerk- 
schaftlichen Pluralismus belebt haben. Letztlich ist es vom Effekt her weder mit 
noch ohne Verhandlungen möglich gewesen, den sozialen Protest in Lothringen und 
Nordfrankreich zu stabilisieren, ihn auszudehnen und so Staat und Unternehmen 
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eine Alternative zur kapitalistischen Rationalisierung aufzuzwingen. Weder war die 
lothringische Detonation stark genug, um die Gegenseite am Verhandlungstisch 
nachhaltig aus der Ruhe zu bringen, noch initiierte die Massenarbeitslosigkeit eine 
Krise des politischen Systems mit entsprechenden Folgen für die Revision der 
Austeritätspolitik zugunsten alternativer Krisenüberwindungsstrategien der Linken. 
Um es auf eine knappe Fomel zu bringen: In betrieblichen Kämpfen die Unterneh- 
mer unter Druck zu setzen und auf allen Ebenen diesen Druck in Verhandlungsge- 
winne und „Einstiege‘ in alternative Formen der Ökonomie und Organisation um- 
münzen — das ist die zentrale Leitlinie der CFDT-,Doppelstrategie‘; durch ge- 
schlossene Massenaktionen und die Politisierung der Kämpfe das Ende der Regie- 
rung der Rechten herbeiführen, das ist die Strategie der CGT (23). Unter dieser 
groben Formel sollen jetzt die Divergenzen näher untersucht werden. 

Für die CGT ist es erforderlich, möglichst massiv die Opposition der Lohn- 
abhängigen gegen die staatliche Austeritätspolitik zu organisieren, wobei Aktionsta- 
ge, Branchen- und Generalstreiks in einer Periode allgemeiner Verunsicherung und 
Arbeitsplatzangst die angemessensten Ausdrucksformen dieses Widerstands und der 
Solidarität in den eigenen Reihen sind. Es muß in dieser Phase folglich jeglicher 
Schritt in Richtung ‚„‚Klassenkollaboration“ vermieden werden, d.h. die Beteiligung 
an Verhandlungen dient letztlich dem Nachweis ihres Scheincharakters bzw. ihrer 
Unmöglichkeit. Vielmehr kann nur eine generelle Demokratisierung von Staat und 
Ökonomie die Forderungen der Arbeiterklasse, die hauptsächlich im Ausbau der 
Massenkaufkraft, der Reduzierung der Arbeitszeit und der demokratischen Organi- 
sation des Produktionsprozesses liegen, befördern. Diese allgemeinen Postulate las- 
sen sich im Bezug auf die Stahlindustrie so konkretisieren: 

— Es besteht keine Überproduktion, sondern Unterkonsumtion an Stahl, d.h. die 
Produktionskapazitäten müssen zur Deckung des Nachholbedarfs an Massenver- 
brauchs- und Investitionsgütern und unter Substitution von entsprechenden Im- 
porten auf ca. 35 Mill. T/jahr ausgebaut werden. 

— Supranationale Lösungen werden zugunsten von nationalen Lösungsparametern 
abgelehnt, d.h. die Entscheidungsautonomie auf politischer und gewerkschaft- 
licher Ebene und ein im Kern nationaler Industriesektor müssen gewahrt blei- 
ben; dafür besteht genug Spielraum. 

— Verhandlungen mit staatlichen Institutionen finden unter taktischen Gesichts- 
punkten statt, d.h. um die Frontstellung zwischen Staat und Arbeiterklasse zu 
verdeutlichen und Kompromißpolitik zu denunzieren. 

— Die Branchenauseinandersetzung muß integriert werden in ein allgemeinpoliti- 
sches Alternativprogramm zur Austeritätspolitik, zu dem an erster Stelle die 
Nationalisierung aller Schlüsselindustrien zählt (24). 

Die Konzepte und Aktionsformen der CFDT sind im wesentlichen als Ant- 
wort und Alternative zu denen der im Montanbereich traditionell dominierenden 
CGT entworfen. Sie geht aus von der Wahlniederlage 1978 und einer herben Kritik 
(und Selbstkritik) am Attentismus der Linken (25), die alle Energien auf einen 
Wahlsieg und die Übernahme des Staatsapparates gelenkt und durch innere, die 
Gewerkschaften einbeziehende und polarisierende Polemik der Adressaten ihrer 
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Politik desorientiert hatte. So ist eine „Union von unten“ ebensowenig erfolgt wie 
der erhoffte „dritte Wahlgang“, der nach dem Scheitern der parlamentarischen 
Machtübernahme den sozialen Protest der von der Krise betroffenen Bevölkerungs- 
gruppen geltend machen sollte. Vielmehr ist seither eine Art Friedhofsruhe eingetre- 
ten, weil die vormalige Fixierung auf die institutionelle Politik zwangsläufig in die 
Resignation geführt hat. Die Anbindung der CGT an die politischen Ziele des ge- 
meinsamen Regierungsprogramms und die Linie der KPF hat die praktische Aktions- 
einheit mit autonom-gewerkschaftlichen Gruppen unmöglich gemacht. 

Aus dieser die Veränderungen seit 1974/75 (Krise) und 1977/78 (Zerfall der 
Linksunion und Niederlage) berücksichtigenden Situationsbeschreibung folgt die 
Stragegie der „Neuzentrierung‘‘ (recentrage) der CFDT, die ihren Schwerpunkt 
wieder ganz auf die Verfolgung einer autonomen Gewerkschaftspolitik verlegt. 
Dazu gehört als wesentliches Element die Wiederbelebung betrieblicher Kämpfe, be- 
sonders im privaten Sektor, von denen durch die Erfahrung von Solidarität und 
Selbstverteidigung mobilisierende Wirkungen auf die Massen der Belegschaften aus- 
gehen soll. Auf dieser Ebene ist der Adressat die jeweilige Unternehmensleitung. Die 
geringe Mobilisierung, die sich auf die fehlende Arbeitsplatzsicherheit und die alar- 
mierende Welle von Betriebsstillegungen (1974: 1000 pro Monat, 1977: 1154, nach 
EP April 1978, S. 70) zurückführen läßt und sich in u.a. in der Stagnation bzw. im 
Rückgang der gewerkschaftlichen Organisierung bei CGT und CFDT erweist, soll 
durch die Etablierung der oben angesprochenen Kollektivstrategien, die gerade die 
CFDT seit 1968 programmatisch herausgestellt hat, wiederbelebt werden: Wider- 
stand gegen Arbeitslosigkeit soll umfassende, gebrauchswertorientierte Teile eines 
„anderen Lebens“ einschließen, also auch die Reduzierung der Arbeitszeit, die Auf- 
hebung der kapitalistischen Arbeitsteilung und der Fixierung der traditionellen 
„action revendicative‘ auf den Produktionsbereich. 

Kommt hier die CFDT programmatisch scheinbar widerspruchslos auf sich 
selbst zurück (26), so irritierte viele Kritiker sehr viel stärker das eindeutige Koope- 
rationsangebot an Staat und Unternehmen nach dem März 1978, d.h. die Integra- 
tion in die vom Staatsapparat eher zur Durchsetzung der Austeritätspolitik und zur 
Imageaufbesserung etablierten „politique contractuelle‘‘, die durchaus Anklänge an 
die „Konzertierte Aktion‘ aufweist, ohne freilich an deren Systematik heranzy- 
kommen. Ziel der Kontraktpolitik ist die Verhinderung von Reallohnverlusten (wo- 
bei lokale und nationale Tarifabschlüsse auch weit unterhalb der von der Linksunion 
geforderten Grenze von 2.400 FF Mindestlohn liegen), institutionelle Regelungen 
im gesamten Bereich der „sozialen Sicherung“ und Einbeziehung sozialer Folgeko- 
sten in Sozialpläne; sie ist eindeutig definiert als Defensivstrategie. In der Tendenz 
befürwortet die CFDT also die Etablierung institutioneller Dreiecksbeziehungen im 
Sinne der oben angedeuteten „Verrechtlichung‘“ des industriellen Konflikts, mit 
‚deren Hilfe die Gewerkschaften als Verhandlungspartner akzeptiert und die Repro- 
duktionsinteressen der Arbeiter und Arbeitslosen pragmatisch abgesichert werden 
sollen (27). Diese ‚kooperative‘ Politik wird durchaus im Seitenblick auf die Ver- 
hältnisse in sozialdemokratisch regierten Ländern West- und Nordeuropas betrieben 
(28); sie ist freilich nicht ohne die andere Komponente der Widerbelebung basis- 
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(28); sie ist freilich nicht ohne die andere Komponente der Wiederbelebung basis- 

orientierter Militanz zu verstehen bzw. zu beurteilen. 

Diese blieb folglich Eckpfeiler der branchenbezogenen Aktionen von 1978/79 

im Stahlsektor (s.o.). Im Unterschied zur Mehrheit der parlamentarischen und ge- 

werkschaftlichen Linken sieht die CFDT keine Chancen einer „alternativen Wirt- 

schaftspolitik“, die global oder insbesondere im Stahlsektor auf eine maximale Er- 
höhung des Wachstums und des Pro-Kopf-Verbrauchs und damit national abgesi- 
cherter Kapazitätsauslastung aufbaut. Sie stimmt jedoch nicht mit den von supra- 
nationaler und nationaler Seite vorgelegten Sanierungsplänen überein; so plädiert sie 
für die Erhaltung modernisierungsfähiger Produktionsbereiche einschließlich des 

Eisenerzbergbaus, ferner für den Ausbau der Produktion in den gegenwärtigen Im- 

portbereichen (produits longs, Flüssigstahl, s.o.). Dadurch können allein etwa 3.000 

Arbeitsplätze erhalten werden. Ähnliches gilt für die Verbesserung der Integration 

des Stahlsektors, vor allem mit dem Verarbeitungssektor und der Investitionsgüter- 

industrie. Aber die Erhaltung der Stahl-Arbeitsplätze ist kein Ziel ansich; sie ist ge- 
bunden an die sinnvolle Ausnutzung der konservierten Kapazitäten, an perspektivi- 
schen Überlegungen zur Konversion und zur Neuorganisation des industriellen 

Arbeitsprozesses überhaupt, während eine reine Steigerung der Massenkaufkraft 

darauf ceteris paribus eher konservierende Wirkungen hätte und ohnehin nicht 

automatisch dem Stahlsektor zugutekäme (sondern z.B. eher der Produktion von 

Farbfernsehern usw.) (29). Die Verkürzung der Wochen- und Lebensarbeitszeit ist 

deswegen eine Schlüsselforderung der CFDT; sie hat errechnet, daß die Einführung 

der 5. Schicht und der, 35-Stunden-Woche (und damit die Erhaltung von 10.000 

Arbeitsplätzen) ca. 6 v.H. mehr Lohnsumme erforderlich machen würde (bei Kosten- 

einsparung durch Verminderung von Arbeitsunfällen und der ruinösen Dauerbela- 

stung und Frühverrentung). Dies könnte teilweise aus dem EGKS-Fond abgezapft 
werden. Wo Kapazitätsabbau erforderlich wird, sollen sinnvolle Umschulungsmaßnah- 
men erfolgen und frühzeitig Pensionierte sozial abgesichert werden. 

Die Unterschiede zur CGT werden damit deutlich: 

— Die CFDT bezweifelt die globale Unterkonsumtionsthese bzw. eine undifferen- 
zierte Wachstumsstrategie, teilt aber die Analyse verschiedener Defizitbereiche 
im Stahlsektor. Simple protektionistische Strategien werden sowohl gegenüber 
Industrieländern als auch gegenüber Entwicklungsländern abgelehnt, da ansonsten 
Problemverschiebungen bzw. Widersprüche zu entwicklungspolitischen Zielset- 
zungen die Folge sind. 

— Die EG-Sanierungspläne werden abgelehnt, ebenso die rein betriebswirtschaftli- 
chen Restruktuxierungen der Unternehmen, nicht aber die Notwendigkeit einer 
Diskussion über die Neugestaltung der internationalen Arbeitsteilung. Die Krise 
ist folglich für die CFDT nicht im nationalen Maßstab zu lösen; vielmehr setzen 
einzelne Ansätze geradezu die Beteiligung an EG-Entscheidungsprozessen 
(EGKS-Fonds, soziale Absicherung) und die Europäisierung der Krisenlösungen 
(35-h-Woche) voraus. 

— Verhandlungen mit Staat und Unternehmen sind auch im Falle geringer Kon- 
zessionsbereitschaft zu führen, da sie auf jeden Fall die andere Seite unter Legi- 
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timationszwang stellen und auch geringe Erfolge festgeschrieben werden können. 

— Nationalisierungen als solche sind kaum als Lösung zy betrachten (30), wenn 
nicht das entscheidende Moment effektiver Arbeiterkontrolle hinzukommt, 
unter deren Einfluß auch eine altemative Lohn- und Tarifpolitik eine Überprü- 
fung der Betriebshierarchien und eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
möglich ist, und wenn nicht zweitens die Ziele der gesellschaftlichen Produktion 
radikal neu definiert werden. 

Oben war schon erwähnt worden, daß aufgrund dieser grundsätzlichen Diffe- 
renzen seit 1977/78 praktisch keine Aktionseinheit zwischen CGT und CFDT mehr 
möglich war. Man wird abwarten müssen, ob sich dies mit dem Abschluß eines sol- 
chen Bündnisses am 18. September 1979 tatsächlich und folgenreich geändert hat. 
In dieser Vereinbarung dominieren übrigens eindeutig „CFDT-Akzente‘“: „Wir 
haben drei Phasen vorgesehen: 1. die Aktion an der Basis in den Unternehmen; 2. 
Wenn sich die Bewegung in den Branchen ausdehnt und entwickelt, werden wir re- 
gionale Demonstrationen organisieren; 3. Wenn diese Aktionen einen wirklichen 
und tiefgreifenden Einfluß auf eine große Zahl von Arbeitern hat, dann fassen wir 
die dritte Phase, eine branchenübergreifende nationale Aktion ins Auge, immer hin- 
sichtlich unserer drei Hauptziele (Erhöhung der Niedriglöhne, Arbeitszeitreduzie- 
rung, gewerkschaftliche Aktivität im Betrieb, C. L.). Wenn wir darin Ergebnisse vor- 
weisen können, werden wir den Arbeitern wieder Vertrauen geben.‘ (Edmond 
Maire in NO 24.9. 79). 


4.3. Der „politische Arm“ der Arbeiterbewegung im Stahlkonflikt 


Wie die Forderungskataloge und Positionen der linken Gewerkschaften zeigen, 
haben die parlamentarischen Repräsentanten der Linken kein Monopol als „politi- 
scher Arm“ der Arbeiterbewegung. Zwar spielt die Frage der Nationalisierungen 
und der Bewältigung von allgemeiner und Branchenkrise eine erhebliche Rolle in 
der innerlinken Auseinandersetzung wie in der Formulierung des Gegensatzes zur 
Regierungspolitik; aber nach der Wahlniederlage von 1978 hat die oppositionelle 
Linke kaum ein Terrain gefuriden, von dem aus der Vollzug der Austeritätspolitik 
mehr als propagandistisch zu stören gewesen wäre. So war etwa die Parlamentsde- 
batte über die Stahlkrise 1977 ein ergebnisloses Wortgeplänkel; die von Giscard 
d’Estaing angekündigte Aufwertung des Parlaments zu einem echten Entscheidungs- 
gremium, in dem sich die Auffassungen der parlamentarischen Opposition ihrer 
Stärke angemessen vertreten lassen, hat niemals stattgefunden. So ist die parlamen- 
tarische Linke darauf angewiesen, ihre abweichenden Konzeptionen, die sich im 
wesentlichen in der Nationalisierungsforderung und einer auf Ausweitung der Mas- 
senkaufkraft abzielenden industriepolitischen Konzeption sowie in der Verstärkung 
des binnen- und außenwirtschaftlichen Protektionismus resümieren lassen, möglichst 
wirksam in den ihr zur Verfügung stehenden Medien zu vertreten und so das Profil 
einer wirtschaftspolitischen Alternative zu gewinnen, die nach einem anstehenden 
Machtwechsel (nach Lage der Dinge frühestens anläßlich der Präsidentschaftswahlen 
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1981) das Ruder herumwerfen könnte. Da bis dahin kaum institutionelle Mecha- 
nismen der Umsetzung einer starken parlamentarischen Opposition in faktische Par- 
tizipation an Regierungsentscheidungen (etwa nach dem Muster „Allparteienherr- 
schaft‘ in derBRD oder Italien) bestehen, ist die Linke auf die Mobilisierung außer- 
parlamentarischen Drucks angewiesen, der auf den „Tag X‘ zugeschnitten ist und 
solange bestenfalls auf die Wirkung innerer Widersprüche im Staatsapparat (v. a. 
des Gegensatzes von Giscardismus und Neogaullismus) vertrauen kann. 

Wie im Bezug auf die KP bereits ausführlicher ausgeführt (31), haben die Krise 
des Kapitals und die damit verbundene Belastung des politischen Systems die linken 
Parteien ihrerseits in Allianz- und Legitimationsprobleme gestürzt. Trotz regelrech- 
ter Attacken auf das System der sozialen Sicherung und drastischer Preissteigerun- 
gen, zuletzt nach den Sommerferien 1979, ist die herrschende ‚‚Majorit&‘“ kaum ge- 
fährdet, und wenn, dann eher aufgrund ihrer inneren Zerrissenheit als aufgrund der 
Attraktivität einer linken Alternative. Betrachtet man das „geistige Klima“ Frank- 
reichs, dann muß man sogar von einer kräftigen Wende nach rechts sprechen. Somit 
muß das politische System trotz Massenarbeitslosigkeit und fallender Reallöhne im- 
mer noch als weitgehend stabil angesehen werden; daß dies auch auf inneren Proble- 
men der Linken beruht, soll im letzten Abschnitt dargestellt werden. 


5.  Longwy: „Kämpfe, aus denen wir lernen können“? 


Habe ich bisher stärker auf die innere Differenzierung der Positionen und Lösungs- 
vorschläge der Linken hingewiesen, so gilt es auch, ihre gemeinsamen Probleme zu 
sehen, die ihre Wirksamkeit aktuell einschränken. Ich komme damit auch zurück zu 
den im ersten Abschnitt aufgeworfenen Fragen. 

Auch in Frankreich ist es den Gewerkschaften bisher nicht gelungen, eine brei- 
te Mobilisierung in allen Branchen und Sektoren herbeizuführen und die punktuelle 
Mobilisierung in schließungsbedrohten Betrieben auf Dauer zu setzen und zu verallge- 
meinern. Das Verhältnis von Basiskämpfen und gewerkschaftlicher Dachorganisation 
bleibt damit problematisch. Am deutlichsten wird das bei der „Doppelstrategie“ der 
CFDT. Ihren Repräsentanten geht es in den verschiedenen Verhandlungsgremien da- 
rum, die Spezifika der eigenen Krisenlösungsvorschläge deutlich werden zu lassen, 
ohne sich aus den entscheidenden Veränderungsschritten in einer Position scheinba- 
rer Stärke herauszuhalten. Eine direkte institutionelle oder ideologische Integration 
wie im „Modell Deutschland“ steht dabei, anders als von CFDT-Kritikern aus demKP- 
Lager gern unterstellt wird, gar nicht auf der Tagesordnung. Aber schon im Vorfeld 
einer solchen Kooperationsstrategie entstehen Integrationskosten, die sich in Span- 
nungen zwischen Gewerkschaftsführung und Basis ausdrücken. Bei den Debatten um 
die Zukunft von Longwy klaffte nämlich ein Graben zwischen der Verhandlungspo- 
sition der CFDT-Metallarbeiterföderation und den CFDT-K.adern aus den betroffenen 
Betrieben; die einen akzeptierten die Notwendigkeit von Kapazitätsbeschränkungen, 
die anderen lehnten dies strikt ab und setzten sich auch gegen die Unterschrift der 
eigenen Konföderation unter den Sozialpakt in-der Stahlindustrie zur Wehr. 
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Die von der CFDT (und von FO, CFTC und CGC, nicht aber von der CGT) unter- 
schriebene Sozialvereinbarung, die im Juli 1979 nach deutlichem Abflauen der 
Kämpfe und dem Verschwinden des Stahlthemas aus den Schlagzeilen mit Staat 
und Unternehmensleitungen abgeschlossen wurde, ist im Vergleich zu den im Saar- 
land erzielten Ergebnissen zwar ansehnlich, bezogen auf die ursprünglich aufgestell- 
ten essentials (minimale Kapazitätsreduktion, Arbeitszeitverkürzung, regionale Un- 
versehrtheit Lothringens) aber kaum zufriedenstellend. Immerhin entfallen in der 
Stahlindustrie rund 21:000 Arbeitsplätze, 12.000 durch frühzeitige Pensionierung, 
möglich ab dem 50. Lebensjahr bei Fortzahlung von 70 - 79 % des bisherigen Loh- 
nes und mindestens 2.400 FF, 4.800 durch Entlassungen mit Prämien in Höhe von 
50.000 FF, der Rest durch innerbetriebliche oder externe „Umsetzungen“ (32). Die 
Arbeitszeit wird nur um eine Stunde verkürzt, d.h. die 35 Stunden-Woche und die 
fünfte Schicht werden nicht eingeführt. So also grob die Ergebnisse nach erheblich 
massiveren Protesten und weitgehenderen gewerkschaftlichen Forderungen als in 
der BRD. Zwar sind die ursprünglichen Radikallösungen abgemildert und die mate- 
riellen Kompensationen relativ günstig, aber der in der BRD verfehlte ‚Einstieg‘ in 
nichtkapitalistische Rationalisierungsverarbeitung ist auch in Frankreich kaum er- 
reicht worden. Anstelle kollektiver Strategien setzen sich also auch hier — nach an- 
derem Beginn — individualisierende Krisenbewältigung, Segmentierung in Arbeiten- 
de und Arbeitslose und innerhalb der Arbeitslosen und wohlfahrtsstaatliche Siche- 
rung durch, obwohl programmatisch in der CFDT stärker als in den meisten ande- 
ren Gewerkschaften Westeuropas kollektive und basisorientierte Strategien präsent 
sind. 

Das billige Argument vom „Verrat“ ließ folglich nicht lange auf sich warten. 
Die CFDT-Repräsentanten selbst begründen ihr Votum für Minimallösungen mit der 
intransigenten Haltung von Staat und Unternehmen, die wiederum Ausdruck ihrer 
krisenbedingten Verhandlungsstärke sind. Einmal am Verhandlungstisch, steht aber 
die CFDT ihrerseits unter extremem Erfolgszwang. Die erzielten Resultate müssen 
zwangsläufig in demobilisierenden Formeln wie „realistisch“, „pragmatisch‘ usw. 
„verkauft“ werden, was ebenso zwangsläufig den Unwillen oder die Apathie der be- 
troffenen Arbeitergruppen hervorgerufen hat. Zwischen offensiver Basisstrategie 
und defensiver Verhandlungstaktik fehlt im praktischen Vollzug die Verbindung. 
Der innergewerkschaftliche Konsens, der in der Debatte um die recentrage z. B. auf 
dem 38. Kongreß in Brest wie selten zuvor gegeben war, dürfte so langfristig verlo- 
ren gehen. 

Nur scheinbar ist die CGT in ihrer Verweigerungsposition von solchen Demo- 
bilisierungsproblemen verschont geblieben. Hier entsteht zwar nicht das Problem 
der „Verantwortlichkeit‘, eher die Chance zur (identitätsstiftenden) Denunziation 
kooperativer Strategien, aber die permanente Folgenlosigkeit der Opposition gegen 
die Austeritätspolitik und die Delegation der Veränderungsimpulse auf die pohti- 
sche Lösung (1981 oder später) zeitigt nicht weniger entmutigende Folgen. In der 
Tendenz kommt dies der Unterordnung gewerkschaftlicher Kämpfe unter wahltak- 
tische Kalküls wie vor dem März 1978 und der Anbindung an die KPF als vorgeb- 
lich konsequentester Hüterin der Arbeiterinteressen gleich. Der Attentismus der Par- 
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tei und der Immobilismus der Gewerkschaft bedingen und verstärken sich so auf un- 
glückliche Weise gegenseitig. Zwischenzeitlich führt dies erfahrungsgemäß zu einer 
weiter entmobilisierenden innerlinken Konkurrenz, die ihr Heil in der „Entlarvung“ 
sucht und reale Aktionseinheit ausschließt, Der gewerkschaftliche Pluralismus dege- 
neriert unter diesen Umständen auf der nationalen Ebene ebenso wie auf der loka- 
len zur Rivalität und zum sturen Avantgarde- und Alleinvertretungsanspruch. Am 
deutlichsten war das anläßlich der Streitigkeiten um die Sinnhaftigkeit des „Mar- 
sches auf Paris“ am 26. März, den lokale Gewerkschafter aus Lothringen und die 
Pariser KP-Sektion veranstalteten und der von der CFDT nicht aktiv unterstützt 
wurde; in Longwy sind diese Querelen kaum verstanden worden. 

Longwy hat dafür aber die aktuelle Problematik des Vertretungsanspruchs der 

Gewerkschaften allgemein sichtbar gemacht. Nicht etwa, daß sich die Gewerkschaf- 
ten als proletarische Institutionen in Frankreich überholt hätten; die aktuellen Mit- 
glieder- und Wählerverluste für CGT und CFDT erklären sich eher aus den gerade ge- 
nannten Gründen der politischen Konjunktur, und es ist bekannt, daß die Organisa- 
. tionsstärke der französischen Gewerkschaften traditionell mit der Intensität der 
'Klassenauseinandersetzungen variiert. Aber es springt der Kontrast ins Auge, der 
zwischen dem anfänglich harten Kampf um die Erhaltung der Arbeitsplätze unter 
der Formel ‚Leben und arbeiten in der Region“ im Winter und der raschen und 
breiten Inanspruchnahme der individuellen Entlassungsprämien nach Abschluß der 
Sozialvereinbarung besteht. Insbesondere die lokalen Gewerkschaftskader waren 
darüber verwundert und verbittert. Die Lösung dieses scheinbaren Widerspruchs ist 
deswegen von zentraler Bedeutung für die Selbstreflexion gewerkschaftlicher Strate- 
gie. Die ursprüngliche Härte der Auseinandersetzungen resultiert aus der geschilder- 
ten Alternativlosigkeit zu den tradierten, um die Arbeit herum gruppierten Lebens- 
zusammenhängen der Stahlarbeiter in den Revieren. Aber diese „Subkultur der Ar- 
beit“ ist nicht mehr ungebrochen. Deswegen verfehlt auch der bedingungslose 
Kampf um die Erhaltung der Arbeitsplätze, d.h. um den status quo, die Einstellun- 
gen vor allem- der jüngeren Arbeiter, die jetzt geradezu erleichtert aus „dieser ver- 
fluchten Arbeit“ aussteigen, also nicht mehr an der alten Identität des „Reviers‘‘und 
der „Region“ kleben. Ein CFDT-Vertreter brachte diese Erfahrung auf den Begriff, 
daß es schwierig sei, „für die Arbeit zu kämpfen und gleichzeitig eben diese Arbeit 
infragezustellen“ (Liberation 26./27.6.79). 

Die Revolte von Longwy hat die proletarisch-regionale Kultur des Reviers 
gleichzeitig bekräftigt und negiert; sie war geboren aus der Angst, ins soziale und 
persönliche Nichts abzugleiten, wenn „die Arbeit‘ wegfiel, aber sie produzierte 
ebenso dringend die Frage nach deren Sinn und möglichen, jetzt auf vielfältige, Wei- 
se und individuell gesuchten Alternativen. Ein schleichender Prozeß der kulturellen 
und sozialen Transformation hat die Wertvorstellungen der ‚„longoviciens““ schon 
seit langem unterminiert. Die modische und dennoch überholte Parole der Gewerk- 
schaften hat ste noch einmal zu retten versucht und damit ungewollt die Problema- 
tik des Zweifels an der Industriearbeit tabuisiert. Die vielen individuellen ‚Ausstei- 
ger“, die teilweise für ihre Prämien Schlange standen, machen ihnen jetzt deutlich, 
daß die Gewerkschaften ihren Vertretungsanspruch zum Teil auf einem Mythos auf- 
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bauen, der-mehr und mehr verblaßt. Der schwierige Prozeß des Begreifens und Ver- 
arbeitens dieser Veränderungen ist damit eine weitere Voraussetzung der Durchset- 
zung autonomer antikapitalistischer Strategien, die den Kristallisationspunkt auf 
den Reproduktionsbereich verschieben; auch in Frankreich besteht aber noch das 
Problem der Deckungsungleichheit zwischen den traditionellen Zielen der Arbeiter- 
bewegung und übergreifenden sozialen Bewegungen. 

Auf einen weiteren Mythos setzen vor allem CGT und KPF, und sie können 
seiner Verbreitung in der französischen Arbeiterschaft sicher sein: den der nationa- 
len Größe und Unabhängigkeit Frankreichs. Das hat eine doppelte Konsequenz. Er- 
stens wird in den einschägigen ökonomischen Analysen das Ausmaß der ‚‚Interna- 
tionalisierungsbetroffenheit‘‘ des Landes relativ gering bewertet, d.h. die Wirtschafts- 
krise wird eigentlich immer noch als konjunkturelle Krise unter politischen Vorzei:- 
chen verstanden. Der politischen Herrschaft der Rechten wird die Vernachlässigung 
von Produktions- und Wachstumspotentialen und der „Ausverkauf“ französischer 
an supranationale, vor allem deutsch-amerikanische Interessen angelastet (33). Zwei- 
tens — und darin besteht der andere Trugschluß einer immer noch von der „Theorie 
des staatsmonopolistischen Kapitalismus‘ geprägten Auffassung — liegt demnach 
der Hebel der Krisenlösung in der Optimierung des staatlichen Interventionsinstru- 
mentariums nach außen und innen und in der Abkoppelung von supranationalen In- 
stitutionen. Diese Einschätzung hat Folgen für die Beurteilung der europäischen In- 
tegration, wie sie im Europa-Wählkampf deutlich wurde. Die Polarisierung der parla- 
mentarischen und gewerkschaftlichen Linken führte dazu, daß einerseits Sozialisten 
und CFDT-Gewerkschafter sich u.a. mit Kandidaturen (prominentestes Beispiel 
CFDT-Sekretär Moreau) in die von der Sozialdemokratie bestimmten, weitgehend 
Kompetenz- und wirkungslosen Konsultativorgane des Parlaments, des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses sowie den EGB integrierten (34), auf der anderen Seite KPF 
und CGT „Europa“ zum bloßen Vehikel germanophober Demagogie machten. Ein 
solches Vorgehen versetzt die „europäische Arbeiterbewegung“ in tendenziell natio- 
nalistische Frontstellungen und prädestiniert sie sicherlich wenig zur Bereitschaft zu 
neuen, internationalistischen Ansätzen betrieblicher und überbetrieblicher Solidari- 
tät und Klassenpolitik. Damit ist auch die Frage nach der Richtung der ‚„Europäisie- 
rung“ der Gewerkschaftspolitik aufzugreifen; keinesfalls läßt sie sich eindeutig be- 
antworten. Denn auf der einen Seite verbreiten sich in Frankreich und ganz West- 
europa Elemente des ‚Modell Deutschland“ über die Institutionalisierung von Kon- 
sultativorganen; die Gründe dafür sind angegeben worden. Eine Ausstrahlung kon- 
fliktorientierter Strategien ist umso weniger zu erwarten („Kämpfe, aus denen wir 
lernen können“), je weniger spektakulär die damit erreichten Erfolge sind. Die 
Norm bleibt aber wohl die nationalstaatliche Fixiertheit auf allen Seiten, die schon 
an den herrschenden Berührungsängsten und dem Unwissen über die jeweils andere 
Seite abzulesen ist. 
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Die ‚erwähnten Kollektivstrategien sind gerade im Anschluß an spektakuläre Ereignisse in 
Frankreich ausformuliert worden. Zeitliche Verschiebung heißt Widerstand vor Eintritt 
der Arbeitslosigkeit, vor allem in der Form von Betriebsbesetzungen; soziale Verschie- 
bung bedeutet Radikalisierung und Politisierung der Arbeitslosen im Zusammenhang mit 
anderen gesellschaftlichen Gruppen, d.h. zusammen mit den Arbeitenden; sachliche Ver- 
schiebung meint die Überwindung rein arbeits- ind betriebsbezogener Forderungen in 
Richtung auf „mehr Lebensqualität“. Die von Esser u.a. angedeutete Störung des politi- 
schen Systems durch Arbeitslosigkeit müßte noch weiter präzisiert werden, wenn damit 
im Bezug auf die BRD mehr als ein möglicher Regierungswechsel, nämlich ein Regime- 
wechsel gemeint sein soll. 

s. dazu den Artikel von Klaus Busch in diesem Heft, der über Axt (1978) hinausgeht, 
ferner Leggewie (1979) 

Neuerdings wird „Europa“ in den französischen Gewerkschaften rege diskutiert. Beson- 
ders hinsichtlich der 35 h-Woche zeigen sich die unterschiedlichen Bezugnahmen von 
CGT, CFDT und Fo; vgl. das KP-Organ „Economie et Politique“ (EP), Nr. 299, 1977, 
wo die Europäisierung der Forderung nach Arbeitszeitverkürzung als Mittel ihrer Verhin- 
derung bezeichnet wird, da sie die Existenz einer „nationalen Reserve“ (Frankreich hatte 
1977 durchschnittlich längere Arbeitszeiten als alle europäischen Länder außer GB und 
Irland, nämlich 1862 h/Jahr im Vergleich zur BRD 1680 h/Jahr, weiterhin erheblich ge- 
ringere Lohn- und Arbeitskosten) verschleiere. Zur Gegenposition der CFDT, die den 
westdeutschen Metallarbeiterstreik als Vorreiter einer „neuen Achse des sozialen Kam- 
pfes‘“ betrachtet, vgl. „CFDT-aujourd "hui“ Nr. 36, 1979, „Faire“ Nr. 49, 1979, S. 9; zur 
FO deren Vorsitzender Bergeron in einem Interview in „Nouvel Observateur“ (N.O.) Nr. 
743, 5.2.79. 

Nützliche Basisinformationen vermitteln Hartmann u.a. (1978), zum Typus des „militant‘“ 
Mothe (1973) und Reynaud (1975) 

zur Kontraktpolitik im öffentlichen Dienst vgl. Leggewie (1977:169 £.) 

vgl. die Beiträge in Deubner u.a. (1979) und Le Monde 18. 4, 78 

derzeit 1.4 Mill (Herbst 1976: 920.000, Schätzungen für die 80er Jahre zwischen 1.5 und 
2 Mill.) bzw. 13-14 %. 

Die benutzten Daten stammen aus CFDT, Avenir de la siderurgie. Paris 1979, dem „Sta- 
tistischen Jahrbuch der Eisen- und Stahlindustrie‘“ (1966 und 1978), den von Eurostat 
hg. „Jahrbüchern Eisen und Stahl“ und den „Vierteljahresberichten“ sowie den EGKS- 
Bericht von 1978 ‚Die Investitionen in den Kohle- und Stahlindustrien der Gemeinschaft“, 
ferner aus EP Nr. 294 und 297. Vgl. auch Claußnitzer/Hanke (1979) und Axt (1978). 
Der Stahlverbrauch in Frankreich (nach der ersten Weiterverarbeitungsstufe) geht zu 20 % 
in den privaten Verbrauch (Autos 14 %, Haushalt 3 %), zu 22 % in den Bausektor, zu 
35 % in die Investitionsgüterindustrie, zu 13 % in die Röhrenproduktion, vgl. „Avenir“, 
Anhang. j 

Dort sank die Beschäftigtenzahl von 19.300 (1963) auf 5.100 (1979), da brasilianische, 
mauretanische und schwedische Eisenerzimporte mit weit höheren Fe-Gehalten die ein- 
heimische Produktion verdrängten und die Exportmärkte in Belgien, Luxemburg und der 
BRD schrumpften. Der französische Anteil an der Weltförderung sank zwischen 1964 
und 1977 von 10.7 auf 4.4 %. 

Die Weltproduktions- und -exportanteile sanken zwischen 1967 und 1977 von 3.9 bzw. 
10.9 auf 3.2 und 7.2 %; der Pro-Kopf-Verbrauch liegt gegenwärtig mit 450 kg deutlich 
unter dem EG-Durzchschnitt (480) und dem der BRD (679). Die Produktivität liegt mit 
10 h/t unter der Japans (6) und der der BRD (8). 

Zu Italien und den „bresciani“ vgl. Busch; das Defizit gegenüber den EGKS-Ländern stieg 
bei Walzstahlerzeugnissen zwischen 1964 und 1974 von 1.1 auf 3.2 Mill. t, gegenüber der 
BRD von 0.4 auf 0.0 Mill t. 

Frankreich ist auf Flachstahlerzeugnisse, Walzdraht und andere Massenstahlsorten spezia- 
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lisiert, die andere Weltmarktkonkurrenten erheblich billiger produzieren können. Das 

Thomas-Verfahren wurde rund sechs Jahre später abgebaut als in der BRD, das Oxygen- 

Verfahren rund vier Jahre später eingeführt, vgl. „Avenir“ 1/4. Höherwertige Qualitäts- 

und Edelstähle sind also genauso vernachlässigt worden wie die vertikale Integration der 

Branche in Richtung auf Weiterverarbeitung; dazu ist auch die Produktion von Flüssig- 

stahl und Halbprodukten zu gering. 

„Von 1965 bis 1972/73 investierte z. B. die französische Stahlindustrie um die Hälfte 

mehr als die deutsche, der Produktionszuwachs lag aber ... bei nur 4.5 Mill. t, während er 

in der Bundesrepublik 7.2 Mill. t jährlich betrug‘ (Axt 1978:173); die Rentabilität der In- 

vestitionen blieb im Verhältnis von 1:1.5 unter dem BRD-Durchschnitt. 

Vgl. Le Monde v. 15.4.1977, ferner Moll 1970 und Burtenshaw 1976. Die Lohnkosten 

betrugen 1975 5.99 RE, in Belgien 7.54, in der BRD 6.89. Zu Fos/Marseille vgl. Parodi 

1977 ö 

Vgl. detailliertere Angaben in Le Monde vom 10./11.4. und 19.4.1977 

Daß derartige Versprechen mit Skepsis zu beurteilen sind, zeigt die Analyse der französi- 

schien Regionalpolitik; u.a. ist es nicht gelungen, Ersatzinvestitionen im lothringischen 

Textilgebiet in nennenswertem Umfang unterzubringen. 

Die folgende Darstellung beruht auf eigenen (unsystematischen) Beobachtungen sowie 

auf Erfahrungsberichten und Interviews (z.B. in „CFDT-Syndicalisme‘“, N. O.); vgl. in 

deutscher Sprache „links“ Nr. 112/113, 1979 und „göttinger nachrichten“ vom Juni 

1979. Viel geholfen haben mir die Teilnehmer des Frankreich-Seminars im SS 1979 an 

der Universität Göttingen. 

In Longwy heißt es dazu, daß dies eine politische Entscheidung gegen das „rote“ Long- 

wy und für das der Rechten verbliebene Neuves-Maisons sei, d.h. daß hier der Einfluß 

regionaler Klientelbeziehungen gewirkt habe. 

Dazu eine kurze Chronologie der Ereignisse in Lothringen: 

April 1977: Ankündigung der Rationalisierungspläne, Parlamentsdebatte 

1978 Konkretisierung der Pläne, Nationalisierungsforderungen 

24.9.78: 24-stündige Arbeitsniederlegung, Protestveranstaltungen 

28.12.78: Massendemonstration in Longwy 

1979 

Januar/Februar: Bahnhofs-, Gleis- und Straßenbesetzungen, „Kommandoaktionen gegen 
Polizeibüros, Büros von Industrieverbänden und Handelskammern ‘und Präfekturen, 
Gründung von Radio-Stationen („S.O.S-Emploi“), Kinderdemonstration, 24-stündi- 
ger Generalstreik, Straßenschlachten 

6.2.: Beginn der „Dreiecksverhandlungen“ zwischen dem Stahlindustriellenverband UIMM, 
Industrieminister Giroud bzw. Arbeitsminister Boulin und den Gewerkschaften 

16.2.: Streik in der französischen Stahlindustrie (nur teilweise durchgeführt) 

24.2./7.3.: blutige Straßenschlachten in Longwy und Denain 

12. und 19. 3.: Kantonalwahlen mit Erfolgen der Linken 

26.3.: Marsch auf Paris und Verschärfung der Kontroverse zwischen den Gewerkschaften 

Juli: Unterzeichnung der Sanierungspläne und Sozialvereinbarung, Beginn der Entlas- 
sungs- und Umsetzungsmaßnahmen 

Die in den Text eingeflochtenen Zitate entstammen Flugblättern. 

Vgl. das Interview mit E. Maire (CFDT) in N. O. 10.2.79 

Als Beispiel die Befürchtungen des RPR-Abgeordneten Poujade: „Was mich schockiert, 

ist, daß man eine tiefgreifende Bewegung unter der Oberfläche der französischen Gesell- 

schaft spüren kann, die mit der vom Mai 68 hervorgerufenen vergleichbar ist.“ (N.O. 

12.2.79) 

So Chereque, Sekretär der CFDT- Metallarbeiterföderation (N. O. 5.3.79) 

ders. inN.O. 19.3.79 

Vgl. die beiden Positionen in den Interviews mit Cheröque und seinem CGT-Antipoden 

Sainjon in N. O. 19.3.79. Die beiden Positionen werden im folgenden entwickelt nach 

„CFDT-Syndicalisme“ und den CGT-Organen ‚Le Peuple“ und „La vie ouvriere“. Zur 
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Einordnung vgl. Hartmann u.a. (1978). Die CGT-Strategie aktualisiert sich im Herbst 
1979, der als „heißer Herbst“ deklariert wird. 
Vgl. E. P. Nr. 294, 1979, S. 33 zu den Übereinstimmungen mit dem KP-Programm für 
die Stahlindustrie. Dazu ist aber festzuhalten, daß in der CGT ein breites Spektrum von 
Meinungen besteht (und offener diskutiert wird als in der KP), vgl. die Vordiskussionen 
zum 40. Kongreß von Grenoble in Le Peuple, Nr. 1045 ff. Bez. der Stahlindustrie ist er- 
wähnenswert die Abstimmung in der Exekutivkommission der CGT vom 3./4. April 1973, 
in der sich die differenzierte Position von Jean-Louis Moynot (KPF) gegen die offiziellen, 
grobschlächtigen Analysen der Partei durchsetzte. 
Vgl. das übersetzte Interview mit E. Maire in „Kritik“, Nr. 20, 1978 
Vgl. den Grundsatzartikel „L‘autonomie: base de la demarche CFDT“ in: CFDT-aujour- 
d’hui Nr. 34, 1978, S. 65 ff. 
Im ‚Rapport au Conseil national“ der CFDT vom April 1978 heißt es: „Die Politik der 
totalen Verweigerung jeglichen Kompromisses und der Einkapselung in die Denunziation 
führt viele Arbeiter in die Passivität und überläßt das Feld den Lösungen der Unterneh- 
mer. Unsere Verantwortung besteht darin, alle Möglichkeiten wahrzunehmen, um die Si- 
tuation der Arbeiter und Arbeiterinnen zu verbessern, diesem Fortschritt den Sinn des 
Erfolgs einer Massenaktion zu geben, und sich dieser Erfolge als Ausgangspunkt neuer 
Fortschritte zu bedienen“ (zitiert nach CFDT-aujourd’hui, Nr. 34, 91). 
Vgl. die Beiträge im Themenheft von „faire“ Nr. 41, 1979 
S, auch die Argumentation von Busch 
Vgl. Cfdt-aujourd‘hui Nr. 24, 1977 
Vgl. meinen Artikel in Prokla Nr. 32, 1978. Die dort beschriebenen Tendenzen (Einige- 
lung, innere Polemik unter dem Banner des „Anti-Stalinismus‘“ bzw. „Anti-Sozialdemo- 
kratismus“, innere Flügelkämpfe, oft personalistisch zugespitzt) haben sich eher verstärkt, 
das jeweilige Mitglieder- und Wählerpotential hat sich noch stärker voneinander entfernt 
(d.h. die grosso modo weiterbestehende Zustimmung des Mittelstands zu den Sozialisten 
ist mit einem deutlichen Distanzierungsauftrag von der Linksunion verbunden, vgl. die 
Enquete in N. O., Nr. 752, 9.4.79 und die in diese Richtung zielende Linie der Zeit- 
schrift selbst); die Ansätze zu innerparteilicher Auflockerung in der KP sind durch die 
Parteibürokratie geschickt neutralisiert worden (vgl. den Mißerfolg des Publikationsor- 
gans „maintenant‘‘); aktuelle gegenseitige Versicherungen, die Linksunion müsse wieder- 
belebt werden, entbehren m.E. jeder realen Grundlage und sind rein taktischer Natur. 
„Scharnierinstanzen‘“ wie die CERES-Gruppe sind geschwächt. Auch hier wird zukünftig 
zu beobachten sein, welche Auswirkungen die Wiederbelebung der gewerkschaftlichen 
Aktionseinheit auf die politische Szene haben wird. Schon ihre Verkündung hat einiges 
in Bewegung gebracht und Legitimationszwänge erzeugt. 
vgl. N.O, Nr. 768, 30.7.79 und verschiedene Kommentare in „Liberation“ uod ste 
Monde“ 
So wird die EG in dem Interview mit dem KP-Europa-Abgeordneten F. Damiette (E.P. 
Nr. 298, 1979, 60 ff.) als Instrument der Monopole, besonders aus der BRD bezeichnet 
und von einer „neo-vichyistischen“. Anlehnung (Erinnerung an die Kollaboration des 
Vichy-Regimes 1940 ff. mit den Nazis) der französischen Großbousgeoisie an die BRD 
gesprochen. 
In der Hoffnung, daß diese einmal reale Kompetenzen erhalten und „Europa“ als politi- 
sche Sphäre überhaupt entsteht, vgl. die Stellungnahmen des PS-Sekretärs Rocard (N.O,, 
Nr. 760, 2.6.79), des CFDT-Programmatikers J. Juillard (Nr. 762, 18.6.79) und von E. 
Maire (a.a.O.) 
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Klaus Busch 
Die Krise der Stahlindustrie 
und die Politik der Europäischen Gemeinschaft 


1. Einleitung 


Wie die Stahlindustrie aller kapitalistischen Industrieländer befindet sich auch die 

EG-Stahlindustrie seit 1975 in einer tiefen Überakkumulationskrise, deren Eıschei- 

nungsbild durch die Stagnation von Produktion und Investitionen, unausgelastete 

Produktionskapazitäten und Massenentlassungen bestimmt wird: 

— die Rohstahlerzeugung der Neuner-EG lag 1978 bei 132.6 Mio t und damit im- 
mer noch 15 % unter dem Niveau des Vorkrisenjahres 1974 (vgl. Tabelle 1); 

— die Produktionskapazitäten der Rohstahlerzeugung waren 1978 in der EG zu nur 
66 %.ausgelastet gegenüber 87 % im Jahre 1974 (SAEG 1978, 51; EG-Kommis- 
sion 1979, 64); 

— die Investitionen der EGKS-Eisen- und Stahlindustrie beliefen sich 1978 und 1977 
auf 2.4 Mrd. Europäische Rechnungseinheiten (ERE), nachem sie 1976 noch 3.1 
und 1975 noch 3.3 Mrd. ERE erreicht hatten (EG-Kommission 1979, 64 f.); 

— in der EG-Eisen- und Stahlindustrie waren Ende 1978 107 000 Arbeitskräfte we- 
niger beschäftigt als Ende 1974 (minus 13.5 %), die Zahl der abhängig Beschäf- 
tigten sank seit 1974 kontinuierlich und ein Ende dieses Prozesses ist nicht ab- 
sehbar (SAEG 1978, 11; SAEG 1979, 7) (1). 


Dieser Artikel geht drei Fragen nach: 

1. Welches sind die spezifischen Ursachen der Stahlkrise in der EG? 

2. Wie hat sich das Kräfteverhältnis zwischen den EG-Ländern auf dem Stahlmarkt 
entwickelt und welche Bedeutung kommt dabei der momentanen Krise zu? 

3. Wie ist die seit Beginn der Krise zunehmende interne und externe Marktregulie- 
rungspolitik der EG-Kommission im Stahlsektor einzuschätzen? (2) 


2. Die Ursachen der Stahlkrise in der Europäischen Gemeinschaft 


Die primäre Ursache der Stahlkrise unterscheidet sich nicht von der Ursache der all- 
gemeinen Überakkumulationskrise in Westeuropa. Die Verbindung von tendenziell 
gesunkener Kapitalproduktivität und zugunsten der Lobnabhängigen verschobener 
Verteilungsrelation hat in allen EG-Ländern zu einem Verfall der Kapitalrentabilität 
und folglich zu einer Stagnation der Kapitalakkumulation geführt (Altvater/Hoff- 
mann/Semmler 1979; Busch 1978). Als „Grundstoff- und Produktionsgüterindu- 
strie“ ist die Eisen- und Stahlindustrie von dieser Krise der Kapitalakkumulation in 
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Tabelle 1 Weltrohstahlerzeugung in Mio t und in % (c) 


BRD F I NL - B L UK 
Mio t % Mio t % Mio t % Mio t % Mio tt % Mio t % Mio t % 
1960 34.1 35 17.3 18 8.5 9 2.0 2 1:2 7 4.1 4 24.7 25 
1974 53.2 34 27.0 17. 23.8 15 5.8 4 16.2 16 6.4 4 22.4 14 
1975 40.4 21.5 21.8 4.8 11.6 4.6 19.3 
1976 42.4 23.2 23.4 5.2 12.1 4,6 22.4 
1977 38.9 31 22.1 13 23.3 19 4.9 4 11.3 9 4.3 3 20.5 16 
1978 41.3 31 22.8 17 24.3 18- 3.6 4 12.6 10 4.8 4 20.3 15 
EUR (9) USA I sp BR RGW Welt 
Miot % Mio t % Mio t % Mio t % Mio t % Mic t % Mio t % 
1960 97.8 29 92 27 22 6 2 1 2 1 88 26 341 100 
1974 155.6 22 135 19(+) 117 17 12 2 8 1 188 27 709 100 
1975 125.2 19 109 17 102 16 11 2 8 1 196 30 646 100 
1976 134.2 20 119 17 107 16) 11 1 9 1 201 29 678 100 
1977 126.1 19 116 ‚17 102 15 11 2 11 2 206 31 673 100 
1978 132.6 127 102 : A 5 i 


Quelle: a) SAEG: Jahrbuch Eisen und Stahl 1978, Belgien 1978, S. 49, S. 52 
b) SAEG: Vierteljahresheft Eisen und Stahl, 2-1979, Beigien 1979, S. 22 £. 
. c) teilweise eigene Berechnung der Prozentsätze. Die Prozentsätze der EG-Staaten beziehen sich auf EUR (9) = 100, die Prozent- 
sätze von EUR (9) und der Nicht-EG-Länder auf Welt = 100 £ 


(+) in SAEG-Quelle offensichtlich falsche Werte, die von mir korrigiert wurden. 
: kein Nachweis vorhanden 
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besonderer Weise betroffen, weil sowohl die rückläufige Investitionstätigkeit als 
auch die Schwächung des privaten Konsums sich in einem Nachfrageausfall nach 
Stahlerzeugnissen niederschlagen. Neben dieser allgemeinen Ursache kommen aber 
in der Krise der Europäischen Stahlindustrie zwei spezifische Momente hinzu: zum 
einen strukturelle Veränderungen in der Nachfrage nach Stahlprodukten in hochent- 
wickelten kapitalistischen Industrieländern und zum anderen Verschiebungen in der 
Konkurrenzposition zwischen ‚alten‘ und „jungen“ kapitalistischen Ländern. 

Aufgrund des höheren Industrialisierungsniveaus liegt der Rohstahlverbrauch 
pro Kopf in den entwickelten kapitalistischen Industrieländern absolut höher als in 
den weniger entwickelten kapitalistischen Ländern. Spezifische sektorale Verschie- 
bungen im Industrialisierungsverlauf bringen es aber mit sich, daß die Wachstumsrate 
des Stahlverbrauchs pro Kopf mit steigendem Sozialprodukt sinkt. Wenn der Wert- 
schöpfungsanteil des Industriesektors stagniert und der Anteil des Dienstleistungs- 
sektors am Sozialprodukt zunimmt, sinkt in der Regel die Wachstumsrate des Roh- 
stahlverbrauchs pro Kopf der Bevölkerung. Diese Tendenz ergibt sich zum einen aus 
der geringeren „Stahlintensität‘‘ des Dienstleistungssektors gegenüber der verarbei- 
tenden Industrie, zum anderen aber auch aus der geringeren Stahlabsorption der 
Wachstumsbranchen hochentwickelter Länder (z. B. chemische Industrie, Daten- 
verarbeitung, Mineralölindustrie) gegenüber den tragenden Branchen junger Länder 
(z. B. Maschinenbau, Bauindustrie, Fahrzeugbau). Mit anderen Worten: mit wach- 
sendem Einkommen sinkt die Einkommenselastizität der Stahlnachfrage (Wolter 
1974, 100 ff.). 


Für die westeuropäische Stahlindustrie bedeutet dies, daß die heimischen Märkte 
mit wachsendem Entwicklungsniveau an Expansionskraft verlieren und sich dadurch 
die Konkurrenz um die Marktanteile verschärft. Gleichzeitig kann diese strukturel- 
le Veränderung der Stahlnachfrage die Tendenz zur Überproduktion verstärken (3). 

Als weiterer krisenverschärfender Faktor für die EG-Stahlindustrie ist der wach- 
sende Konkurrenzdruck aus „jungen“ kapitalistischen Ländern zu betrachten. Die 
Stählindustrie dieser Länder, .zu denen z. B. Japan, Spanien, Griechenland, Repu- 
blik Süd-Afrika, Taiwan, Brasilien, Argentinien, Mexiko zu rechnen sind, verzeich- 
net in der Regel ein höheres Wachstum als die Stahlindustrie der klassischen kapita- 
listischen Industrieländer, weil dort einmal die Kapitalakkumulation generell ra- 
scher expandiert und dementsprechend die Zuwachsrate der Stahlnachfrage höher 
liegt und zum anderen die Einkommenselastizität der Stahlnachfrage entwicklungs- 
bedingt größer ist. Dieses raschere Expansionstempo der Stahlindustrie in jungen ka- 
pitalistischen Ländern bringt nun auch eine Verbesserung ihrer internationalen Kon- 
kurrenzposition mit sich, weil sich die Ausbreitung des höchsten technologischen 
Standards in diesen Ländern im Durchschnitt schneller vollzieht alsin den alten Indu- 
strieländern. Empirische Untersuchungen haben ergeben, daß sich das Oxygenstahl- 
verfahren, die Spitzentechnologie der Rohstahlproduktion (4), in den 60er Jahren 
in den Ländern am stärksten durchsetzte, die über die höchste Zuwachsrate der 
Stahlindustrie verfügten (Wolter 1974, 69 ff.) (vgl. Tabelle 2). So steigerte Japan 
von 1958/60 bis 1969/71 den Anteil des Oxygenverfahrens von 9.1 % auf 78.8 % der 
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Rohstahlproduktion und Portugal von O auf 80%, während z. B. Frankreich nur einen 
Zuwachs von 0.2 auf 29.4 % und Großbritannien von 0.5 auf 32.6 % erreichten. Mit 
54.2 % in den Jahren 1969/71 belegte die Bundesrepublik eine mittlere Position. 


Tabelle 2 Die Stahlproduktion ausgewählter Länder nach Rohstahlproduktionsverfahren 
1958/60 bis 1978 in Prozent (+) 


1958/60 1969/71 
Oxygen- Elektro- SM-Stahl Ande- Oxygen- Elektro- SM-Stahl Ande- 
stahl stahl re(++) stahl stahl Ie (++) 

Belgien/ 

Luxembug 0.0 4.1 5.8 90.1 47.6 3.0 1.5 471.9 
BRD 2.1 6.7 48.8 42.4 54.2 9.7 25.9 10.2 
F 0.2 8.6 30.2 61.0 29.4 10.7 18.3 41.6 
I 0.0 38.2 56.2 5.6 32.2 40.3 27.5 0.0 
NL 26.8 11.2 62.0 0.0 716.2 6.7 17.1 0.0 
UK 0.5 6.5 85.9 71 32.6 18.7 41.6 1.0 
Japan 9.1 19.0 71.9 0.0 78.8 17.0 4.2 0.0 
Kanada 20.0 11.2 67.9 0.0 36.7 15.7 471.6 0.0 
Österreich 52.4 13.3 34.3 0.0 71.1 11.9 17.0 0.0 
Norwegen 0.0 60.0 0.0 40.0 45.2 54.8 0.0 0.0 
Portugal 0.0 0.0 0.0 0.0 80.5 19.5 0.0 0.0 
Schweden 3.7 32.9 32.9 15.7 34.8 40.9 23.6 0.6 
Spanien 0.0 19.7 66.4 13.9 38.8 35.1 25.7 0.5 
USA 2.4 8.5 87.7 1.4 46.5 15.8 37.7 0.0 

1973 1978 

Beigien/ 

Luxemburg 69.7 2.9 1.2 26.1 96.8 3.2 0.0 0.0 
BRD 68.0 10.0 18.0 4.0 75.0 15.0 10.0 0.0 
F 52.0 11.0 13.0 25.0 78.0 15.0 2.0 5.0 
I 42.0 41.0 17.0 0.0 43.0 51.0 6.0 0.0 
NL 92.0 7.0 1.0 0.0 95.0 5.0 0.0 0.0 
UK 47.0 20.0 32.0 .1.0 56.0 35.0 9.0 0.0 
Quelle: a) Frank Wolter: Strukturelle Anpassungsprobleme der westdeutschen Stahlindu- 


strie, Tübingen 1974, S. 71 für 1958/60 und 1969/71 
b) SAEG: Jahrbuch Eisen und Stahl 1978, S. 54 £. 
c) SAEG: Vierteljahresheft Eisen und Stahl, 2-1979, S. 24 £. 


(+) Summe der Verfahren pro Land = 100 
(++). vor allem Thomas- und Bessemer-Verfahren 


Das raschere Akkumulationstempo und die überlegene Konkurrenzposition der 
Stahlindustrie junger kapitalistischer Länder (5) finden ihren Niederschlag in der re- 
lativen Position der entsprechenden Länder und Ländergruppen in der Weltrohstahl- 
erzeugung und im Welthandel mit Stahl (vgl. Tabelle 1 und 3). So sank etwa der An- 
teil der Neuner-EG an der Weltrohstahlproduktion von 1960 29 % auf 1974 22 % 
und 1977 19 %, während der Japans von 6 % über 17 % auf 15 % anstieg. Der Anteil 
Brasiliens und Spaniens verdoppelte sich von jeweils 1 % auf jeweils 2 %. 
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Tabelle 3 Anteil verschiedener Ländergruppen am Weltstahlexport (a) in Prozent 


1960 und 1969 

1960 1969 
USA + Kanada 11.2 8.9 
EWG 47.6 40.3 
EFTA 15.4 12.2 
Japan 5.3 15.3 
RGW 12.2 13.1 
Lateinamerika 0.2 0.7 
Asien (b) 0.5 1.3 
Sonstige (c) 5.6 6.5 
Insgesamt 100 100 


Quelle: Frank Wolter, a.a. O., S. 23, eigene Berechnung der Prozentsätze 
a) SITC 67, 
b) ohne sozialistische Länder 
c) überwiegend Republik Südafrika sowie Südeuropa ohne EWG- und EFTA-Länder 


In der regionalen Struktur des Welthandels mit Stahl vollzogen sich in den 60er Jah- 
ren folgende entscheidende Veränderungen: 

Der Anteil der EWG am Weltexport sank von 47.6 % auf 40.3 %, der Japans 
stieg dagegen von 5.3 % auf 15.3 % an. Die Ländergruppen Asien (ohne sozialisti- 
sche Länder), Sonstige (vor allem Süd-Afrika und Südeuropa ohne EWG und EFTA) 
und die RGW-Länder konnten ihre Position jeweils leicht ausbauen. 

Zusammenfassend kann über die Ursachen der Stahlkrise in der EG formuliert 
werden: die Krise der EG-Stahlindustrie ist zwar in erster Linie auf die allgemeine 
Überakkumulationsktise in den EG-Ländern zurückzuführen, erfährt aber ihre spezi- 
fische Ausprägung dadurch, daß entwicklungsbedingte Strukturverschiebungen in 
der Stahlnachfrage und Strukturveränderungen in der Konkurrenzposition auf dem 
Weltstahlmarkt zu Lasten der hochentwickelten kapitalistischen Länder verlaufen. 


3. Die Entwicklung des Kräfteverhältnisses auf dem EG-Stahlmarkt 


Wie sich im Weltmaßstab auf dem Stahlmarkt in den 60er und 70er Jahren eine Ver- 
schiebung des Kräfteverhältnisses zuungunsten der höher entwickelten Länder voll- 
zogen hat, ist auch im. EG-Raum seit 1960 ein Abbau der Vormachtstellung der 
BRD und Großbritanniens bei einem gleichzeitigen rapiden Aufholen Italiens zu 
beobachten. j 

Während der Anteil Großbritanniens an der Rohstahlproduktion der Neuner- 
EG von 1960 25 % über 1974 14 % auf 1978 15 % sank, die BRD 1960 einen Anteil 
von 35 %, 1974 von 34 % und 1978 von 31 % realisierte und Frankreichs Anteil 
stets zwischen 17 und 18 % schwankte, verbesserte Italien seine Position kontinuier- 
lich von 1960 9 % über 1974 15 % auf 1978 18 % (vgl. Tabelle 1). 
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Bemerkenswerterweise ist diese Tendenz auch im Bereich der Walzstahlproduktion, 
der ersten Verarbeitungsstufe von Rohstahl, festzustellen. Hier sank der Anteil der 
BRD an der Produktion der Sechser-EG von 1960 44 % auf 1977 36 % und der 
Frankreichs von 25 % auf 1977 22 %, während Italiens Anteil sich von 1960 12%. 
auf 1977 23 % fast verdoppelte (vgl. Tabelle 4) 

Die in den 60er Jahren im EG-Vergleich überdurchschnittliche Kapitalakkumu- 
lation (Busch 1978,98 ff.) und eine entwicklungsbedingt überdurchschnittliche Ein- 

"kommenselastizität der Stahlnachfrage ermöglichten Italien diese rasche Expansion 
der Stahlindustrie. Hinzu kommt, daß Italien sich auch den oben beschriebenen tech- 
nologischen Faktor zu eigen machen konnte, der seine Wettbewerbsposition auf dem 
Weltstahlmarkt verbesserte. Wie Tabelle 2 verdeutlicht, verfügte Italien in den 60er 
Jahren über einen relativ höheren Anteil der Spitzentechnologien an der Rohstahl- 
produktion als die BRD, Frankreich, Belgien-Luxemburg und Großbritannien. 

Die Konkurrenzposition der französischen Stahlindustrie war in den 60er 
Jahren, aber auch noch zu Beginn der 70er Jahre, durch einen technologischen Rück- 
stand gegenüber der übrigen EG-Stahlindustrie gekennzeichnet. Noch 1969/71 pro- 
duzierte Frankreich wegen seiner phosphathaltigen lothringischen Eisenerze 41 % 
seiner Rohstahlproduktion im Thomas-Verfahren und nur 40 % im Elektro- bzw. 
Oxygenverfahren (Wolter 1974, 71). Seit Ende der 60er Jahre unternahm die fran- 
zösische Stahlindustrie mit hoher finanzieller Unterstützung des Staates (Axt 1978, - 
176 f.) Anstrengungen zur Schließung dieser technologischen Lücke. Bis zum Vor- 
krisenjahr 1974 wuchs dann auch der Anteil der beiden Spitzentechnologien an der 
französischen Rohstahlerzeugung deutlich, im EG-Vergleich war dieser Anteil aber 
immer noch unterdurchschnittlich. Erst in der Krise seit 1975 gelang es Frankreich 
endgültig, seinen technologischen Rückstand in der Rohstahltechnologie zu elimi- 
nieren (6). 

Trotz dieses verspäteten Einsatzes moderner Technologien konnte Frankreich 
seinen Anteil an der EG-Rohstahlerzeugung von 1960 bis 1978 mit jeweils 17 bzw. 
18 % kontinuierlich halten. Relative Einbußen erlitt die französische Stahlindustrie 
wegen ihrer geringeren Wettbewerbsfähigkeit allerdings im EG-Außenhandel mit 
Stahlprodukten (vgl. Tabelle 5) (7). Ihr Anteil am Stahlexport der EG sank von 1960 
21 % auf 1974 16 %. Es ist sicherlich zum großen Teil auf das Schließen der techno- 
logischen Lücke im Rohstahlbereich zurückzuführen, daß es Frankreich in der Krise 
seit 1975 wieder gelang, Terrain im Exportbereich zurückzuerobern: 1978 lag der 
Anteil der französischen Stahlindustrie am EG-Export wieder bei 19 %. 

Die bundesrepublikanische Stahlindustrie nahm in den 60er Jahren und zu 
Beginn der 70er Jahre nach Italien und den Niederlanden in der Rohstahltechnolo- 
gie eine Position im oberen Drittel der EG-Stahlindustrie ein. Wie Italien und die 
Niederlande konnte die BRD ihren Anteil am Stahlexport der Neuner-EG erheblich 
steigern, und zwar von 1960 30 % auf 1974 36 %. Diese Steigerung ist neben dem 
technologischen Faktor auch darauf zurückzuführen, daß das BRD-Exportkapital 
bis 1972/73 von der stark unterbewerteten DM profitierte. Die Nachfrage nach 
Grund- und Halbfabrikatsprodukten wie Rohstahl und Walzstahl ist äußerst preis- 
elastisch, so daß den Währungsparitäten in diesem Sektor eine große Bedeutung für 
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Tabelle 4 Produktion von Walzstahlerzeugnissen und Halbzeug für Röhren in Mio t und in %: 1960, 1974, 1977 (EG - 6) 


BRD F j I NL B x L EG -6 
Mio t % Mio t % Mio t % Mio t % Mio t % Mio tt % Mio t % 
1960 22.4 44 12.9 25 6.2 12 1.4 3 4.9 10 3.0 6 50.8 100 
1974 38.9 39 20.6 21 18.4 19 3.9 4 12.1 12 4.5 5 115.5 100 
1977 28.8 36 18.0 22 18.8 23 3.4 4 8.6 11 3.2 4 96.1 100 


Quelle: SAEG: Jahrbuch Eisen und Stahl 1978, Belgien 1978, S. 66, eigene Berechnung der Prozentsätze 


Tabelle 5 Außenhandel der EG-Länder mit Stahlerzeugnissen (+) in Rohstahlgewicht; in Mio t und % (++) 


BRD F I NL 
Ex % Ex— Ex % Ex— Ex % Ex— Ex % Ex- 
Im Im Im Im 

1960 10.2 30 5.1 1.2 21 3.3 1.5 4 —0.8 1.5 4 —1.3 
1974 29.4 36 18.1 13.5 16 2.4 6.2 8 0 6.7 8 0.4 
1975 21.4 9.9 11.1 2.4 82 3.9 51 0:2 
1976 19.9 ° 5.5 11.2 —0.2 8.0 1.4 5.7 0.5 
1977 20.2 29 5.9 13.1 19 2.6 8.8 13 2.2 5.2 8 0.5 

B/L . UK EUR -9 
1966 9.7 29 9.0 4.0 12 2.2 34.3 100 16.4 
1974 21.4 26 17.4 4.6 6 —0.7 8.3 100 36.1 
1975 16.2 13.0 4.2 —0.8 66.6 100 27.0 
1976 16.5 12.2 4.9 —0.6 66.6 100 17.2 
1977 15.7 23 11.7 5.8 8 0.9 69.5 100 22.3 


(+)  EGKS-Stahl und Nicht-EGKS-Stahl (Binnen- und Drittlandhandel) 
(++)  Gesamtexport der 9er-EG = 100 


Quelle: SAEG: Jahrbuch Eisen und Stahl 1978, Belgien 1978, S. 87, eigene Berechnung der Prozentsätze 


die Konkurrenzposition auf dem Weltmarkt zukommt. Dies wird auch an der Ent- 
wicklung der Stahlexportposition der EG-Länder seit‘ 1974 deutlich. Der überaus 
starke Rückgang des Anteils der BRD an den EG- Stahlexporten von 36 % 1974 auf 
29 % 1978 kann nicht nur auf die Einebnungstendenzen im technologischen Be- 
reich zurückgeführt werden, sondern hängt vor allem mit der starken Aufwertungs- 
tendenz der DM zusammen. Umgekehrt profitierte etwa die italienische und die bri- 
tische Stahlindustrie deutlich von der starken Abwertungstendenz der Lira bzw, des 
Pfund Sterling; beide Länder konnten in der Krise seit 1975 ihren Anteil am EG- 
Stahlexport deutlich verbessern. Italiens aufwärtsstrebende Position als Konkurrent 
auf dem Weltmarkt wurde durch diesen Wechselkursfaktor unterstrichen, während 
im Falle Großbritanniens eine Trendwende eingeleitet wurde. 

In den 60er Jahren litt die Entwicklung der britischen Stahlindustrie unter 
der allgemeinen Stagnationstendenz der britischen Kapitalakkumulation (Busch 
1978, 117 ff.). Der daraus resultierende technologische Rückstand und die Über- 
bewertung des Pfund Sterling beeinträchtigten die Wettbewerbsfähigkeit der bri- 
tischen Stahlindustrie auf dem Weltmarkt: ihr Anteil am EG-Stahlexport sank von 
1960 12 % auf 1974 6 %. Die technologische Einebnungstendenz der Krise seit 
1975, die auch für Großbritannien deutlich festzustellen ist (vgl. Tabelle 2), und 
die Abwertungstendenz des Pfund Sterling in den letzten Jahren kehrten diesen 
Trend um. Sowohl im Anteil an der EG-Rohstahlproduktion als auch am EG-Stahl- 
export konnte die britische Stahlindustrie ihre Position wieder verbessern. 

Insgesamt ist im Kräfteverhältnis auf dem EG-Stahlmarkt von 1960 bis 1978 
eine deutliche Nivellierungstendenz zu beobachten: Länder mit starker Position in 
der Rohstahlproduktion und im Stahlexport büßten Terrain ein, während Länder 
mit schwächerem Ausgangsniveau deutlich aufholten. Gleichzeitig wurden die Un- 
terschiede in der Rohstahltechnologie, die in den 60er Jahren zu verzeichnen waren, 
eingeebnet, wobei die Krise seit 1975 den endgültigen Druchbruch verursachte. Seit 
der Einebnung dieses technologischen Gefälles spielt die Wechselkurskonstellation 
für die Entwicklung der Konkurrenzposition auf dem EG-Stahlmarkt eine zuneh- 
mende Rolle. 


4. Die Politik der Europäischen Gemeinschaft in der Stahlkrise seit 1975 


Auf die Überakkumulationskrise reagieren die Stahlkonzerne in der EG mit einer 
umfassenden Rationalisierungsstrategie. Angesichts der großen Diskrepanz zwischen 
Produktionskapazitäten und Stahlabsatz werden Produktionsanlagen mit veralteter 
Technologie (Bessemer-, Thomas- und Siemens-Martin-Verfahren) verstärkt stillge- 
legt, neue Anlagen nur noch mit dem Oxygen- und Elektroverfahren aufgelegt, die 
Produktionspalette vermehrt auf Spezialstähle zulasten der Massenstähle umgestellt 
und gleichzeitig in großem Umfange Massenentlassungen in Angriff genommen. In 
allen EG-Ländern ist der Staat an diesem Restrukturierungsprozeß mehr oder weni- 
ger stark beteiligt. Durch staatliche Kredite, Beteiligungen und Bürgschaften wird 
einerseits das Finanzpolster der verschuldeten Stahlkonzerne aufgebessert bzw. 


50 


Fremdkapital abgesichert, andererseits versucht der Staat, durch Überbrückungsbei- 
hilfen und Wiedereingliederungsprogramme für Arbeitskräfte sowie Industrieansied- 
lungsprogramme für stahlabhängige Regionen die sozialen und regionalen Kosten 
dieses Prozesses abzufedern. 

In der Bundesrepublik Deutschland ist das Sanierungsprogramm für die Stahl- 
industrie des Saarlandes das deutlichste Beispiel dieser Politik. Die Übernahme der 
Neunkirchner Eisenwerke AG und der Stahlwerke Röchling-Burbach GmbH durch 
den Luxemburgischen Konzern ARBED ist mit einem umfassenden Rationalisie- 
rungskonzept verbunden, an dem der Staat mit Zuschüssen und Investitionszulagen 
von 320 Mio DM, Bürgschaften in Höhe von 900 Mio DM und einem Arbeitsbeschaf- 
fungsprogramm von 200 Mio DM beteiligt ist (vgl. Esser u.a. 1979). 

Weitaus umfangreicher noch ist die Beteiligung des Staates in Frankreich an 
dem Restrukturierungsprozeß der Stahlindustrie, die mit einer Verschuldungsquote 
von 115 % bezogen auf ihren Umsatz eine europäische Spitzenposition einnimmt 
(SZ Nr. 54, 6.3.79). Die drei Konzerne Usinor, Sacilor und Chätillon/Neuves-Mai- 
sons sollen unter drei Holdinggesellschaften neustrukturiert werden, wobei die bis- 
herigen Staatskredite in staatliche Beteiligungen an diesen drei Holdings umgewan- 
delt werden. Der französischen Stahlindustrie werden damit Schulden in Höhe von 
8 Mrd. DM erlassen. Durch ein Rationalisierungskonzept sollen 1978 und 1979 wei- 
tere 20 000 Arbeitskräfte entlassen werden. Der Staat will 1978 aus einem Fonds 
für industrielle Anpassung vor allem in den betroffenen nordfranzösischen und lo- 
thringischen Regionen 1.3 Mrd. DM zur Unterstützung neuer Industrieansiedlungen 
einsetzen (SZ Nr. 54, 6.3.79; SZ Nr. 218, 23.9.78;, Claußnitzer/Hanke 1979, 56 ff.). 

Diese Beispiele, die für andere EG-Länder beliebig erweitert werden könnten 
(Axt 1978, 174 ff., Zeh 1977, 50 ff.), zeigen, daß der Nationalstaat in der Stahlkri- 
se eine doppelte Funktion übernimmt: einerseits versucht er, durch die Unterstüt- 
zung der Kapitalrestrukturierung das heimische Industriepotential wettbewerbsfähig 
zu halten, andererseits bemüht er sich, durch den spzialen und regionalen Flanken- 
schutz das politische Widerstandspotential, das dieser Teilvernichtungsprozeß von 
Kapital auslöst, zu kanalisieren. 

Die Stahlpolitik, die die Europäische Gemeinschaft von 1975 bis 1979 sukzes- 
sive entwickelt hat, ordnet sich in diese Restrukturierungspolitik ein und übernimmt 
dabei zugleich einen besonderen Part. Mit ihren Haushaltsmitteln unterstützt die 
EGKS zum einen in kleinerem Maßstab die dargestellte Politik der Nationalstaaten, 
indem sie den Stahlkonzernen Anpassungsbeihilfen und Forschungsbeihilfen zuteil 
werden läßt und sich auch an den sozialen und regionalen Maßnahmen der einzel- 
nen EG-Staaten beteiligt (EG-Kommission 1979, 55), zum anderen hat sie aber seit 
1975 nach und nach auf der Grundlage ihrer supranationalen Kompetenzen eine in- 
terne und externe Marktregulierungspolitik entwickelt, die die Veränderungstenden- 
zen in der Weltarbeitsteilung auf dem Stahlmarkt sowohl EG-intern als auch EG-ex- 
tem abdämmt und insofern den besonders bedrohten nationalen Stahlbranchen eine 
Schonzeit für den Restrukturierungsprozeß verschafft. 

Im EGKS-Vertrag sind dem supranationalen Exekutivorgan, der Hohen Behör- 
de, sehr weitgehende supranationale Kompetenzen übertragen worden. So gibt der 
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Vertrag der Hohen Behörde im Falle einer „offensichtlichen Krise“ etwa die Kom- 

petenz, Produktionsquoten (Artikel 58) und Mindestpreise (Artikel 61) festzuset- 

zen. Darüberhinaus kann die Hohe Behörde Einfuhrbeschränkungen (Artikel 74) 

verfügen, wenn die Importkonkurrenz Dumpingpraktiken anwendet oder schwer- 

wiegende Nachteile für die Produktion der Gemeinschaft mit sich bringt. Im Verlau-, 
fe der Stahlkrise seit 1975 hat die EG-Kommission, das Nachfolgeorgan der Hohen 

Behörde, von den ihr nach Artikel 61 und Artikel 74 zustehenden Instrumenten 

schrittweise Gebrauch gemacht, Artikel 58 dagegen wurde nicht angewendet. Im 

einzelnen lassen sich in der EG-Stahlpolitik drei Phasen unterscheiden (RWI-Kon- 

junkturberichte 4/1978, 71 ff.): 

1. Die Einführung globaler Orientierungsdaten für die Stahlproduktion mit Hilfe 
von Vorausschätzungsprogrammen von 1975 bis 1976; 

2. die Einleitung erster Lenkungs- und Kontrollmaßnahmen in der Preis- und Ein- 
fuhrpolitik (Mindestpreise für Betonstahl, Orientierungspreise für mehrere Walz- 
stahlerzeugnisse, Einfuhrlizenzen für zahlreiche Stahlerzeugnisse), die von detail- 
lierteren Empfehlungen für die Stahlproduktion (Liefermengen) flankiert wer- 
den (1977); " 

3. Der Ausbau des Lenkungs- und Kontrollinstrumentariums durch die Ausdehnung 
der Mindestpreispolitik auf Stabstahl und Warmbreitband, die Einführung von 
Basispreisen für Stahlimporte und den Abschluß von bilateralen Handelsabkom- 
men mit den wichtigsten Stahllieferanten der EG (1978 und 1979). 


Zu Phase 1: 

Von 1975 bis Ende 1976 beschränkt die EG-Kommission ihre Krisenpolitik auf die 
Vorgabe globaler Orientierungsdaten für die Stahlproduktion. Das bisher jährlich er- 
stellte Vorausschätzungsprogramm für den Stahlbereich wird Mitte 1975 auf einen 
vierteljährlichen Turnus umgestellt. Die Kommission erwartet, daß die Stahlkonzer- 
ne auf der Basis detaillierterer Informationen über die Entwicklung von Produktion 
und Verbrauch ihre Umstrukturierungsprogramme verbessern können. 

In dieser Phase bringt zwar die französische Stahlindustrie Forderungen zur 
Anwendung von Produktionsquoten, Mindestpreisen und Einfuhrbeschränkungen 
vor, diese scheitern allerdings insbesondere am Widerstand der BRD. Während sich 
die französische Stahlindustrie, die zu Beginn der Krise noch technologische Rück- 
stände aufweist, durch derartige EG-Marktregulierungen vor der überlegenen Kon- 
kurrenz schützen will, setzt die BRD-Stahlindustrie angesichts ihrer mittleren Wett- 
bewerbsposition noch voll auf die „regulierenden Kräfte“ des Marktes. Bei dieser 
unterschiedlichen Haltung der französischen und der bundesrepublikanischen Stahl- 
industrie und tendenziell auch der beiden nationalen Staatsapparate ist ferner zu be- 
rücksichtigen, daß die Wirtschaft beider Länder von divergierenden außenwirtschaft- 
lichen und staatsinterventionistischen Traditionen geprägt ist. Während sich in der 
Bundesrepublik Deutschland von Beginn an eine liberale Außenwirtschaftspolitik 
und das Modell der ‚sozialen‘ Marktwirtschaft durchsetzte, dominierte in Frank- 
reich außenwirtschaftlich bis Ende der 50er Jahre ein ausgeprägter Protektionismus 
und „ordnungspolitisch“ bis in die jüngste Zeit das Modell der „Wirtschaftsprogram- 
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mierung“. Trotz dieser Traditionsdifferenzen darf aber, was die Außenwirtschafts- 
politik anbelangt, nicht übersehen werden, daß mittlerweile beide Länder (nicht nur 
die BRD) über hohe und tendenziell zunehmende Exportquoten verfügen und inso- 
fern der Protektionismus für die-BRD und Frankreich wegen drohender Retorsions- 
maßnahmen der Weltmarktkonkurrenzten nur im Falle akuter Bedrohungen einzel- 
ner Branchen oder der Gesamtwirtschaft zur Diskussion steht. Da sowohl das In- 
strument der Mindestpreise als auch erst recht der Produktionsquoten notwendiger- 
weise außenwirtschaftliche Abschirmungsmaßnahmen (Basispreise und Importkon- 
tingente) nach sich ziehen muß, waren für beide Staaten noch 1975 und 1976 die 
Alternativkosten dieser Politik zu groß. Ausmaß und Dauer der Krise waren für die 
Staatsapparate nicht abschätzbar und insofern auch dem französischen Staat der 
Preis für den Schutz des eigenen Stahlsektors, nämlich das Anheizen protektionisti- 
scher Tendenzen im Welthandel, zu hoch. Erst die Fortdauer der Stahlkrise, die 
Verschlechterung der außenwirtschaftlichen Position der Stahlindustrie Frankreichs 
und der BRD und die im Weltmaßstab zunehmende Tendenz zum Protektionismus 
schaffen die Voraussetzungen für einen Positionswandel beider Staaten. Die tenden- 
ziell stärkere antiprotektionistische Haltung der BRD wird dabei in dem Maße brü- 
chiger wie die außenwirtschaftliche Lage der westdeutschen Stahlindustrie sich ver- 
schlechtert. 


Zu Phase 2: 

Das Jahr 1976 bringt für die EG-Stahlindustrie nur eine leichte Erholung gegenüber 
dem Jahr 1975. Die Kapazitätsauslastung der Rohstahlproduktion steigt nur um 
2 Punkte von 66 % auf 68 % an. Im Außenhandel mit Stahlerzeugnissen verschlech- 
tert sich die Position der BRD und Frankreichs drastisch: Der BRD-Exportüber- 
schuß sinkt von 1974 18 Mio t und 1975 9.9 Mio t auf 1976 5.5 Mio t und Frank- 
reichs Nettoposition wird 1976 mit minus 0.2 Mio t gegenüber Überschüssen von 
2.3 und 2.4 Mio t in den Jahren 1974 und 1975 defizitär (vgl. Tabelle 5). In dieser 
Situation verabschiedet die EG-Kommission am 24. November 1976 einen Krisen- 
plan („Gemeinsame Stahlpolitik“), in dem sie einerseits unter Zugrundelegung der 
vierteljährlichen Vorausschätzungsprogramme die Festlegung von unternehmens- 
oder unternehmensgruppenspezifischen freiwilligen Produktionsmengen vorsieht 
und andererseits im Falle des Scheiterns dieser Mengenbegrenzungspolitik Maßnah- 
men gegenüber Drittländern sowie die Einführung von Mindestpreisen andeutet (EG- 
Bull. 11/76, 15 ff.). 

Die befristete freiwillige Produktionsmengenbeschränkung tritt am 1. Januar 
1977 in Kraft (EG-ABL C 304, 24. 12. 76; EG-Buli. 1/77, 2.1.10.) und wird von 
nun an permanent verlängert. Die Kommission erhofft sich von dieser Maßnahme 
eine Verbesserung der Gewinnsituation der Stahlindustrie, die die finanzielle Grund- 
lage für den Restrukturierungsprozeß verbessern soll. 

Im Frühjahr 1977 schließlich vollzieht sich im Bereich der Preis- und Einfuhr- 
politik der Durchbruch zu konkreten Kontroll- und Lenkungsmaßnahmen. Auf der 
Grundlage der Kommissionsleitlinien für die Stahlpelitik (EG-Bull. 3/77, 29 f.) ver- 
abschiedet der Europäische Rat auf seiner Rom-Tagung am 25./26. März eine Eıklä- 
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rung „über die Lage in der Stahlindustrie“, in der es unter anderem heißt: 

„Der Europäische Rat hat auf der Grundlage einer Mitteilung der Kommission 
die Lage im Stahlsektor geprüft. Dieser befindet sich in einer Depression, die ernster 
ist als jemals seit Bestehen der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl. Die 
Staats- bzw. Regierungschefs haben bei dieser Gelegenheit ihren Willen bekräftigt, 
durch geeignete Maßnahmen die Lebensfähigkeit und Wettbewerbsfähigkeit der 
Eisen- und Stahlindustrie wiederherzustellen, die für die Erhaltung eines eigenen 
europäischen Industriepotentials unerläßlich sind.“ (EG-Bull. 3/77, 2.1.18) 

Die Kommission bereitet daraufhin im April einen Maßnahmenkatalog vor 
(Davignon-Plan), der die Einführung von Mindestpreisen für Betonstahl und von 
Orientierungspreisen für eine Reihe von Walzstahlerzeugnissen beinhaltet. Zur Regu- 
lierung der Einfuhr sind automatisch zu erteilende Einfuhrlizenzen für zahlreiche 
Stahlerzeugnisse aus Drittländern sowie Antidumpingzölle vorgesehen (EG-Bull.4/77, 
29 ff.). Dieser Maßnahmenkatalog tritt im Mai 1977 in Kraft (EG-ABLL 114, 5.5.77). 
Die Mindestpreise für Betonstahl werden damit begründet, daß der Preisverfall auf 
diesem Markt größer sei als bei den übrigen Walzstahlerzeugnissen. Die freiwilligen 
Liefermengen der Produzenten seien auf dem Betonstahlmarkt am a ein- 
gehalten worden (EG-ABLL 114, 5.5.77). 

Insgesamt setzt sich also im Jahre 1977 auf der Grundlage derschlechterfer 
Wettbewerbsbedingungen der Europäischen Stahlindustrie auf dem Weltmarkt die 
Tendenz zur protektionistischen Politik der EG schleichend durch. Dabei dürfen 
nicht nur die automatisch zu erteilenden Einfuhrlizenzen und die Androhung von 
Antidumpingzöllen als Mittel dieser Politik angesehen werden, auch die Mindest- 
preise und die weniger verbindlichen Orientierungspreise sind als Schutzmaßnah- 
men vor überlegener Konkurrenz, und zwar EG-interner Konkurrenz, zu betrach- 
ten. Dies wird insbesondere deutlich, wenn man untersucht, weshalb gerade für Be- 
tonstahl ein Mindestpreis eingeführt worden ist. Die italienischen Stahlproduzenten 
konnten ihren bereits 1974 mit 37 % hohen EG-Marktanteil in der Betonstahlpro- 
duktion bis 1977 auf 52 % steigern (SAEG 1978, 65), während ihnen bei den ge- 
samten Walzstahlerzeugnissen „nur‘“ eine Steigerung von 16 auf 20 % gelang. Ins- 
besondere die Bresciani, kleine italienische Stahlproduzenten um Biescia, Konnten 
auf der Basis des Elektrostahlverfahrens und eines niedrigen Lirakurses die Tonne 
Betonstahl um ca. 100 DM billiger anbieten als etwa die deutsche Konkurrenz (SZ 
Nr. 172, 29./30.7.1978). Der Mindestpreis für Betonstahl schützt in dieser Situation 
die schwächeren Konkurtenten der italienischen Stahlwerke z.B. in Frankreich und 
in der BRD. Die Marktregulierungsmaßnahmen der EG-Kommission deuten also 
nicht nur Schutzbestrebungen der EG-Stahlindustrie gegenüber der überlegenen 
Konkurrenz aus Drittländern an, sie sind auch als Damm gegen die wettbewerbsfä- 
higere italienische Stahlindustrie im Inneren der EG zu begreifen. Diese Regulie- 
rungspolitik gegen die arbeitsteiligen Wirkungen der Außenhandelskonkurrenz im 
Stahlsektor wird in der dritten Phase 1978 und 1979 vertieft. 


Zu Phase 3: 
Die Lage nicht nur der EG-Stahlindustrie, sondern auch der Stahlindustrie aller ka- 
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pitalistischen Länder verschlechtert sich im Jahre 1977 erneut. Die Rohstahlpro- 
duktion der Neuner-EG, der USA und Japan sinkt gegenüber 1976. In der EG liegt 
die Kapazitätsauslastung jetzt bei 63 %. In den „alten“ kapitalistischen Industrielän- 
dern, vor allem den USA und der EG, fördert diese Entwicklung die Protektionis- 
mustendenz ungemein. Angesichts des wachsenden Mißverhältnisses zwischen Pro- 
duktion und Nachfrage spitzt sich der Kampf um die Weltmarktanteile zu. Die US- 
Stahlindustrie startet eine Großoffensive gegen die wachsende Importkonkurrenz (8), 
woraufhin die Carter-Administration ein Mindestpreissystem (Trigger-Preis-System) 
für Stahleinfuhren einführt, das von einer massiven Anwendung der Antidumping- 
gesetze flankiert wird (EG-Bull. 11/77, 1.3.5.,; SZ Nr. 288, 4. 10. 78). 

In dieser Situation verschärft auch die EG ihre außenwirtschaftlichen Abschir- 
mungsmaßnahmen gegenüber der überlegeneren Importkonkurrenz auf dem Stahl- 
markt (EG-Bull. 12/77, 6ff.). Zum 1. 1. 1978 führt sie „gemäß den Dumpingbestim- 
mungen des GATT“ für die Stahlimporte Grundpreise ein, „die unter Bezugnahme 
auf die niedrigsten Herstellungskosten in dem ausführenden Land, in dem normale 
Wettbewerbsbedingungen herrschen, repräsentativ sind‘ (EG-Bull. 12/77, 1.1.2.). 
Importe, deren Preise unterhalb dieser Marge liegen, werden mit Ausgleichsabgaben 
belegt. Gleichzeitig bietet die EG den wichtigsten Stahllieferanten Verhandlungen 
über Handelsabkommen an, die einerseits der Aufrechterhaltung der „herkömmli- 
chen Handelsströme“ (sprich: Festschreibung der Marktanteile auf dem EG-Stahl- 
markt) und andererseits der „Preisdisziplinvereinbarung‘ (sprich: Angleichung der 
Importpreise an das Preissystem in der EG) dienen sollen. Um diesem „Angebot“ 
Nachdruck zu verleihen, beginnt die EG 1978 mit einer rigorosen Antidumpingpo- 
litik (9). Der für die Industriepolitik zuständige EG-Kommissar Davignon erklärt am 
26. Januar 1978 vor dem Beratenden Ausschuß der EGKS: „Auf dem Stahlsektor 
verfolgen wir mit unserer Politik das Ziel, der Gemeinschaftsindustrie einerseits die 
ihren Binnenmarkt und ihren Exportmöglichkeiten entsprechende Dimension und 
andererseits die dazu nötige Wettbewerbsfähigkeit wiederzugeben und so die Ar- 
beitsplätze in der Stahlindustrie zu erhalten und die sichere Versorgung der verarbei- 
tenden Industrie zu gewährleisten. Um dies zu erreichen, setzt Europa z.Z. alle ihm 
zu Gebote stehenden Mittel ein, und dieser koordinierte Einsatz erscheint jedem 
Beobachter in der Tat bemerkenswert. Zu dieser Stunde werden in Brüssel, in Tokio 
und in Washington mit rund 20 Ländern zähe Verhandlungen über bilaterale Ver- 
einbarungen geführt, die dem gemeinschaftlichen Stahlmarkt die Atempause geben 
sollen, die er zu seiner Neustrukturierung benötigt.‘ (EG-Bull. 1/78, 2.3.32.) 

Dieser massive Druck auf die Konkurrenten hat Erfolg: Ende 1978 haben die 
15 wichtigsten Stahllieferanten der EG derartige Abkommen mit der Gemeinschaft 
abgeschlossen, diese repräsentieren. 80 % der EG-Stahleinfuhren (EG-Kommission 
1979, Ziff. 453). 

Auch nach innen intensiviert die EG-Kommission ihre Regulierungspolitik. 
In das Mindestpreissystem werden ab 1. 1. 1978 neben Betonstahl jetzt auch Stab- 
stahl und Warmbreitband einbezogen. Wie beim Betonstahl konnten die italienischen 
Stahlwerke auch beim Stabstahl und beim Warmbreitband ihre Marktanteile in der 
EG überdurchschnittlich steigern: Ihr Anteil an der Stabstahlproduktion der Neu- 
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ner-EG stieg von 1974 18 % auf 1977 25 % und ihr Warmbreitbandanteil von 18 % 
auf 22 % (SAEG 1978, 65). Um dieses Preissystem erfolgreich zu exekutieren, ver- 
pflichtet die Kommission die Stahllieferanten ab 1978 Konformitätsbescheinigun- 
gen auszustellen, auf denen die Übereinstimmung ihrer Preise mit den Mindestprei- 
sen bescheinigt wird (EG-ABL L 352, 1 und 11, 31. 12. 77). Im Laufe des Jahres 
1978 und 1979 leitet die Kommission gegen mehrere Stahlproduzenten der EG, vor 
allem italienische Unternehmen, Geldbußverfahren wegen der Verletzung der Min- 
destpreise ein (EG-Bull. 1/78 bis EG-Bull. 5/79). 

Das Mindestpreissystem der EG erfaßt nach diesen Ausweitungsbeschlüssen 
ca. 30 % der Walzstahlproduktion der EG (SAEG 1978, 64ff.). Gleichzeitig ist die 
Zahl der unter das Orientierungspreissystem fallenden Walzstahlerzeugnisse soweit 
ausgedehnt worden, daß mit Beginn des Jahres 1978 fast die gesamte Walzstahlpro- 
duktion der Preisregulierungspolitik der EG-Kommission unterworfen ist. 

Der besondere Charakter der Stahlkrise seit 1975 hat damit auch eine spezi- 
fische Form von Antikrisenpolitik des Staates hervorgetrieben. Weil die Krise im 
EG-Stahlsektor wegen der überlegenen Wettbewerbsposition junger kapitalistischer 
Länder wesentlich ausgeprägter ist als in anderen Branchen, betreibt der Staat in 
diesem Bereich eine massivere und zugleich spezifisch akzentuierte Interventions- 
politik. Diese orientiert auf eine Kapitalrestrukturierung, die durch Stillegung ver- 
alteter Produktionskapazitäten und Umstellung der verbleibenden Kapazitäten eine 
Anpassung an das höchste Technologieniveau auf dem Weltmarkt beinhaltet. Eine 
flankierende Protektionismuspolitik soll gleichzeitig verhindern, daß die überlege- 
nen jungen kapitalistischen Länder auf dem EG-Markt weiter Terrain erobern. Wäh- 
rend die einzelnen Nationalstaaten durch Beihilfen und Beteiligungen den Kapital- 
restrukturierungsprozeß ihrer Stahlkonzerne fördern, übernimmt die EG-Politik in 
dieser Strategie vor allem den Part des protektionistischen Flankenschutzes. In der 
EG-olitik haben sich dabei die Interessen der wettbewerbsmäßig schwächeren 
Stahlbranchen aus vor allem der BRD, Frankreich und Großbritannien gegenüber 
den Interessen der überlegeneren italienischen Stahlbranche durchgesetzt, denn die 
EG-Marktregulierungspolitik dämmt mit ihrer restriktiven Einfuhrpolitik nicht nur 
die Drittlandkonkurrenz ab, sondern hält mit ihren Mindestpreisen auch die Expan- 
sion der italienischen Konzerne im Intra-EG-Konkurrenzkampf zurück. Die Ein- 
fuhr- und die Preisregulierungsmaßnahmen der EG sind deshalb letztlich als zwei 
Varianten des Protektionismus zu interpretieren (10). 


Anmerkungen 

1 Die Beschäftigtenzahlen sanken in den EG-Ländern von Ende 1974 bis Ende 1978 um 
folgende Prozentsätze und absolute Zahlen: BRD 13 % (30.000), Frankreich 16,5 % 
(20.000), Italien 0,0 %, Niederlande 15 % (3.800), Großbritannien 15 % (30.000). 

2 Die Politik der Gewerkschaften in der Stahlkrise wird hier nicht untersucht, weil der 
Artikel von Claus Leggewie diese Thematik zum Gegenstand hat. 

3 Die Tendenz zur sinkenden Einkommenselastizität der Stahlnachfrage wird möglicher- 
weise verschärft, wenn sich der Substitutionsprozeß von schweren Stählen durch Leicht- 
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stähle und von Stahl durch Materialien wie Kunststoff, Aluminium, Beton etc. im Ent- 
wicklungspiozeß beschleunigt. Auch hierfür gibt es empirische Befunde bei Wolter, 1974, 
135 ff. 

Die technologische Entwicklung in der Rohstahlproduktion verlief über das Bessemer-, 
Thomas- und Siemens-Martin-Verfahren zum Elektro- und Oxygen-Verfahren. Beim 
Bessemer-Verfahren wird durch den Boden des mit Kieselsäure ausgekleideten Konver- 
ters, in dem sich das flüssige Roheisen befindet, Luft geblasen und so die Unreinheit 
(Kohlenstoff, Silizium u.a.) im Roheisen durch Oxydation verbrannt. Da aber das kiesel- 
saure Futter des Bessemer-Konverters die Absonderung des Phosphors aus dem Roheisen 
verhindert, kann bei diesem Verfahren nur phosphorarmes Erz verwendet werden. Das 
Thomas-Verfahren löst dieses Problem, weil der hier mit gebranntem Kalk ausgekleidete 
Konverter eine basische Schlacke erzeugt, die die Abscheidung des zu Phosphorsäure ver- 
brennenden Phosphors ermöglicht. Durch die Oxydation des Phosphors wird hier zudem 
die Verbrennungshitze erhöht. Für die phosphathaltige lothringische Eisenerze verwen- 
dende französische Stahlindustrie war die Entdeckung dieses Verfahrens im Jahre 1878 
ein revolutionärer Durchbruch. Im Siemens-Martin-Verfahren wird durch die Wiederge- 
winnung der Abgashitze im Wärmespeicher eine erheblich höhere Hitze im Flammofen 
erzeugt, die den kombinierten Einsatz von Roheisen und Stahlschrott im Schmelztiegel 
ermöglicht. Das Futter im Siemens-Martin-Ofen kann je nach Phosphatgehalt des Roh- 
eisens basisch oder sauer sein. Der Schrotteinsatz ist bei diesen Verfahren bis auf 80 % 
des Gesamteinsatzes steigerbar. Der Umwandlungsprozeß des Roheisens braucht zwar im 
Siemens-Martin-Ofen gegenüber dem Bessemer- und Thomas-Verfahren mehr Zeit, dafür 
ist aber die Qualität des Siemens-Martin-Stahls besser. Beim Oxygen- Verfahren (auch 
LD-Verfahren; Abwandlungen für phosphatreiches Roheisen: LDAC-, OLP-, Kaldo-Ver- 
fahren) wird reiner Sauerstoff mit hoher Geschwindigkeit durch eine Lanze von oben auf 
das flüssige Roheisen geblasen. Dadurch wird die Wärmewirtschaft entscheidend verbes- 
sert und der Einsatz großer Schrottmengen möglich. Die Überlegenheit dieses Verfahrens 
gegenüber den älteren liegt neben der höheren Stahlqualität in niedrigeren Lohn- und 
Kapitalkosten je Produkteinheit. Das Zlektro-Verfahren verwendet als Wärmequelle zum 
Einschmelzen des Ofeneinsatzes elektrischen Strom. Der Eirisatz besteht hauptsächlich. 
aus Schrott, dem nach Bedarf Roheisen zugegeben werden kann. DerElektroofen erzeugt 
Stähle besonderer Reinheit und eignet sich deshalb besonders für die Produktion von 
Edelstählen. Der Strom- und Schrottpreis ist entscheidend für die Rentabilität dieses Ver- 
fahrens. Deshalb verwenden Länder, die mit großen Wasserkraftreservoiren billigen elek- 
trischen Strom erzeugen können, in hohem Maße dieses Verfahren (z.B. die Schweiz, 
Norwegen, Schweden und Italien). 

Gegenüber dem Technologiefaktor spielt der Rohstoff-Faktor (Erz- und Kohlelagerstät- 
ten) für die Konkurrenzfähigkeit der Stahlindustrie eine immer geringere Rolle. Die Ent- 
wicklung der Transporttechnologien in der See-Schiffahrt haben die Transportkosten so 
stark herabgesetzt, daß auch Länder ohne Erz- und Kohlelager an ihrer Küste durchaus 
konkurrenzfähige Stahlwerke aufbauen können. Ein hervorragendes Bespiel für ein Land, 
das trotz fehlender Rohstoffbasis eine dynamische Stahlindustrie entwickeln konnte, 
ist Japan. Vgl. dazu Wolter 1974,19 ff. und 88 ff. 

Einen technologischen Rückstand verzeichnet Frankreich weiterhin in der Produktions- 
stufe zwischen Rohstahlproduktion und Walzstraße. Das Stranggußverfahren, das die 
alte Blockstraße ersetzt, erreichte 1974 in Frankreich einen Anteil an der Rohstahlpro- 
durktion von 10 %, in der BRD und Italien von 19 % und in Großbritannien von 5 %. Bis 
1978 erhöhte sich diese Relation in Frankreich auf 27 %, in der BRD auf 38 %, in Italien 
auf41% und Großbritannien auf 15 %. Errechnet nach SAEG 1978, 56. 

Die von Heinz-Jürgen Axt (1978, 166 ff.) durchgeführte Stahlaußenhandelsanalyse be: 
siert auf unzureichendem Material. Sie bezieht sich nur auf den Handel mit EGKS-Stahl- 
erzeugnissen und unterschlägt damit ca. 30 bis 40% desgesamten EG-Stahlaußenhandels. 
Für den gesamten Stahlaußenhandel der EG liegt leider keine Differenzierung nach Bin- 
nenhandel und Drittlandhhandel vor, so daß die Stahlaußenhandelsstrukturen der EG- 
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Länder mit den Daten aus Tab. 5 nur global analysiert werden können. 

8 Die Stahleinfuhr der USA stieg von 1973 bis 1978 um 40 % an, SZ, Nr. 57, 9. 3. 79. 

9 Im Handelspolitik-Abschnitt der EG-Bulletins des Jahres 1978 wird laufend vom Stand 
der Anti-Dumping-Verfahren und der zweiseitigen Verhandlungen mit den Stahllieferan- 
ten der EG berichtet. 

10 Im Jahre 1979 hat sich die Konkurrenzlage auf dem EG-Stahlmarkt stark verändert. 
Durch die gestiegenen Schrottpreise haben die italienischen Stahlunternehmen vor allem 
im Baustahlbereich ihre Preisvorteile verloren. Die EG-Kommission erwägt deshalb, die 
Mindestpreise für Betonstahl und für Stabstahl aufzuheben, also den EG-internen Protek- 
tionismus abzubauen. Vgl, Handelsblatt nr. 178, 15./16. 9. 1979, sowie „Die Zeit“ 
Nr. 40, 28. 8. 79. 
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John S. Baker 
Gewerkschaftliche Internationalisierung und supranationaler Staat 
— eine Replik zum Aufsatz von Werner Olle / Wolfgang Schoeller 


(Der Beitrag von John S. Baker — erschienen in Capital and Class Nr. 5/1978, S. 95 ff. — ist 
eine Replik auf den Aufsatz von Werner Olle / Wolfgang Schoeller, World Market Competition 
and Restrictions upon International Trade Union Policies, Capital and Class Nr. 2/1977,8.56 - 
75. Da eine erste Fassung dieses Aufsatzes von Olle / Schoeller zuvor in der Prokla veröffent- 
licht wurde*), ist eine Übersetzung und Publikation der Replik von John S. Baker in gekürzter 
Form sinnvoll. Durch sie könnte eventuell auch in der Prokla eine Diskussion über Problemstel- 
lungen einer gewerkschaftlichen Internationalisierung angeregt werden, wie sie durch den Auf- 
satz von Olle / Schoeller in Capital and Class ausgelöst wurde. Die dort begonnene Debatte ist 
umso wichtiger, als betroffene Gewerkschafter selbst das Wort ergriffen haben: John S. Baker 
ist ehemaliger Generalsekretär der australischen ‚Union of Postal Clerks and Telegraphists‘ sowie 
Funktionär des ‚Australian Council of Salaried and Professional Associations‘. — Die Red.) 


Der Aufsatz von Werner Olle / Wolfgang Schoeller, World Market Competition and 
Restrictions upon International Trade Union Policies, ist ein ausgezeichneter „Ein- 
stieg“ in eine von Marxisten recht selten behandelte Thematik. Insbesondere einer 
der letzten Abschnitte (in dem Olle / Schoeller ihre Kritik anderer weltmarkttheo- 
retischer Ansätze, insbesondere von Busch / Neusüß, zuspitzen — d. Übers.) berührt 
bislang kaum wahrgenommene Problemstellungen, die jedoch für jeden Einzelnen in 
kapitalistischen Gesellschaften von grundlegender Bedeutung sind: 

„Aus den durchaus nachweisbaren partiellen Angleichungstendenzen zwischen 
einzelnen Industrienationen während der Expansionsphase des Weltmarkts in den 
50er und 60er Jahren (insbesondere im Vergleich zu den dominierenden USA), 
kann demzufolge auch empirisch nicht begründet werden, daß dadurch bereits reale 
gesellschaftliche Verhältnisse hergestellt worden sind, die einer weitgehenden /nter- 
nationalisierung der Akkumulation und Reproduktion des Kapitals gleichkämen. 
Dies führt zu einer weiteren Überlegung, nämlich der methodischen Fragestellung, 
an welche Voraussetzungen eine ‚internationalisierte‘ Reproduktion des Kapitals 
gebunden ist. Unserer Auffassung nach wäre selbst die Tendenz zur Konstituierung 
eines ‚historisch wirklichen Weltkapitals‘ — analog dem Konstituierungsprozeß des 
nationalen Gesamtkapitals als Resultar nationalstaatlicher Funktionen — logisch , 
und historisch an die Voraussetzung einer supranationalen Staatlichkeit gebunden. 
Eine solche ‚Überwindung‘ des Nationalstaates ist demzufolge nicht als ökonomi- 


= Eckart Hildebrandt / Werner Olle / Wolfgang Schoeller, National unterschiedliche Pro- 
duktionsbedingungen als Schranke einer gewerkschaftlichen Internationalisierung, Prokla 
24/1976, 8.27 - 56. Die folgenden Anmerkungen sind Anmerkungen der Übersetzerin. 
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scher Mechanismus, sondern nur als politisch-militärische Aktion denkbar, die sich 
zwar letztlich aus ökonomischen Verhältnissen begründet, allerdings nicht als aus- 
schließlich ökonomisches Phänomen beschrieben werden kann.“ (1) 

Diese Konzeption (der ‚vorausgesetzten supranationälen Staatlichkeit‘ und ih- 
rer Herstellung auf politisch-militärischem Wege — d. Übers.) bedingt auch für die 
Frage einer gewerkschaftlichen Internationalisierung eine entscheidende Weichen- 
stellung. Nämlich in dem Sinne, daß sich gewerkschaftliche Intemationalisierung 
zur Herausbildung einer supranationalen Staatlichkeit des ‚Westens‘ lediglich par- 
allelisiert, ohne noch ihren emanzipatorischen Anspruch einlösen zu können. Meiner 
Auffassung nach wird diese Anpassung der intermationalen Gewerkschaftsbewegung 
an transnationale Machtstrukturen gegenwärtig bereits hergestellt. Olle / Schoeller 
haben in dieser Hinsicht zahlreiche für mich relevante Fragen entwickelt (2). 

Bis in die 60er Jahre hinein wurde die traditionelle Struktur der sogenannten 
Internationalen Berufssekretariate (IBS) mit ihren Hauptquartieren in Washington, 
‘Denver, London und Genf als jene allumfassende Form der internationalen Gewerk- 
schaftsbewegung angesehen, die für die ökonomische und militärische Expansion 
unerläßlich war. Ungeachtet der Postulate Charles Levinsons über die „voraussicht- 
liche Marschroute der Gewerkschaften auf dem Weg zur Schaffung einer internatio- 
nalen Gegenkraft“ und seinem Plädoyer für „vollkommen neue Gewerkschaftsstruk- 
turen“ (3) ist unübersehbar, daß die überwiegende Mehrheit der grundlegenden For- 
derungen der nationalen Arbeiterklassen und der internationalen Arbeiterklasse in- 
nerhalb des existierenden traditionellen Rahmens der Gewerkschaftsbewegung er- 
kämpft wird. Das heißt, innerhalb der Souveränität der nationalen oder bestenfalls 
regionalen Gewerkschaftszentren und innerhalb der Souveränität der Nationalstaa- 
ten oder regionalen Wirtschaftsgemeinschaften, aber gegen die 1BSen und deren Ein- 
gliederung in eine supranationale Staatsmacht. 

In ihren Ausführungen über ‚neue Formen gewerkschaftlicher Internationali- 
sierung durch multinationale Konzerne“ (4) sind unsere deutschen Kollegen vielleicht 


1 Capital and Class No. 2, S. 70.(Prokla 24, 5. 54). In späteren Arbeiten haben die Autoren 
diese Auffassung weiterentwickelt. Siehe: Werner Olle / Wolfgang Schoeller, Weltmarkt, 
nationale Kapitalreproduktion und Rolle des Nationalstaats, in: Handbuch 5 — Staat, 
Frankfurt aM./Köln 1977, S. 372 ff.; dies., World Market, State and National Average 
Conditions of Labour, Economic Research Bureau Publication, Dar es Salaam 1977. 

2 Hieran anschließend legt John S. Baker seine Auffassung dar, daß gegenwärtig bereits 
eine ökonomische und politisch-militärische Basis für eine supranationale Staatlichkeit 
existiere, in deren Zentrum US-amerikanische multinationale Konzerne sowie militäri- 
sche Geheimabkommen der USA stünden, Wir beschränken uns im folgenden auf die 
Ausführungen, die Fragen einer gewerkschaftlichen Internationalisierung thematisieren. 
Hier wurde ferner auf den Abdruck von Passagen verzichtet, in denen Baker nach unse- 
rer Auffassung undifferenziert und nicht näher belegt eine sehr enge Verflechtung von 
multinationalen Konzernen, CIA und internationalen Gewerkschaftsorganisationen be- 
hauptet. 

3 Charles Levinson, International Trade Unionism, London 1972, S. 110 (deutsche Ausga- 
be S. 92). Die von Levinson propagierte Konzeption eines ‚syndikalistischen Internatio- 
nalismus‘ wird im Aufsatz von Olle / Schoeller zurückgewiesen. 

4 Capital and Class No. 2,8. 63 ff. (Prokla 24,8. 39 ff.) 
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etwas zu unkritisch, was die Entwicklung der gewerkschaftlichen Weltkonzernaus- 
schüsse (WKA) angeht. Diese WKA sind m.E. Teil jener ‚Detroit-Psychologie‘ aus 
der Mitte der 60er Jahre, die zunächst die Weltgutomobilausschüsse hat entstehen 
lassen. Es ist zu überlegen, ob die multinationalen Konzerne tatsächlich die ökono- 
mischen Bedingungen geschaffen haben, die eine gewerkschaftliche Internationali- 
sierung 'hervorbringen. Es ist möglich, daß die WKA mit ihren durchaus akzeptablen 
programmatischen Zielsetzungen bei manchen nationalen Gewerkschaftsführern 
Hoffnungen erweckten, die diese von der Suche nach grundlegenden und erfolgrei- 
cheren Programmen für eine gewerkschaftliche Internationalisierung abhielten. In- 
dem die IBSen und WKA die Realisierbarkeit einer internationalen Gewerkschafts- 
bewegung suggerierten, behinderten sie zugleich die Entstehung effektiver Organi- 
sationsformen der Arbeiterklasse und glätteten so den we für das weitere Wachs- 
tum der multinationalen Konzerne. 

Der schiagendste Beweis hierfür sind jene le nationalen Sreralionen: die 
von US-amerikanischen multinationalen Konzernen, staatlichen Institutionen und 
den IBSen (unter Führung der AFL/CIO) gemeinsam durchgeführt wurden. Das 
American Institute for Free Labor Development (AIFLD), das American-African 
Labor Centre (AALC), das Asian-American Free Labor Institute (AAFLI) und die 
Interamerikanische Regionalorganisation des IBFG (ORIT) wurden zu Agenturen, 
deren Tätigkeit auf die Indoktrination der Arbeiter und auf die Schaffung organi- 
satorischer Voraussetzungen ausgerichtet waren, die dem Interesse der multinatio- 
nalen Konzerne dienten. Während der ersten fünf Jahre des Bestehens dieses Sy- 
stems übernahmen die US-amerikanischen multinationalen Unternehmen 17 % der 
Kosten; heute werden nahezu alle Kosten durch das US-State Department abge- 
deckt, das die notwendigen Mittel über die Agency for International Development 
(AID) bereitstellt und über einzelne US-Gewerkschaften in die 1BSen einschleust, 
die hier eine zentrale Rolle spielen. Die ökonomische Expansion der multinationa- 
len Konzerne wurde durch zwei wesentliche Faktoren unterstützt: durch Anti- 
Guerilla-Programme;, die im Rahmen von militärischen Abkommen entwickelt wur- 
den, und durch „Fortbildungskurse“ für Gewerkschafter aus der Dritten Welt. Letz- 
tere wurden je nach Region von AIFLD/ORIT, AAFLI und AALC sowie von den 
1BSen selbst organisiert (z. B. von der IPTT, dem IMB, der IFPCW, der ITF und an- 
deren der insgesamt etwa 20 1BSen) (5). Die verhängnisvolle Rolle, die die hier ge- 
schulten Gewerkschaftssöldner in Brasilien, Guyana, Santo Domingo, Chile, in Afti- 
ka und in südostasiatischen Ländern spielten, stellt ein Novum in der Geschichte 
der internationalen Gewerkschaftsbewegung dar. 

Für die AFL — durchaus in Übereinstimmung mit Interessen des State Depart- 
ment und des CIA — war der wesentlich von ihr 1949 gegründete Internationale 
Bund Freier Gewerkschaften (IBFG) eine geeignete Basis, ihre Einflußnahme und 
Kontrolle auch auf die — mit dem IBFG assoziierten — 1BSen auszudehnen, die 


5 Abkürzungen: IPTT (Internationale des Personals der Post-, Telegraphen- und Telefon- 
Betriebe) — IMB (Internationaler Metallarbeiter-Bund) — IFPCW (Internationale Födera- 
tion der Petroleum- und Chemiearbeiter) — ITF (Internationale Transportarbeiter-Föde- 
ration). 
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mehrheitlich zwischen 1890 und 1920 in Europa entstanden waren. Diese Domi- 
nanz US-amerikanischer Interessen hatte sich bis 1963 derartig ausgeweitet, daß eini- 
ge der dem 1BFG angeschlossenen europäischen Gewerkschaften den EBFG und 
später den EGB (6) gründeten; letzteren unter ausdrücklichem Verzicht auf das 
Wort „frei“ im Namen und unter Ablehnung der Zugehörigkeit oder formalen Be- 
ziehung zum IBFG ebenso wie zum System der 1BSen. 

„Die Mehrzahl der freien und christlichen Gewerkschaften innerhalb der EG 
sind heute dem EGB angeschlossen, daneben auch die kommunistische italienische 
CGIL ... Es gibt Spekulationen, daß sich auch die kommunistische Gewerkschaft 
Frankreichs, die CGT, dem EGB anschließen wird“ (7). 

In der gleichen Periode nehmen die unter US-Dominanz stehenden 1BSen zah- 
lenmäßig weiter zu. Heute sind es bereits mehr als 60 Millionen angeschlossene Ge- 
werkschafter; eine Zahl, die die Mitgliederzahl des IBFG übersteigt und sich der 
des Weltgewerkschaftsbundes (WGB) annähert. Gegenwärtig sind weltweit nur noch 
wenige Gebiete übrig, die nicht von den multinationalen Konzernen durchdrungen 
sind und in denen die kapitalistische Produktionsweise nicht wenigstens in einigen 
Sektoren zur vorherrschenden Produktionsweise geworden ist. Diese Bedingungen 
und nicht die Entstehung multinationaler Konzerne im Besonderen schaffen die 
Voraussetzung für eine Gewerkschaftsbewegung. Olle / Schoeller vereinfachen mei- 
nem Eindruck nach diesen Zusammenhang von multinationalen Konzernen und 
weltweiter gewerkschaftlicher Organisierung. Das Studium einiger Zonen, die diesen 
Zusammenhang der Herausbildung von kapitalistischer Produktionsweise und Ge- 
werkschaftsbewegung aufweisen, wie sogar innerhalb von Stammesgebieten in Nord- 
australien und Papua-Neuguinea, sowie Beispiele anderer Kulturen im Norden, von 
Indonesien bis Südkorea, werfen in vielerlei, wenn auch manchmal eigentümlicher 
Hinsicht Licht auf diese Beziehungen. 

In manchen Fällen sprechen sich die multinationalen Konzerne — die jetzt 
dazu übergehen, ihre US-amerikanischen, europäischen und sogar japanischen Be- 
triebe in ‚Freie Produktionszonen‘ in Indonesien, Singapur, Taiwan, Hongkong, Süd- 
korea und die Philippinen zu verlagern — sogar für eine gewerkschaftliche Organisie- 
rung aus. Allerdings für eine Gewerkschaftsbewegung, die ihren Produktionsmetho- 
den zuträglich ist, während sie in anderen Fällen sich jeglicher Art von gewerkschaft- 
licher Organisierung widersetzen. Das Votum für geweikschaftliche Organisierung 
schließt daher häufig eine — in den 1BSen selbst verankerte — Allianz zwischen be- 
trieblichen und außerbetrieblichen Gewerkschaftsrepräsentanten mit den multinatio- 
nalen Konzernen ein. Folgen dieser Allianz sind die Disziplinierung der Arbeiterschaft 
wie auch die Ausübung von Druck gegenüber der lokalen Regierung, um so die erho- 
benen Forderungen zu realisieren. 


6 Abkürzungen: EBFG (Europäischer Bund Freier Gewerkschaften, 1969 - 1973) — EGB 
(Europäischer Gewerkschaftsbund, seit 1973). 

7 R. Rowan / H.R. Northrup, Multinational Bargaining in Metals and Electrical Industries: 
Approaches and Prospects, in: Journal of Industrial Relations (Australia), Vol. 17, No. 1, 
March 1975, 8.1 ff. 
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Diese neuen Produktionszonen sind eine Art Nachbildung der früheren US- 
„Konzernstädte“ mit einer kontrollierten Gewerkschaftsbewegung. Hinzu kommen 
steuerliche Anreize für den Konzern und die Möglichkeit, Polizei und Militär mit 
unternehmerischen Überwachungs- und Kontrollaufgaben zu betrauen. Sobald die 
Gewerkschaft institutionell anerkannt und eingebunden ist, werden auch ihre Funk- 
tionäre integraler Bestandteil dieses Systems von ‚industrial relations‘. Die Liebe zu 
den Gewerkschaften wird der lokalen Kulturlandschaft aufoktroyiert. 

In den Fällen, in denen sich ein multinationaler Konzern — auf die Empfeh- 
lung seines „Haus‘“-Anthropologen — gegen die Schaffung einer Gewerkschaftsbe- 
wegung entscheidet, benötigen die Arbeiter gewöhnlich zwei Jahre, um selbst die 
Notwendigkeit einer gewerkschaftlichen Organisierung zu begreifen und das Manage- 
ment und lokale Behörden hiervon zu überzeugen. Nach weiteren fünf Jahren sieht 
sich das Management folgendem Dilemma gegenüber: eine halbwegs unabhängige 
Gewerkschaft ist entstanden, die höhere Löhne und bessere Arbeitsbedingungen 
fordert und damit Umsätze und Profite gefährdet. Gleichzeitig bieten sich anderswo 
neue Produktionszonen an, die eine Arbeiterschaft ohne gewerkschaftliche Organi- 
sation bzw. organisiert in Konzern,gewerkschaften‘ bereitstellen. Gewöhnlich ent- 
schließen sich die Unternehmen zur erneuten Produktionsverlagerung. Bei den US- 
Konzernen (insbesondere im Elektronikbereich) läßt sich häufig eine Abfolge der 
Produktionsstandorte feststellen, die in Mexiko oder Japan beginnt, dann z.B. nach 
Südkorea ausweicht und schließlich auf der untersten Stufenleiter etwa Indonesien 
erreicht. j 

Vor diesem Hintergrund ist die Bedeutung, die Olle / Schoeller den WKA als 
einer ersten Ausdrucksform einer gewerkschaftlichen Gegenbewegung gegen die 
multinationalen Konzerne zusprechen, problematisch. 

Bei der Gründung der WKA spielten führende Repräsentanten der US-amerika- 
nischen Automobilarbeitergewerkschaft UAW — Walter und Victor Reuther — eine 
entscheidende Rolle. Mitte der 60er Jahre hatten die Reuthers eine ‚Detroit-Psycho- 
logie‘ zu entwickeln versucht, als Antwort auf ein ganzes Bündel neuer Problemstel- 
lungen: Automation, Arbeitsplatzabbau, revolutionäre Forderungen einiger von 
Schwarzen geführten UAW locals, Herausforderung durch die Expansion der japani- 
schen und europäischen Automobilindustrie. Ihr ‚Internationalismus‘ führte sie zu 
einem Lösungsversuch, der organisatorisch eine internationale Konzerngewerkschaft 
beinhaltete und gewerkschaftspolitisch auf den Erhalt der Arbeitsplätze der US-ame- 
rikanischen Arbeiter — bei gleichzeitiger Begrenzung des Arbeitsplatzabbaus z.B. in 
brasilianischen oder australischen General Motors- oder Chrysler-Betrieben ausge- 
richtet war (8). Diese Initiative der Reuthers stand auch im Zusammenhang mit ih- 
rer damaligen Offensive gegen die AFL/CIO und deren Verflechtung mit CIA- und 
multinationalen Konzerninteressen, die auf eine Einbindung der internationalen Ge- 
werkschaftsbewegung abzielten. 

„Auf dem Treffen der Automobilabteilung in Frankfurt 1964 verpflichtete 
sich schließlich der IMB formell zur Gründung von Weltautomobilausschüssen. Zwei 
Jahre später wurden auf einem Treffen in Detroit ständige Ausschüsse für Ford, Ge- 


8 Capital and Class No. 2, $.65 ff. (Prokla 24, 8. 42 ff.) 
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neral Motors und Chrysler errichtet. Seitdem sind sechs weitere entstanden: Volks- 
wagen/Daimler-Benz und British Leyland (1966), Renault/Peugeot (1971), Toyota 
und Nissan (1973). Ein Fiat/Citroen-Ausschuß wurde 1971 gegründet und 1973 in 
einen Fiat-Weltkonzernausschuß umgewandelt, als die beiden Konzerne ihre Koope- 
ration aufkündigten. 

Reuther hatte auf der Detroiter Konferenz 1966 hervorgehoben, daß der 
Zweck der Weltautomobilausschüsse der Ausbau der internationalen Kooperation 
der Gewerkschaften sei, die schließlich zu multinationalen Tarifverhandlungen füh- 
ren werde.“ (9) 

Mittlerweile ist die Zahl der WKA auf 32 angewachsen, die organisatorisch 
mit fünf 1BSen verknüpft sind und in sieben nationalen Zentren ihren Hauptsitz ha- 
ben (10). Trotz der Bemühungen um internationale Verhandlungen über Löhne und 
Arbeitsbedingungen, die von einigen Gewerkschaften und 1BSen beharrlich unter- 
nommen. wurde, weigerten sich die multinationalen Unternehmen, sich auf andere 
als nationale Tarifverhandlungen einzulassen. Aufgrund der zum Teil erniedrigenden 
Erfahrungen, die Gewerkschaftsrepräsentanten bei diesem Versuch erleben mußten, 
verwarf der Koordinator der IMB-Weltkonzernausschüsse Burton Bendiner etliche 
der ursprünglichen Vorstellungen: 

„Die Tätigkeit der Weltautomobilausschüsse wurde in Presseberichten gele- 
gentlich so dargestellt, als ob internationale Tarifverhandlungen schon so gut wie si- 
cher seien, oder als ob weltweite Gewerkschaftsverträge für sämtliche General Mo- 
tors-, Fiat- oder Volkswagenbetriebe eines Landes unmittelbar bevorstünden. Dies 
ist eine naive und reichlich voreilige Schlußfolgerung ... Unsere gegenwärtige Marsch- 
route zielt vielmehr auf mehr Koordination der gewerkschaftlichen Aktivitäten und 
intensivere Kooperation zwischen den Gewerkschaften ab, um auf diesem Weg Pro- 
bleme der Arbeitsbedingungen in multinationalen Automobilzentren zu lösen.“ (11) 

Während der Automobilkrise von 1974 änderte die UAW ihre Taktik, forderte 
gesetzliche Protektionen gegenüber Automobilimporten in die USA und trat schließ- 
lich offen für die von der AFL-C1O geforderte Burke/Hartke-Gesetzesvorlage ein. 
Bine Parallele findet dieser politische Kurswechsel in der vorherrschenden Meinung 


9 Rowan / Northrup, a.a.O. 

10 Diese Angabe ist mittlerweile überholt. Ende 1977 existierten 43 Weltkonzernausschüsse, 
die durch fünf TBSen initiiert wurden (23 durch die Internationale Chemiearbeiter-Föde- 
ration, 12 durch den Internationalen Metallarbeiter-Bund, 4 durch die Internationale 
Union der Lebensmittel- und Genußmittelarbeiter-Gewerkschaften, 2 gemeinsam durch 
ICF/IUL, je eine durch die IFPCW und den Internationalen Bund der Privatangestellten). 
Die Konzerne, in denen diese Weltkonzernausschüsse bestehen, haben ihren Hauptsitz in 
10 Nationen. Daneben existieren noch 6 Weltkonzernausschüsse, die von CGT/CGIL -— 
mit Unterstützung der Internationalen Vereinigungen der Gewerkschaften des WGB - ge- 
gründet wurden. Auf europäischer Ebene existieren ferner noch 8 Konzernausschüsse des 
Europäischen Metallarbeiter-Bundes. Zu einem detaillierten Überblick siehe Tom Etty, 
Gewerkschaftliche Weltkonzernausschüsse — ein Überblick, in: Werner Olle (Hrsg.), Ein- 
führung in die internationale Gewerkschaftspolitik, Berlin/West, 1978, Bd. I, S. 68 ff. 

11 Harvard Business Review, March 1974. — Zur Pdsition Bendiners siehe auch seinen Bei- 
trag „Gegenstrategie: Aus der Praxis des Internationalen Metallarbeiterbundes“, in: Kurt 
P. Tudyka (Hısg.), Multinationale Konzerne und Gewerkschaftsstrategie, Hamburg 1974 
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innerhalb der UAW-Mitgliedschaft. Eine Befragung von UAW-Mitgliedern ergab, 
daß sie bei Arbeitskonflikten in anderen US-amerikanischen Betrieben des gleichen 
Konzerns zur-Solidarität bereit waren, während diese Bereitschaft gegenüber kana- 
dischen Kollegen in der gleichen Situation schon deutlich geringer und noch gerin- 
ger bei mexikanischen Arbeitern war. Von einem Solidaritätsbekenntnis zu Arbei- 
tern in überseeischen Betrieben etwa von General Motors oder Chrysler war so gut 
wie nichts vorhanden (12). 

Auch in Industriezweigen aus dem Bereich der Elektronik und Telekommuni- 
kation, in denen man den Bemühungen um internationale Tarifverhandlungen von 
Seiten der WKA und IBSen hervorragende Aussichten eingeräumt .hatte, stießen 
1IMB und ICF auf den entschiedensten Widerstand multinationaler Konzerne wie 
General Rlectric, ITT, RCA, Siemens, Ericssons, Philips, Brown Boveri und anderen. 
Diese Konzerne waren bereit, regional zu verhandeln, wenn nötig auch national, in 
keinem Fall aber international. Rowan und Northrup berichten: 

„Der IMB hat also den gewerkschaftsorganisatorischen Rahmen für multina- 
tionale Tarifverhandlungen in der Elektroindustrie geschaffen, ebenso wie in der 
Automobilindustrie. Er hat nach seiner Selbsteinschätzung den ersten Schritt in 
Richtung auf internationale Verhandlungen getan, begrenzte Kontakte zwischen sei- 
nen Weltkonzernausschüssen und den wichtigsten Konzernen hergestellt. Können 
diese ‚symbolischen‘ Treffen (zwischen Weltkonzernausschüssen und Konzernmana- 
gement — d. Übers.) in etwas Substantielleres hineinwachsen? Vielleicht, aber es 
hat nicht den Anschein, als ob eine solche Entwicklung in realistische Nähe gerückt 
sei“ (13). 

Im Gegensatz zum IMB hat sich der Europäische Metallgewerkschaftsbund 
(EMB) „zum Ziel gesetzt, wichtige europäische multinationale Konzerne zu inter- 
"nationalen Vereinbarungen zu zwingen. Hierunter fallen etwa Philips und VFW-Fok- 
ker.‘ Die Aktivitäten des EMB sind gewöhnlich von denen der 1BSen isoliert. 

Seit 1967 sind vier Treffen zwischen EMB- und Philips-Vertretern bekannt ge: 
worden. 1973 schlug der EMB ein fünftes Treffen vor, mit dem Hauptthema: in- 
ternationale Vereinbarungen. In Erwartung eines echten Kräftemessens mit Philips 
ließ der EMB auch Vertreter des IMB als Beobachter zu. Das Philips-Management 
lehnte jedoch die Anwesenheit des IMB mit der Begründung ab, daß Philips nicht 
auf internationaler Ebene verhandeln werde, sondern lediglich zu nationalen Tarif- 
verhandlungen bereit sei. Seither scheinen die Beziehungen zwischen EMB und Phi- 
lips in eine Sackgasse geraten zu sein. Eine Internationalisierung Könnte nur noch 
über die Intensivierung des Klassenkampfes in einigen EG-Staaten erreicht werden, 
bzw. über die internationale Ausweitung eines Arbeitskonfliktes in einem der euro- 
päischen Philips-Betriebe auf das gesamte Imperium dieses multinationalen Kon- 
zems. 


2. 


12 Zu den Ergebnissen dieser von Baker erwähnten Befragung siehe auch Malcolm Warner / 
Louis Turner, Gewerkschaften und Multinationale Konzerne, in: Tudyka (Hrsg.), a.a.O., 
S.198£. E 

13 _Rowan /Northrup, 2.2.0. 
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Angesichts der zunehmenden Komplexität der internationalen Arbeitsteilung 
und der wachsenden ungleichen Entwicklung zwischen den nationalen kapitalisti- 
schen Zentren, entbehrt die Vision von intemationalen Tarifverhandlungen womög- 
lich überhaupt jeglicher materiellen Grundlage. Möglicherweise sollte der Schwer- 
punkt zunehmend auf regionalen Verhandlungen liegen. Allerdings verweisen natio- 
nale bzw. regionale Verhandlungen die Gewerkschaftsrepräsentanten immer wieder 
auf strukturelle Grenzen, innerhalb derer der intensivierte Klassenkampf verbleibt. 

Diese Einengung des Klassenkampfes — regional, national und international 
— kennt viele Ausdrucksformen. Aber im Zuge der gegenwärtigen Degenerierung 
der internationalen Gewerkschaftsbewegung des „Westens“ gibt es vielleicht gar kei- 
ne echte Antwort auf jene Probleme, die Olle / Schoeller aufwerfen, zumindest 
nicht innerhalb der bestehenden Strukturen der internationalen Gewerkschaftsbe- 
wegung. Möglicherweise haben die Gewerkschaften heute lediglich die Kapazität 
zum offenen und fortgesetzten Dialog mit den multinationalen Konzernen durch 
Organe wie die WKA, während die betroffenen Arbeiter nur noch diesen Bedingun- 
gen unterworfen werden, die durch die Partner 1BSen/multinationale Konzerne ge- 
setzt werden. 

Die Internationalisierung des Klassenkampfes aber ist etwas völlig anderes. Sie 
ist u.U. von den Kräften in jenen Gebieten abhängig, in denen die internationale 
Teilung und Umverteilung der Arbeit ihre brennendsten Widersprüche hervorbringt. 
Und diese Gebiete liegen außerhalb Europas und Nordamerikas — sie sind Teil der 
‚Bewegung der blockfreien Staaten‘. In einer Konferenz über nationale Unabhängig- 
keit.und Blockfreiheit für Australien (1976 in Melbourne) wurde diese Frage der 
Verknüpfung gewerkschaftlicher Kämpfe in den kapitalistischen Industrienationen 
mit der ‚Bewegung der blockfreien Staaten‘ als eine Form, und vielleicht sogar als 
die notwendige Form, einer Internationalisierung des Klassenkampfs aufgegriffen, 
Konferenzteilnehmer betonten, daß sie nun auch das Interesse und die Teilnahme- 
bereitschaft von Gewerkschaftern aus den kapitalistischen Industrienationen erwar- 
teten. 

Wenn ich auch mit Olle / Schoeller in vielen Einzelfragen nicht völlig überein- 
stimme, so doch in allen grundlegenden Positionen. Ich bin ihnen zu Dank verpflich- 
tet, daß sie diese Debatte eröffnet haben. 


Aus dem Englischen von Petra Lidschreiber 


Diskussion in der Prokla zur Internationalisierung der Gewerkschaften: 


Hildebrandt/Olle/Schoeller, National unterschiedliche Produktonsbedingungen 
als Schranke einer gewerkschaftlichen Internationalisierung, in: PROKLA 
Nr. 24 (1976) 

Olle/Schoeller, Auslandsproduktion und strukturelle Arbeitslosigkeit, in: PRO- 
KLA Nr. 29 (1977) 
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London - CSE-Group* 
Krise, Arbeiterbewegung und äiternative Wirtschaftspolitik 


Als Reaktion auf die gegenwärtige Krise des Kapitalismus in Großbritannien und 
der Welt hat sich innerhalb der Arbeiterbewegung eine weit verbreitete Übereinstim- 
mung in der Frage herausgebildet, für welche alternativen Maßnahmen zu kämpfen 
ist, damit die Position der Linken verbessert werden kann. So sind die tragenden 
Bestandteile der ‚Alternativen Wirtschaftsstrategie‘ (=AWS) sowohl von der Labour 
Party Conference (1) als auch vom Trade Union Council (TUC) und zahlreichen 
Einzelgewerkschaften (2) mit überwältigender Mehrheit angenommen worden. Ob- 
wohl es dabei zweifellos bedeutende Unterschiede hinsichtlich Gehalt und Interpre- 
tation gibt, stellt doch diese strategische Annäherung innerhalb der Arbeiterbewe- 
gung eine wichtige Entwicklung dar, eine Herausforderung für aufmerksame Analy- 
sen seitens aller linken Gruppen. 

Die in Großbritannien diskutierten Programmpunkte einer AWS sind im we- 
sentlichen (nach Bleaney 1978): 


— Substantielle Ausdehnung des öffentlichen Sektors, einschließlich der Banken und Versiche- 
rungen und einiger großer Unternehmen der verarbeitenden Industrie, verbunden mit einer Stär- 
kung des Nationalen Unternehmensrates (National Enterprise Board, NEB); 

— die Ausarbeitung eines Wirtschaftsplanes als Rahmen für Wachstum und Investitionsprogram- 
me im Öffentlichen und im privaten Sektor, der durch Planungsvereinbarungen sowie durch 
Sanktionen gegenüber Firmen, die sich unkooperativ verhalten, durchgesetzt werden soll; 

— eine unmittelbare Verbesserung des Lebensstandards und die Aufhebung der Kürzungen im 
öffentlichen Sektor, durch die — in Verbindung mit einer Ausdehnung der Investitionen — die 
Arbeitslosigkeit verringert wird; 

— eine scharfe Kürzung der Militärausgaben; 

— strikte Preiskontrollen; 

— die Einrichtung von Importkontrollen zum Schutz der Zahlungsbilanz sowie den Verkauf 
überseeischer Vermögenswerte zur Begleichung von Schulden im Ausland; 

— eine allgemeine Demokratisierung des Wirtschaftslebens durch die Beteiligung von Gewerk- 
schaften und anderen Organisationen des Volkes in jeder Phase des Planungsprozesses und die 
Entwicklung von Formen industrieller Demokratie, usw. 


Eine erste Fassung dieses Beitrages wurde auf der Tagung der Conference of Socialist 
Economists (= CSE) in Bradford 1978 diskutiert, verfaßt von David Currie, Ben Fine, 
John Grahl, Tony Millwood und Adam Sharples. 

Die Prokla veröffentlicht hier mit Erlaubnis von Capital and Class, die die vollständige 
englische Fassung veröffentlichte, eine gekürzte Übersetzung, die Frieder ©. Wolf be- 
sorgte. In den Fußnoten referierte Stücke aus dem Original sind mit CC und Seitenzahl 
bezeichnet, Anmerkungen des Übersetzers mit AdÜ. 

Das vollständige Original ist veröffentlicht in Capital and Class 8 (Summer 1979) 68-92. 
Die Kontaktadresse der Londonder CSE-Gruppe lautet: CSE Office, 55 Mount Pleasant, 
London W. C. 1. 
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Dieser Artikel vertritt die These, daß die AWS sich als eine Strategie anbietet, die 
für wirkliche Fortschritte der Arbeiterklasse in Richtung‘; auf den Sozialismus geeig- 
net ist, Allerdings erkennen wir — auch wenn wir im Großen und Ganzen mit dem 
Ansatz der AWS übereinstimmen — durchaus auch ihre Schwächen, so daß wir von 
der Notwendigkeit ausgehen, die analytische Auseinandersetzung darüber innerhalb 
der CSE und der Arbeiterbewegung voranzutreiben. 


1. Die alternative Wirtschaftsstrategie als Forderung an den Staat in der ökono- 
mischen Krise 


1.1. Kapitalistische Krise und Kampf der Arbeiterklasse ; 


Unser Eintreten für die AWS geht von der Überzeugung aus, ‘daß es keine mechani- _ 
sche Unvermeidlichkeit in der Entwicklung des Kapitalismus gibt. Die Auflösung 
von Krisen kann also auf verschiedene Weisen vor sich gehen, die mehr oder minder 
günstig für die Arbeiterklasse sind, d.h. insoweit in ihnen eine Blockierung von Lö- 
sungen im Interesse des Kapitals und die Schaffung von Ausgangspositionen für wei- 
tere Vorstöße durchgesetzt werden kann. 

Konkret geht es bei dieser Feststellung um folgendes: Daß es die Linke in 
Großbritannien versäumt hat, in den frühen siebziger Jahren eine breite demokrati- 
sche Mobilisierung für ein linkes Programm durchzuführen, hat den Weg für eine 
Krisenlösung im Interesse des Kapitals freigemacht, wie sie von der Labour-Regie- 
rung durchgeführt worden ist: Angriffe auf den realen Lebensstandard, Kürzung der 
öffentlichen Ausgaben, hohe und andauernde Arbeitslosigkeit, Beschleunigung des 
Internationalisierungsprozesses und wachsende Staatsintervention gemäß den Erfor- 
dernissen privater Profitabilität. Zur Verdeutlichung: Der Verlauf einer Rezession 
kann nicht nur als ein Prozeß des Wettbewerbs zwischen Kapitalen betrachtet wer- 
den, in dem die Eingriffe der Arbeiterklasse bloß den einen Kapitalsektor gegenüber 
dem anderen begünstigen würden. Eine Rezession stellt vielmehr in erster Linie eine 
Umstrukturierung der Beziehungen zwischen Lohnarbeit und Kapital dar, in der die 
Umstrukturierung der Kapitale in der Konkurrenz bloß eine Seite ausmachen. Man 
kann auch nicht davon ausgehen, die Lösung der Krise durch die Rezession hin- 
durch wäre im Voraus bestimmt, oder daß sich der Einfluß der Arbeiterklasse auf 
den Gang der Ereignisse, wenn es ihr nicht gelänge, das Kapital abzuschaffen, in 
mehr oder minder engen Grenzen halten werde. Die Kämpfe der Arbeiterklasse als 
Reaktion auf die Rezession beeinflussen vielmehr den Verlauf der Rezession und 
‚die Krisenlösung, die aus ihr hervorgeht; m.a.W. sie beeinflussen die Art der Kon- 
trolle, die. das Kapital über die Arbeit ausübt und damit die Rahmenbedingungen, 
unter denen der Klassenkampf erneut aufgenommen wird. 

Man könnte dagegen einwenden, daß der Einfluß der Arbeiterklasse auf die 
Art der Krisenlösung immer unbedeutend bleiben werde; denn jedes Moment von 
Kontrolle, das sie sich im Klassenkampf aneigne, werde durch die Existenzweise des 
Kapitals als Weltsystem geschwächt; während sich das Kapital Kontrollmöglichkei- 
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ten in vielerlei Gestalt aneigne, so daß es Verluste auf der einen Seite durch Gewin- 
ne auf der anderen Seite ausgleichen könne. Diese Argumente sind wegen ihres 
deterministischen Charakters zurückzuweisen, wenn sie auch wirkliche Fragen auf- 
werfen, was die Grenzen des Kampfs der Arbeiterklasse auf bestimmten Ebenen an- 
geht und was die Frage betrifft, wie diese Kämpfe in Richtung auf die revolutionäre 
Forderung des Sozialismus weiterentwickelt werden können. Diese Fragen sind nur 
auf der Grundlage einer besonderen Berücksichtigung der gegenwärtigen Periode des 
Kapitalismus beantwortbar. . 

Die Nachkriegsexpansion des Weltkapitalismus beruhte auf zwei wichtigen 
Ausgangspunkten aus früheren Perioden: Einerseits auf der Herausbildung einer be- 
stimmten Form der Intemationalisierung des Kapitals, andererseits auf dem An- 
wachsen von Staatseingriffen in den Wirtschaftsprozeß. Diese Entwicklungen ent- 
halten ihrerseits eine Reihe von Widersprüchen: 

Erstens verliert das Kapitals zunehmend an nationaler Bindung, in dem Maße 
wie sein Kreislauf sich internationalisiert; zugleich handelt aber zweitens der Natio- 
nalstaat in seinen wirtschaftlichen und sonstigen Eingriffen als Agent der Konkur- 
renz zwischen Kapitalen. Drittens ist aber der Nationalstaat auch noch, trotz aller 
Internationalisierung des wirtschaftlichen Reproduktionsprozesses, Garant der ge- 
sellschaftlichen Reproduktion der Klassen innerhalb von Nationen. M.a.W., wäh- 
rend der Staat zwar dusch sein Handeln zur Internationalisierung des Kapitals bei- 
tragen kann, sind seine Eingriffe zugleich durch die Notwendigkeit bestimmt, die 
gesellschaftliche Reproduktion zu gewährleisten. Diese Funktion wird aber zuneh- 
mend durch die Internationalisierung des Kapitals beeinträchtigt. Diesen Wider- 
sprüchen entsprechen bestimmte politische Entwicklungen: Zum einen wirkt der 
Aufstieg von transnationalen Überbauelementen wie des IMF und der EG als ein- 
schränkende Bedingung für das Ausmaß individueller nationalstaatlicher Wirtschafts- 
eingriffe in den internationalen ökonomischen Reproduktionsprozeß (3). Diese 
Institutionen reagieren auf Kämpfe der Arbeiterklasse nur über die Vermittlung 
der Nationalstaaten. Zum anderen wirken staatliche Wirtschaftseingriffe dahinge- 
hend, den Klassenkampf als ein Mittel zur Erleichterung der ökonomischen Re- 
produktion zu kanalisieren und ihn auf die Festlegung der gesellschaftlichen Re- 
produktionsbedingungen hin auszurichten. Daher entsprechen auch die Ziele und 
Formen der Kämpfe der Arbeiterklasse gegen das Kapital den Staatseingriffen: Der 
Kampf um die Beschäftigung stellt sich in der Form von Forderungen nach Verstaat- 
lichung, allgemeiner Erhöhung des Geldumlaufs, Kontrolle der internationalen 
Kapitalbewegungen (Waren, Geld und internationale Gesellschaften) sowie nach 
Hilfen und Zuschüssen zur Aufrechterhaltung der Produktion dar. Der Verteilungs- 
kampf bezieht sich auf die Einkommens-, Steuer- und Subventionspolitik und die 
Preiskontrollen. Darüberhinaus kann die Arbeiterklasse für die Erbringung von Lei- 
stungen im Rahmen des Wohlfahrtsstaates kämpfen (4). 

Die Interessen des (internationalen) Kapitals in seiner Gesamtheit existieren 
also nicht als eine ideelie Abstraktion, sondern bilden sich überhaupt erst in der 
ökonomischen Konkurrenz und im Kampf um die staatliche Macht heraus. Ebenso 
wenig existieren sie isoliert von der Organisierung der Bourgeoisie in ihrem Gegen- 
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satz zur Arbeiterklasse bzw. als deren logische Voraussetzung. Umgekehrt haben 
auch die Kämpfe der Arbeiterklasse Auswirkungen auf den Prozeß der Konkurrenz 
zwischen den Kapitalen und auf die Steuerung der politischen Macht. Es ist in die- 
sem Zusammenhang wichtig zu begreifen, wie weit diese Kämpfe bloß noch eine 
untergeordnete Seite der Kämpfe zwischen kapitalistischen Sektoren darstellen, 
insofern die Vielfalt der Ebenen, auf denen das Kapital eine Kontrolle über die Ar- 
beit innehat, dazu führt, daß diese Kämpfe nicht mehr unmittelbar als Formen der 
Konfrontation zwischen Klassen wirken (5). Selbstverständlich wird man davon aus- 
gehen können, daß ihre Wirksamkeit mit dem Ausmaß der erreichten Vereinheitli- 
chung der Arbeiterklasse und der Breite der Front wächst, auf denen diese für eine 
Übernahme von Kontrolle kämpft; aber damit ist weder die relative Bedeutung ein- 
zelner Forderungen bestimmt, noch die der wechselseitigen Abhängigkeiten, in de- 
nen sie stehen. 


1.2. Der Kampf gegen Arbeitslosigkeit 


Betrachten wir etwa die Beschäftigungspolitik. Den Ausgangspunkt unserer Analyse 
bildet das vom Kapital ausgehende Erfordernis einer Ausweitung der ‚industriellen 
Reservearmee‘. Staatliche Wirtschaftseingriffe in Gestalt von Beschäftigungspolitik 
stellen eine Form der gesellschaftlichen Regulierung der industriellen Reservearmee 
dar und diese Regulierung ist eine Ebene des Klassenkampfes: Durch Verstaatli- 
chungen Kann etwa die Beschäftigung produktiver Arbeiter aufrechterhalten und 
eine Umstrukturierung des Kapitals durchgeführt werden, ohne daß dies unmit- 
telbar zu einem Anwachsen der industriellen Reservearmee führt, auch wenn langfri- 
stig der Druck in Richtung auf eine Verminderung der Beschäftigung anhalten wird. 
Oder die Beschäftigten in staatlichen Sektoren, die nicht, unmittelbar produktiv für 
das Kapital sind, sind ein Bestandteil der industriellen Reservearmee, der nicht als 
Hebel zur Zentralisierung der gesellschaftlichen Arbeit eingesetzt werden kann, 
auch wenn sie durchaus gesellschaftliche Bedingungen des Akkumulationsprozesses 
fördern (Gesundheit, Bildung usw.). Dementsprechend haben dann Kürzungen un- 
produktiver Ausgaben in erster Linie die Funktion, die industrielle Reservearmee in 
einer Gestalt zu vergrößern, in der sie wieder als Mittel dieser Zentralisierung einge- 
setzt werden kann. Obwohl also allgemein die industrielle Reservearmee dazu ten- 
diert, in der Krise anzuwachsen, sind sowohl ihr Wachstum überhaupt als auch die 
Größe ihrer verschiedenen Bestandteile dem Einfluß des Klassenkampfes unterwor- 
fen, der damit über die Bedingungen mitbestimmt, unter denen die Akkumulation 
in der folgenden Aufschwungphase stattfindet (6). 

Eng in Zusammenhang mit der Regulierung der industriellen Reservearmee 
steht die Regulierung der Beschäftigung: Die Rezession intensiviert den Kampf um 
die Umstrukturierung der Produktion — und was das für die Lohnarbeiter des Kapi- 
tals heißt, ist ja bekannt. Innerhalb des unproduktiven Sektors kann es zu einem 
Kampf darum kommen, ‚kommerzielle‘ Kriterien wiederherzustellen oder durchzu- 
setzen bzw. die Beschäftigung unmittelbar kapitalistischen Produktionsverhältnissen 
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zu unterwerfen, oder überhaupt die Bedingungen der Versorgung mit öffentlichen 
Dienstleistungen zu verändern. Dagegen kann sich jeweils Widerstand der Arbeiter 
als Kampf für die Produktion von Gebrauchswerten entsprechend den gesellschaft- 
lichen Bedürfnissen und für Arbeiterkontrolle entwickeln, anstatt sich Bedingungen 
zu unterwerfen, die das Kapital zur Produktion von Mehrwert und für die Aufrecht- 
erhaltung von deren gesellschaftlichen Bedingunen fordert. Dies ist ein Kampf, der 
seine Grundlage in der Organisation der Arbeiter im unmittelbaren Produktionspro- 
zeß hat und der eine enge Verbindung mit dem Kampf gegen die Arbeitslosigkeit 
herstellt. Da internationale Zwänge darüber hinaus den staatlichen Eingriffen zur 
Regulierung der industriellen Reservearmee Schranken setzen, kann dieser Kampf 
sich auch auf diese internationalen Bedingungen selbst ausdehnen. 


1.3. Staat und politische Strategie 


Unsere Ausführungen haben bis jetzt der Begründung zweier einfacher Behauptun- 
gen gedient. Erstens: Der gesamte Verlauf der kapitalistischen Krise, einschließlich 
der Bedingungen der Krisenlösung und des Kräfteverhältnisses der Klassen als Teil 
der Restrukturierung des Akkumulationsprozesses wird weitgehend durch den Klas- 
senkampf bestimmt; zweitens: Im gegenwärtigen Kapitalismus stellt die Formulie- 
rung und Durchsetzung der nationalen Wirtschaftspolitik einen Schlüsselbereich die- 
ses Kampfes dar. 

Wie sollen jetzt Sozialisten in Großbritannien auf der Grundlage dieser Überle- 
gungen den politischen Gehalt der einzelnen ökonomischen Forderungen beurteilen, 
die die AWS ausmachen? Damit stellt sich unmittelbar die Frage nach den Kriterien; 
denn es gibt keine gefestigte Vorstellung von sozialistischer Strategie, keine verläß- 
liche Meßlatte, an der wir den politischen Gehalt eines solchen Programms ‚messen‘ 
könnten. 

Die gegenwärtige tiefe und anhaltende Krise des Kapitalismus hat bisher, weit 
entfernt davon, seine politischen Formen zu bedrohen, vielmehr mit brutaler Deut- 
lichkeit eine ebenso tiefe Krise der sozialistischen Perspektiven offengelegt, von der 
sich keine Tendenz der sozialistischen Bewegung in Westeuropa freihalten kann. Ei- 
nerseits ist die Unfähigkeit derjenigen Parteien, die sich immer noch in Denken und 
Handeln von dem Problemverständnis der Zweiten Internationalen leiten lassen, seit 
ihrem historischen Versagen 1914 immer nur noch offensichtlicher geworden. Heu- 
te beschert uns die anhaltende Zustimmung von Millionen von Arbeitern gegenüber 
dieser Führung — Gestalten wie Schmidt, Callaghan und Soares! Aber auch die Par- 
teien und Gruppen, die sich in einem leninistischen Bezugsrahmen bewegen, sehen 
sich grundlegenden Schwierigkeiten hinsichtlich ihrer traditionellen Vorstellung 
vom Übergang zum Sozialismus gegenüber. 

Beständige Unruhe in den kommunistischen Parteien des kapitalistischen Euro- 
pa beweist es deutlicher als sonst etwas: Es ist notwendig, einschneidend mit längst 
fest eingefahrenen Analysen und Praktiken zu brechen. Es gibt auch nur wenige 
Kommunistische Parteien, die im Zuge ihrer Versuche einer Selbsterneuerung grö- 
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ßere Spaltungen vermeiden konnten. Schließlich hat auch die trotzkistische Varian- 
te der leninistischen Tradition sich nicht als den gegenwärtigen Realitäten angemes- 
sen erwiesen: Nach vierzig Jahren beginnen selbst die entschlossensten Parteigänger, 
die apokalyptischen Visionen des Übergangsprogramms in Zweifel zu ziehen. 

In der Sphäre der Theorie haben diese schwierigen Probleme hinsichtlich der 
strategischen Perspektive dazu geführt, daß vor allem eine Frage immer mehr von 
Interesse wurde: die des kapitalistischen Staates. Das hat hauptsächlich zwei Grün- 
de. Erstens einfach das Wachstum des gegenwärtigen Staates, die Hypertrophie sei- 
ner Apparate und Funktionen. Dies vor allem hat klassische Vorstellungen von der 
kapitalistischen Entwicklung zweifelhaft werden lassen und den sozialen Beziehun- 
gen der kapitalistischen. Produktion eine unvorhergesehene Anpassungsfähigkeit 
verliehen. Gewiß kann man darin einfach eine Bestätigung der zentralen marxisti- 
schen These sehen, daß der Kapitalismus die Produktion in wachsendem Wider- 
spruch zu den für ihn selbst konstitutiven Warenbeziehungen vergesellschaftet; aber 
der Prozeß der Verstaatlichung aller Sphären der kapitalistischen Gesellschaft ist da- 
mit noch nicht begriffen: Selbst die fortgeschrittensten Analysen der hinter diesem 
Prozeß stehenden Kräfte, die um den orthodoxen Begriff des staatsmonopolistischen 
Kapitalismus kreisen, hatten noch die Tendenz, komplexe politische Prozesse auf 
‚ökonomische‘ Entwicklungsgesetze zu reduzieren — wie etwa in Gestalt der inzwi- 
schen weitgehend aufgegebenen These von einer Verschmelzung von Staat und Mo- 
nopolen. Was sind denn die Grenzen der Staatseingriffe? Wie wird der gegenwärtige 
Staat reproduziert? Unsere Analyse der Situation hängt wesentlich von der Beant- 
wortung dieser Fragen ab, die bisher allzuoft bloß unter apriori-Voraussetzungen 
untersucht worden sind. 

Damit sind wir bei einem zweiten Brennpunkt der theoretischen Problematik: 
dem Problem der Politik im entwickelten Kapitalismus. Klassischerweise haben die 
Marxisten die kapitalistische Produktionsweise als auf eine radikale Trennung von 
‚politischen und ökonomischen Formen gegründete gesehen, die demokratische For- 
men des politischen Lebens möglich macht, während sie zugleich das kapitalistische 
Eigentum vor der Gefahr von Forderungen nach gesellschaftlicher Kontrolle seitens 
des Volkes schützen. Wie wird diese Trennung aufrechterhalten und legitimiert? In 
welchem Umfang wird sie in einer Zeit allgegenwärtiger Staatseingriffe in Frage ge- 
stellt? Durch welche Art von Politisierung werden die unterdrückten Klassen inner- 
halb der von dererweiterten Reproduktion des Kapitals gesetzten Grenzen gehalten? 
Gesicherte strategische Vorstellungen Können wiederum allein durch konkrete Ana- 
lysen dieser Fragen begründet werden. 

Wir werden uns im folgenden auf diejenigen Punkte beschränken, die für eine 
Beurteilung der AWS relevant sind. Unsere These ist, daß zwischen einigen der theo- 
retischen Synthesen, die sich abzeichnen und der AWS eine bedeutungsvolk Kon- 
vergenz besteht. 
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1.4, Gegenwärtige Staatsanalyse 


Zunächst können wir hervorheben, daß sich gegenwärtig eine Auffassung vom Staat 
entwickelt, nach der dieser nicht als ein monolithisches Herrschaftsinstrument der 
Bourgeoisie zu begreifen ist, sondern als eine komplexe, in sich widersprüchliche 
Struktur, und aus der sich die Notwendigkeit des Klassenkampfes innerhalb der 
Staatsapparate begründet. Dieser Gesichtspunkt wird von jenen Tendenzen der Kom- 
munistischen Parteien, die man als eurokommunistische bezeichnet, besonders her- 
vorgehoben. Man kann diese Strömung jedenfalls nicht so leichthin abtun, wie es 
oft geschieht, als trüge sie den Reformismus „wie die Erbsünde“ (Poulantzas) auf 
der Stirn geschrieben. Die Schlüsselfrage, die dem ‚Eurokommunismus‘ zu stellen 
ist, bezieht sich weder auf die Bedeutung des Klassenkampfes innerhalb der Staats- 
apparate noch auch auf die zentrale Bedeutung, die einer Kontrolle der Legislative 
durch die Arbeiterparteien zugeschrieben wird; ist doch inzwischen die zentrale Be- 
deutung der Formen parlamentarischer Herrschaft für die Reproduktion der bürger- 
lichen Staatsgewalt eine gesicherte Erkenntnis. Vielmehr können wir in Frage stel- 
len, welche Art von Mobilisierung des Volkes ins Auge gefaßt wird, um die gesell- 
schaftlichen Umwälzungen durchzusetzen, die innerhalb der Verfassungsstruktur ge- 
setzlich eingeleitet werden. Und an dieser Stelle reicht es auch nicht, abstrakt die 
Notwendigkeit einer ‚Doppelmacht‘ im revolutionären Prozeß zu postulieren; viel- 
mehr muß konkret angegeben werden, welche Formen und Ausgestaltungen einer 
solchen Doppelmacht gemeint sind, durch was für Organe Forderungen der Arbeiter- 
klasse und des Volkes unmittelbar Ausdruck erhalten sollen und in welcher Bezie- 
hung sie zur parlamentarischen Repräsentation stehen. Antworten auf diese Fragen 
müssen sich auch dem wiederholten Versagen leninistischer Rätestrukturen stellen, 
die nicht in der Lage waren, Forderungen des Volkes auf der Ebene des Staates zu 
verkörpern oder elementare individuelle und staatsbürgerliche Freiheitsrechte zu 
schützen, die Konstitutive Bedingungen jedes politischen Prozesses mit wirklichem 
demokratischen Gehalt sind (7). 


1.5. Der politische Gehalt der AWS 


Wir meinen, der Kampf für die AWS könnte eine Schlüsselrolle im Zusammenhang 
derartiger Mobilisierung und Aktionen spielen. Gewiß sind ihre zentralen Forde- 
rungen von begrenzter Tragweite — ökonomische Expansion, Reallohnsteigerun- 
gen, Wiederherstellung und erneutes Wachstum der öffentlichen Ausgaben. Offen- 
sichtlich hat keine dieser Maßnahmen, an sich betrachtet, auch nur antikapitalisti- 
sche, geschweige denn revolutionäre Bedeutung. Ihre unmittelbare Bedeutung liegt 
allein in der Möglichkeit ihrer massenhaften Unterstützung, da sie sich auf die un- 
mitelbar spürbaren Auswirkungen beziehen, die Rezession, Ausgabenkürzungen 
und Lohnstops für die Arbeiterklasse und ihre möglichen Verbündeten haben. 

Dennoch machen drei Faktoren die AWS zu einer möglichen sozialistischen 
Strategie, wenn es erreicht werden kann, daß die Arbeiterklasse dafür zum Kampf 
antritt: 


73 


Erstens handelt es sich um ein vereinheitlichendes Programm. Auf der theoreti- 
schen Ebene hat man ja Interessenkonflikten, die in dieser Krise die unmittelba- 
ren Produzenten und die Staatsbeschäftigten gegeneinander stellen Können (die ‚pro- 
duktiven‘ gegen die ‚unproduktiven‘ Arbeiter), viel Aufmerksamkeit gewidmet. Die 
AWS enthält nun ein Programm, derartige Spaltungen auf der Ebene der politischen 
Praxis zu überwinden. 

Zweitens erhalten die zentralen Forderungen der AWS größere Bedeutung 
aufgrund der Situation, in der sie vorgebracht werden: Die Intensität der Krise, in 
der jetzt eine expansive Wirtschaftspolitik gefordert wird, bedeutet, daß derartige 
Maßnahmen notwendig mit den Interessen des Großkapitals in Konflikt geraten. 
Denn auf alle Fälle müßten sie das Muster der Reorganisierung und der Umstruktu- 
rierung des Kapitals durchbrechen, wie es sich gegenwärtig aufgrund des Zusammen- 
wirkens der Zwänge des Weltmarktes und der Eingriffe des Staates durchsetzt. In 
der gegenwärtigen Situation kann daher selbst die beschränkte Forderung nach öko- 
nomischer Expansion massive Widersprüche in der kapitalistischen Wirtschaft auslö- 
sen. 
Schließlich ist von entscheidender Bedeutung, daß die AWS die von ihr auszu- 
lösenden Konflikte voraussieht und besondere Maßnahmen demokratischer Kontrolle 
vorsieht, um den ersten Reaktionen des Kapitals auf eine expansive Wirtschaftspoli- 
tik im Interesse des Volkes zu begegnen. So werden etwa wirksame Maßnahmen ge- 
fordert, um die internationale Bewegungsfreiheit des Großkapitals zu brechen, mit- 
tels eines Programms, das Verstaatlichung mit indirekten Kontrollen verbindet, um 
ein Wachstum der Produktion und die Möglichkeit einer weiteren wirtschaftlichen 
Entwicklung zu garantieren. 

Hierin liegt der Unterschied zwischen der AWS und reformistischen Program- 
men, die auf eine Stabilisierung des Kapitalismus abzielen, ohne die kapitalistischen 
Produktionsverhältnisse in Frage zu stellen. Ihnen gegenüber stellt die AWS eine 
Übergangsstrategie (8) dar, die in der Lage ist, den Kampf der Arbeiterklasse auf- 
grund von unmittelbar anstehenden Fragen zu mobilisieren und dies in einem um- 
fassenden und kohärenten Rahmen zu tun, der auf Fortschritte in Richtung auf den 
Sozialismus zielt. Dadurch wird das Verhältnis der einzelnen Forderungen innerhalb 
der Strategie bestimmt: Die AWS erhebt kurzfristige Forderungen (und schlägt Lö- 
sungen vor), die sich auf unmittelbar anstehende Fragen beziehen, wie es die des Le- 
bensstandards, der Arbeitslosigkeit, der sozialen Dienste sind. Diese Forderungen 
können die Grundlage einer breiten sozialen Bewegung bilden. Gleichzeitig stellen 
die vorgeschlagenen Lösungen partiell die bestehenden kapitalistischen Verhältnisse 
und die in Gang befindlichen Umstrukturierungsprozesse in Frage. Soweit sie erfolg- 
reich sind, sind sie Wegbereiter tiefergehender Infragestellungen der kapitalistischen 
Verhältnisse, die die Frage einer demokratischen Kontrolle und Planung aufwerfen 
und eine erzieherische Rolle im Prozeß der Verbreiterung und Entwicklung der so- 
zialen Bewegung spielen werden. Insgesamt findet man in der AWS unmittelbare 
Forderungen, die als Kristallisationspunkte für die Organisation gegenwärtiger 
Kämpfe dienen können — aber eben eng verbunden mit langfristigen Forderungen, 
die in der Perspektive von Schritten in Richtung auf den Sozialismus stehen. 


74 


1.6. Linke Kritik an der AWS 


Die in der AWS vorgeschlagenen Maßnahmen zur Einschränkung der Mobilität des 
internationalen Kapitals sind von einigen linken Gruppen heftig angegriffen worden. 
Z.B. hat man Importkontrollen als eine chauvinistische Maßnahme kritisiert, die 
duch einen Export von Arbeitslosigkeit die internationale Arbeiterklasse spalte. Die- 
se Argumentation stelit aber einen geradezu kindischen ökonomischen Fehlschluß 
dar, denn sie unterschlägt die Tatsache, daß jedes Mittel zur Verminderung der Im- 
porte (oder auch zur Erhöhung der Exporte) die Beschäftigung in anderen Ländern 
bedroht und daß dies ebensosehr für Abwertungen und Ausgabenbeschränkungen 
gilt’ wie für direkte quantitative Einschränkungen. Wichtiger noch, diese Kritik be- 
trachtet die Forderung nach Importbeschränkungen losgelöst von der strategischen 
Forderung nach wirtschaftlicher Expansion, in deren Zusammenhang nicht die Re- 
duzierung des Importniveaus als Ziel angesteuert wird, sondern vielmehr eine Pla- 
nung ihres Wachstums entsprechend der Entwicklung der Deviseneinnahmen sowie 
die Bestimmung ihrer Zusammensetzung entsprechend gesellschaftlichen Prioritä- 
tensetzungen. Die AWS zielt eben nicht auf Autarkie, sondern auf Autonomie. 

Andere Einwände kreisen um das Argument, daß jeglicher Widerstand gegen 
die Entwicklung der internationalen Arbeitsteilung eine Art von Maschinenstürme- 
rei sei, die sich der fortschreitenden Entwicklung des Kapitalismus in den Weg zu 
stellen trachte. Diese Überlegung stellt eine nicht weniger falsche Glorifizierung des 
krisenhaften kapitalistischen Akkumulationsprozesses dar und unterschätzt zugleich 
das Potential staatlicher Wirtschaftseingriffe als Hebel einer Umstrukturierung. Man 
hat auch das Argument vorgebracht, Importkontrollen seien bloß ein Ausdruck in- 
terimperialistischer Rivalitäten. Dabei wurde die Tatsache ignoriert, daß die Kapita- 
le zunehmend ihre nationalen Bindungen abstreifen und daß heute interimperialisti- 
sche Rivalitäten nicht mehr entlang der Trennungslinien nationaler Volkswirtschaf- 
ten verlaufen. 

Das konkrete Problem für eine sozialistische Strategie ist doch das folgende: 
Die gegenwärtige Krise beschleunigt die Internationalisierung des Kapitals sowohl 
hinsichtlich der internationalen Arbeitsteilung als auch — wie es diese Entwicklung 
erforderlich macht — hinsichtlich der Herausbildung transnationaler Überbaustruk- 
turen (was der wachsende Trend zum ‚Multilateralismus‘ in imperialistischen Krei- 
sen deutlich macht). Zugleich bleibt aber andererseits der Nationalstaat der ent- 
scheidende Bezugspunkt für den Kampf um die politische Macht. 

In dieser Situation stellt die Forderung nach Ausdehnung der nationalen Kon- 
trolle den Prozeß einer Neustrukturierung durch Internationalisierung in Frage, wie 
er gegenwärtig abläuft. Angesichts der Schwäche der internationalen Organisations- 
formen der Arbeiterklasse kann heute eine solche Infragesiellung allein auf der Ebe- 
ne des Nationalstaates entworfen und durchgesetzt werden. Alle sozialistischen Be- 
wegungen müssen sich diesem Widerspruch stellen, durch den sie dazu gezwungen 
werden, ihre Bestimmung des Stellenwerts einer nationalen Volkswirtschaft zu mo- 
difizieren, die innerhalb einer internationalen Struktur existiert, die sich weitgehend 
ihrer Kontrolle entzieht. Sicherlich gibt es für diese Probleme keine einfachen Lö- 
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sungen, aber von vornherein auf jegliche ‚einseitige‘ Aktion in der Sphäre der Welt- 
wirtschaft zu verzichten, wäre bloßer Defaitismus. 

Was das Problem des Verhältnisses von Verstaatlichung zu ‚planning agree- 
ments‘ oder anderen Zwangsmaßnahmen gegenüber Monopolunternehmen angeht, 
die unterhalb der Schwelle der Überführung in öffentliches Eigentum bleiben, ist 
vor allem zu betonen, daß es hierbei zentral weder um eine juristische (Wem ein 
Unternehmen ‚gehörten‘ soll) noch um eine moralische Problematik (alles unter Ar- 
beiterkontrolle zu verstaatlichen) geht. Zentral geht es vielmehr um eine Frage der 
politischen Macht, und in dieser Hinsicht kommt man nicht mit einer pauschalen 
Verstaatlichungspolitik weiter, besonders wenn eine linke Regierung mit intensivem 
Widerstand innerhalb der staatlichen Institutionen rechnen muß. Die wirkliche Ver- 
gesellschaftung der Produktionsmittel hängt von einer ausgedehnten Demokratisie- 
rung sowohl des Staates wie der Industrie ab; einer Arbeiterregierung gerade dann 
tausende von Detailproblemen der Wirtschaftslenkung aufzubürden, wenn eine sol- 
che Demokratisierung noch kaum in Gang gekommen ist, heißt möglicherweise le- 
diglich, ihr Schicksal von vornherein zu besiegeln. 


1.7. Die Bedeutung der AWS 


Der strategische Kern der AWS liegt in folgendem: die geforderte ökonomische Ex- 
pansion und ökonomische Umverteilung werden als in sich widersprüchlich erkannt 
und die Antwort auf widersprüchliche Entwicklungen wird im Wesentlichen in ag- 
gressiver Weise gegeben, in Gestalt eines Angriffs auf die Macht des großen Kapitals, 
im Inland ebenso wie aufgrund seiner internationalen Verbindungen. Das Ergebnis 
ist nicht der Sozialismus — sondern eine Lösung der Krise, für die im äußersten 
möglichen Umfang die Arbeiterklasse und andere demokratische Kräfte bestim- 
mend sind. Damit wäre dann eine Perspektive dafür eröffnet, weitere, entscheiden- 
dere Kämpfe unter Bedingungen zu eröffnen, die den Handlungsspielraum der Kapi- 
tale beträchtlich einengen, während die Volkskräfte in der Lage sind, entwickeltere, 
radikalere Forderungsprogramme vorzubringen. 

Nach unserer Auffassung darf man den möglichen Gehalt einer solchen wirt- 
schaftspolitischen Strategie nicht leichthin abtun: Sie ist in der unmittelbaren Erfah- 
rung verankert, wie sie das werktätige Volk mit der Wirtschaftskrise macht; sie 
wirkt in Richtung auf eine Vereinheitlichung unterschiedlicher Abteilungen der Ar- 
beiterklasse; die auf die ökonomische Entwicklung bezogenen Elemente der AWS 
bieten eine Lösung der Krise im Interesse des werktätigen Volkes an — was bedeutet, 
daß es sich bei der AWS um eine konkrete, nicht bloß propagandistische Alternative 
handelt. 


76 


2. Die Alternative Wirtschaftsstrategie 
in der Praxis der Arbeiterbewegung 


Aus unserer allgemeinen Analyse der AWS als Forderung an die Staatstätigkeit in 
der Krise ergeben sich zwei hauptsächliche Kriterien zur Beurteilung der innerhalb 
der Arbeiterbewegung dazu diskutierten Vorschläge und Positionen. Das erste Krite- 
rium bezieht sich darauf, inwieweit die Vorschläge bloß auf Krisenlösungen im Rah- 
men der bestehenden politischen und wirtschaftlichen Verhältnisse hinauslaufen 
bzw. eine schrittweise Überwindung der von diesen Verhältnissen ausgehenden 
‚sachzwänge‘ in Angriff nehmen. 

In diesen Zusammenhang gehört zum einen das Problem, daß die vom Staat 
verfolgte Strategie in einer historischen Situation, in der ein säkularer Niedergang 
der britischen Industrie (9) mit einer weltweiten Wirtschaftskrise zusammentrifft, 
durchaus in sich konsequent auf Wiederherstellung ausreichender Profite abstellt. 
und die Auswirkungen der Krise politisch so vermittelt, daß dadurch die Tendenzen, 
zur Internationalisierung des Kapitals befördert sowie zugleich die Ausgaben der 
öffentlichen Hand und den privaten Konsum eingeschränkt werden. Deswegen ist es 
eben nicht möglich, gegen einzelne Elemente dieser Strategie anzutreten, ohne 
selbst eine Gesamtstrategie als Alternative vorschlagen zu können; jedes isolierte 
Aufgreifen von Einzelfragen muß in dieser Lage dazu führen, daß man sich entwe- 
der der Logik ‚wirtschaftlicher Solidität‘ unterwirft oder aber ganz einfach geschla- 
gen wird. 

Dementsprechend stellt zum anderen heute die Forderung nach ökonomischer 
Expansion durch Ausdehnung der Geldmenge keineswegs mehr eine ‚bloß keynesia- 
nische‘ Forderung dar: Sie stellt sich unmittelbar gegen die ‚Sachzwänge‘, die heute 
von der staatlichen Wirtschaftspolitik als solche hingenommen werden, wie sie — 
auf den einfachsten Nenner gebracht — in den Bedingungen des Abkommens mit 
dem IMF Gestalt angenommen haben. 

Das zweite Kriterium steht mit dem eısten in engem Zusammenhang: Wie 
weit kann ein Strategievorschlag dadurch zu einer politischen Mobilisierung beitra- 
gen, daß er Vorschläge die rasch zu verwirklichen sind und aktuelle Nöte der Massen 
betreffen, in einen strategischen Rahmen stellt, der lang- und mittelfristig Verände- 
rungen des Wirtschaftssystems in Richtung Sozialismus in Gang setzt. 

Hier sind vor allem drei Punkte wichtig: Erstens kann nur eine Strategie auf 
die für eine wirkliche politische Mobilisierung erforderliche breite Unterstützung 
hoffen, die an den hauptsächlichen Nöten der Arbeiterklasse ansetzt — also vor al- 
lem an den Fragen der Arbeitslosigkeit und der Einkommenssicherung. Zweitens . 
muß eine solche Mobilisierung als konstitutives Element einer AWS betrachtet wer- 
den, denn eine AWS kann nicht einfach als ‚alternatives Maßnahmenbündel‘ be- 
trachtet werden, das man an den Staat heranträgt und das dieser dann in seinem 
Rahmen verwirklichen könnte. Drittens kann die politische Tragweite der Strategie- 
vorschläge nur unter dem Gesichtspunkt der Möglichkeit eines Kampfes für ihre 
Durchsetzung beurteilt werden. So können etwa ‚planning agreements‘ durchaus als 
technokratische Maßnahme konzipiert werden; sie können aber auch von vornher- 
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ein im Zusammenhang des Kampfes für Arbeiterkontrolle stehen (10). 

Insgesamt geht es also in der Frage der AWS ebensosehr um eine tiefgreifen- 
de Veränderung der politischen Praxisformen der Arbeiterbewegung, wie es um ver- 
änderte wirtschaftspolitische Zielsetzungen geht. Das wird auch daran deutlich, daß 
in letzter Zeit immer wieder Forderungen nach einer Demokratisierung der Wirt- 
schaft erhoben werden, auch wenn damit das wirkliche Problem noch allzu punk- 
tuell angegangen wird. j 

Im folgenden beschränken wir uns auf drei Aspekte der AWS, die u. E. für 
eine erste politische Einschätzung ausreichen, so daß andere wichtige Fragen — wie 
Preiskontrollen oder die Kontrolle des Finanzwesens — erst einmal zurückstehen 
können. 


2.1. Die Forderung nach einer expansiven Wirtschaftspolitik 


Im Zentrum der AWS steht die Forderung nach einer strukturierten Expansion der 
Wirtschaft. Sie ergibt sich aus der Weigerung, das gegenwärtige Niveau der Arbeitslo- 
sigkeit als gegeben hinzunehmen und stellt sich rein als solche schon der Hauptstoß- 
richtung der gesamten Wirtschaftspolitik entgegen, die auf der Grundlage einer Re- 
gulierung der industriellen Reservearmee funktioniert. 

Jede Forderung nach einer Ankurbelung der Wirtschaft durch Geldmengen- 
ausweitung muß daraufhin befragt werden, ob sie den Rahmen bloß keynesianischer 
Überlegungen über das erforderliche Ausmaß von Nachfragesteigerung sprengt und 
inwieweit sie darauf abzielt, dem Kapital die Kontrolle über die Mittel für eine Aus- 
dehnung der Produktion zu entziehen. 

Obwohl diese Forderung allen Strategievorschlägen gemeinsam ist, gibt es (in 
Großbritannien) wesentliche Unterschiede in den Vorschlägen zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit, insbesondere zwischen den Industriegewerkschaften und den Ge- 
werkschaften des öffentlichen Dienstes: Die Industriegewerkschaften neigen zu der 
Überzeugung, daß eine expansive Wirtschaftspolitik die Öffentlichen Sozialausgaben 
unter Kontrolle halten müsse, um die Ressourcen in die Industrie umlenken und so 
das Beschäftigungsniveau anheben zu können. Daß aber diese Ressourcen unter der 
unmittelbaren Kontrolle des Kapitals zugleich zum Hebel für eine Freisetzung von 
Arbeitskraft durch Rationalisierungsinvestitionen werden, ist der Ausgangspunkt 
der Argumentation der Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes. Sie sehen in einer 
Ausweitung der Beschäftigung im öffentlichen Dienst die einzige Möglichkeit für ei- 
nen Abbau der Arbeitslosigkeit, während die Beschäftigung in der Industrie besten- 
falls stabil gehalten werden könne (CPSA/SCPS 1975). Dementsprechend plädieren 
sie dafür, die Haushaltskürzungen der öffentlichen Hand wieder aufzuheben. 

Überhaupt wird an der Frage von Haushaltskürzungen der öffentlichen Hand 
deutlich, wie sehr derartige Spaltungen schädlich sein können: Während die Gewerk- 
schaften des öffentlichen Dienstes konsequent und überzeugend gegen die Haus- _ 
haltskürzungen angekämpft haben, haben die Industriegewerkschaften — angesichts 
des verlockenden Gedankens einer Ressourcenumverteilung zugunsten der Industrie 
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-— durch ihre ambivalente Haltung eine Vereinheitlichung der gewerkschaftlichen 
“ Opposition dagegen unmöglich gemacht (11). Daran wird nochmals deutlich, daß 
die Arbeiterbewegung eine umfassende Strategie braucht, um sektorale Interessen- 
divergenzen so weit vereinheitlichen zu können, daß die Bourgeoisie zum Investie- 
ren gezwungen werden kann, ob sie sich nun vor finanzielle Sachzwänge gestellt 
sieht oder auch nicht. 

Aufgrund der Überzeugung, die Möglichkeiten einer Ausdehnung der Produk- 
tion seien begrenzt, haben die Industriegewerkschaften begonnen, für eine Umver- 
teilung der vorhandenen Arbeit einzutreten, etwa durch eine Verkürzung der Wo- 
chenarbeitszeit auf 35 Stunden bei vollem Lohnausgleich, durch Einschränkung von 
Überstunden, durch Abschaffung der Schwarzarbeit und durch Frühverrentung. Ob- 
wohl diese Forderung in die Politik des TUC Eingang gefunden hat, wird sie doch 
mehr als eine Art von Wunschdenken als in Richtung auf eine wirkliche Durchset- 
zung vertreten. Leider ist man sich vor allem nicht über die Möglichkeiten im Kla- 
ren, die jede Strategie der Arbeitsumverteilung dem Kapital bietet, sie als Hebel der 
Intensivierung der Arbeit zu nutzen — wodurch sie dann selbst bei einer Ausweitung 
der Produktion nur einen beschränkten Beschäftigungseffekt haben kann. Damit 
wird gerade an dieser Frage noch einmal mehr deutlich, daß wirtschaftspolitische 
Zielsetzungen eben nicht neutral sind — es geht darum, dem Kapital die Kontrolle 
aus der Hand zu nehmen und nicht bloß darum, ihm ein paar einfache Konzessio- 
nen abzuringen. In der gegenwärtigen Krise ist die Forderung nach Arbeitsumvertei- 
lung zwar ein wesentlicher Bestandteil jeder langfristigen Strategie der Arbeiterklas- 
se, aber eben keineswegs ein Ersatz für eine AWS, die sich den ‚Sachzwängen‘, die 
die Produktion einschränken, entgegenstellt, anstatt sich ihnen zu unterwerfen. 

Ohne deswegen gleich auf Spezialfragen einzugehen, muß auch das Problem 
der Steuern angesprochen werden: Eine Ausdehnung der Beschäftigung würde zu er- 
höhten Steuereinnahmen führen und zugleich eine Einschränkung der öffentlichen 
Ausgaben aufgrund von Arbeitslosigkeit nach sich ziehen, so daß dadurch die zu- 
nächst erforderliche Auswgitung der Kreditaufnahme der öffentlichen Hand kom- 
pensiert würde und Steuersenkungen oder, wie die AWS es vorsieht, eine Steige- 
rung der öffentlichen Ausgaben möglich würden (12). Außerdem wird in den mei- 
sten Vorschlägen auch auf die Notwendigkeit einer Revision des Steuersystems als 
wesentlicher Bestandteil des Wirtschaftsprogramms hingewiesen: Dadurch kann 
man gegen die dubiose Annahme angehen, materielle Anreize funktionierten nur 
unter der Voraussetzung ökonomischer Ungleichheit, und zugleich durch gezielte 
Maßnahmen den ‚Kreislauf der Armut‘ durchbrechen. Steuern sind ein Mittel der 
Kontrolle und der Aneignung — die Arbeiterbewegung muß lernen, sie für diese 
Zwecke zu nutzen. 


2.2. Industriepolitische Strategie (13) 


Eine industriepolitische Strategie war bereits ein wesentliches Element der wirt- 
schaftspolitischen Konzeption, die die Labour Party in ihrer Oppesitionsphase von 
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1970 bis 1974 entwickelt hatte. Angesichts eines andauernden Niedergangs der bri- 
tischen Industrie, dem durch globale Wirtschaftspolitik nicht beizukommen war, 
schrieb die Labour Party in ihrem Programm von 1973: 

„ „. Grundlage unserer Planung sind drei Hauptstützpfeiler, die für eine erfolgreiche Planung eı- 
forderlich ist: neue öffentliche Unternehmungen — insbesondere aufgrund der Schaffung einer 
staatlichen Dachgesellschaft, die größere staatliche Anteile an der verarbeitenden Industrie er- 
werben soll; das System der ‚planning agreements‘ als vollkommen neue, in sich geschlossene 
Grundlage aller Verhandlungen mit den Großunternehmen; ein neues Industriegesetz, durch das 
eine Labourregierung die Vollmachten für den Bereich der Industrie erhält, die sie zur Durchset- 
zung ihrer wirtschaftspolitischen Ziele benötigt.‘‘ (Labour Party 1975) 

Die Funktion, die dabei für die ‚planning agreements‘ vorgesehen war, beschränkte 
sich im wesentlichen auf eine Vernetzung der Regierungspläne mit den Plänen der 
Großunternehmen. Obwohl ausdrücklich „Schritte in Richtung auf Wirtschaftsdemo- 
kratie und eine Wiederherstellung der parlamentarischen Verantwortlichkeit‘‘ als 
notwendig anerkannt wurden, war von vornherein klar, daß schon durch die Art der 
Anlage der ‚planning agreements‘ eine mehr als bloß symbolische Beteiligung der 
Arbeiterklasse ausgeschlossen war. Allein der Staat konnte auf Zwangsmittel zurück- 
greifen, um sicherzustellen, daß das einzelne Unternehmen in Übereinstimmung mit 
den „wirtschaftspolitischen Zielsetzungen der Nation“ handelte (14). 

Auch wenn wir einräumen, daß diese Vorschläge unzureichend waren (15), se- 
hen wir in ihnen doch wenigstens einen Versuch, sich dem zentralen Problem der 
‚ökonomischen Sachzwänge‘ wirklich zu stellen, vor denen sich die Arbeiterbewe- 
gung sieht, und die erforderlichen Instrumente bereitzustellen, um die Autonomie 
des Kapitals in Frage zu stellen. Daher halten wir es für aufschlußreich, diesen Vor- 
schlägen die wirklich von der Labourregierung verfolgte industriepolitische Strategie 
gegenüberzustellen. 

Das Ende 1975 verabschiedete Industriegesetz richtete ein National Enterprise 

“ Board mit begrenzten finanziellen Mitteln ein (gegenwärtig 700 Mio Pfund für einen 
Zeitraum von 5 Jahren), das nach restriktiven Gesichtspunkten funktioniert und 
dessen Aufgabe die Übernahme und Kontrolle von Firmen ist, die von der Regierung 
vor dem Bankrott gerettet werden. Nur in 6 der 37 Firmen, an denen diese Dachge- 
sellschaft gegenwärtig beteiligt ist, übersteigt ihr Anteil 5 Mio Pfund und nur eine 
dieser Firmen ist von ihr erworben worden, statt ihr durch Übertragung zuzufallen 
(16). 

In der politischen Wirklichkeit sind die ‚planning agreements‘ zu bloßen ‚frei- 
willigen Übereinkünften mit Bezug auf die strategischen Pläne der Unternehmenslei- 
tungen‘ geworden. Als einziges wurde ein ‚planning agreement‘ mit Chrysler abge- 
schlossen — und 162.5 MioPfund für ein vertrauliches Dokument auszugeben, durch 
das das zukünftige Verhalten der Firma kaum festgelegt wird, kann man ja wohl 
kaum als einen Schritt in Richtung auf eine sozialistische Planung betrachten. 

Für die wirklich von der Regierung verfolgte Strategie waren allerdings diese 
Enwicklungen nur am Rande von Bedeutung (17). Hauptelemente dieser Strategie 
waren dagegen die Wiederherstellung ausreichender Profite durch Lohnbeschränkun- 
gen und Steuerbegünstigungen (18), eine Senkung der Zinsrate durch Haushaltskür- 
zungen der öffentlichen Hand, eine ganze Reihe von Anreizen für Investitionen und 
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Umstrukturierungen (19) sowie schließlich sektorale Untersuchungen durch dreisei- 
tige Arbeitsgruppen im Rahmen des National-Economic Development Board (20). 

Wesentlicher Problempunkt dieser Industriestrategie nach den Erfahrungen 
der Gewerkschaften war die Umsetzung von auf Branchenebene erkannten Erfor- 
dernissen in Entscheidungen auf Firmenebene (21): Genau dieser Übergang auf die 
Unternehmensebene stieß auf erbitterten Widerstand der Kapitalseite, da dadurch 
die entscheidenden Fragen der Offenlegung von Informationen und der Ausdehnung 
von Verhandlungen der Tarifparteien bis in die Zentralregion der strategischen Pla- 
nungen des Unternehmens aufgeworfen wurden (22). Aufgrund der bisherigen Er- 
fahrungen lassen sich bereits einige Aussagen über die industriepolitischen Forderun- 
gen formulieren, die Bestandteil einer AWS sein müssen: 

Erstens geht es um reale Probleme, die man auch dadurch nicht loswerden 
kann, daß man dem Kapital die Verantwortung zuschiebt. Es geht eben gegenwärtig 
darum, eine Krisenlösung durchzusetzen, die den Interessen der Arbeiterklasse ent- 
gegenkommt. 

Zweitens besteht innerhalb der Arbeiterbewegung ein weitgehender Konsens 
über die Form der Vorschläge zur Industriepolitik (23) — wenn auch der Inhalt im- 
mer noch wichtiger ist. In unterschiedlichen Beiträgen werden unterschiedliche 
Aspekte des Problems in den Vordergrund gerückt: die Kommunistische Partei be- 
tont die Notwendigkeit der Verstaatlichung von Schlüsselfirmen, ASMTS (24) be- 
zieht sich in allgemeinerer Weise auf die Kapitalströme, die Gewerkschaften des öf- 
fentlichen Dienstes betonen die Notwendigkeit gesellschaftlicher Planung und — wie 
nicht anders zu erwarten — dasIWC (25) betont die Bedeutung der Arbeiterkontrol- 
le. 

Drittens ist offenbar die Forderung nach ‚planning agreements‘ so lange poli- 
tisch wirkungslos, wie sie nicht mit einer Ausweitung der Möglichkeiten der Gewerk- 
schaften, betriebliche Entscheidungen zu kontrollieren, verbunden ist — ob man 
dies nun unter dem Gesichtspunkt einer Ausweitung der Tarifverhandlungen, der 
Wirtschaftsdemokratie oder der Arbeiterkontrolle betrachtet. 

Schließlich muß jede Forderungnach mehr Mitteln für das National Enterprise 
Board von einer tiefergehenden Einsicht in seine möglichen Funktionen begleitet 
werden — als es etwa die Vorstellung ist, es wäre bloß ein Loch im Kapitalmarkt zu 
stopfen. Es geht eben nicht in erster Linie um die Verfügbarkeit von Kapital, son- 
dern um die Kontrolle von Kapitalströmen — und zwar insbesondere darum, eine 
solche Kontrolle durch die Arbeiter in den betroffenen Unternehmen kontrollierbar 
zu machen, sowie darum, darauf hin zu wirken, im wirtschaftlichen Handeln an die 
Stelle des Kriteriums des Profites zunehmend das des Gebrauchswertes zu setzen (26). 

Es geht uns vor allem darum, herauszuarbeiten, daß die von der Regierung 
verfolgte industriepolitische Strategie sich grundlegend von der industriepolitischen 
Strategie im Rahmen einer AWS unterscheidet, wie wir sie in den Vörschlägen für 
eine Kontrolle der Industrieentwicklung über ‚planning agreements‘, für ein inter- 
ventionistisch orientiertes ‚National Enterprise Board‘, für Verstaatlichungen und 
für eine Kontrolle des Finanzwesens vorgezeichnet sehen. Wesentlich in diesem Zu- 
sammenhang scheint uns zu sein, Planung nicht als ein technisches Problem der Ko- 
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ordination von Kapitalströmen oder von Investitionsentscheidungen zu betrachten, 
sondern als eine gesellschaftspolitische Angelegenheit, die eine Kontrolle erforder- 
lich macht, die nur durch Sanktionsmöglichkeiten auf Seiten des Staates und der 
Arbeiterklasse wirklich ausgeübt werden kann. Das wirft dann zwar wesentliche Fra- 
gen auf, wie weit überhaupt eine solche Kontrolle über das Kapital ausgeübt werden 
kann, wenn es sich internationalisiert hat — der Schritt, die Tarifverhandlungen auf 
Fragen der Unternehmensstrategie auszudehnen, stellt aber auf jeden Fall ein ent- 
scheidendes Element in dem hierfür erforderlichen Prozeß dar. 


2.3. Internationale Problematik 


Ein wesentlicher Teil einer AWS muß sich darauf beziehen, wie Großbritanniens Be- 
ziehungen zur Weltwirtschaft weiterentwickelt werden sollen. Bausteine für eine sol- 
che Politik sind in unterschiedlichen Vorschlägen aus der Arbeiterbewegung enthal- 
ten, die sich auf 1. Importkontrollen, 2. Kontrolle der Kapitalbewegungen, 3. Ver- 
halten gegenüber den multinationalen Gesellschaften und 4. auf die Währungspolitik 
beziehen. 

U. E. stellen diese Vorschläge die gegenwärtige Kontrolle des Kapitals über 
den Prozeß der Internationalisierung seiner Formen als Warenkapital, Geldkapital 
und produktives Kapital in Frage und damit auch die Rolle des britischen Imperia- 
lismus in der Weltwirtschaft. Die vom Kapital ausgeübte Kontrolle über den Wirt- 
schaftsprozeß hat als Voraussetzung und Resultat die freie Zirkulation seiner ver- 
schiedenen Formen, wodurch sich schließlich auch parallele Kreisläufe gesellschaft- 
licher und politischer Organisation ergeben. Indem sie gerade diese Seiten der Inter- 
nationalisierung des Kapitals angreift, stellt die AWS die wichtige internationale Di- 
mension der wirtschaftlichen und sozialen Macht des Kapitals in Frage. 

Große Teile der britischen Arbeiterbewegung sind für eine Ausweitung der 
Importkontrollen eingetreten. Ohne jeden Zweifel unterscheidet diese Forderung 
die AWS von der Art von Krisenbewältigung, wie sie die Labourregierung anstrebt. 
Ihre Durchsetzung würde auch einen folgenreichen Bruch mit den Regeln und Ver- 
einbarungen vollziehen, die seit 1945 den internationalen Handel bestimmen, wie 
sie etwa in die Statuten von IMF und EG eingegangen sind. 

Im folgenden wollen wir die Argumente für Importkontrollen, sowie die Art 
von Importkontrollen untersuchen, die vorgeschlagen werden, und sie zu einer Stra- 
tegie des Übergangs zu einer sozialistischen Wirtschaft in Beziehung setzen (27). 

Die wohl detaillierteste Argumentation für Importkontrollen, die innerhalb 
der Arbeiterbewegung formuliert worden ist, findet sich in mehreren Jahreswirt- 
schaftsberichten des TUC. Darin führt das TUC Argumente dafür an, ‚vorübergehen- 
de selektive Importkontrolien‘, wie das TUC sie zurückhaltend nennt, stärker auszu- 
bauen. Hauptsächlich argumentiert das TUC damit, daß Importkontrollen zum 
kurzfristigen Schutz der inländischen Industrie erforderlich seien, die längerfristig 
effizienter werden könnten, aber gegenwärtig aus unterschiedlichen Gründen (nie- 
drige Investitionen, schlechtes Management) durch Konkurrenz aus dem Ausland 
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in einen Prozeß des Niedergangs hineingedrängt würden, der bis zur Vernichtung ge- 
hen könnte. Importkontrollen werden damit als ein Bestandteil des Programms zur 
Umstrukturierung der Industrie betrachtet, das durch Staatseingriffe und gewerk- 
schaftliche Beteiligung mittels ‚planning agreements‘ durchgesetzt werden soll — al- 
so als Element einer industriepolitischen Strategie. 

Ein weiteres Argument, das vom TUC angeführt wird, bezieht sich auf die 
Beschleunigung des technischen Fortschritts: Insbesondere ist das TUC für die Ein- 
führung einer Sozialklausel im Rahmen der GATT-Vereinbarungen eingetreten, die 
einen Schutz von Industrien zulassen würde, ‚falls die Ausbreitungsgeschwindigkeit 
des technologischen Wandels die Geschwindigkeit übertrifft, mit der die Ressourcen 
(.... ) in andere Anwendungsgebiete übertragen werden können. ... Dadurch würde 
eine Verbindung zwischen handelspolitischen Maßnahmen und einer aktiven Be- 
schäftigungspolitik hergestellt.‘“ Außerdem tritt das TUC dafür ein, eine Ermächti- 
gung für Importbeschränkungen vorzusehen, falls die importierten Produkte unter 
schlechteren Bedingungen hinsichtlich Gesundheit und Sicherheit der sie produzie- 
renden Arbeitskräfte hergestellt werden, als sie in der inländischen Wirtschaft zuläs- 
sig sind. Das TUC vertritt die Auffassung, die Verlagerung der Produktion in Länder 
mit geringen Arbeitskosten und schlechten Arbeitsbedingungen erfolge aufgrund 
der von den multinationalen Gesellschaften durchgeführten Reorganisation der Pro- 
duktion, urid verlangt demgegenüber ein System von ‚planning agreements‘, das es 
Regierung und den Gewerkschaften erlauben würde, die Investitions-, Preis- und Fi- 
nanzpolitik der multinationalen Gesellschaften, die in Großbritannien tätig sind, ge- 
nau zu verfolgen. Ohnejeden Zweifel wird die gegenwärtig praktizierte Politik durch 
die Auffassungen des TUC auf fortschrittliche Weise und radikal in Frage gestellt: 
Bisher haben Großbritannien und die anderen wirtschaftlich schwächeren Länder 
den Versuch gemacht, die wirtschaftlich stärkeren zu einer expansiven Wirtschafts- 
politik zu überreden, während die stärkeren Länder mehr auf die inflationären Fol- 
gen sowie auf die Vorteile geschaut haben, die sie hinsichtlich besserer Kontrolle dar- 
aus ziehen konnten, die schwächeren zur ‚finanzpolitischen Disziplin‘ anzuhalten. 
Die vom TUC entworfene Politik gibt demgegenüber kurzfristig der Umstrukturie- 
rung der Inlandsindustrie und der Verbesserung der Lebensverhältnisse den Vor- 
rang vor den Kriterien, die in den Regeln von IMF und GATT festgelegt sind. Diese 
Regeln sind ja auch zu eben dem Zweck formuliert worden, willkürliche Eingriffe 
von Regierungen in diejenige Verteilung von Produktion und Handel zu verhindern 
bzw. zu erschweren, die sich aus dem Wirken des Wertgesetzes ergibt. Allerdings 
bleibt der Ansatz des TUC hier in einem wichtigen Punkt unzulänglich und wider- 
sprüchlich: Das TUC ist offenbar nicht in der Lage, mit dem Wertgesetz selbst als 
Grundlage des internationalen Handels zu brechen. Die von ihm vorgeschlagenen 
Maßnahmen sollen bloß die Möglichkeit für eine Umstrukturierung der britischen 
Wirtschaft schaffen, um ihre künftige Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt zu 
gewährleisten, so daß dann die Importkontrollen wohl auch aufgehoben werden 
könnten. Das TUC zielt also keineswegs darauf ab, die Prinzipien der Marktwirt- 
schaft (d.h. der Kontrolle durch das Kapital) in den Handelsbeziehungen ausdrück- 
lich in Frage zu stellen, sondern tritt für Maßnahmen ein, die geeignet sein sollen, 
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eben die krisenhaften Elemente abzuschwächen oder zu beseitigen, die konstituti- 
ver Bestandteil eines jeden kapitalistischen Umstrukturierungsprozesses sind. Den- 
noch würde eine Durchsetzung der von der TUC vertretenen Politik bedeuten, daß 
die damit eingeleitete Unterwerfung des Warenverkehrs auch nur unter das geringe 
Niveau an Planung, das sich aus Importkontrollen gemäß den TUC-Vorschlägen er- 
gäbe,einen Prozeß einleiten würde, der nur unter Schwierigkeiten reversibel wäre (28). 

Die Cambridge Political Economy Group sieht Möglichkeiten, den Handel mit 
der Dritten Welt und den sozialistischen Ländern durch bilaterale Vereinbarungen 
auszudehnen, die nötigenfalls als ein erster Schritt zu einer Planung des Handels ge- . 
nutzt werden können. Wahrscheinlich würde es für Großbritannien nach einem 
Bruch mit dem liberalistischen Welthandelssystem vorteilhaft sein, diese Art von 
Handelsbeziehungen auszubauen — und falls es sich Vergeltungsmaßnahmen oder 
einem Boykott seitens anderer führender kapitalistischer Länder gegenübersieht, 
würde eine derartige Entwicklung unausweichlich notwendig werden. Allerdings 
wird solch ein extremer Verlauf des Prozesses nicht an sich schon mit der Forderung 
nach einer Planung und demokratischen Kontrolle des Handels herausgefordert, 
durch die er den Zielsetzungen der inländischen Wirtschaftspolitik unterworfen wer- 
den soll. Man kann sich vielmehr durchaus vorstellen, daß ein größerer Teil der be- 
stehenden Handelsbeziehungen von der Entwicklung unberührt bliebe. Der wesentli- 
che Unterschied zum gegenwärtigen Zustand läge aber schon darin, daß der Handel 
der Wirkung anderer Kräfte ausgesetzt und neuen Kontrollmechanismen unterwor- 
fen wäre (29). Ba: 

Die Politik der Arbeiterbewegung mit Bezug auf die multinationalen Gesell- 
schaften kann zu drei wesentlichen Forderungen zusammengefaßt werden: 
1. Verbindlichkeit von ‚planning agreements‘ für alle Firmen der Kategorie 1 (Um- 
satz in Großbritannien über 50 Mio. Pfund); 
2. Einrichtung einer Behörde zur Kontrolle von Investitionen im Inland und im Aus- 
land (‚International Investment Review Agency‘ (TUC) oder ‚Foreign Investment 
Unit‘ (Labour Party) ); 
3. Ausbau der Wirtschaftsdemokratie. 


3.  Schlußfolgerungen 


Abschließend wollen wir noch einmal unterstreichen, daß mit der Frage einer AWS 
wirklich wichtige Probleme aufgeworfen werden, die im Zentrum jeder ernsthaften 
Diskussion über die Strategie der Arbeiterklasse im heutigen Großbritannien stehen: 

Erstens enthält die AWS die Vorstellungen der fortgeschrittensten Abteilun- 
gen der Arbeiterklasse. Die Organisationen, die zu ihrer Entwicklung beitragen, ge- 
hören alle der Arbeiterbewegung an oder sind ihr eng verbunden: das unter solchen 
Umständen entwickelte strategische Denken bezieht seine eindrucksvolle Stärke aus - 
einer dialektischen Auseinandersetzung mit Tausenden von aktiven Kollegen in der 
Arbeiterklasse. 

Zweitens sitzen die Marxisten, die es für selbstverständlich halten, die AWS als 
‚bloß reformistisch‘ abzutun, einer geradezu absurden Vereinfachung auf: Auch 


84 


wenn einige Vorschläge zur AWS in ihrem Gehalt durch sozialdemokratische Vor- 
stellungen verwässert werden, stellt die AWS doch im Großen und Ganzen eine 
wohldurchdachte wirtschaftspolitische Konzeption dar, die durchaus auch bis zu 
der Einsicht fortgeschritten ist, die Wirtschaftspolitik als Gestalt des Klassenkamp- 
fes zu erkennen. Indem die AWS politisch an der freien Zirkulation des Warenkapi- 
tals, des Geldkapitals und des produktiven Kapitals ansetzt, um erweiterte Kontroll- 
möglichkeiten für die Arbeiterklasse in jedem Stadium der Zirkulation des Kapitals 
durchzusetzen, macht sie das wichtige Ziel erreichbar, all die gesellschaftspolitischen 
Voraussetzungen und Entscheidungen allgemein durchsichtig zu machen, die im 
normalen Gang der Zirkulation des Kapitals verborgen bleiben. 

Noch ist allerdings die AWS nicht klar genug ausgebildet — verschiedene Stra- 
tegievorschläge weichen nicht nur in Einzelheiten, sondern in wesentlichen Bestand- 
teilen voneinander ab. Aber das könnte wohl auch kaum anders sein: Angesichts der 
heutigen Struktur der Arbeiterbewegung in Großbritannien muß jede lebendige, po- 
litische Idee, die so breit angelegte, so dezentralisierte und so heterogene Or1ganisa- 
tionsformen durchdringt, nach Form und Inhalt unterschiedene Gestalten anneh- 
men. Es gibt auch noch andere, damit zusammenhängende Schwächen der AWS: 
Oft werden noch Schlüsselfragen in Strategievorschlägen im Sinne der besonderen 
Interessen bestimmter Abteilungen der Arbeiterklasse behandelt und oft wird nicht 
hinreichend detailliert ausgeführt, welche Maßnahmen zur Umsetzung der Strategie 
ein Strategievorschlag jeweils nach sich zieht. 

Weitere Schwierigkeiten liegen darin, wie und durch wen die AWS durchge- 
setzt werden soll — als wessen politisches Instrument sie dienen soll. Viele Strategie- 
vorschläge sind gerade in diesem Punkt unhaltbar: Oft wird die Frage der Durchset- 
zung als eine rein parlamentarische Angelegenheit behandelt, als eine Reihe von 
Aufgaben, die auf eine künftige — oder gar auf die letzte — Labourregierung zukom- 
men. Die Frage von Massenkämpfen für das Wirtschaftsprogramm und von Organen 
der direkten Demokratie, die ein Gegengewicht zu den zu erwartenden Reaktionen 
in Monopolunternehmen und staatlichen Institutionen bilden Könnten, wird oft ver- 
nachlässigt. Forderungen nach Arbeiterkontrolle werden dann allenfalls noch an die 
wirtschaftspolitischen Forderungen angehängt, wenn sie nicht überhaupt weggelas- 
sen werden. 

Aus dieser beschränkten Sichtweise ergeben sich offensichtlich schwerwiegen- 
den Gefahren. Die richtige Reaktion sozialistischer Intellektueller besteht aber nicht 
darin, sich demgegenüber in abstrakte Betrachtungen zu verlieren, die in keinem Zu- 
sammenhang mit den unmittelbaren Nöten und Fragen der Arbeiterbewgung stehen. 
Vielmehr Können sozialistische Wissenschaftler einen wichtigen Beitrag dazu leisten, 
solche Schwachstellen zu überwinden, damit ein wirkungsvolles Programm der Lin- 
ken zustandekommt. 

Wir halten es für einen wesentlichen wissenschaftlichen Beitrag zur gegenwär- 
tigen Offensive der britischen Arbeiterbewegung, durch Kritik, Analyse und Diskus- 
sion den Gehait ihrer Strategie zu vertiefen und zu einem klareren Verständnis der 
schwierigen Probleme zu kommen, vor denen wir in diesem Zusammenhang stehen. 
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Parteitag der Labour Party. 

Zu Struktur und Entwicklung der britischen Gewerkschaftsbewegung vgl. Hyman 1979 
(Ad). 

Damit ist nicht gesagt, daß dadurch Rivalitäten zwischen den beteiligten imperialisti- 
schen Ländern beseitigt werden — sie werden vielmehr auf dieser Ebene zum Ausdruck 
gebracht (CC 71). 

Einen lebenswichtigen Bereich des Kampfes, den wir hier nicht diskutieren, stellt der Be- 
reich des Kampfes um den Entwicklungsgrad der politischen Demokratie selbst, dar (CC 
7D. 

Klassisch illustriert von Marxens Betrachtung der Länge des Arbeitstages (CC 71). 

Diese Faktoren können auch bestimmte Spaltungstendenzen innerhalb der Arbeiterklasse 
in Gang setzen, was die Regulierung der IR angeht, wie sie insbesondere durch die Vor- 
stellung genährt werden, daß die unproduktiven staatlichen Lohnarbeiter die Beschäfti- 
gung im industriellen Sektor dadurch beeinträchtigen würden, daß sie ihm Ressourcen 
entziehen (CC 72). 

In Großbritannien sind an Bedeutung wachsende Versuche festzustellen, die abstrakte 
Gegenüberstellung von ‚reformistischen‘ und ‚insurrektionistischen‘ Standpunkten zu über- 
winden, bzw. was unter hiesigen Bedingungen dasselbe bedeutet, die zwischen Strategien, 
die sich auf parlamentarische Illusionen stützen, und solchen, die durch ihre Wirklich- 
keitsfremdheit auf bloße ökonomistische Propaganda beschränkt sind. Die entsprechen- 
den theoretischen Positionen sind ja bekannt: Einerseits diejenigen, die den Staat, spe- 
ziell die Staatsausgaben, vor allem als ein Feld des Klassenkampfes betrachten, anderer- 
seits diejenigen, die auf seiner Einbindung in die Logik der Akkumulation bestehen. 

Der jüngst veröffentlichte Beitrag von Holloway und Picciotto (1977) hat bereits einen 
wichtigen Schritt in Richtung auf eine Synthese in dieser Debatte vollzogen. Mit direk- 
tem Bezug auf die Frage der politischen Strategie sehen wir eine wichtige Übereinstim- 
mung sich in einigen Beiträgen von Hodgson (1977) und Miliband (1977) abzeichnen. 
Trotz weiterbestehender bedeutender Differenzen, z. B. in der Frage, ob die Labour Par- 
ty als Träger einer revolutionären Umwälzung dienen kann, gibt es weitgehende Überein- 
stimmung hinsichtlich des. Dilemmas, vor dem gegenwärtig das strategische Denken steht, 
und hinsichtlich der Art von Verbindung von verfassungsmäßigen Aktionen mit Massen- 
mobilisierungen, die für. den Staat unter den Bedingungen des entwickelten Kapitalismus 
eine wirkliche Herausforderung darstellen können (CC 74). 

Wir verwenden den Ausdruck ‚Übergangsstrategie‘ ganz einfach, um die Verbindung 
zweier Kampfebenen zum Ausdruck zu bringen. Wir distanzieren uns dabei eindeutig 
vom elitären Anspruch der trotzkistischen Übergangsforderungen, durch die revolutionä- 
re Situationen ausgelöst werden sollen, ohne daß die Massen sich über ihre Tragweite im 
klaren sind. 

Der Niedergang der britischen Industrie läßt sich eindrucksvoll belegen: Das Investitions 
niveau in der verarbeitenden Industrie ist pro Kopf gerechnet legendär niedrig ( 1962 - 73 
betrug es etwa 30 % des Niveaus der USA, 50 % des Niveaus Frankreichs-und 60 % des 
Niveaus in Japan und der BRD). Dem steht ein sehr beträchtlicher Abfluß von Investitio- 
nen ins Ausland gegenüber (1976 waren es 1.735 Mio Pfund, d.h. 37 % mehr als in der 
BRD, 69 % mehr als in den USA und 176 % mehr als in Japan). Die Unausgewogenheit 
der Industriestruktur wird auch an der geringen Einkommenselastizität der Nachfrage 
nach britischen Produkten deutlich (0.57 aufgrund von OECD-Schätzungen), während 
eine sehr hohe Einkommenselastizität für Importe besteht (1.82 nach einer Schätzung 
von Panich). Angesichts des darin zum Ausdruck kommenden Versagens der bisherigen 
Wirtschaftspolitik der Globalsteuerung nehmen die Stimmen zu, die für den Übergang zu 
einem ganz anderen Ansatz plädieren, wie ihn die beschleunigte Konzentration der Indu- 
strie sowohl erforderlich wie möglich mache: „Etwa 100 Unternehmen vereinigen ca. die 
Hälfte von Produktion und Beschäftigung in der verarbeitenden Industrie auf sich, 75 
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Unternehmen etwa die Hälfte des sichtbaren Exports, 50 Unternehmen die Hälfte des 
industriellen Kapitals‘‘ (Holland 1978), so daß ein Übergang zu Formen selektiver Steue- 
rung, die an diesen Unternehmen ansetzen, möglich wird (CC 81). 

So etwa seitens der technokratisch argumentierenden Association of Scientific, Technical 
and Managerial Staffs (ASTMS 1976) oder seitens des Institute for Workers Control 
(IWC 1975) (CC 79). 

Während das TUC-Labour Party-Verbindungskomitee offen für eine Einschränkung der 
öffentlichen Ausgaben zugunsten der ‚Bedürfnisse der verarbeitenden Industrie‘ plädier- 
te, meldete die General and Municipal Workers Union (GMWU) Bedenken gegen einige 
der Kürzungen an (GMWU, 0.J.); auch das Finanzministerium konnte nicht unbedingt 
einen Zusammenhang zwischen öffentlichen Ausgaben und den für die Industrie verfüg- 
baren Ressouzcen entdecken (vgl. Wilson Committee 1977) (CC 80). 

Jede expansive Wirtschaftspolitik erfordert zunächst eine Ausweitung der Öffentlichen 
Schuldenaufnahme. Deren Bedeutung in Großbritannien wird allerdings oft übertrieben: 
Nach OECD-Angaben war das Defizit der öffentlichen Hand im Verhältnis zum Brutto- 
sozialprodukt 1975 in der BRD und in Japan größer als in Großbritannien. Nach Schät- 
zungen des National Institute for Economic and Social Research würde sich bei einer 
Senkung der Zahl der Arbeitslosen auf 600 000 aufgrund der gegenwärtigen Steuerquote 
ein Überschuß von zwei Milliarden Pfund ergeben (während die gegenwärtige Höhe der 
Arbeitslosigkeit ein Defizit von 7 Milliarden Pfund nach sich zieht (CC 80 f.). 

In diesem Punkt sind wohl die meisten und schwerwiegendsten Differenzen zu verzeich- 
nen — auch wenn innerhalb der Arbeiterbewegung inzwischen die Forderungen nach 
einer Milliarde für das National Enterprise Board und nach ‚planning agreements‘ mit den 
100 führenden Unternehmen gewissermaßen schon zum Ritual gehören (CC 81). 

Die entscheidende Frage nach dem Zusammenhang zwischen diesen Zielen und den In- 
teressen der Belegschaft des Unternehmens wird dabei sorgfältig ausgespart (CC 82). 
Allerdings Klingt die Liste der Aufgaben, die das National Enterprise Board übernehmen 
soll, durchaus eindrucksvoll: „Schaffung von Arbeitsplätzen, insbesondere in Gebieten 
mit hoher Arbeitslosigkeit, Investitionsförderung, technologische Entwicklung, Auswei- 
tung des Exports, Förderung der Durchsetzung der Preispolitik der Regierung, Kontrolle 
der Ausbreitung der multinationalen Unternehmen, Ausbreitung von Wirtschaftsdemo- 
kratie und Importsubstitution.‘“ Der Grundgedanke bestand darin, durch Kontrollanteile 
in „etwa 25 der größten Herstellerfirmen‘“ die bisher bestehende Kluft zwischen Regie- 
rungsplanungen und den Strategien der Privatunternehmen zu schließen (CC 83). 
Insgesamt ist das Vorgehen des Boards mehr von der privaten Holding Thomas Tilling ge- 
prägt worden, als von der für Industriepolitik zuständigen Unterkommission der Labour 
Party (CC 82). 

Das wurde im White Paper von 1974 auch ganz often ausgesprochen: „Das bedeutet für 
die nächste Zukunft, daß der Entwicklung der Industrie der Vorrang vor dem Konsum 
und selbst vor unseren sozialen Zielvorstellungen einzuräumen ist.“ (CC 83) 

So etwa die Erleichterungen für Aktienbesitzer vom November 1974 (CC 83). 

Vor allem durch Subventionen entsprechend der Abschnitte 7 und 8 des Industriegeset- 
zes von 1972. (CC 83). 

Die Gewerkschaften haben sich hier zu keiner klaren Stellungnahme durchringen können: 
Noch der TUC-Jahreswirtschaftsbericht von 1977 bekennt sich zwar ‚eindeutig zur indu- 
striepolitischen Strategie‘ der Regierung, wie sie in den Vorschlägen des National Econo- 
mic Development Council von 1975 niedergelegt war, betont aber zugleich, „daß jeder 
Versuch, eine Industriepolitik allein auf der Ebene eines Branchenansatzes zu entwickeln, 
zum Scheitern verurteilt ist‘ (vgl. auch TUC 1978) (CC 83). 

Das wird vor allem aus einem GMWU-Bericht über die Arbeit von vier ‚sectoral working 
parties‘ im Bereich der chemischen Industrie deutlich, wo die aus der chemischen Tech- 
nologie sich ergebende Unmöglichkeit einer Aufteilung von Produktionsprozessen die Be- 
teiligung des Staates an Entscheidungen auf Unternehmensebene unabweisbar erforder- 
lich macht (CC 33). 
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22 Selbst der schwache Versuch des Industrieministers Varley, wenigstens ‚planning discus- 
sions‘ als eine Kompromißformel einzuführen, scheint gescheitert zu sein (CC 83). 

23 Dieser Konsens macht die politische Kraft aus, die in der AWS als einem Kristallisations- 
punkt politischer Mobilisierung angelegt ist (CC 77). 

24 Association of Scientific, Technical and Managerial Staffs (AdÜ) 

25 _ Institute for Workers Control (AdÜ) 

26 Ein Beispiel dafür stellt der schon erwähnte ‚Lucas Corporate Plan‘ dar (CC 84). 

27 Das rein technische Argument, Importkonttollen seien aus Gründen des Zahlungsbilanz- 
ausgleichs eine notwendige flankierende Maßnahme jeder expansiven Wirtschaftspolitik, 
hat natürlich in der britischen Arbeiterklasse auch eine Rolle gespielt (vgl. etwa NALGO 
1977) (CC 85). . - 

28 Konsequenter und gründlicher sind Sedgemore (Tribune Gruppe) (1977) und die Cam- 
bridge Political Economy Group (1974) für einen Bruch mit liberalistischen Handelsprin- 
zipien eingetreten; Anklänge daran finden sich auch bei Benn (1976) und in Veröffentli- 
chungen des IWC (CC 86). 

29 Es gibt eine Reihe von praktischen Einwänden gegen Importkontrollen — etwa die Be- 
fürchtung, es würde ein vergleichbarer Verfall des Weltmarktes eintreten wie in den 30er 
Jahren, aufgrund der wachsenden Bedeutung der multinationalen Gesellschaften auf dem 
Weltmarkt müßten solche Eingriffe ineffizient bleiben und bloß zu Produktionsstörungen 
im ‚Inland führen, oder daß sie zu einem wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Rück- 
schritt führen müßten —, die letztlich allerdings alle darauf beruhen, daß sie den notwen- 
digen Zusammenhang solcher Maßnahmen mit den anderen Teilen einer AWS vernachläs- 
sigen (CC 87 £.). 
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Klaus Nielsen, Törben Gronnebzk Hansen und Jan Windmiüller* 
Krise des ‚Entwicklungsmodells‘ und Notwendigkeit 
einer alternativen Wirtschaftspolitik in Dänemark 


Die Diskussion über alteınative Wirtschaftspolitik in Dänemark ähnelt derjenigen in 
anderen Ländern. Sie ist allerdings von den strukturellen Besonderheiten der däni- 
schen Gesellschaft geprägt: Das Wirtschaftswachstum der Nachkriegszeit wurde in 
Dänemark im Rahmen eines liberalen Wohlfahrtsstaates wesentlich von der Arbeiter- 
bewegung administrativ gesteuert, so daß die gegenwärtige Krise weitgehend in Ge- 
stalt einer Krise des ‚Modells‘ der Arbeiterbewegung für Umstrukturierung und 
Steuerung der Gesellschaft in Erscheinung tritt. 

Obwohl in anderen skandinavischen Ländern keine vergleichbare Autonomie 
der kapitalistischen Produktion besteht — aufgrund staatlicher Produktionstätigkeit 
und weitergehender staatlicher Eingriffe in einzelwirtschaftliche Entscheidungen -—, 
kann man doch von einem skandinavischen ‚Entwicklungsmodell‘ sprechen, für das 
eine besondere Ausprägung der Arbeitsteilung zwischen Staat, Kapital und Arbeiter- 
bewegung kKennzeichnend ist. Und auch wenn die gegenwärtigen Auseinandersetzun- 
gen in den verschiedenen Ländern unterschiedlich verlaufen und unterschiedliche 
Maßnahmen zur Krisenbewältigung ergriffen werden, gibt es doch so etwas wie eine 
gemeinsame Krise dieses sozialdemokratischen ‚Entwicklungsmodells‘. Unsere Ana- 
lyse der dänischen Situation ist daher auch als Beitrag zu der Debatte relevant, die 
innerhalb der südeuropäischen Linken über das Problem eines ‚dritten Weges‘ ausge- 
tragen wird (vgl. z. B. Ingrao 1978, Craxi 1978, Berlinguer 1978). 


1. Die gegenwärtige Phase der Krise 


Auch wenn wir es für gefährlich halten, die gegenwärtige Situation nach dem Muster 
mancher klassischer Krisenvorstellungen als eine umfassende wirtschaftliche, politi- 
sche und soziale Krise des Kapitalismus zu begreifen (1), von der gewaltige Wirkun- 
gen in allen Bereichen der Gesellschaft und für alle Bevölkerungsschichten zu erwar- 
ten sind, halten auch wir es für notwendig, die gegenwärtige Problematik in der Per- 
spektive eines Krisenbegriffs zu analysieren: 


= Dieser Text ist eine stark gekürzte und überarbeitete Fassung eines Beitrages der Autoren 
zum ‚Seminar Alternativen der Wirtschaftspolitik und Wirtschaftsdemokratie in West- 
europa‘, 18. - 20. Mai 1979, FB 15 d. FU Berlin. Die Überarbeitung und Kürzung besorgte 
F.O. Wolf im Einverständnis mit den Autoren. 
Die Autoren sind Mitglieder einer Forschergruppe am Institut für Sozialökonomie und 
Planung des Roskilde Universitätscenter, die sich um das Projekt „‚Sozialwirtschaftsbe- 
richt“ organisiert hat. 
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Die lange und stabile Hochkonjunktur seit dem 2. Weltkrieg wurde 1967/68 von 
einer neuen Epoche abgelöst, von einer neuen allgemeinen Krise des Kapitalismus 
und des Imperialismus, die der der Periode von 1914 - 45 vergleichbar ist. Diese 
Entwicklung erschließt ssichu. E. analytisch am ehesten innerhalb einer theoretischen 
Perspektive, die auf die — etwa von Amin (1974) und Mandel (1972) formulierten 
— Thesen von den langen Wellen des Kapitalismus zurückgreift (vgl. auch Klein- 
knecht 1979, Jürgens 1979). 

Demnach beruhte die lange Wachstumsperiode nach dem 2. Weltkrieg auf ei- 
ner spezifischen Struktur des kapitalistischen Akkumulationsprozesses, auf einer 
neuen technologischen Konzeption, auf einem neu bestimmten Verhältnis von Staat 
und Wirtschaft, auf stabil institutionalisierten Klassenverhältnissen auf nationaler 
und abgeklärten Vorhertschaftsverhältnissen zwischen den imperialistischen Län- 
dern auf internationaler Ebene. Die gegenwärtige Krise wird so lange anhalten, bis 
eine tragfähige neue Akkumulationsstruktur durchgesetzt ist, auf einer neuen tech- 
nologischen Grundlage und in Verbindung mit der Btäblierung eines neuen Verhält- 
nisses von Staat und Wirtschaft auf nationaler Ebene bzw. der Festigung neuer Vor- 
herrschaftsverhältnisse und der Herausbildung neuer stabiler Formen für Klassenzu- 
sammenarbeit bzw. -unterdrückung in internationalem Maßstab (2). 

Der bisherige Krisenverlauf läßt sich in zwei Phasen gliedern: Bis Mitte der 
70er Jahre stehen die Inflation, die ‚Profitklemme‘ — aufgrund der Lohnkämpfe 
einer starken Arbeiterklasse — und antiimperialistische Konflikte im Vordergrund, 
die ihren Ausdruck vor allem in Währungskrisen und in Krisen der imperialistischen 
Vorherrschaft in der Dritten Welt finden. In der daran anschließenden, gegenwärti- 
gen Phase der Krise verändern sich diese Erscheinungen: Umverteilung zugunsten 
der Profite durch Einkommenspolitik und Einschränkungen des ‚sozialen Lohnes‘ 
der Arbeiterklasse, Veränderungen im Verhältnis von Staat und Wirtschaft durch 
schrittweise Aufgabe des Keynesianismus, Bruch und Neustrukturierung des Bezie- 
hungsgeflechtes zwischen den imperialistischen Ländern sowie eine weitere Schwä- 
chung der letzten Gestalt des imperialistischen Systems. 

Entscheidend für diese Differenz ist die Veränderung im politischen Handeln 
der Bourgeoisie: Das Kapital hat weitgehend das Interesse an einer Aufrechterhal- 
tung des gegenwärtigen institutionellen Rahmens der Klassenauseinandersetzungen 
verloren, aufgrund seiner inzwischen eingetretenen Folgewirkungen wie Inflation, 
‚Profitklemme‘ und überproportionales Wachstum der Staatsausgaben; damit ist die 
Bourgeoisie zu einer offensiven Kraft geworden, die auf strukturelle Veränderungen 
zielt. 

Diese Offensive der Bourgeoisie nimmt nicht nur die Form von Kämpfen für 
die Wiederherstellung der ‚notwendigen Proportionen‘ zwischen Profit, Investitionen 
und Technologiekosten an, sondern bringt darüberhinaus auch noch selbständige 
neue politische Formen hervor. Damit bekommt aber auch die Antwort, die die Ar- 
beiterbewegung auf diese Offensive der Bourgeoisie findet, etwa in Gestalt gesell- 
schaftspolitischer Reformprogramme, eine entscheidende Bedeutung für den weite- 
ren Verlauf der Krise. 
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2. Die Umstrukturierung des Kapitals 


Nachdem zunächst ein ‚Investitionsstreik‘ — Rückgang der Investitionen trotz stei- 
gender Gewinne — zu beobachten war, wird jetzt mehr von einem ‚neuen Investi- 
tionsmuster‘ gesprochen. Dem liegt zugrunde, daß sich tatsächlich strukturelle Ver- 
änderungen vollzogen haben, sowohl auf nationaler Ebene — hinsichtlich der Loka- 
lisierung von Industriegebieten, der Beziehungen zwischen den Industriezweigen 
und der Entwicklung der produktionstechnologischen Grundlagen — wie auf inter- 
nationaler Ebene — hinsichtlich der Durchsetzung einer neuen Gestalt der interna- 
tionalen Arbeitsteilung (vgl. Fröbel, Heinrichs, Kreye 1977). Damit befindet sich 
das Kapital nach einer kurzen Konsolidierungsphase gegenwärtig in einem tiefgrei- 
fenden Strukturwandel. Dabei handelt es sich weit mehr um eine ‚gelenkte‘ Um- 
strukturierung, auf der Grundlage durchaus konsolidierter Finanzen innerhalb der 
Konzerne, als um Umstrukturierungen, die einfach von Profitkrise und Kapitalver- 
nichtung erzwungen würden. Eben dies berechtigt uns dazu, diesen Umstrukturie- 
rungsprozeß als offensiv zu betrachten, auch wenn er selbstverständlich im Zusam- 
menhang zukünftiger Probleme der Kapitalakkumulation zu begreifen ist. 

In Dänemark hat die Durchsetzung einer neuen internationalen Arbeitsteilung 
allerdings nicht so weitreichende Auswirkungen wie etwa in der Bundesrepublik 
oder in Frankreich. Die dänische Industriestruktur weist nur wenige Unternehmen 
der Schwerindustrie bzw. der industriellen Großserienproduktion auf, während 
die Produktion von Bauteilen und Sonderausstattungen in kleinen Serien ein relativ 
großes Gewicht haben. Dementsprechend ist Dänemark weniger von den Umstruk- 
turierungen betroffen, die sich im Zusammenhang der neuen internationalen Ar- 
beitsteilung vollziehen. Dennoch hat diese Entwicklung auch für Dänemark ihre Re- 
levanz, da gerade die von ihr speziell betroffenen Bereiche der industriellen Ferti- 
gung (z. B. der Schiffbau) zu den stärksten Bastionen der dänischen Arbeiterklasse 
zählen. 

Ein weiteres Moment der Strukturveränderung besteht darin, daß trotz der 
hohen Arbeitslosigkeit große Investitionen in arbeitsparende Technologien und Pro- 
duktionsanlagen getätigt werden. So wurden etwa in der Druckindustrie, in der elek- 
tronischen Textverarbeitung und in den Brauereien durch solche Rationalisierungs- 
investitionen ein Großteil der qualifizierten Arbeitsplätze in der Industrie vernich- 
tet. Dementsprechend brachte die dänische Gewerkschaftsbewegung in die letzte 
Tarifrunde eine neue Forderung nach Technologievereinbarungen hinsichtlich zu- 
künftiger Investitionen ein — über Se zu verhandeln sich dann die Arbeitgeber kate- 
gorisch weigerten. 

Darüber hinaus haben die vachöönden Schwierigkeiten, eine Versorgung mit 
billigen Rohstoffen langfristig sicherzustellen, eine Verschiebung vor allem der ener- 
giemäßigen Grundlagen der Produktion erforderlich gemacht. Dabei stehen — abge- 
sehen von den massiv staatlich subventionierten Energiesparmaßnahmen — die Be- 
mühungen um eine intensivere Ausbeutung der Öl- und insbesondere der Gasvor- 
kommen im dänischen ’Teil der Nordsee sowie der politische Kampf um die Atom- 
energie bzw. um die Sonnenenergie als dauerhafte Energieform im Vordergrund. 
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Auf diesem Gebiet findet die sich vollziehende Umstrukturierung jedoch nur par- 
tiell aufgrund einer Offensive des Kapitals statt: So ist etwa die Entscheidung der 
dänischen Regierung, ein Leitungsnetz für die dänische Nutzung des Nordseegases 
zu errichten, gegen die Arbeitgebervertretung des ‚Industrierates‘ durchgesetzt wor- 
den und die Pläne der Nuklearindustrie zur Errichtung von Atomkraftwerken sto- 
ßen auf heftigen politischen Widerstand. 

Vor allem die lokale bzw. regionale Umstrukturierung der Produktion erfolgt 
auch unter Arbeitsmarktgesichtspunkten: Entsprechend der abnehmenden Nachfra- 
ge der Unternehmen nach qualifizierter Arbeitskraft werden jetzt neue Industrie- 
betriebe vorwiegend ‚in der Provinz‘ errichtet und die Einführung besonders ar- 
beitssparender Technologien vollzieht sich weitgehend in den Randgebieten, wo ih- 
nen keine fachlichen Arbeitsmarktstrukturen bzw. keine Kampftraditionen der 
Facharbeiter entgegenstehen. Ein Ergebnis gerade dieser Tendenz zur regionalen 
Neuverteilung der Produktion ist die gegenüber ‚klassischen‘ Krisenerwartungen re- 
lativ niedrige Arbeitslosigkeit in der gegenwärtigen Periode. 

Während die Bourgeoisie diese Umstrukturierung der Produktion voranttreibt, 
zielt sie in ihrer Offensive zugleich darauf ab, die Struktur der gesellschaftlichen 
Reproduktion des Arbeitsvermögens zu verändern: Während früher Konsens darüber 
bestand, die Ausgaben auf dem Sozial-, Bildungs- und Gesundheitssektor — zusam- 
men mit der Nachfrage nach langfristigen Gebrauchsgütern und dem Wohnungsbau — 
als primäre Triebkräfte des Wirtschaftswachstums zu akzeptieren, machen jetzt die 
Kürzungsversuche der Bourgeoisie auf diesen Gebieten deutlich, daß sie den bisheri- 
gen Konsens über die Struktur der gesellschaftlichen Reproduktion des Arbeitsver- 
mögens aufgekündigt hat. Diese Tendenz wird durch den Übergang zu einer moneta- 
ristisch inspirierten Wirtschaftspolitik verstärkt, die globale staatliche Begünstigun- 
gen der ‚Privatwirtschaft‘ gegenüber den direkt regelnden Effekten der öffentlichen 
Nachfrage, z. B. im Zusammenhang des Ausbaus des Gesundheitswesens, der jetzt 
schon stark abgenommen hat, den Vorzug geben. 

In diese Richtung wirken auch die Tendenzen zu einer Reprivatisierung staat- 
licher Funktionsbereiche, wie sie, gestützt auf Autoritäten wie den McCracken Re- 

“port derOECD (OECD 1977a) und das Interfutures-Projekt(OECD 1976 und 19776), 
auch in Dänemark vorangetrieben wird: So sollen etwa eine Privatisierung des Risi- 
kos der Arbeitslosigkeit erfolgen sowie private Lösungen wieder gegenüber der öffent- 
lichen Kinderbetreuung bevorzugt werden. Allerdings ist der erreichte Stand einer 
solchen Reprivatisierung in Dänemark immer noch im Vergleich zu den meisten an- 
deren Ländern gering. 

Esgibt ein wichtiges Strukturelement des dänischen Kapitalismus, das die gegen- 
wärtigen Bemühungen der Bourgeoisie, die Reproduktion des gesellschaftlichen Ar- 
beitsvermögens umzustrukturieren, erleichtert: Dies ist die Existenz vieler kleiner Un- 
ternehmen, im Schutze von Steuerbegünstigungen und von Krediterleichterungen auf- 
grund der traditionell im dänischen Kreditsystem leichten Beleihung von Immobilien. 
Ihr Interesse am Wohlfahrtsstaat und überhaupt an Klassenzusammenarbeit ist rela- 
tiv beschränkt; dementsprechend bilden gerade sie die soziale Basis der breiten Unter- 
stützung, die die klassisch liberale Steuerprotestbewegung in Dänemark gefunden hat. 
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Zusammenfassend kann gesagt werden, daß in Dänemark die Rahmenbedingungen 
des Wohlfahrtsstaates und der Klassenzusammenarbeit unter dem Beschuß einer 
offensiven Bourgeoisie liegen — auch wenn weiterhin durchaus noch ein Interesse 
der Bourgeoisie an der Erhaltung von Institutionen der Klassenzusammenarbeit, 
von rechtlichen Regelungen des Arbeitsmarktes und an einer kooperativen Integra- 
tion der Arbeiterbewegung in das politische System besteht, wie es am Beispiel der 
Auseinandersetzungen um die Arbeitsbedingungen deutlich wird. 

Das Kapital benötigt andere Triebkräfte für eine künftige Kapitalistische 
Wachstumsperiode als den wachsenden Verbrauch langfristiger Konsumgüter und 
die Expansion im Bereich der öffentlichen Ausgaben. Das geht auf die ungünstige 
Entwicklung zurück, die die Machtpositionen des Kapitals im Zuge der Wirksamkeit 
des bisherigen Wachstumsmodells genommen haben. Im Lichte dieser Notwendig- 
keit wird somit Klar, worum es bei der gegenwärtigen Umstrukturierung geht: Zu- 
nächst geht es um die Fragen „Wer kontrolliert den Krisenverlauf?“ und ‚In wel- 
cher Form?“, und dann im zweiten Schritt um die Machtpositionen von Kapital 
und Arbeiterklasse nach der Durchsetzung einer Krisenlösung. 


3. Konsequenzen für die Arbeiterbewegung 


Das nach dem Krieg im wesentlichen im Kampf gegen die Bourgeoisie von der sozial- 
demokratischen Arbeiterbewegung durchgesetzte ‚Entwicklungsmodell“ stellte zwar 
durchaus einen Klassenkompromiß dar, war aber weitgehend historisch von den ge- 
sellschaftspolitischen Zielvorstellungen der reformistischen Arbeiterbewegung der 

Nachkriegszeit bestimmt. Sein Scheitern und seine Krise mußte daher zugleich eine 

Krise der Arbeiterbewegung auslösen. 

Die wesentlichen Elemente dieses ‚Entwicklungsmodells‘ waren gewesen: 

— Vollbeschäftigung, die durch wirtschaftspolitische Globalsteuerung erreicht wer- 
den sollte, 

— Entwicklung des Massenkonsums von langfristigen Gebrauchsgütern und Expan- 
sion des öffentlichen Sektors als Triebkräfte des Wirtschaftswachstums, 

— eine gerechtere Einkommensverteilung und größerer Wohlstand, erreicht und ge- 
sichert durch staatliche Reformen, die die politische Macht der Arbeiterbewegung 
im Parlament durchsetzt, 

— Konzentration der Arbeiterbewegung auf Lohnkämpfe, 

— Unterlassung von direkten Eingriffen in den kapitalistischen Produktionsprozeß 
durch Staat und Arbeiterbewegung, 

— eine sehr begrenzte unmittelbare Teilnahme des Staates an der Produktion, 
durch staatliche Unternehmen (3). 

Durch dieses ‚Entwicklungsmodell‘ wurden während einer langen historischen Perio- 

de materielle Fortschritte für alle verwirklicht, sowie eine Reihe von wichtigen Refor- 

men auf den Gebieten der Sozial-, Bildungs- und Gesundheitspolitik durchgesetzt. 
Das bedeutendste Element in der zugrundeliegenden gesellschaftspolitischen 
Strategie war die Ausweitung der Staatstätigkeit: Durch diese Ausdehnung fand eine 
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Vergesellschaftung der Nachfrage statt, die ein kontinuierliches Wachstum garantier- 
te, ebenso wurde die Vollbeschäftigung in erster Linie durch die Erweiterung des öf- 
fentlichen Sektors garantiert. 

Konsequenz dieses Enrtwieklungämodells für die Reproduktion des gesellschaft- 
lichen Arbeitsvermögens war es, daß in Gestalt ihrer staatlichen Institutionalisierung 
und/oder Finanzierung ihre Vergesellschaftung vorangetrieben wurde: Gesellschaft- 
liche Folgekosten der Produktion, die früher von den Arbeitern als individuelle Risi- 
ken getragen worden waren (Arbeitslosigkeit, Invalidität, Krankheiten, die durch 
die industrielle bzw. großstädtische Umwelt hervorgerufen wurden) werden jetzt in 
kollektive, gesellschaftliche Verantwortung übernommen. Damit werden diese ex- 
ternen Kosten der Produktion zugleich als solche quantitativ bestimmbar: Jetzt 
wird (über Steuern und Versicherungen) bezahlt (und also in Geld ausgedrückt) und 
kompensiert, was früher bloß eine stoffliche Verschlechterung der individuellen Le- 
bensbedingungen darstellte. Dadurch wurde die Reproduktion des Arbeitsvermö- 
gens sowohl in ihrem Umfang erweitert (z. B. Verbesserung der Rentensysteme) als 
auch qualitativ verbessert. 

Diese spezifische Form der Vergesellschaftung der Reproduktion der Arbeiter- 
klasse bedeutete aber zugleich eine langfristige Schwächung der Arbeiterbewegung, 
gewissermaßen als Konsequenz der Eigendynamik des ‚Entwicklungsmodells“: Die 
Form der staatlichen Institutionalisierung/Finanzierung der Reproduktion des ge- 
sellschaftlichen Arbeitsvermögens setzt erstens zugleich eine Spaltung der Arbeiter- 
klasse in die Beschäftigten im privaten Sektor, die Beschäftigten im öffentlichen 
Sektor und die nichtberufstätigen Bezieher öffentlicher Unterstützung. Materielle 
Ursachen dieser Spaltung liegen in der Finanzierung der beiden letzten Kategorien 
auch und vor allem aus den Steuern der ersten, sowie in dem starken langfristigen 
Wachstum der allgemein als geselischaftliche Belastung empfundenen dritten Kate- 
gorie. Das Ausmaß, das diese Spaltung inzwischen erreicht hat, wird sowohl daran 
deutlich, daß z. B. der Vorsitzende des dänischen Metallarbeiterverbandes sich für 
ein Streikverbot für die Öffentlichen Bediensteten aussprechen konnte, weil „es 
nicht die Kapitalisten, sondern uns alle“ träfe, wie daran, daß inzwischen die Steuer- 
partei Glistrups von ihrer Wählerbasis her die zweitgrößte Arbeiterpartei Dänemarks 
ist. Parallel vollzog sich ein Prozeß der Privatisierung und Individualisierung des ge- 
selischaftlichen Reproduktionsprozesses der Arbeitskraft durch Entwicklung des 
privaten Konsums sowie der Formen staatlich vermittelter Reproduktion. 

Als Ergebnis dieser Entwicklung ergibt sich: Die sozialen Probleme erscheinen 
heute nicht nur nicht mehr als Klassenfragen, sie sind es auch nicht mehr. Der Staat 
hat sie vergesellschaftet, indem er sie individualisiert, zu Problemen des einzelnen 
‚Steuerzahlers‘ oder ‚Versicherungsnehmers‘ gemacht hat. Gegenüber der damit voll- 
zogenen Entpolitisierung der Reproduktionsfragen, deren unmittelbarer Zusammen- 
hang mit klassenspezifischen Lebensbedingungen ausgelöscht ist, hat sich eıst auf- 
grund der krisenbedingten Einschränkungen der zugrundeliegenden Standards im 
Sozialbereich von neuem eine politische Mobilisierung und Organisierung in diesem 
Bereich entwickelt: 

Zum einen hat die Orientierung auf ein bestimmtes Modell privaten Konsums 
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eine individualisierende kapitalistische Verbrauchermentalität gezüchtet, bis hin zu 
einer Aufspaltung der Arbeiterklasse in z. T. reaktionär orientierte Interessengrup- 
pen. So hat sich etwa im Wohnungswesen eine tiefgehende Spaltung zwischen Mie- 
tern und Hausbesitzern entwickelt, die ihren politischen Ausdruck in der neugegrün- 
deten Partei der Zentrumsdemokraten gefunden hat (8 % bei den Wahlen von 1973), 
die allein in der Vertretung der spezifischen Interessen der Haus- und Autobesitzer 
ihren Zusammenhalt findet. 

Zum anderen hat die staatliche Vermittlung der Reproduktion darüber hinaus 
noch weitere demobilisierende Wirkungen auf die Arbeiterbewegung gehabt; so erle- 
ben heute etwa die Sozialdemokraten ein Ausbleiben jeglicher aktiven Unterstützung 
für ihre Partei, einen seit Jahren anhaltenden Mitgliederschwund. Das innere Leben 
der Partei ist tot, die Beteiligung an Kundgebungen und Veranstaltungen äußerst ge- 
ring, auch wenn die Hegemonie der Partei innerhalb der Arbeiterklasse immer noch 
unumstritten ist. 

Die Krise des von der reformistischen Arbeiterbewegung programmatisch be- 
stimmten ‚Entwicklungsmodells‘ des Nachkriegskapitalismus hat sich, insgesamt ge- 
sehen, aus der eigenartigen ‚Vergesellschaftungsstrategie‘ ergeben, deren theoreti- 
scher Ausdruck die keynesianische ‚Orthodoxie‘ bzw., wie Joan Robinson mit Recht 
gesagt hat, der ‚Bastard-Keynesianismus‘ ist: 

Keynes‘ Hinweise auf die Notwendigkeit, geldwerte Nachfrage und Investitio- 
nen zu vergesellschaften, wurde von mehreren seiner Schüler als ein Universalmittel 
betrachtet: Während Keynes noch polemisch auf die ökonomisch zerstörerischen 
Wirkungen eines bloßen ‚Löcher-Grabens-und-wieder-Zuschüttens‘ hingewiesen hat- 
te, haben sie geglaubt, durch die Absicherung einer hinreichenden Nachfrage auf der 
Makro-Ebene alie Probleme der Wirtschaftspolitik lösen zu können. Diese für die so- 
zialdemokratischen ‚Entwicklungsmodelle‘ charakteristische Form der Vergesell- 
schaftung hat dazu geführt, daß es zwar gelang, eine ganze Periode hindurch das 
Wirtschaftswachstum und die Beschäftigung zu stabilisieren, daß es aber zugleich ge- 
heiligtes Vorrecht der Kapitalisten blieb, darüber zu entscheiden, wie und wo die 
Produktion sich entwickeln und vollziehen sollte. Der Zusammenhang von Produk- 
tion und Verbrauch wurde damit als ‚neutral‘ betrachtet, als etwas, das nur einer 
quantitativen Steuerung bedarf. Eine Steuerung der qualitativen Entwicklung wurde 
nicht ins Auge gefaßt, so daß die entstehenden Folgeprobleme ungesteuert als staat- 
lich zu finanzierende soziale Unkosten auftraten und so die staatlichen Budgets be- 
lasteten (4). 

Die Autonomie der Kapitale hinsichtlich Produktion und Verbrauch auf der 
Makroebene, in Verbindung mit weitgehender Öffnung zum Weltmarkt hin und 
Tendenzen oligopolistischer Preispolitik, hat darüber hinaus auch zu einer hohen 
und steigenden Inflationsrate geführt, die in Dänemark bereits Blockierungen der 
Allokationsmechanismen derkapitalistischen Wirtschaft verursacht hat. Die keynesia- 
nische Strategie der Vergesellschaftung der Nachfrage hat schließlich auch insofern 
ihre historische Grenze erreicht, als durch die Internationalisierung des Kapitals die 
Monopolbildung den Rahmen des Nationalstaates überschritten hat, so daß eine iso- 
lierte Ankurbelung der Nachfrage in diesem Rahmen nicht mehr möglich ist — schon 
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gar nicht in einem kleinen offenen Land wie Dänemark: Die Multiplikatoreffekte 
der Staatsausgaben können nur noch in begrenztem Umfang im Lande selbst genutzt 
werden, so daß im Verhältnis zur Verschlechterung der Zahlungsbilanz nur noch ein 
geringer positiver Beschäftigungseffekt erreicht wird. 

Überhaupt sind durch die Internationalisierung des Kapitals eine Reihe von 
Kettenreaktionen möglich geworden (Import von Preiserhöhungen durch Verzer- 
rungen im internationalen Währungssystem, Währungsspekulation, Gewinnmanipu- 
lationen über nationale Grenzen hinweg, Kapitalflucht), aufgrund derer die beste- 
henden Reaktionsmuster im kapitalistischen System vollends instabil, unvorhersehbar 
und unkontrollierbar geworden sind. 

Die Möglichkeiten staatlicher Politik durch staatliche Eingriffe und die von 
ihnen in Gang gesetzte Dynamik haben sich angesichts dieser Entwicklungen weit- 
gehend erschöpft. Als reale Auswirkung der durchgesetzten Reformen bleibt daher 
nur noch das Moment der Verstaatlichung der Unkosten, während die Profite wei- 
terhin der privaten Verfügung unterliegen, aufgrund der BuBeschnailenien Autono- 
mie der Kapitale in der Produktion. 

Die Tatsache, daß die gesellschaftlich erkämpften Machtpositionen der Arbei- 
terklasse durchweg in staatliche Formen der Verwaltung und Finanzierung der Re- 
produktion des gesellschaftlichen. Arbeitsvermögens integriert worden sind, hat 
diese Entwicklungstendenz des sozialdemokratisch-keynesianischen Entwicklungs- 
modells eher noch verstärkt: Die wachsende Stärke der Arbeiterklasse in der Phase 
der Vollbeschäftigung wurde umgesetzt in eine wachsende staatliche Verwaltung 
und Finanzierung der steigenden gesellschaftlichen Unkosten der Produktion. 
Damit wuchs die Verwundbarkeit der Machtpositionen gegenüber einer Einschrän- 
kung der Staatsausgaben: Anders als in Staaten, wo größere Teile der staatlichen 
Ausgaben etwa für die Finanzierung der materiellen Infrastruktur der Produktion 
verwandt und wo gesellschaftliche Unkosten der Produktion (etwa im Gesundheits- 
wesen) durch Arbeitgeberzuschüsse statt über Steuern finanziert werden, leitete in 
Dänemark die ‚Fiskalkrise‘ (O’Connor 1973) unmittelbar eine Offensive der Bour- 
geosie gegen den ‚sozialen Lohnanteil‘ der Arbeiterklasse und gegen die neuen Mit-.. 
telschichten ein, die im öffentlichen Dienst beschäftigt sind, insbesondere die in 
neuen Zweigen des Öffentlichen Dienstes beschäftigten Frauen (6). 


4. Ein neues ‚Entwicklungsmodell‘ als Ziel einer alternativen Wirtschaftspolitik 


Ein neues ‚Entwicklungsmodell‘ muß dazu in der Lage sein, die von dem in die 
Krise geratenen keynesianisch-sozialdemokratischen Modell etablierte Bestimmung 
der Verhältnisse von Produktion, Konsumtion und individueller Reproduktion 
durch eine neue abzulösen, durch die eine neue Form der Arbeitsteilung zwischen 
öffentlichem und privatem Sektor geschaffen wird. Dazu ist es erforderlich, mit 
dem bestehenden Vergesellschaftungsmodell der ‚Verstaatlichung der Unkosten und 
der Monopolisierung der Gewinne‘ zu brechen, indem neue Formen von Entschei- 
dungsprozessen durchgesetzt werden, in denen die quantitativen und die qualitati- 
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ven Aspekte der materiellen gesellschaftlichen Entwicklung in enger Verbindung be- 
handelt werden. 

Insbesondere muß daher das Modell einer Ausübung gesellschaftlicher Macht 
durch die Arbeiterbewegung in Gestalt einer Ausweitung des Staates und staatlicher 
Übernahme der Reproduktion des Arbeitsvermögens durch ein Modell von ‚Struk- 
turreformen‘ (Gorz 1964) ersetzt werden, durch — innerhalb der primären Mecha- 
nismen kapitalistischer Allokation durchgesetzte — autonome Machtbefugnisse der 
Arbeiter sowohl innerhalb der kapitalistischen Produktion wie innerhalb der Zirku- 
lationssphäre. Wichtigstes Element ist die Durchsetzung einer neuen Rolle der Ge- 
werkschaften innerhalb des kapitalistischen Produktionsprozesses, ergänzt durch 
eine Struktur der individuellen Konsumtion und der Reproduktionsbedingungen 
des gesellschaftlichen Arbeitsvermögens, die kollektives Bewußtsein und gesellschaft- 
liche Verantwortlichkeit fördern und in Richtung auf größere Gleichheit wirken, 
statt wie die jetzigen im Sinne von Individualisierung und Spaltung zu funktionie- 
ren. 

Aus diesen generellen Zielsetzungen ergibt sich der folgende Rahmen für eine 
alternative Wirtschaftspolitik in Dänemark. 


4.1. Wiederherstellung des Zusammenhangs von nationaler Produktions- und Kon- 
sumtionsstruktur 


Das Fehlen einer qualitativen Steuerung der Wirtschaftsentwicklung hat in Däne- 
mark zu einer Erosion des inneren Zusammenhangs der nationalen Wirtschaftsstruk- 
tur geführt: Einerseits ist die Entwicklung des Verbrauchs durch eine passive Anpas- 
sung an das Konsummodell der multinationalen Gesellschaften für die Durchschnitts- 
familie gekennzeichnet, in dem das Schwergewicht auf langlebigen Konsumgütern 
liegt, was dazu geführt hat, daß sich Erweiterungen des Verbrauchs stets in eine 
überproportionale Erhöhung der Einfuhren umsetzen. Andererseits waren für die 
Entwicklung der Produktion drei Faktoren bestimmend, die nur wenig bis nichts 
mit der Entwicklung der nationalen Verbrauchsgewohnheiten gemeinsam hatten: 
eine Exportspezialisierung, die in wachsendem Umfang von zufälligen Expansions- 
möglichkeiten auf dem Weltmarkt abhängig wurde, eine starke Nachfrage auf dem 
Bausektor, geprägt durch die steuerliche Förderung des Eigenheimbaus, sowie eine 
wachsende Nachfrage der öffentlichen Hand. Die Nachfrage auf dem Bausektor ist 
als Triebkraft des Wirtschaftswachstums weitgehend erschöpft, insbesondere hat der 
Zusammenhang von Wohnungsbedarf, Bautätigkeit, Geldanlage und Produktion von 
Baumaterialien seine Bedeutung als ein möglicher Hebel der Konjunkturankurbe- 
lung weitgehend eingebüßt. 

Die Nachfrage der öffentlichen Hand war in der Vergangenheit öfter dazu in 
der Lage, einen Zusammenhang herzustellen zwischen kollektiven Bedürfnissen und 
der nationalen Produktion, so etwa zwischen Gesundheitswesen und Medizinalindu- 
strie hinsichtlich der Produktion hochentwickelter Krankenhausausstattungen. Aber 
auch diese Art von Zusammenhang hat sich inzwischen abgeschwächt, nachdem die 
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Staatsausgaben nicht mehr steigen; eine liberalistische Beschaffungspolitik der öf- 
fentlichen Hand hat die dänische Produktion nicht besonders ‚beschützt‘ und die 
Nachfrage der öffentlichen Hand hat sich inhaltlich der’ von der Industrie betriebe- 
nen ‚Marktpflege‘ angepaßt, die das Schwergewicht auf Symptombehandlung und 
hochentwickelte Spezialausrüstungen mit begrenzter Wirkung auf den umfassend 
betrachteten Gesundheitszustand legte. 

Damit eine gesellschaftliche Steuerung des Wirtschaftsprozesses überhaupt 
wieder möglich sein soll, ist also zunächst einmal der Zusammenhang von nationaler 
Produktions- und Konsumtionsstruktur wiederherzustellen. 


4.2. Schaffung eines bewußt gesellschaftlichen Konsumtionsmodells 


Im Rahmen des bestehenden ‚Entwicklungsmodells‘ wird die Entwicklung der Kon- 
sumtion als ein ‚neutraler‘, nicht zu steuernder Gegenstand behandelt. Das individu- 
alisierende Modell der Konsumtion, das sich unter diesen Bedingungen entwickelte, 
ist aber keinswegs selbst gesellschaftspolitisch neutral gewesen: Die maßgebliche 
Wohnform des Eigenheims und etwa der private Autoverkehr sind offensichtlich 
Beispiele für weitreichende Auswirkungen des Konsumtionsmodells auf gesellschaftli- 
ches Bewußtsein und politisches Handeln. 

Ein neues Entwicklungsmodell muß demgegenüber ein Modell der Konsumtion 
fördern, das der Entwicklung kollektiven Bewußtseins und geselischaftlicher Ver- 
antwortlichkeit Vorschub leistet. Dies Kann dadurch geschehen, daß Verbrauchsfor- 
men mit kollektiver Ausrichtung bevorzugt werden, wie etwa der öffentliche Nah- 
verkehr oder Wohnformen, die kollektive Einrichtungen einschließen, — dabei 
könnten dann auch Bedürfnisse nach Umweltschutz und Rohstoffersparnis besser 
berücksichtigt werden, oder dadurch, daß neue Entscheidungsstrukturen geschaf- 
fen werden, die in der Lage sind, durch Eingriffe in die Autonomie des Kapitals for- 
mulierte gesellschaftliche Bedürfnisse direkt in Produktionsentscheidungen umzu- 
setzen. 


4.3. Neue Vergesellschaftung der Folgekosten der Produktion 


Die wachsende Aushöhlung der staatlichen Verwaltung und Finanzierung der Repro- 
duktion der Arbeitskraft muß aufhören, die durch die gegenwärtige Verbindung von 
Verstaatlichung steigender Unkosten und Monopolisierung der Gewinne (durch die 
weiterhin auf der einzelwirtschaftlichen Ebene autonomen kapitalistischen Unter- 
nehmen) hervorgerufen wird. Angesichts der Welle von neoliberalen Angriffen gegen 
die Ineffizienz und den parasitären Charakter des Staatsapparates ist es erforderlich, 
die lautstark geforderte Reprivatisierung in der Gestalt vorzunehmen, daß die gesell- 
schaftlichen Unkosten der Produktion wieder den Unternehmern auferlegt werden, 
die sie verursachen. Nur dadurch kann man sie zwingen, ihre Produktions- und In- 
vestitionstätigkeit so einzurichten, daß sie die von den Arbeitsbedingungen oder 
durch Umweltverschmutzung verursachten Kosten möglichst gering halten. 
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Allerdings ist auch darüberhinaus noch eine gewisse Reprivatisierung unvermeid- 
lich. Die ‚Krise des Steuerstaates‘ ist eine Tatsache, auf die reagiert werden muß. 
Derartige Reprivatisierungen müssen allerdings in einer Form vollzogen werden, 
die gewährleistet, daß in ökonomische Optimierungsprozesse auf allen Ebenen 
der Gesellschaft die gesellschaftlichen Folgekosten mit einbezogen werden. Dabei 
ist insbesondere zu vermeiden, daß durch die Form der Reprivatisierung gesellschaft- 
liche Probleme in individuelle Risiken transformiert werden, etwa dadurch daß die 
Entwicklung der Arbeitslosigkeit aus der kollektiven gesellschaftlichen Verantwor- 
tung entlassen wird. 

Es sind mehrere Formen vorstellbar, in denen die unvermeidbare Reprivatisie- 
rung so durchgeführt werden kann, daß eine kollektive Verantwortlichkeit aufrecht- 
erhalten bzw. gefördert werden kann und zugleich neue sozialwirtschaftliche Opti- 
mierungsmechanismen in den gesellschaftlichen Prozeß eingebaut werden: 

Auf Unternehmensebene muß die Berücksichtigung typischer Arbeiterinteres- 
sen — wie Stabilisierung der Beschäftigung, gute Arbeitsbedingungen usw. — unter 
Einbeziehung gesellschaftlicher Folgekosten durch die Entscheidungsstrukturen ge- 
währleistet werden. 

Im öffentlichen Sektor sind die bestehenden Budgetierungsmethoden so zu 
verändern, daß gesellschaftliche Folgekosten stets den Einheiten, die sie verursachen, 
angelastet werden. Für Verunreinigungen der Umwelt erhobene Gebühren sind für 
Recycling und zur Verbilligung von verunreinigungsmindernden Anlagen zu verwen- 
den. Ein ‚System von kommunizierenden Röhren‘ ist etwa zwischen Automobilpro- 
duktion und -konsumtion und der Finanzierung des Gesundheitswesens zu etablie- 
ren, das die Folgelasten der Verkehrsunfälle mit zu tragen hat. Dasselbe gilt für Ent- 
lassungen im öffentlichen Sektor (bzw. für Einstellungen von Arbeitslosen) und das 
System der Arbeitslosenunterstützung: zwischen ihnen muß budgetmäßig ein Zu- 
sammenhang hergestellt werden, der die entstehenden Folgekosten systematisch 
dem verursachenden Bereich zuschreibt. 

Es wäre allerdings schwierig, vorweg die dafür erforderlichen neuen Entschei- 
dungsstrukturen präzise festzulegen: Zum einen ist die Erfahrungsgrundlage für der- 
artige Entwürfe gegenwärtig noch zu schwach bzw. ein gesellschaftliches Bewußtsein 
über den inneren Zusammenhang von kapitalistischer Rationalität und gesellschaft- 
lichen Folgekosten noch zu unentwickelt, zum andern ist es auch unmöglich, in 
vollem Umfang die zu berücksichtigenden gesellschaftlichen Folgekosten quantita- 
tiv zu bestimmen (7). 

Entscheidend wird in jedem Falle sein, daß neue Entscheidungsstrukturen ge- 
schaffen werden, in denen die quantitativen und qualitativen Aspekte der Entwick- 
lung in überschaubaren Einheiten organisch im Zusammenhang behandelt werden, 
so daß schrittweise ein entwickelteres Problembewußtsein und präzisere Problem- 
lösungen möglich werden. Auf jeden Fall wird dies einen Abbau der jetzigen Arbeits- 
teilung zwischen organisierter Arbeterbewegung, Staat und Kapitalen bedingen, in- 
dem ein direkter Einfluß der Arbeiterbewegung, der neuen Massenbewegungen und 
neuer demokratischer Organe auf Produktion und Verbrauch durchgesetzt wird. 
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4.4  Relativierung der Arbeitsteilung zwischen privatem und öffentlichem Sektor 


Der ‚eiserner Vorhang‘ zwischen öffentlichen und privaten Funktionsbereichen, der 
für den ‚liberalen Wohlfahrsstaat‘ in Dänemark charakteristisch ist, muß beseitigt 
werden. Ein Beispiel für seine blockierenden Auswirkungen auf die Möglichkeiten 
einer alternativen Wirtschaftspolitik ist die staatliche Finanzierung von Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahmen für arbeitslose Jugendliche: wegen dieser Arbeitsteilung 
kann sie nicht mehr sein als eine vorläufige, vorübergehende ‚Aufhebung‘ der Ar- 
'beitslosigkeit. Ebensowenig hat die energiepolitisch vielversprechende Produktion 
von Sonnenkollektoren hinreichende Expansionsmöglichkeiten, weil die Produk- 
tionstätigkeit der öffentlichen Hand Restriktionen unterliegt, die einen Absatz auf 
den Märkten privater Produzenten ausschließt. Demgegenüber ist es zunächst wich- 
tig, daß in schwachen Bereichen, in denen die bestehende Arbeitsteilung zwischen 
privatem und öffentlichem Sektor offensichtlich unrationell ist, der gegenwärtige 
‚eiserne Vorhang‘ zwischen beiden durchlöchert wird. Dadurch würde eine Präze- 
denzwirkung erzielt sowie der Aufbau der erforderlichen Steuerungsinstrumente 
und eines juristischen Rahmens für eine öffentliche Produktionstätigkeit vorange- 
trieben. Die dadurch eröffneten Möglichkeiten einer gesellschaftlich sinnvollen öf- 
fentlichen Produktion könnte dann in Situationen wie der gegenwärtigen genutzt 
werden, statt Milliarden von Kronen in staatliche Beschäftigungsprogramme in der 
Form ineffizienter Arbeitslosenunterstützungsprogramme hineinzupumpen. 

Ein solches Eintreten für eine Ausweitung der öffentlichen Produktion mag 
als eigentümlich erscheinen, wenn man von den Erfahrungen im übrigen westlichen 
Europa ausgeht, denen gemäß staatliche Industrien, staatliche Regulierung der Pro- 
duktion und staatliche Planung bisher weder besonders erfolgreich noch überhaupt 
in sozialistischer Perspektive aussichtsreich waren (vgl. Holland 1978). Diese Forde- 
rung begründet sich allgemein aus den spezifischen Erfordernissen einer Situation, 
in der es darum geht eine reale Position der gesellschaftlichen Stärke der Arbeiter- 
klasse von ihren inzwischen unterminierten Machtstellungen im Staatsapparat auf 
ein anderes Gebiet zu übertragen. Im übrigen ist — was Dänemark betrifft —- davon 
auszugehen, daß aufgrund der spezifischen Gesellschaftsstrukturen der skandinavi- 
schen Länder derartige Machtstellungen der Arbeiterkiasse in der Produktion eine 
ganz andere Wirkung entfalten werden, als das in anderen Ländern geschehen könn- 
te. 


4.5. Alternative Industriestrukturpolitik 


Eine alternative Wirtschaftspolitik muß auch Vorschläge machen, wie diejenigen 
gesellschaftlichen Ressourcen, die in Branchen mit schrumpfenden kapitalistischen 
Verwertungsperspektiven festgelegt sind, aktiv anders genutzt werden können, an- 
statt bloß reaktiv für eine zeitliche Verschiebung der Strukturanpassung einzutreten. 

Eine Strukturplanung für den Bereich der Werftindustrie etwa könnte den 
folgenden Inhalt haben: 
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— Umstellung auf eine marktnischenorientierte Anpassungspolitik auf dem Welt- 
markt, insbesondere auf qualitativ hochwertige Spezialanfertigungen, 

— Aufrtechterhaltung der Beschäftigung im Sinne einrer maximalen Nutzung des 
vorhandenen Qualifikationspotentials der Belegschaften; 

— ergänzende Umstellung eines entsprechenden Teils des vorhandenen produktiven 
Apparates auf die Herstellung von Produkten für den nationalen Markt, etwa von 
Rohrleitungen und Transportnetzen im Zusammenhang der Nutzung von Erd- 
gas — sowie von schwerindustriellen Investitionsgütern für größere energiepoliti- 
sche Vorhaben. j 

Die in Großbritannien gemachten Erfahrungen mit Formen gesellschäftlicher 

Überprüfungen kapitalistischer Entscheidungen (‚Social Audit‘), etwa in der Upper 

Clyde Werft und in der Firma Lucas Aerospace (vgl. Coates,.ed., 1978), haben deut- 

lich gemacht, daß darin ein vielversprechender Ausgangspunkt liegt für eine alterna- 

tive Planung auf der Ebene der gewerkschaftlichen Basis, als Grundlage für eine kol- 
lektive gesellschaftliche Entscheidung über die alternative Nutzung vorhandener 
gesellschaftlicher Ressourcen. Für den Ausbau der dafür erforderlichen Entschei- 
dungsstrukturen sind verschiedene Arten von Machtpositionen der Arbeiterklasse in 
der Produktion erforderlich, wobei der Mitbestimmung und der Wirtschaftsdemokra- 
tie besondere Bedeutung zukommt. Die dadurch eroberte Macht werden die Arbeiter 

z.T. nutzen können, um dem Kapital einen Teil der Macht über die auf Unterneh- 

mensebene vorhandenen Ressourcen zu nehmen, z.T. wird es ihnen auch gelingen, 

die Investitionstätigkeit unter alternative Allokationskriterien zu stellen. Dabei ist 
es von entscheidender Bedeutung, daß die eroberte Macht nicht nur dazu benutzt 
wird, die gesellschaftliche Arbeit zu lenken und gemäß den vom Kapital gesetzten 

Voraussetzungen zu verteilen, sondern darüberhinaus auch dafür, die kapitalistische 

Rationalität in Produktions- und Investitionsentscheidungen selbst konkret heraus- 

zufordern. 


5. Die Krise des Verhältnisses von Gewerkschaften und Sozialdemokratie 


Das bisherige Modell der gesellschaftlichen Entwicklung baute u.a. auf einer klaren 
Arbeitsteilung zwischen sozialdemokratischer Partei und den Gewerkschaften auf, 
die Voraussetzung ihrer harmonischen Zusammenarbeit war: Die politisch-ideolo- 
gische Tätigkeit der Partei sollte für größeren gesellschaftlichen Wohlstand mittels 
einer Ausweitung des öffentlichen Sektors sowie für eine gleichmäßigere Einkom- 
mens- und Vermögensverteilung mittels der Gestaltung des Steuersystems sorgen (8); 
die Rolle der Gewerkschaften bestand darin, durch autonome Verhandlungen mit 
den Unternehmern verbesserte Entlohnungs- und Arbeitsbedingungen für ihre Mit- 
glieder zu erreichen, wobei sie sich in Dänemark in besonderem Maße auf die quan- 
titative Seite (Entlohnung und Arbeitszeitregelungen) beschränkten (9). 

Diese klassische Arbeitsteilung ist jetzt in Auflösung begriffen: Zum einen hat 
die (von sozialdemokratischen Regierungen vorangetriebene) Einkommenspolitik 
zu einer Aushöhlung der gewerkschaftlichen Autonomie im Lohnkampf geführt (10), 
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was z.T. noch durch eine Gesetzgebung verschärft wird, die in gewissem Umfang 
den Streik als gewerkschaftliches Kampfmittel kriminalisiert. Zum anderen haben die 
Gewerkschaften sich gezwungen gesehen, auf diese Entwicklungen mit eine Neube- 
stimmung ihrer Arbeitsgebiete zu reagieren, die gegen die sozialdemokratische Poli- 
tik der Einkommensreduzierung auf eine aktivere Beteiligung an wirtschaftspoliti- 
schen Auseinandersetzungen zielt: So haben die dänischen Gewerkschaften, in Zu- 
sammenarbeit mit anderen sozialdemokratisch geprägten Organisationen wie der 
Mieterbewegung und der Genossenschaftsbewegung, eine neue Wohnungspolitik, 
eine neue Steuerpolitik und eine neue Berufsbildungspolitik gefordert, die in direk- 
tem Gegensatz zu der von der Sozialdemokratie im Parlament vertretenen Politik 
steht (vgl. v. a. LO 1978). Damit haben gerade die für die materiellen Knotenpunkte 
des Lebensprozesses der Arbeiterklasse zuständigen Organisationen begonnen, An- 
sätze einer Wirtschaftspolitik zu formulieren, die eine radikale Alternative zur bis- 
herigen Politik der Sozialdemokratie darstellen (11). 

Die Linke hat bisher dazu geneigt, diese Auseinandersetzungen als taktische 
Manöver innerhalb der reformistischen Arbeiterbewegung zu betrachten, die vor al- 
lem der linken Kritik am Krisenmanagement und dem spontanen Widerstand gegen 
die sozialdemokratische Krisenpolitik den Wind aus den Segeln nehmen sollte (12). 
Abgesehen von der darin liegenden Selbstüberschätzung der Linken würde man 
damit übersehen, daß diese Auseinandersetzungen durchaus einen realen materiellen 
Kern haben: Die Notwendigkeit, mit der diese Organisationen die materiellen Le- 
bensbedingungen ihrer Mitglieder verteidigen müssen, um sich ihre eigene organisa- 
torische Basis erhalten zu können. 

Die Frage des Reformismus stellt sich heute unter ganz anderen Bedingungen 
als in vorangegangenen historischen Perioden, wo es einen objektiven Spielraum für 
eine Klassenzusammenarbeit im Sinne reformistischer Verbesserungen der Repro- 
duktionsbedingungen der Arbeiterklasse gab. Heute läßt die anrollende Offensive 
der Bourgeoisie derartige Kompromisse nicht mehr zu; es gibt damit einfach keine 
erfolgversprechende reformistische Politik, die mit der offensiven Umstrukturierungs- 
politik des Kapitals vereinbar wäre. 

In dieser Situation kann die Arbeiterbewegung zum einen in einen reaktiven 
Verteidigungskampf verfallen, der perspektivlos bleiben müßte, zum anderen kann 
sie für eine reformistische Politik kämpfen, die bereits als solche zur Konfrontation 
mit der Bourgeoisie führen muß. Die erste dieser Möglichkeiten wird von der rech- 
ten Sozialdemokratie sowie von Teilen der Linken vertreten wie etwa der Mehrheit 
der Volkssozialisten. Sie weigern sich, eigene Vorschläge für ‚die bürgerliche Krisen- 
lösung‘ zu formulieren, unterstützen aber bereitwillig alle Vorschläge und Forde- 
rungen, die auf eine Verteidigung der bestehenden Lebensbedingungen der Arbeiter- 
klasse zielen. 

Über die bestehenden Parteien und Gruppierungen hinweg hat ein anderer 
Teil der Linken die zweite dieser Möglichkeiten in Angriff genommen, indem er 
anfing, sich ernsthaft mit den konkreten Problemen einer ‚revolutionären Reform- 
politik‘ bzw. einer ‚alternativen Wirtschaftpolitik‘ zu beschäftigen. Dieser Teil der 
Linken stellt heute, zusammen mit dem lebendigen Teil der Sozialdemokratie, wie 
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ihn Gewerkschaften, Mieterbewegung und Parteilinke vertreten, die politische Basis 
des Reformismus dar. 

Insbesondere die Gewerkschaften können sich in dieser historischen Situation 
in zwei verschiedenen Richtungen entwickeln — wobei die Entwicklung der däni- 
schen Gesellschaft und insbesondere der Bedingungen des politischen Kampfes 
wesentlich davon abhängen wird, welche dieser beiden Richtungen eingeschlagen 
wird: 

Einerseits können die Gewerkschaften ihre Macht gesellschaftspolitisch ein- 
setzen, indem sie sich politisch auf Gebieten engagieren, die vom traditionellen 
Trade-Unionismus nicht erfaßt wurden, um so die materiellen Interessen ihrer Mit- 
glieder zu verteidigen, etwa an besseren Wohnverhältnissen, besseren Arbeitsbedin- 
gungen, besserer Ausbildung, verbesserter Gesundheitspolitik und an größerer ge- 
sellschaftlicher Gleichheit — und damit zugleich breite gesellschaftliche Interessen 
wahrzunehmen. 

Andererseits können die Gewerkschaften ihre Macht korporativistisch nutzen, 
indem sie sich Konsequent auf die Vertretung der Sonderinteressen ihrer wesentli- 
chen Mitgliedergruppen verlegen. Das Schreckbild einer solchen Entwicklung bilden 
heute die amerikanischen Gewerkschaften, die durch Kompromisse zwischen be- 
stimmten Teilen der Arbeiterklasse und dem Monopolkapital zwar relativ hohe 
Löhne und gute Arbeitsbedingungen für die Beschäftigten der Großunternehmen 
erzielt haben, aber um den Pieis einer tiefgehenden Aufspaltung der amerikanischen 
Arbeiterklasse und auf Kosten der marginalisierten Kategorien von Beschäftigten. 
Auch in Dänemark ist eine solche Entwicklung vorstellbar, auch wenn bisher der 
hohe gewerkschaftliche Organisierungsgrad der dänischen Arbeiterklasse und die sehr 
hohe Erwerbsquote die Auswirkungen solcher Tendenzen überdeckt haben: Etwa 
durch eine gesetzliche Integration der Gewerkschaften und der Arbeitgeberorganisa- 
tionen in vom Staat bestimmte zripartistische Organe, die die Einkommens- und Ar- 
beitsmarktentwicklung lenken bzw. die Entwicklung der Arbeitsbedingungen kon- 
trollieren, Könnte die im engeren Sinne korporativistische Funktion der Gewerkschaf- 
ten gestärkt und dadurch die Arbeiterklasse gespalten und schließlich demobilisiert 
werden (13). 

Bisher steht jedoch immer noch die gesellschaftspolitische Orientierung gegen- 
über der partikularistischen in der Entwicklung der gewerkschaftlichen Politik im 
Vordergrund, auch wenn das Spannungsfeld zwischen diesen beiden Tendenzen we- 
sentliche Grundlage der Handlungsmöglichkeiten der dänischen Linken bleibt (14). 
Dabei ist es u.E. von entscheidender Bedeutung, die Durchsetzung einer eng parti- 
kularistischen Ausrichtung der Gewerkschaftspolitik zu verhindern, die ein wesent- 
licher Schritt in Richtung auf die Eröffnung einer neuen stabilen Wachstumsperiode 
unter imperialistischen Vorzeichen darstellen würde (15). Dagegen würde die Durch- 
setzung einer reformorientierten, gesellschaftspolitischen Ausrichtung der Gewerk- 
schaftspolitik eine neue soziale Dialektik in Gang setzen, die die Perspektive eines 
anderen, sozialistischen Auswegs aus der gegenwärtigen Strukturkrise des Kapitalis- 
mus eröffnet (16). 


103 


Anmerkungen 


104 


Entgegen der geläufigen Auffassung ist u.E. die ggw. Krise nicht als eine klassische kapi- 
talistische Krise mit Produktions-, Profit- und Reallohnsenkungen zu begreifen, da bisher 
empirisch noch keine größeren Einbrüche in diesen Dimensionen zu beobachten sind. 
Ebensowenig kann für Dänemark etwa von einer politischen Krise gesprochen werden: 
die Dynamik der kleinbürgerlichen Radikalisierung gegenüber dem Steuerıstaat ist bereits 
im Wesentliche: gebrochen und die dänische Sozialsdemokratie hat ihre innere Spaltung 
in der Frage des EG-Beitritts wieder überwunden, ohne ihre Wählerbasis wesentlich zu re- 
duzieren. Nicht einmal eine soziale Krise ist feststellbar: die materiellen Auswirkungen 
der Arbeitslosigkeit sind minimal, dank der von der Arbeiterklasse erkämpften hohen 
Entschädigung für ausfallende Arbeitsverdienste. 

Der spürbarste Krisenindikator in Dänemark ist die Arbeitslosigkeit: trotz insgesamt 
wachsender Beschäftigung verstärken sich die Barrieren gegenüber Neueintritten auf dem 
Arbeitsmarkt sowie die Tendenzen zur Abdrängung ‚schwacher‘ Gruppen. Besonders von 
Arbeitslosigkeit betroffen sind vor allem vier Gruppen, die nur in ganz geringem Umfang 
über eine ‚politische Sprache‘ verfügen, in der sie ihre Reproduktionsprobleme als gesell- 
schaftliche Probleme zur Geltung bringen könnten: 

— es gibt eine bedeutende Jugendarbeitslosigkeit, 

— der Neuzugang von Frauen als Arbeitnehmern ist erschwert, 

— ältere Arbeitnehmer, die einmal entlassen werden, bleiben arbeitslos, 

— Arbeiter in einzelnen ‚Krisenbranchen‘ werden in großem Umfang entlassen. 

Allein die zuletzt genannte Gruppe war in der Lage, die Arbeitslosigkeit zu einem gesell- 
schaftspolitischen und gewerkschaftlichen Kampfthema zu machen. 

Im Vergleich zu den anderen nordischen Ländern ist für Dänemark der geringe Umfang 
der staatlichen Produktionstätigkeit charakteristisch. Verstaatlichung ist dementsprechend 
hier eine fast unbekannte Erscheinung. 

In der letzten Zeit sind durch Gesetzgebung — z.B. Umweltschutzgesetz von 1973, Ar- 
beitsbedingungengesetz von 1975 — staatliche Mindestnormen für einige Bereiche festge- 
legt worden. Insgesamt geht dabei aber die Tendenz immer noch eher in Richtung auf 
staatliche Kostenübernahme. 

Die mit solchen Quantifizierungen verbundenen Probleme nicht nur hinsichtlich der 
Maßstäbe, sondern auclı hinsichtlich des (nutzen- oder werttheoretischen) Bezugsrah- 
mens haben Kapp 1978 und Archibugi 1978 bisher am Weitesten verfolgt. 

Ein unverzichtbares Element jeder Strategie zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ist of- 
fenbar die Ausweitung der öffentlichen Beschäftigung, wie sie in Schweden z.Z. eine 
breite politische Unterstützung findet (vgl. Sysselsätningsutredningen 1979). Auch die 
letzten Vorschläge des dänischen Sachverständigenrates gehen in diese Richtung. Dem 
entspricht die faktische Entwicklung: der Beschäftigungszuwachs im Öffentlichen Diensi 
betrug in Dänemark 1976, 77 und 78 jeweils 3, 4, 5,1 und 5,4 %. 

Dabei ist noch ganz abgesehen von den Problemen, die mit der Festlegung eines Maßsta- 
bes verbunden sind: Marktpreise als Maßstab bedeuten z.B., daß Ungleichheiten in der 
Einkommensverteilung sich auf das relative Gewicht von Folgelasten auswirken würden 
(saubere Luft in einem Viertel der Mittelschicht wäre ‚wertvoller‘ als in einem Arbeiter- 
viertel). Kapp 1978 hat versucht, diese Beschränkungen zu überwinden; er nähert sich da- 
durch dem, was Archibugi 1978 ‚socialist indicator‘ im Unterschied zu bloßen ‚social in- 
dicators‘ nennt. 

Als Resultat dieser Entwicklung machen in Dänemark (1976/7 )) die ‚social consumption‘ 
i.S. O’Connors, d.h. die Sozialausgaben und die Ausgaben für den staatlichen Anteil an 
der Reproduktion des Arbeitsvermögens 63 % der gesamten staatlichen und kommunalen 
Ausgaben aus, die Sozialausgaben allein 32 %. Abgesehen von geringen Arbeitgeberbei- 
trägen zu einem Pensionsfonds (5 % der Auszahlungen) werden alle Sozialausgaben über 
Steuern finanziert. Dementsprechend ist das dänische Steueraufkommen das relativ 
höchste im Gebiet der OECD (43 % des Bruttosozialproduktes). 
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Bis zu den 70er Jahren beschränkte sich die ‚qualitative Tarifpolitik* der dänischen Ge- 
werkschaften auf ihre Mitwirkung bei der Durchsetzung von produktivitätssteigernden 
Entlohnungssystemen u.ä. 

Regierung und Wirtschaftsrat haben ein Plafond von 6 % jährlich für Lohnerhöhungen in 
den nächsten zwei Jahren festgelegt, das allerdings voraussichtlich durchbrochen wird: es 
ist mit Lohnerhöhungen von 10 - 11 % jährlich zu rechnen. 

Das Forschungsprojekt „Sozialwirtschaftsbericht‘ hat die Aufgabe, diese sozialwirtschaft- 
lichen Ansätze in Gestalt eines Leitfadens für eine alternative Wirtschaftspolitik zu kon- 
kretisieren. Dafür soll insbesondere eine Analyse des Gesamtzusammenhangs von staatli- 
chem und privatem Sektor geleistet werden, auf deren Grundlage dann eine konkrete 
‚gesellschaftliche Überprüfung‘ der Ressourcen Verwendung durch einzelne Unterneh- 
men i.S. der britischen Versuche durchgeführt werden kann. 

Die in dem Projekt notwendigen Analysen zielen auf eine Art von ‚sozialer Kosten-Nut- 
zen-Analyse auf Makroebene‘ auf der Grundlage kollektiver gesellschaftlicher Zielsetzun- 
gen statt individueller monetärer Optimierung, was eine Reihe von schwierigen theore- 
tisch/methodischen und statistischen Problemen zur Folge hat (vgl. Kapp 1978). 

Von der dänischen Gewerkschaftsbewegung wird das Projekt mit einer gewissen Aufmerk- 
samkeit verfolgt (vgl. LO 1977). 

Dementsprechend fungiert auch bisher eine dänische Organisation’ sozialistischer Wirt- 
schaftswissenschaftler mehr als Beratungsstelle für die Parteien links von der Sozialdemo- 
kratie und für militante Minderheiten innerhalb der Gewerkschaften als sich im Rahmen 
von Aktivitäten zu engagieren, die eine breite Zusammenarbeit mit zentralen Strömun- 
gen der Gewerkschaften mit sich bringen würde, wie es etwa die deutsche Memorandum- 
gruppe versucht. . 

In diesem Sinne ist von dem dänischen Metallarbeiterverband eine Industriepolitik gefor- 
dert worden, die auf eine konsequente Unterwerfung unter die Anforderungen des Welt- 
marktes hinausläuft und auch deren interne gesellschaftliche Konsequenzen in Kauf zu 
nehmen bereit ist (vgl. Dansk Metalarbejderforbund 1976). 

In diesem Zusammenhang wäre etwa zu unterscheiden zwischen einem offensiven Ein- 
treten in dreiseitige Verhandlungen und defensiver Unterwerfung unter tripartistische Or- 
gane. Allerdings ist die Grenze zwischen beiden äußerst schwierig zu bestimmen: sie liegt 
wohl irgendwo zwischen! einerseits der Notwendigkeit, gesellschaftliche Positionen der 
Stärke in institutionelle Machtpositionen umzusetzen und andererseits der Gefahr einer 
Korporativierung, die die gesellschaftliche Position der Gewerkschaften schwächt, ihre 
Autonomie mit Bezug auf Politikformulierung reduziert und ihre inneren Strukturen ent- 
demokratisiert. ! 

Das entscheidende Element für eine Brechung dieser Tendenz wird in der Überwindung 
der Abhängigkeit der dänischen Wirtschaftspolitik vom internationalen Kapitalismus 
liegen, die gegenwärtig durch das ‚Diktat der Zahlungsbilanz‘ vermittelt’ wird. Sie stellt 
eine ‚strukturelle Grenze‘ der dänischen Wirtschaftspolitik dar (vgl. Wright 1978). 

In Dänemark ist der Vorschlag des Übergangs zur Wirtschaftsdemokratie zum Scheide- 
wasser zwischen den strategischen Vorstellungen der Arbeiterklasse und denen der Bour- 
geoisie geworden: Aus der programmatischen Diskussion der Sozialdemokratie, in die 
sich die Gewerkschaften maßgeblich eingeschaltet haben, ist seit den 60er Jahren ein 
Konzept von Wirtschaftsdemokratie entstanden, wie es die Sozialdemokraten 1973 im 
Parlament einbrachten. Nach diesem Konzept wird eine Ausweitung der Mitbestimmung 
durch Arbeitnehmervertreter in den Unternehmensvorständen ergänzt durch ein Mitbe- 
sitzerrecht der Lohnabhängigen am Kapital (Wachsende Beteiligungsrechte über Gewinn- 
beteiligung) und Investitionslenkung durch einen autonom von den Gewerkschaften ge- 
leiteten zentralen Fonds. 

Dieser Vorschlag birgt in der Tat wichtige Gefahren (passive Integration der Lohnabhän- 
gigen und der Gewerkschaften in den bürgerlichen Staat, Entdemokratisierung und Dis- 
ziplinierung der Gewerkschaften), falls er aber durch eine breite politische Mobilisierung 
der Massen durchgesetzt würde, birgt er aber auch, aufgrund der in ihm enthaltenen Mög- 
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lichkeit autonom wahrgenommener gewerkschaftlicher Machtbefugnisse, eine Chance 
dafür, „antagonistische Widersprüche des Kapitalismus in die zentralen kapitalistischen 
Entscheidungsprozesse einzubeziehen, so daß eine soziale Dialektik in Gang kommt, die 
über den Kapitalismus hinausweist“ (Gorz). Eine entscheidende Voraussetzung dafür ist 
allerdings, daß die Arbeiterbewegung konkrete Vorstellungen über die mit ihrer Macht 
durchzusetzenden politischen Inhalte entwickelt, die zu Kristallisationskernen eines 
neuen Konsenses über die gesellschaftliche Entwicklung werden können. 
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Frieder O. Wolf 

Portugal im kapitalistischen Europa 
Alternative Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik 
in der portugiesischen Diskussion 


1. Die Phase der strategischen Entscheidung 
und die ‚europäische Option‘ (April 1974 - April 1976) 


In der ‚heißen‘ Phase der vorrevolutionären Krise Portugals steht die Frage der wei- 
teren Entwicklung des internationalen politisch-ökonomischen Zusammenhangs, in 
dem Portugal seine nationale Unabhängigkeit gewinnen und den Übergang zu einer 
sozialistischen Gesellschaft vollziehen soll, in unmittelbarer Verbindung mit den 
Vorstellungen über die großen strategischen Fragen des „portugiesischen Prozesses“: 
Die Orientierung auf die ‚Dritte Welt‘, insbesondere Afrika und Lateinamerika, die 
Orientierung auf das sozialistische Lager, die Orientierung auf das Mittelmeerbecken, 
also vor allem Südeuropa und Nordafrika, und die Orientierung auf die EG (als 
Hochburg der Sozialistischen Internationale) stehen geradezu unmittelbar für die ge- 
sellschaftspolitischen ‚Modelle‘ der Befreiungsbewegungen, der RGW-Staaten, der 
eurokommunistischen/sozialistischen Parteien, der linken Bewegungen im Mittel- 
meerraum oder der westeuropäischen Sozialdemokratie. 

Insbesondere die Partei Mario Soares‘ ist es, die auf die strategische Karte der 
europäischen Integration als Garantie und Bedingung eines ‚demokratischen Über- 
gangs‘ setzt — durchaus mit wahlpolitischem Erfolg, vor allem bei den portugiesi- 
schen Arbeitsemigranten und in den lohnabhängigen Mittelschichten: Ist es nicht 
genial einfach und einleuchtend, zu propagieren, man müsse nur die allerseits wahr- 
nehmbare, wachsende Abhängigkeit Portugals vom Europa der Neun in eine bewuß- 
te, gleichberechtigte Partnerschaft verwandeln, um den Schlüssel zur Lösung der 
großen Strukturprobleme der portugiesischen Wirtschaft in die Hand zu bekommen, 
die in Modernitätsrückstand, Arbeitslosigkeit und importabhängigkeit bestehen. 
Kann nicht allein die Anlehnung an ein demokratisches Europa die Stabilisierung 
der politischen Demokratie gegenüber US-amerikanischen Neigungen zu einer ‚La- 
teinamerikanisierung‘ Portugals ermöglichen? 

Nachdem es der Linken in Portugal im Sommer 1975 nicht gelungen ist, einen 
‚historischen Block‘ zu bilden, der einen Prozeß des sozialistischen Übergangs wirk- 
lich eingeleitet hätte — dies bleibt allerdings weiterhin eine Verfassungsvorschrift — 
ist nach der Machtübernahme der ‚Professionellen‘ um den späteren Präsidenten 
Eanes innerhalb des Militärs am 25. November 1975 die strategische Entscheidung 
gefallen: Eine sozialistische Perspektive gibt es in Portugal nur noch im Ausgang 
vom ‚demokratischen Sozialismus‘ der PS und im Zusammenhang der Einbeziehung 
Portugals in den Integrationsprozeß des kapitalistischen Europas (vgl. Wolf 1978). 
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2. _ Gesellschaftliche Planung im Übergang nach Europa? 
(April 1976 - Juli 1977) 


Die theoretisch-politische Diskussion in Portugal verändert sich im Frühjahr 1976 
sehr weitgehend: Die großen strategischen Entscheidungen sind fürs Erste gefallen; 
damit stehen jetzt nicht mehr die Ziele und Strategien im Zentrum der gesellschafts- 
politischen Diskussion, sondern die konkret zu beschreibenden Wege und die Spiel- 
räume politischer Taktik. 

Noch diskutiert gerade die unabhängige Linke in ihren neu gegründeten bzw. 
erneuerten theoretischen Zeitschiiften unter der allgemeinen Fragestellung „Wie 
sieht der Sozialismus aus, der in dieser Weltgegend machbar ist?“: Auf dem Hinter- 
grund der Unterstützung des Verfassungskompromisses einer demokratischen Repu- 
blik mit sozialistischen Aufgaben und der Anerkennung der Notwendigkeit eines 
‚Übergangs nach Europa‘ für Portugal diskutieren sie, wie unter diesen Bedingungen 
gesellschaftliche Planung und Steuerung des Produktionsprozesses sowie die Gewin- 
nung nationaler Unabhängigkeit zu erreichen sind. 

Wesentliches analytisches Resultat der politisch-theoretischen Diskussion in 
dieser Phase ist die Feststellung, daß die von der Regierung Soares verfolgte Wirt- 
schaftspolitik, die sich dem ‚Zwang der Zahlungsbilanz‘ unterwirft, indem sie auf 
jeglichen Versuch verzichtet, das Kapital in seinem Zirkulationsprozeß Kontrollen 
zu unterwerfen (Importkontrollen, Preiskontrollen, Kontrolle des (verstaatlichten!) 
Kreditwesens, Investitionskontrollen), sondern im Gegenteil versucht, ‚die Privat- 
initiative‘ zu mobilisieren, letztlich dazu beiträgt, den ‚Plan des Kapitals‘ zur Krisen- 
lösung durchzusetzen, dessen Kern in der Senkung des Werts der Arbeitskraft der 
portugiesischen produktiven Arbeiter besteht (vgl. Murteira 1977 b). 

Demgegenüber hat vor allem die Gruppe um Mario Murteira (Wirtschaftsmini- 
ster unter Vasco Goncalves, auch in der V. Provisorischen Regierung vom Sommer 
1975) die explizite Formulierung eines „Gegenplanes‘ als Leitfaden einer alternati- 
ven Wirtschaftspolitik gefordert, deren Ziel vor allem die „Selbstverwaltung der na- 
tionalen Volkswirtschaft“ ist (Murteira 1977 b, 13). Dieser „Gegenplan‘ soll gegen 
die Neigung der Regierung, sich auf die Befriedigung der internationalen Kapitalin- 
teressen immer wieder vorrangig einzulassen, durch gewerkschaftliche Kämpfe der 
werktätigen Massen durchgesetzt werden: 

„Die alternative Wirtschaftspolitik des Gegenplans wird nur von unten nach oben erwachsen, 
aus einem beständig klarsichtigeren und entschlosseneren Gesellschaftsbewußtseins der Werk- 
tätigen, das die Gegenwart verteidigt und die Zukunft vorbereitet.‘ (Murteira, 1977 b, 13) 

Die Analysen dieser Gruppe, im Wesentlichen in der 1976 gegründeten Zeitschrift 
‚Economia e Socialismo‘ veröffentlicht, gehen von zwei Feststellungen über die Aus- 
gangslage dieser von der PS-Regierung geführten Phase der portugiesischen Wirt- 
schaftspolitik aus: 

1. Auch in den ‚revolutionärsten‘ Phasen des ‚portugiesischen Prozesses‘ ist es nicht 
gelungen, die von ökonomischer Abhängigkeit gegenüber den entwickelteren west- 
europäischen Ländern (insbesondere hinsichtlich Import von Kapital, Technologie 
und Investitionsgütern sowie hinsichtlich des Exports von Naturprodukten und Ar- 
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beitskraft), vom Kolonialbesitz (chronische Importüberschüsse, die durch Export- 
überschüsse der Kolonien ausgeglichen wurden, billige Rohstoffe und ‚willige‘ Ab- 
satzmärkte) und faschistischer ‚Planung‘ (politische Vermittlung aller wichtiger öko- 
nomischer Prozesse auf den Wegen der Korruption und der ‚klientelistischen Vermi- 
schung‘ von Staatsapparat und Unternehmensleitungen) geprägte Wirtschaftsstruk- 
tur Portugals entscheidend zu verändern (vgl. E. S. 1976); 

2. nach der „brutalen Wende‘, die der 25. November 1975, der sogenannte Gegen- 
putsch der ‚Gemäßigten‘ um den damaligen Obersten Eanes, in der gesellschaftli- 
chen Dynamik bedeutet hatte, hat sich der durch die Wirtschaftspolitik der proviso- 
rischen Regierungen bis dahin abgemilderte Effekt der Weltwirtschaftsrezession voll 
auf die portugiesische Entwicklung niedergeschlagen: Insbesondere die Arbeitslosig- 
keit verschärfte sich rapide weiter, parallel zu einer Verschlechterung der Zahlungs- 
bilanz und einem Rückgang der Reallöhne ebenso wie der Lohnquote — während 
andererseits erneut ein bescheidenes Wirtschaftswachstum und eine ‚verbesserte In- 
vestitionsneigung‘ zu verzeichnen waren (E,S. 1977, 33). 

Die Schwerpunkte der politisch-theoretischen Diskussionsbeiträge der für ei- 
nen solchen „Gegenplan“ eintretenden portugiesischen Linken (vgl. aber auch von 
seiten der PS da Silva 1977 sowie PCP 1977), liegen in dieser Phase der Entwicklung 
auf drei Gebieten: 

Erstens in Versuchen, auf wesentlichen Gebieten eine „Bilanz der jüngsten portugie- 
sischen Erfahrungen“ zu ziehen (Ferreira 1976 a,de Almeida 1976, Murteira 1977 a, 
Rodrigues 1977 a, Romäo 1977), die erkennbar macht, welche Wirkungen „des 
Versuchs des Übergangs zum Sozialismus in Portugal‘ noch Anknüpfungspunkte 
für eine alternative Wirtschaftspolitik unter den veränderten Bedingungen der Ge- 
genwart bieten können; 

zweitens in (expliziten oder impliziten) kritischen Auseinandersetzungen mit den 
Vorstellungen der kleinen Equipe von PS-Wirtschaftspolitikern, die in dieser Periode 
für die Durchsetzung eines mittelfristigen Planes (für 1977 bis 1980) kämpfen (Fer- 
reira 1976 b, Ferreira 1976 c, Murteira 1977 b, Santos 1977); 

drittens mit Entwürfen von Elementen einer alternativen wirtschaftspolitischen Pro- 
grammatik (Rolo 1976, Murteira 1975 und 1976, Rolo 1977a). 

In dieser Phase des ‚portugiesischen Prozesses‘ erscheint es noch als aussichts- 
reich, die PS-Regierung dazu zu drängen (und durch eine starke gesellschaftliche 
Massenbewegung dazu zu zwingen), einen ÄKlassenkompromiß von links politisch zu 
repräsentieren. Dementsprechend liegt den Analysen in unterschiedlichen Abwand- 
lungen die Gegenüberstellung von. Basismobilisierung und Regierungspolitik, von 
strategischer Stärkung der nationalen Unabhängigkeit und Unterwerfung unter Stra- 
tegien des internationalen Kapitals zugrunde. Nachdem die Konstituierenden Wah- 
len der II. Portugiesischen Republik (Verfassunggebende Versammlung April 1975, 
Versammlung der Republik, April 1976 und Präsidentschaftswahlen Juni 1976) es 
außer Zweifel gestellt haben, daß die P.S. die erste verfassungsmäßige Regierung 
stellen wird, fordert ‚Economia e Socialismo‘ eine Begründung der von der PS ver- 
tretenen außenwirtschaftlichen Perspektive der europäischen Integration durch eine 
„objektive Analyse der inneren Perspektiven der portugiesischen Wirtschaftsentwick- 
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lung, die nicht geleistet ist‘ (E.S. 1976, 2). Besonders drei drängende Probleme ver- 
langten eine Entscheidung, wenn man nicht die Lösung der zentralen Probleme den 
ausländischen Gläubigern überlassen wolle — die dadurch dann die wesentlichen Be- 
dingungen der „sogenannten Innenpolitik‘ kontrollieren würden: 

„das wachsende Ungleichgewicht der Zahlungsbilanz mit der sehr kurzfristig voraussehbaren 
Erschöpfung der Goldreserven ( ... ); die wachsende Arbeitslosigkeit; die Unfähigkeit, selbst im 
öffentlichen und verstaatlichen Wirtschaftssektor wieder zu einem Niveau an Investitionen zu- 
rückzukehren, wie es 74 und vor allem 75 drastisch beeinträchtigt wurde.“ (E. S. 1976, 2) 

Wie Ferreira 1976 b herausgearbeitet hat, ist die PS weder von Anfang an für den 
Beitritt zum Gemeinsamen Markt als adäquate außenwirtschaftliche Strategie des 
portugiesischen Wegs zum Sozialismus gewesen, noch ist diese Entscheidung in ih- 
rem Wahlprogramm ohne Widersprüche: Insbesondere steht ein uneingeschränkter 
Beitritt zur EG für Portugal im offensichtlichen Widerspruch zu dem gleichfalls po- 
stulierten Prinzip einer Diversifizierung der außenwirtschaftlichen Beziehungen; 
außerdem ist aufgrund der vorliegenden Erfahrungen anzunehmen, daß „zwischen 
der industriellen Reorganisation und der Verankerung neuer Industrien (entspre- 
chend dem Modell der EG-Integration) und der Lösung des Problems der Arbeitslo- 
sigkeit ernsthafte Unvereinbarkeiten bestehen‘ (Ferreira 1976 b 17, 17£.). 

Diese Annahme wird in einer Untersuchung näher belegt, die die letzten 15 
Jahre der portugiesischen Teilnahme an der wirtschaftlichen Integration Europas 
im Kontext der Expansion des amerikanischen Kapitalismus analysiert (de Almei- 
da 1976, 25): 

Als Portugal durch seine Teilnahme an der Bildung der EFTA sich in den be- 
schleunigten Integrationsprozeß des kapitalistischen Europa hineinbegab, brauchte 
es einen Ausnahmestatus aufgrund seiner zurückgebliebenen politisch-ökonomi- 
schen Struktur, 

„ „In der der Primärsektor zum Bruttoprodukt 27 % beitrug und ca. 50 % der aktiven Er- 
werbsbevölkerung beschäftigte. Seine Industriestruktur war wenig diversifiziert, schlecht di- 
mensioniert und mit überholter Ausrüstung, zudem mit einer schlechten administrativen und 
kommerziellen Organisation. Es besaß keine Energiequellen, kein Transportwesen, keine For- 
schung und keine technische Ausbildung, die adäquat und ausreichend gewesen wären. Mit ei- 
nem beschränkten inneren Markt aufgrund der niedrigen Einkommen und der ungleichen Ver- 
teilung des Reichtums. Mit einem politischen Regime, das monolithisch und egozentrisch und 
also gegenüber dem Fortschritt allergisch war, sowie einer extrem bürokratisierten öffentlichen 
Verwaltung.“ (de Almeida 1976, 45) 

Diese ‚„Unterentwicklung‘“ ist so stark ausgeprägt, daß der vertraglich vereinbarte 
Übergangszeitraum bis 1985 als unrealistisch kurz angesehen werden muß — Exper- 
ten schätzen für den Zeitraum, den Portugal zur erforderlichen tiefgreifenden Um- 
strukturierung seiner Wirtschaft braucht, bis zu hundert Jahre (de Almeida 1976, 
48 f.). 

Dennoch sind auf der Ebene makroökonomischer Kennziffern beträchtliche 
Fortschritte erzielt worden: Das portugiesische Bruttosozialprodukt wuchs von 
1959 bis 1974 um mehr als 150 % bei konstanten Preisen von 1963; der Anteil des 
‚Handels betrug 1959 ca. 35 % des Bruttosozialprodukts (Importe 22 %, Exporte 
13 %) und 1974 bereits 57 % (Importe 38 %, Exporte 13 %) (de Almeida 1976, 50). 
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Es gab auch Fortschritte in qualitativer Hinsicht: Es werden mehr unterschiedli- 
che Produkte exportiert, auch wenn der größte Teil des exportierten Werts noch auf 
die Produkte des traditionellen portugiesischen Exports entfällt (Fischkonserven, 
Textilien, Kork, Papier und Papierpaste, Harzprodukte) (de Almeida 1976, 51). 

Die Grundlage für die in diesen Daten zum Ausdruck kommende Akkumula- 
tion des Kapitals in Portugal — bereits nicht mehr ohne Weiteres portugiesischen 
Kapitals — ist nach de Almeida vor allem in der beständig anschwellenden Arbeits- 
emigration zu sehen (s. Tab. 1);in engem, inneren Zusammenhang mit den Hunger- 
löhnen der portugiesischen Werktätigen vor dem 25. April 1974. 


Tabelle 1: Emigration aus Portugal seit 1960 (kumulativ, in Tausend) 


Emigration 1970 1971 1972 1973 1974 1975 
— insgesamt 1033 1184 1289 1409 1480 1525 
— aus der aktiven Erwerbsbevöl- 

kerung 557 637 682 746 770 780 


(Aktive Erwerbsbevölkerung Portugals: ca. 3.1 Mio.) 


Murteira hat den Versuch unternommen, auf der Grundlage einer vertieften Ana- 
lyse der portugiesischen Realität alternative ‚Strategien des Übergangs‘ zu definie- 
ren: 

„Die soziale Zusammensetzung der portugiesischen Bevölkerung war in den 60er Jahren — als 
gleichzeitig die Kolonialkriege begannen und sich die Mechanismen der Durchdringung und Be- 
herrschung der portugiesischen Wirtschaft durch die europäischen Kapitalismen verstärkten — 
geprägt von einer tiefgehenden Ungleichheit der Lebensbedingungen (ob insgesamt, zwischen 
städtischem und ländlichem Milieu oder ob vor allem unter den ländlichen Gebieten selbst) 


sowie von einem hervorstechenden Gewicht der ‚unteren Schichten‘ der Bevölkerung, sogar 
noch im Vergleich mit typischen unterentwickelten Gesellschaftsformationen Lateinamerikas.“ 


(Murteira 1976, 6, vgl. Tab. 2) 
Diesem unterentwickelten Status Portugals — der auch in einem Produktenwert pro 
Kopf der Bevölkerung von ca. 900 Dollar gegenüber ca. 2200 Dollar für den „Durch- 
schnitt von kapitalistischem Zentrum und Peripherie‘ zum Ausdruck kommt (Mur- 
teira 1976,6) — stellt Murteira die ‚relativ hohen Indizes des Wirtschaftswachstums‘“ 
sowie die „Möglichkeiten des Wachstums (man denke an die Unterausnutzung der 
internen und externen Ressouıcen, die potentiell für Investitionen zur Verfügung 
stünden)“ entgegen (Murteira 1976, 6). Seine spezifische Fragestellung zielt dem- 
entsprechend auf die Bedingungen, unter denen Portugal trotz seiner ökonomischen 
Abhängigkeit sein 74/75 zum Stillstand gekommenes Wirtschaftswachstum wieder 
aufnehmen bzw. sogar ein Wachstum erreichen kann, das seinem objektiven Poten- 
tial entspricht. 

Die gegenwärtige Ausgangssituation der portugiesischen Wirtschaftspolitik 
sieht Murteira durch drei wesentliche Bedingungen bestimmt: 
— „tiefgreifende qualitative Veränderungen im Inneren des portugiesischen Wirtschaftssystems“, 
— „die Auflösung des alten Kolonialreiches‘“, ; 


— „ein Engerwerden des Zugriffs einer sehr ausgeprägten strukturellen Abhängigkeit vom inter- 
nationalen Kapitalismus, vor allem im europäischen Raum.“ (Murteira 1976, 7) 
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Im Kontext eines „Europa des Gemeinsamen Marktes, das Schauplatz widersprüch- 
licher Tendenzen und Forderungen ist‘ (zwischen den hegemonialen Interessen und 
Tendenzen von USA und BRD einerseits und dem wachsenden Potential der soziali- 
stischen Länder und der Dritten Welt andererseits, zwischen verstärkter Abhängig- 
keit und relativer Autonomisierung) sieht Murteira grundsätzlich zwei mögliche 


Tabelle 2: Soziale Zusammensetzung der aktiven Erwerbsbevölkerung (%) 


Italien (1971) Spanien (1970) Portugal (1960)* 
I. Bourgeoisie 2.6 2,37 = 1.1 
II. Mittelklasse 49.5 49.3 35.5 
— johnabhängig 17.0 11.1 17.7 
— selbständig 29.1 34.3 16.7 
— sonstige 3.4 3.9 1.1 
III. Arbeiterklasse 471.8 48.4 62.4 
— Landwirtschaft 6.2 80 31.0 
— Industrie und Bau 33.0 27.1 21.5 
— Sonstige 8.6 13.3 9,9 


(Murteira 1976,5 — nach A. $. Nunes, D. Miranda und Labini) 


* Neuere Zahlen, die entsprechend aufgeschlüsselt waren, standen mir nicht zur Verfügung! 


Strategien der Wirtschaftspolitik: eine ‚autozentrische Strategie‘ (unter Berücksich- 
tigung der bestehenden Interdependenzen), die durchaus auch einen Ausbau der 
ökonomischen Beziehungen zur EG beinhalten kann, nicht aber den Beitritt als 
Vollmitglied, und eine ‚offene Strategie‘, die jedenfalls nicht zum Sozialismus füh- 
ren könne — wenn sie überhaupt längerfristig mit der Aufrechterhaltung der politi- 
schen Demokratie in Portugal vereinbar ist (Murteira 1976, 22 £., Murteira 1975 so- 
wie Tab. 3). 

Diese Strategien unterschieden sich wesentlich hinsichtlich der sozialen Klas- 
sen, auf die sich die Staatsgewalt stützen kann: 
„Die erste wird nur in der ‚Arbeiterklasse‘ ihre Grundlage finden, in dem Sinne, den Labini in 
Tab. 2 zugrundegelegt hat und die zweite in der ‚Mittelklasse‘, ebenfalls in diesem Sinne.“ (Mur- 
teira 1976, 21) 
Allein die erste Strategie kann gemäß Murteiras Überlegungen den Auftrag der por- 
tugiesischen Verfassung erfüllen, ‚den Übergang zum Sozialismus durch die Schaf- 
fung der Bedingungen für die demokratische Ausübung der Macht durch die werktä- 
tigen Klassen“ zu garantieren, und sie allein kann ein „wirkliches Projekt der wirt- 
schaftlichen Unabhängigkeit“ realisieren. Wirtschaftspolitisch auf die offene Strate- 
gie zu setzen, wie es der EG-Beitritt impliziert, bedeutet dagegen, zugleich den so- 
zialistischen Verfassungsauftrag der portugiesischen Republik zum toten Buchsta- 
ben zu machen und jeden Gedanken an eine nationale Unabhängigkeit gegenüber 
dem internationalen Kapital aufgeben zu müssen (Murteira 1976, 21£.). 

Weitere Analysen, die ‚Economia e Socialismo‘ in dieser Phase publiziert, die- 
nen einer Konkretisierung der von Murteira benannten Alternative „außenwirt- 
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eil 


Tabelle 3: Alternativen des Übergangs (Murteira 1976, 21) 


Übergangsstrategien 


autozentrische Stra- 
stegie (auf der Grund- 
lage der bestehenden 
Interdependenzen) 


offene Strategie (auf 
der Grundlage von 
Abhängigkeit) 


Strategien der Entwicklung 


Beschäftigung 


— absolute mittel- 
und langfristige Prio- 
rität für die produk- 
tive Beschäftigung 

— vortangige Bil- 
dungs- und Gesund- 
heitspolitiken zur 
Aufwertung der na- 
tionalen menschli- 
chen Ressourcen 


— kurzfristige Prio- 
ritäten 

— mittel- und lang- 
fristige Unterord- 
nung unter die For- 
derungen wirtschaft- 
licher Stabilität und 
außenwirtschaftli- 
chen Gleichgewichts 


Angebotsminimum 


— Vorrang für die 
Landwirtschaft und 
die Nutzung der na- 


Elemente des Wirtschaftssystems 


Außengleichgewicht 


— drastische Ein- 
schränkung des über- 
flüssigen Konsums 


türlichen Ressourcen — Substitution des 


— Konsolidierung 
einer industriellen 
Grundstruktur un- 
ter nationaler Kon- 
trolle 


— „Spezialisation“ 
des produktiven Ap- 
parats an der Peri- 
pherie des europäi- 
schen Kapitalismus, 
entsprechend den 
Tendenzen des in- 
ternationalen Han- 
dels und der Logik 
der multinationalen 
Konzerne 


Imports wesentli- 
cher Nahrungsmittel 
— Strategie der au- 
ßenwirtschaftlichen 
Zusammenarbeit vor- 
rangig mit sozialisti- 
schen und Dritte- 
Welt-Ländern, beson- 
ders aus dem portu- 
giesischen Sprachbe- 
reich 


— massiver Eintritt 
ausländischer Kapita- 
lien (öffentliche und 
private Anleihen und 
Direktinvestitionen) 
— Verstärkung der 
wirtschaftlichen und 
politischen Bindun- 
dungen an das Euro- 
pa derEG 


Planungssystem 


— starke zentrale Ko- 
ordination der Schlüs- 
selentscheidungen 
(Finanzierung, Preise, 
Außenhandel, Lei- 
tung von großen In- 
vestitionsvorhaben) 
— schrittweise sekto- 
rale und regionale - 
Dezentralisierung 
und Entflechtung 


— schwache zentrale 
Koordination von Ent- 
scheidungen 

— verstaatlichter Sek- 
tor fungiert entspre- 
chen der „Logik des 
Marktes“ 

— Reprivatisierung 
und/oder erneute Öff- 
nung der grundlegen- 
den Wirtschaftssekto- 
ren für die Privatinitia- 
tive 


wirtschaftliche Hand- 
lungsträger 


— wachsendes Eingrei- 
fen von Arbeiterräten, 
Kooperativen, Verei- 
nigungen kleiner und 
mittlerer Unterneh- 
mer und Gewerkschaf- 
ten in die Leitung des 
produktiven Apparats 
— Mobilisierung von 
Strukturen der Volks- 
macht 


— Anreize für auslän- 
dische Direktinvesti- 
tionen zu liberalen Be- 
dingungen 

— Wiederbelebung der 
nationalen privaten 
Konzerngruppen 

— marginale Funktio- 
nen in der Leitung 
des Gesellschaftssy- 
stems für die Organe 
der Volksmacht 


schaftliche Zusammenarbeit vorrangig mit sozialistischen und Dritte-Welt-Ländern, 
besonders aus dem portugiesischen Sprachbereich‘““ versus „Verstärkung der wirt- 
schaftlichen und politischen Bindungen an das Europa der EG“: 

So setzt sich Rolo 1976 in einer Analyse der vorbereitenden Aktionen für den 
UN-Bericht „Overall Economic Perspective for the ECE Region up to 1990“ mit 
den Perspektiven einer wirtschaftlichen Zusammenarbeit in Europa auseinander, 
mit dem mittelfristigen Ziel „eines sozialistischen Europa, das in der Lage ist, sich 
politisch mit wachsender Selbständigkeit im Rahmen einer Gesamtheit von interna- 
tionalen Beziehungen zu behaupten, die bis vor wenigen Jahren noch vollständig 
vom Imperialismus behersscht wurde“ (Rolo 1976, 39). Global und langfristig be- 
trachtet sieht Rolo eine wachsende Notwendigkeit von intra-regionaler Zusammen- 
arbeit im rohstoffarmen West- und Mitteleuropa, über die Blockgrenzen hinweg: 
Das güt vor allem hinsichtlich des Imports westeuropäischer Investitionsgüter durch 
die osteuropäischen Staaten und des Ausbaus der industriellen Zusammenarbeit im 
Kontext einer internationalen Abstimmung und Koordination der nationalen Indu- 
striepolitiken im Hinblick auf eine veränderte internationale Arbeitsteilung. Dieser 
Notwendigkeit stehen allerdings noch drei wesentliche Momente entgegen: 

eine politische Haltung der europäischen sozialistischen Länder, die „eine in- 
tegrale und verallgemeinerte Zusammenarbeit“ erschwert; 

die ungelösten regionalen Ungleichgewichte in beiden Blöcken, vor allem das 
Problem der sogenannten Mittelmeerländer in Westeuropa 

und das Hauptproblem, daß bisher die Frage noch nicht beantwortet ist, „wel- 
che politischen Kräfte auf westlicher Seite eine Bewegung führen können, die — 
wenn auch aus verschiedenen Beweggründen — sich dafür stark macht, dem amerika- 
nischen Imperialismus in der Welt eine Schranke entgegenzusetzen“ (Rolo 1976, 45). 

Für Portugal bedeutet dies nach Rolos weitergehender, auf das Langfristpro- 
blem von Wissenschaft und Technologie zugespitzter Analyse (Rolo 1977 a, b), daß 
als Ausgangslage jeglicher Strategie eine Situation sehr weitgehender Abhängigkeit 
zu konstatieren ist: 

„die direkten Kosten der importierten Technologie, die von nationalen Unternehmen an die 
ausländischen Lizenzgeber bezahlt werden, hätten — obwohl sie ihrerseits nur ca. 20 % der Ge- 
samtkosten der importierten Technologie betragen, ausgereicht, um im Ausland die Gesamtheit 
der Direktinvestitionen zurückzuzahlen, die in demselben Zeitraum von nicht in Portugal An- 
sässigen getätigt wurden.“ (Rolo 1977 a, 57) 

Außerdem sind die Lizenzvereinbarungen mit qualitativen Auflagen verbunden, durch 
die praktisch alle Produktionsbedingungen festgelegt werden (Rolo 1977 a, 57 £.). 

Demgegenüber plädiert Rolo für eine Entscheidung, ‚die Abhängigkeit zu di- 
versifizieren, um so eine Lenkung der Interdependenz im gewünschten Sinne zu er- 
reichen“, d.h, „um schrittweise die inneren Marktmechanismen an festere Organi- 
sationsformen des Wirtschaftsprozesses anzupassen, als einzige mögliche Form, um 
das binnenwirtschaftliche System vor der verhängnisvollen Erosion zu schützen, die 
eine bedingungslose Öffnung nach außen mit sich bringt“ (Rolo 1977 a, 59). 

Für Portugal wären die Hauptlinien dieser Strategie eine Mobilisierung des 
ökonomischen Wachstumspotentials der europäischen kapitalistischen Peripherie 
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aufgrund der Notwendigkeit einer Verlagerung des europäischen kapitalistischen 
Wachstums nach außen (Murteira 1976, 19), eine stärkere Einschaltung in die Wesz- 
Ost-Annäherung in Europa „im Geiste der jüngst abgeschlossenen Vereinbarungen 
von Helsinki“ (Murteira 1976, 19) und die bilaterale Kooperation mit den neuen 
Nationen portugiesischer Sprache (Murteira 1976, 23). 


3. Nationale Wirtschaftspolitik in Abhängigkeit 
vom internationalen Kapital? (August 1977 - Juli 1978) 


Während die portugiesische Linke kein gemeinsames politisch-ökonomisches Pro- 
jekt definieren kann, um auch nach dem 25. November 1975 die Perspektive eines 
sozialistischen Übergangs mittelfristig zu sichern, beginnt in Portugal ein gegenläu- 
figer Prozeß, der im Sommer 1977 so weit vorangetrieben ist (vgl. Wolf 1977), daß 
auch die Regierung der PS ihre politische Existenzgrundlage verlören hat: Mit den 
Escudo-Abwertungen und dem praktischen Scheitern der mittelfristigen Planung 
tritt an die Stelle einer portugiesischen Wirtschaftspolitik zunehmend die rückhalt- 
lose Unterwerfung unter das Diktat der ausländischen Gläubiger, vertreten vor allem 
durch den I.M. F. 

Damit hat sich die grundlegende Fragestellung in den Diskussionen innerhalb 
der unabhängigen Linken Portugals geändert: Statt um Strategien des Übergangs 
zum Sozialismus geht es jetzt nur noch darum, „wie der Kapitalismus beschaffen 
ist, der heute an diesem Rand der iberischen Halbinsel — nach dem Verrat der sozia- 
listischen Parteiführung — machbar ist‘ (E.S. 1977, 1). Dabei geht es vor allem dar- 
um, herauszufinden, ‚ob der beschleunigte wirtschaftliche Zerfall und die dement- 
sprechend wachsende außenwirtschaftliche Abhängigkeit der sich entwickelnden 
portugiesischen Demokratie die Atempause gewähren wird, die für die offensicht- 
lich erforderliche Neustrukturierung der nationalen politischen Kräfte erforderlich 
ist“ (E. S. 1977, 2). 

Am Anfang der Entwicklung, die zu diesem Ergebnis geführt hat, stand eine 
„Expertentagung“ in Lissabon, auf der die „Rezepte“ des I.M. F. und der Welt- 
bank für Portugal vorgestellt wurden: Durch massive Abwertung des Escudo (30 - 
35 %), deflationistische Ausgabenpolitik des Staates (Steuererhöhungen, Streichung 
von Subventionen und Verminderung der Staatsausgaben) und eine restriktive Kre- 
ditpolitik soll eine Umorientierung der portugiesischen Wirtschaftsentwicklung ent- 
sprechend der Logik des Weltmarktes erreicht werden: 

„Portugal soll eine neue Rolle in der Strategie der internationalen Arbeitsteilung übernehmen 
— die eines Lieferanten von Menschen; es soll sich auf die Lieferung von arbeitsintensiven Wa- 
ren spezialisieren, die nur ein Minimum an spezieller Qualifikation der Arbeitskraft erfordern 
(intermediäre Technologie).‘‘ (Ferreira 1976 c, 12) 

Eine Durchsetzung dieses Entwicklungsmodells hätte nach der Analyse Ferreiras 
(vgl. allgemein Payer 1975, 43) im Wesentlichen drei Konsequenzen: 

„Erstens würde die Annahme dieses Modells zu einer Änderung der Eigentumsverhältnisse in 
vielen portugiesischen Unternehmen führen, die in ausländische Hände übeıgingen. 
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Zweitens wären die am meisten betroffenen Opfer eines Modells dieses Typs die Werktätigen 
und die ätmsten Konsumenten‘, da von der Erhöhung der Preise für Importgüter viele Nahrungs- 
mittel und Rohstoffe für die Nahrungsmittelindustrie betroffen wären. j 

Drittens negiert ein Modell dieses Typs nicht nur formal das Projekt der Verfassung, 
sondern macht auch seine Verwirklichung unmöglich, da es ja ohne Unterstützung durch die 
Werktätigen kein mögliches demokratisches Projekt gibt.“ (Ferreira 1976 c, 14) 

So kommt es erst im Sommer 1978 zu einer Formalisierung des Einverständnisses 
zwischen der inzwischen schon zweiten verfassungsmäßigen Regierung Portugals 
und dem I.M.F. 

Inzwischen sind aber schon wesentliche Teile der Strategie des I.M.F. in die 
portugiesische Wirklichkeit umgesetzt: 

Nach der schleichenden Abwertung des Escudo in den vorangegangenen Jah- 
ren (1974 - 75: — 4.5 %, 1976: — 14 % im Verhältnis zum US-Dollar) wertet die 
Regierung im Februar 1977 um 15 % ab, ohne auf mehr als kurzfristige Effekte bei 
den Devisenquellen des Tourismus und der Überweisungen der Arbeitsemigranten 
hoffen zu können: Die Schranken einer Expansion des portugiesischen Exports lie- 
gen jenseits der Problematik der Wettbewerbsfähigkeit bei relativen Preisen (Rigidi- 
tät des Angebots, Verengung der Märkte, absichtlicher Boykott portugiesischer Wa- 
ren, Mängel in der Qualität, schlechte Kredit- und Marketing-Politik, Konzentration 
der Bestimmungsländer, schlechte Dimensionierung der Unternehmen, die für den Ex- 
port produzieren und, obendrein noch, die systematische Unterbewertung der ex- 
portierten Waren); einer Verringerung der portugiesischen Importe stehen ihre 
Struktur und die schwachen Kapazitäten für eine Importsubstitution entgegen (Ro- 
drigues 1977 b, 28). 

Mit der Überbrückungsvereinbarung und ihren Zusatzprotokollen, die die Re- 
gierung 1976 mit der EG unterzeichnet, ist ein Integrationskalender festgelegt, dem- 
gemäß Portugal mit Bezug auf die Mehrzahl seiner Industrieprodukte von 1980 an 
(und von 1985 an mit Bezug auf alle Industrieprodukte) seinen Konkurrenten aus 
der EG vollständig den Markt öffnet. 

Darüberhinaus schafft Mario Soares im März 1977 auf seiner Rundreise durch 
die Hauptstädte der EG „Fakten“ im Sinne eines vollständigen und baldmöglichsten 
EG-Beitritts, durch den dann auch die portugiesische Landwirtschaft und die portu- 
giesische Außenwirtschaftspolitik gegenüber Drittländern vollständig der Logik der 
EG-Kapitale unterworfen würden. 

Insgesamt wird damit seitens der portugiesischen Regierung „jeglicher An- 
spruch aufgegeben, die realen Variablen zu planen (Einkommen, Beschäftigung usw.)“ 
und stattdessen „immer heftiger auf Instrumente zurückgegriffen, deren Wirksam- 
keit auf der unerbittlichen Logik der grundlegenden (kapitalistischen, F.O.W.) Me- 
chanismen beruht‘ (Rodrigues 1978 a, 16). 

Der „Erfolg“ dieser Politik einer kapitalistischen Restrukturierung in Portugal 
wird an den Daten von Tabelle 4 deutlich. Dafür, welchen Preis dieser „Erfolg“ ge- 
kostet hat — und wer ihn vor allem zu zahlen hat, enthält Tabelle 5 einige deutliche 
Hinweise. 

Der von dieser spezifischen Logik beherrschte Prozeß des Wieder-in-Gang-K om- 
mens der Akkumulation des Kapitals in Portugal stützt sich auf „den galoppierenden 
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Tabelle 4 


1973 1974 1975 1976 1977 

(in Millionen Contos; 1 Conto = 1000 Escudos) 
Verfügbares Einkommen 194.3 193.5 182.9 186.4 196.0 
Investitionen 46.1 43.2 23.5 35%5 50.6 
Innere Nachfrage 192.2 203.6 186.6 201.2 211.2 
Tabelle 5 

1973 1974 1975 1976 - 1977 

(in Millionen Contos; 1 Conto = 1000 Escudos) 
Zahlungsbilanz +22 — 10.2 — 3.5 — 12.3 — 13.2 
privater Konsum 123.7 134.1 135.1 134,9 132.9 
Arbeitslosigkeit (i. T.) 87 179.5 396.0 503.7 492.0 
Jährlicher Zuwachs der 
Konsumgöüterpreise (i. %) 12.9 25.1 15.3 21.1 30.0 
Auswanderung (legal, i.T.) 73.7 43.5 24.9 17,5 15.2 
Auslandsschulden 52.7 56.6 104 205 


Preisanstieg‘“ und auf die schnell wachsende Inflation als wesentliche Hebel, um das 
von der Offensive der Volksmassen nach dem 25. April in Frage gestellte Akkumula- 
tionsmodell der portugiesischen Volkswirtschaft im Übergang ins kapitalistische Sy- 
stem wieder zum Funktionieren zu bringen, wie es sich in den 60er Jahren in Portu- 
gal herauszubilden begann: 

Einerseits wurde die staatliche Industrie- und Schutzzollpolitik zugunsten der 
europäischen Integration bzw. der veränderten Interessen der sich bildenden portu- 
giesischen Konzermgruppen aufgegeben; 

andererseits vollzog sich eine wachsende Internationalisierung der portugiesi- 
schen Volkswirtschaft in den unterschiedlichsten Gestalten („Einströmen ausländi- 
schen Kapitals, strategisches Handeln der multinationalen Konzerne, Interpenetra- 
tion des nationalen und des internationalen Kapitals‘‘) (Romäo 1977, 7 £.). 

Dieser Strategie liegen drei wesentliche Optionen zugrunde: zum einen geht 
es in ihr zentral darum, die Zahlungsbilanz durch vermehrten Export auszugleichen, 
auf der Grundlage zunehmenden Imports ausländischen Kapitals und ausländischer 
Technologie; zum anderen geht es in ihr um die ‚Modernisierung‘ der portugiesi- 
schen Volkswirtschaft auf der Grundlage einer Rentabilisierung der landwirtschaft- 
lichen Produktion, einer Reorganisation der traditionellen Industriebereiche, insbe- 
sondere durch die Schaffung von Industrieparks und durch die Öffnung für (vom 
ausländischen Kapital kontrollierte) Industrien auf der Grundlage von Spitzentech- 
nologien; schließlich um die Herstellung einer freien Zirkulation von Arbeitskraft, 
die vergleichbare Größenordnungen der Arbeitsemigration ermöglichen wird wie vor 
1974, um die Verlagerung von Kapitalien nach Portugal, die in besonders hohem 
Umfang Arbeitskräfte benötigen, sowie um die Senkung der Reallöhne auf das vor 
1974 übliche Niveau (Santos 1977,19 £.). 
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Ihre Auswirkungen werden in Untersuchungen zu einigen speziellen Problem- 
komplexen deutlich, die ‚Economia e Socialismo‘ in den letzten beiden Jahren pu- 
bliziert hat: Die Entwicklung des Nahrungsmittelkonsums in Portugal seit 1970 
macht insgesamt sowohl die wachsende Abhängigkeit Portugals von Importen wie 
die Verschlechterung der Lage gerade der geringer verdienenden Volksschichten 
deutlich, in deren Konsum die Nahrungsmittel bekanntlich besonders schwer wie- 
gen. Dies geht aus einigen Zeitreihen deutlich hervor, die ich einer Untersuchung 
von Amaral (1978) entnehme (siehe Tabelle 6). 


Tabelle 6 


1970 1971 1972 1973 1974 1975 1976 1977 
Jährliches Wachstum des 


Nahrungsmittelkonsums 

(i. %) {per capita) = 0.2 8.9 7.2 3.8 1.2 

dito der Lebensmittel- 

preise (Lissabon) (i. %) 4.9 8.8 9,9 9.2 32.6 23.6 23.3 30.9 
Anteil der Importe am Nah- 


rungsmittelkonsum (i.%) 18.8 21.2 26.0 27.0 33.6 


Es ist anzunehmen, daß sich diese Entwicklungstendenzen im Zuge der beschleunig- 
ten Inflation — E. S. rechnet für 1978 mit einer Inflationsrate von 22 % — weiter 
verschärfen. Eine Untersuchung der Struktur der verarbeitenden Industrie macht 
deren Abhängigkeit und spezifische Schwächen deutlich, die durch die Politik der 
Regierung nicht abgebaut werden: Vor allem die geringe Entwicklung der interindu- 
striellen Beziehungen in Portugal sowie die Disproportionen innerhalb der verarbei- 
tenden Industrie verhindern es, daß dieser zentrale Sektor der portugiesischen Indu- 
strie (ca. 1/3 des BSP, ca. 1/4 der Beschäftigung und 3/5 des Exports) als Motor der 
industriellen Entwicklung fungiert. Eine Industriestruktur, die charakterisiert wird 
durch ein starkes Übergewicht der Leichtindustrie, sehı starke regionale Konzentra- 
tion, sehr starke Disparitäten hinsichtlich Betriebsgröße und Lohn- und Produktivi- 
tätsniveau und weitgehende Abhängigkeit vom Ausland hinsichtlich der Rohstoffe 
und der Produktionsmittel ist Resultat eines Zntwicklungsmodells, das gänzlich auf 
den Export abstellt und die Bedürfnisse des inneren Marktes vernachlässigt. Im Zeit- 
raum 1973 bis 1976 treten unter diesen Gesichtspunkten nur marginale Verände- 
rungen ein (E. S. 1977). Aus der Entwicklung der ausländischen Investitionen in 
Portugal in den folgenden Jahren kann der Schluß gezogen werden, daß sich diese 
Charakteristika eher noch verstärkt haben: Noch im ersten Trimester 1979 gingen 
ca. 66 % der ausländischen Investitionen in die verarbeitende Industrie (E. S. 1979, 
60 f.). Auch die im mittelfristigen Plan für 1980 vorgesehene Industriestruktur 
weicht nicht signifikant von diesem Stand ab (vgl. Rodrigues 1978 b, 115). Eine er- 
ste Einschätzung der materiellen Konsequenzen der politischen Option für den EG- 
Beitritt für die portugiesische Industriestruktur bis 1985 kommt dementsprechend 
für die hinsichtlich der Bedeutung der Produktion und/oder der Beschäftigung zen- 
tralen Sektoren zu folgenden Resultaten: 
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Nahrungsmittelindustrie: Das Hauptproblem dieses Sektoıs liegt in der Versorgung mit Roh- 
stoffen; hinsichtlich des Schlüsselproblems, des Aufbaus einer Zuckerrübenkultur läßt sich fest- 
stellen: „es wird nicht zugleich Zuckerrübenkultur und Beitritt zur EG geben, zumindest solan- 
ge diese Gemeinschaft einen Überschuß an Zucker hat“. 

Textil- und Bekleidungsindustrie: Die einzige Möglichkeit für Portugal wird in einer Reduzie- 
ıung der Produktionskapazität bestehen, angesichts der — z. T. von europäischen Multinationa- 
len beförderten — wachsenden Konkurrenz aus der Dritten Welt einerseits und der grimmigen 
Verteidigung ihrer eigenen Industrie in diesem Bereich durch die Länder der EG und der EFTA. 
Chemische Industrie (einschließlich Erdölderivate): Obwohl damit gerechnet werden kann, daß 
das ehrgeizige Projekt des Komplexes von Sines (Raffinerie, Petrochemie usw.) dann so weit 
verwirklicht ist, daß eine positive Wachstumsrate erzielt werden kann, wird aufgrund der relativ 
beschränkten Exportmöglichkeiten und der Verteuerung des Erdöls als Rohstoff die geplante 
zweistellige Wachstumsrate unerreichbar sein. 

Hüttenindustrie: Das beschleunigte Wachstum dieses Sektors, das für ein ausgeglichenes portugie- 
sisches Wirtschaftswachstum erforderlich ist, wird sich an den Interessen der mächtigeren Part- 
ner innerhalb der EG stoßen, die an einem maximalen Absatz ihrer Verhüttungsprodukte inter- 
essiert sind (vgl. die Artikel von Busch und Leggewie in diesem Heft). 

Schiffbau: Angesichts der internationalen Krise in diesem Sektor besteht eine Aussicht auf Ex- 
pansion oder auch nur Erhalt der gegenwärtigen portugiesischen Kapazität nur auf der Grund- 
lage des Einsatzes für den inneren Markt ( Erneuerung der nationalen Handelsmarine und Fische- 
reiflotte) bzw. in einer entsprechend ausgerichteten Kooperation mit den neuen afrikanischen 
Staaten portugiesischer Sprache — ist doch selbst unter den führenden Nationen eine Verringe- 
rung der Kapazitäten bis zu 60 % in der Diskussion. (Rodrigues 1978 b, 115 - 121) ‚ 
Eine Projektion der Entwicklung der Beschäftigung in Portugal beim Beitritt zur EG 
kommt auf der Grundlage der zu erwartenden Verringerung der Beschäftigung in 
der Landwirtschaft ab 1980 und einer Verringerung der Beschäftigung in den tradi- 
tionellen Industriesektoren zu dem folgenden Resultat: 

„Im Fall der vollständigen-Integration Portugals in die EG im Zeitraum der 80er Jahre variiert 
selbst unter der Annahme einer Schaffung von 50 000 Arbeitsplätzen pro Jahr die für 1990 zu 
erwartende Arbeitslosigkeitsrate zwischen 11.6 % (422 000 Arbeitslose) unter der Annahme 
einer stabilen weiblichen Erwerbsquote und einer starken Emigration und 22.8 % (948 000 Ar- 


beitslose) unter der Annahme einer Zunahme der weiblichen Erwerbsquote und einer schwa- 
chen Emigration.‘ (dos Santos 1978, 101) 


4. Nationale und internationale Krise des Kapitalismus 


Die Durchsetzung des „Entwicklungsmodells“ des I. M. F. in Portugal sowie die 
Vorbereitung auf einen bedingungslosen EG-Beitritt haben zwar schon wesentliche 
Schritte in Richtung auf eine Wiederherstellung der Mechanismen der Kapitalakku- 
mulation verwirklicht, die zweientscheidenden Schritte bleiben jedoch noch zu tun: 

Erstens ist der organisierte Widerstand der weıktätigen Klassen gegen die Ver- 
schlechterung ihrer Reproduktionsbedingungen immer noch ungebrochen — wie vor 
allem die immer noch wachsende Kraft und Einheitlichkeit ihrer gewerkschaftlichen 
Organisationen erkennen läßt. 

Zweitens kann auf mittlere Sicht noch keine Rede davon sein, daß die kapitali- 
stische Weltwirtschaft wieder zu einer stabilen Entwicklungslogik gefunden habe. 

Hinsichtlich der Landwirtschaft ist durch das Gesetz über die Agrarreform 
vom 29.9. 1977 ein Rahmen für die weitere Entwicklung gesetzt worden, der den 
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Orientierungen der EG weitgehend entspricht, da er sich den Erfordernissen einer 
Konsolidierung der kapitalistischen Produktionsweise anpaßt (Espada 1978, 14). 

Zugleich setzte die Landwirtschaft einen Prozeß der Neutralisierung der Arbei- 
terkontrolle im fortbestehenden kollektiven Sektor in Gang, der durch Kreditkür- 
zungen und staatliche Kontrolle möglicher Akkumulationsquellen zunehmend in ei- 
ne sekundäre Rolle gegenüber dem privaten Sektor gedrängt wird. Damit besteht die 
Gefahr, daß sich eine Arbeitsteilung zwischen beiden Sektoren entwickelt, durch 
die das Mehrproduktin den Privatsektor übertragen wird (Bandarra, Jazra 1979, 36). 

Damit zeichnet sich ab, daß die portugiesischen Kleinbauern wieder auf die 
engen Entwicklungsperspektiven der Zeit vor 1974 zurückgeworfen werden und die 
von dem Landproletariat gebildeten kollektiven Produktionseinheiten mit wachsen- 
den wirtschaftlichen Schwierigkeiten zu rechnen haben. 

Eine Analyse des portugiesischen Handels mit den afrikanischen Staaten por- 
tugiesischer Sprache zeigt schließlich, daß für eine breite Skala von Produkten die 
portugiesischen Importe aus diesen Ländern (bei gleichbleibendem Umfang der glo- 
balen Importe) erheblich zurückgegangen sind. Obwohl zunächst noch konjunkturel- 
le Erklärungen dafür zu finden sind, ist mittelfristig jedoch mit dem „Greifen“ 
zweier struktureller Bedingungen zu rechnen, die diese Entwicklung stabilisieren 
werden: 

— die soziopolitische Neuorientierung dieser Länder in Richtung auf eine planmäßi- 
ge Wirtschaftsentwicklung aus eigener Kraft und 

— die wachsende Unterordnung Portugals unter die Interessen der kapitalistischen 
Zentren (Barcia, Branco 1979, 58 £.). 

Die strukturelle Krise Portugals drückt sich nach der bisher letzten Analyse 
Murteiras 1978 in einer strukturellen Blockierung aus, der es gelungen ist, die sozio- 
ökonomische Dynamik von 1974/75 zu brechen, ohne eine alternative kapitalisti- 
sche Entwicklungslogik schon fest etablieren zu können. Gleichzeitig konnte die 
wachsende politische Instabilität (die das Fehlen eines politischen Konsenses über 
die 1975 von der PS und Soares vertretenen Verteidigung des status quo hinaus 
deutlich macht) bisher noch nicht wesentlich unter Kontrolle gebracht werden. 

Für Portugal ist die Unterordnung unter die Forderungen des I.M.F. und die 
Orientierung auf den EG-Beitritt zum materiellen und ideologischen Hebel gewor- 
den, um die Bedingungen eines Prozesses der Einkommenskonzentration und der 
Kapitalakkumulation wiederherzustellen, der die wirtschaftliche Abhängigkeit wei- 
ter verschärft. 

Die besondere Bedeutung der krisenhaften Neustrukturierungsprozesse des in- 
ternationalen Kapitals im europäischen Rahmen, wie sie die portugiesische Eıfah- 
rung unterstreicht, macht die spezifische Herausforderung deutlich, vor der die Lin- 
ke in den führenden kapitalistischen Ländern steht: Wenn sie den Übergang zu einer 
alternativen Logik des gesellschaftlichen Entwicklungsprozesses durchsetzen will, 
muß sie gegenüber der weit fortgeschrittenen Intemationalisierung des Kapitals 
neue Formen praktischer internationaler Solidarität entwickeln, in der sich das eige- 
ne Interesse an Kontrolle der Kapitalbewegung und der Entwicklung der industriel- 
len Struktur mit dem Interesse der werktätigen Klassen abhängiger Länder an einer 
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autozentrischen Entwicklung unter nationaler Kontrolle verbinden kann. Daß dabei 
regionalen Bedingungen und Strategien gegenwärtig eine weit stärkere Bedeutung 
zukommt als etwa in der letzten großen Krise der kapitalistischen Weltwirtschaft 
zeigt der ‚Fall Portugal‘ ebenso, wie die Tatsache, daß ihre adäquate Berücksichti- 
gung keineswegs mit einer einfachen Einordnung in die politischen Formen zusam- 
menfällt, die dieser Prozeß der regionalen kapitalistischen Internationalisierung sich 
zu geben beginnt. Auch die werktätigen Klassen der kapitalistischen Länder des 
Zentrums haben ein vitales Interesse daran, daß dieser Prozeß der Internationalisie- 
rung nicht schließlich zu ausweglosen Situationen führt, wie sie die portugiesischen 
Genossen mithilfe von Lewis Carroll charakterisiert haben: 


„Would you tell me, please, which way I ought to go from here?“ 

‚That depends a good deal on where you want to get to‘, said the Cat. 

‚I don‘t much care where — ‘, said Alice. 

‚Then it doesn‘t matter which way you go‘, said the Cat. 

‚— so long as [get somewhere,‘ Alice added as an explanation.“ (Carroll 1962, 87) 


August 1979 
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Anhang 


Schematische Darstellung der Krise des ‚Akkumulationsmodells‘ in Portugal (nach Murteira 
1979, 35 £.) 


1. ‚Traditionelles Akkumulationsmodell‘, 1960 - 1974/75 
(a) Endogene Bestimmungen 
— vorherrschende ökonomische Verhältnisse: Überausbeutung der Arbeitskraft im Inland 
und koloniale Ausbeutung 
— Faktoren des Akkumulationsprozesses: soziale und politische Unterdrückung der Werktä- 
tigen; ‚ungleicher Tausch‘ zwischen ‚Landwirtschaft‘ und ‚Industrie‘ zur Stabilisierung 
der Lebensmittelpreise; ‚ungleicher Tausch‘ zwischen ‚Mutterland‘ und Kolonien; Finanz- 
spekulation der Kerngruppe von Monopolen; Restriktionen für den Kapitalimport 
— Hauptsektoren der Akkumulation: Kerngruppe von Monopolen, staatlicher Sektor 
— Hauptsektoren der Realisation: Wachstum der Kerngruppe von Monopolen, unprodukti- 
ve Ausgaben für Kolonialpolitik und die Sicherung des Regimes 
(b) Exogene Bedingungen 
— vorhertschendes ökonomisches Verhältnis: Abhängigkeit von der Entwicklungsdynamik 
des europäischen Kapitalismus im Handel, in der Technologie und auf dem europäischen 
Arbeitsmarkt 
— innere Auswirkungen: Wachstum der Industrie, der Produktivität und des durchschnittli- 
chen Reallohns (olıne Einschränkung der Ausbeutungsrate); Wachstum des inneren Mark- 
tes bei Rückgang der Inlandsbevölkerung, vor allem der Erwerbsbevölkerung im Inland 
(c) Vorherrschende Dynamik des Gesamtprozesses: formelle und informelle Integration in den 
europäischen Kapitalismus 
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2. Krise des Akkumulationsmodells, 1976 - 1978 
(a) Faktoren der Diskontinuität mit dem bisherigen Modell 
(aa) Interne Faktoren 
— Entkolonisierung 
— Zerstörung der Kerngruppe von Monopolen und Großgrundbesitz 


Eroberung sozialer und politischer Rechte durch die Werktätigen 
Anwachsen der Inlandsbevölkerung (aufgrund der Entkolonisierung), 


wodurch sich ergibt: 


ein vorübergehendes. Wachstum (1974 und 1975) der realen Arbeitskosten, 

eine entsprechende Verringerung der Ausbeutungsrate im Inland, 

ein drastischer Einbruch in der Bildung von fixem Kapital im Inland, begleitet von 

einer starken spekulativen Investitionstätigkeit in Warenvorräte und Pr 
der Ausbreitung von Praktiken der Rechnungsmanipulation im Außenhandel, durch die 
1976 - 1977 das außenwirtschaftliche Ungleichgewicht zusätzlich verschärft wird 


(bb) Externe Faktoren 


Verschlechterung der terms of trade, verbunden mit einer deutlichen Zunahme des Han- 
delsbilanzdefizits (v. a. aufgrund der Erhöhung der Ölpreise) 
internationale Krise, Aufhören aller von außen kommenden Wachrhimaitipiise, 


wodurch sich entwickelt: 


ein starkes Ungleichgewicht der Zahlungsbilanz und 
eine bewußt provozierte Stockung des Wirtschaftswachstums 


(b) Übergangsprozesse i in der gegenwärtigen Strukturkrise 


Transfer von Einkommen zwischen den sozialen Klassen aufgrund der Inflation, 
Verschuldung gegenüber dem Ausland und Unterordnung unter eine vom IMF festgelegte 
Stabilisierungspolitik, j 

Fehlen einer mittel- und langfristigen Politik oder Planung, 

Schrumpfen des inneren Marktes, Untergang der kleinen und mittleren Unternehmen, er- 
neut wachsende Einkommenskonzentration, Rückgang des realen Durchschnittslohnes 
auf das gegen Ende der 60er Jahre erreichte Niveau, 

Unmöglichkeit der Durchsetzung eines kohärenten ‚Entwicklungsmodells‘ für Akkumula- 
tion des Kapitals und Allokation der Ressourcen, das mit den formellen Rahmenbedin- 
gungen der politischen Demokratie und den in den Klassenauseinandersetzungen entwik- 
kelten Kräfteverhältnissen vereinbar wäre. 
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Zum Tode von Nikos Poulantzas 


Nikos Poulantzas war unser Freund. 


Seit vielen Jahren haben wir uns immer wieder mit ihm im Kampf für Werte zusammengefunden, 
die wir ganz einfach für das Salz der Erde halten — auch wenn wir nicht jede einzelne der von 
ihm vertretenen Thesen geteilt haben. Einig waren wir uns mit ihm in seinem ünwiderruflichen 
Eintreten für die Sache der Unterdrückten und Ausgestoßenen dieser Welt. Wir waren wie er 
davon überzeugt, daß sich aus diesem Eintreten die unausweichliche Notwendigkeit des kriti- 
schen Gebrauchs der Vernunft als Bedingung wirksamen Handelns gegen die Kette von Abhän- 
gigkeit und Unterdrückung begründet. 

Nikos Poulantzas war Grieche, organisierter Kommunist und Antistalinist. Damit kannte 
er die vielen Gesichter, die die politische Sklaverei heute trägt. Er kannte den Faschismus, der 
lange Jahre hindurch sein Vaterland in eine Hölle verwandelte, und hat mit unvergleichlicher 
Treffsicherheit seinen Erfolg in der Krise der 30er Jahre in Italien und Deutschland analysiert 
(„Faschismus und Diktatur“) und die Bedingungen dafür aufgezeigt, daß er sich heute in den 
Mittelmeerländern auflösen und in demokratische Herrschaftsformen übergehen mußte („Die 
Krise der Diktaturen‘“). Dazu gehören vor allem die neuen Formen der Unterwerfung unter das 
Kapitalverhältnis, die mit der Entwicklung der modernen Industriegesellschaft und des neoko- 
lonialen Imperialismus entstanden sind, wie Nikos Poulantzas sie in „Klassen im Kapitalismus 
heute“ analysiert hat — nicht ohne dabei wieder einmal kräftige Unruhe im behäbig dahindäm- 
mernden Tümpel von liebgewordenen Vorurteilen zu stiften, wie ihn auch die Linke hegt. 

Es hieße aber sein Denken verkürzen und verflachen, es um seinen wesentlichen, harten 
Kern zu bringen, wenn wir den Zusammenhang wegließen, in dem diese Analysen standen: Sein 
gesamtes Denken drehte sich um die Analyse der Formen des modernen Staates, worin er so- 
wohl die Achillesferse des Marxismus sah wie auch die dringendste Aufgabe, vor der heute ein 
Intellektueller steht, der diese Bezeichnung verdient. Ist esder Sozialstaat mit seinen beruhigend 
bemutternden Zügen, wie es uns diejenigen Sozialisten versichern, denen es um nichts weiter 
geht, als um die Verwaltung der Macht? Ist es der Leviathan, das Schreckzespenst von Anti- 
Etatisten sämtlicher Spielarten? Ist es der Staat-des-Volkes-in-seiner-Gesamtheit, von dem die 
‚weich‘ gewordenen Totalitaristen schwärmen? Nikos Poulantzas hat sich keiner dieser Klischee- 
vorstellungen, dieser falschen Entschuldigungen für Unwissenheit und Irrtum, angeschlossen; er 
zog es vor, die allmählichen Veränderungen der Lage genau zu beobachten. Angesichts des 
sprunghaften Anwachsens der autoritären Entwicklungsmöglichkeiten im Kontext eines Kapi- 
talismus in der Krise — das er in der letzten Zeit seines Lebens immer besoıgter verfolgte — und 
angesichts der Modernisierung des Instrumentariums, über das ‚die da oben‘ verfügen, galt seine 
besondere Sorge dem Veralten der Gegen-Mittel, über die ‚wir hier unten‘ verfügen. Sein letzter 
Artikel trug nicht zufällig den Titel ‚Die Krise der Parteien‘. Es muß aber auch ganz deutlich 
ausgesprochen werden, daß für Nikos Poulantzas nicht nur die hinterhältige Einschränkung der 
bürgerlichen Freiheiten und der demokratischen Rechte, wie sie sich im Westen vollzieht, ein 
beständiger Grund für Besorgnis und Angst waren: Daß diese Freiheiten und diese Rechte in der 
Sphäre des „real existierenden Sozialismus“ richt existieren, war für ihn als Kommunisten ein 
unerträglicher Skandal, weit mehr als eine bloße Abweichung. 

Nikos Poulantzas hat anerkanntermaßen die hölzerne Sprache des ‚Historischen Mate- 
rialismus‘ gesprengt (was ihn um 1968 einem breiten Publikum bekannt machte, sowohl Stu- 
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denten wie aktiven Kollegen und Genossen). In seinem ersten Buch, „Politische Macht und ge- 
sellschaftliche Klassen“, hat er als einzig mögliche Alternative zum bedrückenden und ver- 
dummenden Gegenüber von fortgeschrittenem Liberalismus und zurückgebliebenem Stalinismus 
einen Sozialismus entworfen, dessen Grundlage das dialektische Zusammenspiel von Basisdemo- 
kratie und neuen Formen der repräsentativen Demokratie bildet, die noch erfunden werden 
müssen. Dementsprechend hat er bis zum Schluß alle seine Hoffnungen in die Versprechungen 
gesetzt, für die der Eurokommunismus steht. Es hat jedenfalls nicht an ihm gelegen, wenn diese 
Versprechungen, die den warmen Grundton seines letzten Buches bilden, nicht gehalten worden 
sind. 

Nikos Poulantzas war nicht etwa nur unser Freund, weil er lebendig, warmherzig und 
großzügig war, wie es ein Mensch vom Mittelmeer zu sein versteht, auch nicht bloß, weil er ganz 
allein schon, bis hin zu den homerischen Beschimpfungen, den Mittelpunkt eines ganzen Spek- 
trums der französischen Linken bildete, die sich ja nicht immer durch ihre Risikobereitschaft 
auszeichnet. Er war unser Freund, weil er ein Mensch voller Widersprüche war, voller Zweifel, 
immer bereit, sich zu hinterfragen, wenn er das Gefühl hatte, die wirkliche Bewegung zwinge 
ihn dazu. 

Der Jahrmarkt der Eitelkeiten wird und kann weitergehen mit seinen Größen des Show- 
geschäftes und seinen Profis des Selbstwiderrufs, ohne auch nur eine Pause zu machen. Nikos 
Poulantzas bleibt für uns unersetzlich, für lange Zeit: Wegen seiner unermüdlichen Neugier 
gegenüber allen neuen Formen politischen Denkens, wegen seiner unverrückbaren Treue zu den 
Quellen seines eigenen Denkens — und damit als ein Vorbild intellektueller Rechtschaffenheit in 
einer Zeit beständiger Widerrufe, die einfach zum Kotzen sind. 


(Nikos Poulantzas starb mit 43 Jahren, ohne daß dies jemand erwarten konnte. Das nachfolgende 
Interview war bereits im Satz, als wir die Nachricht von seinem Tode erhielten. Wir halten es für 
richtig, statt eines von uns verfaßten Nachrufes den voranstehenden Text seiner Pariser Freunde 
zu drucken. Unterzeichnet haben ihn Claudine Barret-Kriegel, Christine Buci-Glucksmann, 
Pierre Birnbaum, Regis Debray, Robert Fossaert, Alain Joxe, Daniel Lindenberg, Didier Mot- 
chane, Olivier Duhamel, Jean-Marie Vincent und Henri Weber. Veröffentlicht ist der Text in 
Le Monde vom 10. 10. 79, S. 17. Die Übersetzung besorgte F. O. Wolf.) 
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„Es geht darum, mit der 

stalinistischen Tradition zu brechen!“ 

Interview mit Nicos Poulantzas zum autoritären Etatismus 
in Westeuropa und zur Strategie der Arbeiterbewegung 

— durchgeführt von Rodrigo Vaquez-Prada* 


(Gelegentlich hat man ihm Formalismus und Abstraktheit vorgeworfen. Dennoch -— trotz aller 
Kritik, die dagegen vorgebracht werden kann -- bildet das Werk dieses in Paris niedergelassenen 
Griechen ohne jeden Zweifel einen der solidesten und originärsten Beiträge zum gegenwärtigen 
Marxismus. 

Vor einem Jahrzehnt, bei der Beschreibung seiner eigenen geistigen Entwicklung, hat Ni- 
cos Poulantzas geschrieben, daß „in Epochen der Krise die theoretische Revolution in der Ge- 
schichte des Denkens wie eine Lokomotive wirkt“. Heute wäre die Behauptung nicht mehr über- 
trieben, daß sein Werk — gegenüber den mechanistischen und dogmatischen Schemata stalinisti- 
schen Zuschnitts — eine solche Rolle gespielt hat, während Poulantzas selbst eine bestimmte 
Form des „politischen Eingriffs“ in genau umrissene politische Situationen praktizierte. Und 
diese Orientierung seiner theoretischen Arbeit tritt mit aller Deutlichkeit in seinen bisherigen 
Werken hervor. 

Das gilt auch für seinen erst kürzlich publizierten Essay ‚„‚L ‘Etat, le Pouvoir, le Socialisme““, 
deutsch: Staatstheorie (Hamburg 1978), in dem er schaifsinnig und klar über das reflektiert, was 
er den ‚autoritären Etatismus‘ nennt — eine neue Staatsform, die dabei ist, sich in den Ländern 
des entwickelten Kapitalismus, in den europäischen Ländern, herauszubilden.) 


Nicos Poulantzas: Diese neue Stäatsform bringt gewichtige Einschränkungen der de- 
mokratischen Freiheitsrechte mit sich; und sie entspricht der gegenwärtigen Ent- 
wicklungsphase des Kapitalismus — der des Monopolkapitalismus — in eben dersel- 
ben Weise, wie derliberale Staat der Phase des Wettbewerbskapitalismus entsprochen 
hat und wie der ‚Wohlfahrtsstaat‘, der ‚Daseinsvorsorgestaat‘ keynesianischer Prä- 
gung, mit der ersten Phase des Monopolkapitalismus verbunden ist. Der Begriff des 
‚autoritären Etatismus‘ bezieht sich auf eine doppelte Realität: Zinerseits auf das, 
was die Italiener die ‚Ausweitung‘ des Staates nennen, d.h. auf das Eindringen des 
Staates nicht nur in den Bereich der Produktion, sondern auch in die Bereiche der 
Konsumtion und des täglichen Lebens. Andererseits handelt es sich auch um eine 
Antwort des Staates auf seine eigene Krise. Es geht also im autoritären Btatismus 
zugleich um eine Antwort auf die gegenwärtige Problematik des Monopolkapitalis- 
mus und auf die Problematik der Krise des Staates. 

Rodrigo Vaquez-Prada: Sollten wir nicht erst einmal die charakteristischen Züge der 
gegenwärtigen Krise des Kapitalismus bestimmen, bevor wir auf den spezifischen 
Charakter dieser neuen Staatsform eingehen? Diese Krise ist doch durchaus als 
Strukturkrise zu begreifen und dennoch offensichtlich von jenem Krisentypus ver- 


x Das Interview wurde erstveröffentlicht in ‚El Viejo Topo“ (Barcelona), No. 35 (August 
1979); wir danken der Zeitschrift für die freundliche Erlaubnis zur Übersetzung. Die 
Übersetzung besorgte aus dem Spanischen Frieder O. Wolf. 
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schieden, den die kommunistische Internationale als Auslöser des Zusammenbruchs, 
der ‚Endkatastrophe‘, eben dieses Kapitalismus betrachtet hat. 

Ganz offensichtlich ist die gegenwärtige Krise des Kapitalismus keine bloß 
konjunkturelle Krise; vielmehr handelt es sich um eine tiefgehende strukturelle Kri- 
se, deren auslösende Elemente in engem Zusammenhang mit den Umwälzungen ste- 
hen, die sich in der gegenwärtigen Phase des Monopolkapitalismus vollziehen. Den- 
noch nimmt sie keineswegs die Gestalt der Krise von 1929 an — weil in jener Epo- 
che nochnicht die regulierende Funktion des Staates existierte, wie sie der Keynesia- 
nische Staat wahrnimmt. Gegenwärtig hat der Staat die ‚wilden Seiten‘ der Wirt- 
schaftskrise unter Kontrolle gebracht. Aber das ist noch nicht alles: In dem Maße, 
wie die Krisen eine systemnotwendige Funktion im Reproduktionsprozeß des Kapi- 
tals erfüllen und gewissermaßen als ‚periodische Entschlackungskuren‘ des Kapitalis- 
mus fungieren, übernimmt der Staat es selbst, sie auszulösen. Es geht damit schon 
nicht mehr allein darum, ob es dem Staat gelingt, Stagnation und Inflation zu kon- 
trollieren; im Gegenteil, es ist heute der kapitalistische Staat selbst, von dem beide 
Phänomene ausgehen, der sie beide auslöst. 

Auf derselben Linie liegt auch das Problem des Verhältnisses von politischer 
Krise und Krise des Staates einerseits und Wirtschaftskrise andererseits, wofür die 
III. Internationale ja ein klassisches Schema hatte. Wie entwickeln sich diese beiden 
Krisen heute in den entwickelten kapitalistischen Gesellschaften? Existieren sie 
überhaupt in jenen Gesellschaften, in denen sich der autoritäre Etatismus etabliert 
hat? 

Der Wirtschaftskrise entspricht nicht zwangsläufig eine politische Krise und 
eine Staatskrise. Sie schlägt eben nicht notwendig in eine politische Krise um — und 
erst recht nicht in eine Staatskrise, wie es die III. Internationale vertreten hat. Ich 
behaupte dagegen, daß in bestimmten Ländern eine Wirtschaftskrise existiert sowie 
eng damit zusammenhängend eine politische Krise und eine Staatskrise. Eine solche 
Situation ist etwa in Ländern wie Griechenland, Portugal, Italien, Frankreich und 
vielleicht auch in Spanien zu beobachten. Aber es kann auch eine dieser Krisen ein- 
treten, ohne daß sich die anderen dazu einstellen: Der kapitalistische Staat kann 
z.B. zu einem gegebenen Zeitpunkt die politische Krise auffangen, ohne daß sie sich 
zu einer Staatskrise weiterentwickelt, auch ohne auf die Form des faschistischen 
Staates zurückzugreifen, usw. 

Das theoretische Problem besteht darin, zu bestimmen, wie sich beständig die 
Entwicklung von Krisenelementen vollzieht, die — im Gegensatz zu einer traditio- 
nellen Vorstellung der bürgerlichen Soziologie — selbst schon zu strukturellen Be- 
standteilen der politischen Systeme geworden sind. In dieser Perspektive ist dann 
die Wurzel des autoritären Etatismus im Stabilitätsverlust der bürgerlichen Hegemo- 
nie zu suchen, wie er gegenwärtig in der Mehrzahl der kapitalistischen Gesellschaf- 
ten erfolgt ist. 

Ich stimme der These durchaus zu, die Du mit Bezug auf den autoritären Eta- 
tismus vertrittst. Kann man das dann weiter so verstehen, daß wir in der gegenwär- 
tigen Periode uns einer neuen regulären, normalen Gestalt des kapitalistischen 
Staates gegenübersehen? Oder handelt. es sich ganz im Gegenteil um eine Form des 
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‚4usnahmestaates‘ und damit um eine Abwandlung des Faschismus, wie es von 
bestimmten politischen Positionen aus vertreten wird? 

Man kann den autoritären Etatismus nicht mit einem erneuten Prozeß der 
Faschisierung gleichsetzen, er stellt keine neue Form des Ausnahmestaates dar. Viel- 
mehr ist das, was heute in den entwickelten kapitalisitschen Gesellschaften Gestalt 
annimmt, eine normale Form des Funktionierens des Staates, eines Staates des 
autoritären Typs. Man darf einfach nicht die große Dummheit begehen, Pompidou 
mit Hitler und Goebbels gleichzusetzen, wie es die ‚Neuen Philosophen‘ tun. In 
Ländern wie Spanien oder Griechenland kennt man ja die wichtigen Unterschiede 
noch genau, die zwischen der diktatorischen Form und den gegenwärtigen Formen 
der bürgerlichen Demokratie bestehen. Genau so wenig dürfen wir aber auch in den 
Fehler der III. Internationale verfallen, den sie mit der Annahme machte, man ginge 
einer allgemeinen Faschisierung entgegen. Die Internationale sprach vom Faschismus 
in Deutschland, sah ihn aber auch in den USA F. D. Roosevelts am Werk, wo der 
Kapitalismus allerdings seine Zuflucht zu Formen des Ausnahmestaates nahm, da- 
durch eine Gewichtsverlagerung von der Legislative zur Exekutive herbeiführte sowie 
eine Ausdehnung der Staatseingriffe in den Wirtschaftsprozeß vollzog, ohne daß 
sich dadurch wirklich Formen des faschistischen Staates herausbildeten. 

Ganz offensichtlich gibt es Gruppierungen der äußersten Rechten, die auf 
eine Faschisierung setzen! Aber man darf doch diese Strömungen nicht mit Suarez 
oder Giscard d’Estaing verwechseln ... 

Können nicht trotzdem Keimformen des Faschismus im autoritären Etatis- 
mus enthalten sein? Oder kann nicht eine besondere Gefahr der Faschisierung 
gerade im Rahmen dieser kapitalistischen Staatsform bestehen? 

Gewiß will der Umstand, daß wir heute nicht vor einem Prozeß der Faschisie- 
rung stehen, nicht besagen, daß keine Gefahr in dieser Richtung besteht. Das 
Gegenteil ist der Fall: Auch wenn es vom Faschismus unterschiedene Formen sind, 
können im autoritären Etatismus doch Keimformen existieren, die zum Faschismus 
hinführen — und es gibt sie auch! Allerdings gibt es in jedem kapitalistischen Staat — 
der demokratischste ist davon nicht ausgenommen — in Keimform, potentiell, 
Elemente, die in eine gewisse Form des Faschismus übergehen können: In allen 
bürgerlichen Staatsformen gibt es parallele Institutionen und Kreisläufe, die gewis- 
sermaßen in Reserve bleiben, wie eingefroren, um eingesetzt zu werden, wenn die 
Voraussetzung gegeben ist, daß sich nämlich der gesellschaftliche Prozeß in einer 
Weise entwickelt, die für die herrschenden Klassen ungünstig ist. Unter diesem Ge- 
sichtspunkt betrachtet liegt der charakteristische Zug des ‚autoritären Etatismus‘ 
darin, daß sich in ihm gewissermaßen eine Osmose, eine viel ausgeprägtere Wechsel- 
beziehung zwischen seinen normalen, demokratischen Elementen und den Ausnah- 
me-Elementen der staatlichen Funktionsweise herausbildet, als dies in vergangenen 
Staatsformen der Fall war — das betrifft vor allem jene ‚harten Kerne‘ polizeilicher 
oder parastaatlicher Natur, die für Ausnahmesituationen in Reserve gehalten werden. 
Normale und Ausnahme-Elemente durchdringen sich in ihm gegenseitig; sie funktio- 
nieren im autoritären Etatismus in enger Verbindung miteinander. Das heißt aber 
nicht, daß jetzt schon ein Prozeß der Faschisierung einsetzen würde, denn solch ein 
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Prozeß setzt immer einen gesellschaftlichen Bruch voraus. Auf jeden Fall wird ein 
solcher Faschisierungsprozeß, falls er auftreten sollte, sehr verschieden von dem 
sein, was uns bisher bekannt ist: Es wäre kein Faschismus, der von Massenbewegun- 
gen außerhalb des Staates herausgebildet würde, vielmehr würde es von vornherein 
ein Faschismus sein, der von den ‚harten Keinen‘, die innerhalb des autoritäten Eta- 
tismus operieren, vorangetrieben und entwickelt würde. 

Du hast bis jetzt von politischer Krise, von Staatskrise und davon gesprochen, 
daß die Existenz parastaatlicher Elemente, wie sie im autoritären Etatismus auftre- 
ten, an Bedeutung zunimmt. Aber heißt das nun, daß sich mit dieser Staatsform 
eine Stärkung des kapitalistischen Staates vollzieht — oder stellt sie eine Form 
seiner Schwächung dar? 

Das ist eine sehr wichtige Frage: In dem Maße, wie das Auftreten des autoritä- 
ren Etatismus einer wirklichen Krise des Staates entspricht — ja selbst in den Fällen, 
in denen sich eine solche Krise nicht einstellt — ist damit immer eine ‚Zuspitzung 
der krisenauslösenden Momente‘ verbunden. So begriffen, vollzieht sich im autoritä- 
ren Etatismus immer eine gewisse Stärkung des Staates, aber eine Stärkung in be- 
stimmten Grenzen — deshalb ist auch die Betrachtungsweise der Frankfurter Schule 
und Herbert Marcuses falsch, die davon ausgehen, es fände eine bruchlose, wider- 
spruchsfreie Stärkung des Staates statt, die schließlich im Zustand des ‚eindimensio- 
nalen Menschen‘ ihren krönenden Abschluß fände. Das wäre die Vorstellung von 
einem totalitären Staat als allmächtigem Moloch, begründet auf einem manipulie- 
renden Kapitalismus, dem die gelungene ‚Integration‘ der Volksmassen unterstellt 
wird. Gegen eine solche Vorstellung habe ich immer angekämpft; sie ist ganz ein- 
fach falsch. Was im autoritären Etatismus wirklich stattfindet, ist die Durchsetzung 
einer gedoppelten Tendenz: einer Tendenz der Stärkung verbunden mit einer der 
Schwächung des Staates. Die Ausweitung des Staates schafft zugleich die Bedingun- 
gen für seine Schwächung; das Eingreifen des Staates in den Bereich des Alltagsle- 
bens ruft zugleich die Politisierung der Volksmassen hervor und damit den Wider- 
stand dieser Massen gegen jenes Eingreifen, was eine Krise des ‚Wohlfahrtsstaates‘ 
herbeiführt. 

Wie wirkt sich andererseits diese neue Staatsform auf den gesellschaftlichen 
Block aus, der sich an der Macht befindet? Bzw. wie finden die Widersprüche inner- 
halb dieses Blickes auf der Ebene des autoritären Etatismus ihren Ausdruck? 

Ganz offensichtlich existiert da eine gewisse innere Spannung, eine gewisse 
Fraktionierung innerhalb des Blockes, der an der Macht ist. Hier entwickelt sich ein 
Widerspruch, der über die traditionellen Widersprüche zwischen unterschiedlichen 
Fraktionen der Bourgeoisie hinausgeht: Es gibt eine tiefgehende Bruchlinie zwischen 
einer Monopolbourgeoisie, deren Interessen völlig von denen des ausländischen Ka- 
pitals abhängig sind (d.h. der Kompradorenbouiıgeoisie) und derjenigen sozialen 
Kategorie, die ich in einigen meiner Arbeiten, etwa in der „Krise der Diktaturen“, 
als ‚interne Bourgeoisie‘ bezeichnet habe: Das ist eine Abteilung der Bourgeoisie, 
die sich — als nicht-monopolistische oder auch als Monopolbourgeoisie — im Zusam- 
menhang der Industrialisierung an der Peripherie herausbildet, aufgrund der Abhän- 
gigkeit Europas vom Nordamerikanischen Kapital; eine Bourgeoisie, die keine ‚na- 
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tionale Bourgeoisie‘ ist, da sie doch relativ abhängig von ausländischem Kapital 
bleibt, die sich aber dennoch sowohl vom ausländischen Kapital wie von der Kom- 
pradorenbourgeoisie distanziert. Diese Konstellation hat Widersprüche zwischen den 
unterschiedlichen Fraktionen des Blockes an der Macht hervorgerufen, wie sie für 
die politischen Veränderungen maßgeblich waren, die sich in Spanien, Portugal oder 
Griechenland vollzogen haben. 

Werden derartige Widersprüche durch die Eingriffe des Staates in den Wirt- 
schaftsprozeß nicht noch weiter verschärft — gerade im Strudel der Wirtschaftskrise, 
die den gegenwärtigen Kapitalismus ergriffen hat? 

Der Staat sieht sich heute einer Wirtschaftkrise gegenüber, in die er eingreifen 
muß, um die Profitrate des Großkapitals, des Monopolkapitals, zu erhalten. Um dies 
zu erreichen, sieht er sich aber zu zwei gegensätzlichen Operationen gezwungen: 
Einerseits geht es ihm um die Vermehrung des relativen Mehrwerts durch eine Be- 
schleunigung des Arbeitstempos, d.h. um eine Steigerung der Ausbeutung der Arbei- 
terklasse — durch die er dann allerdings entsprechend seine Fähigkeit zur Integration 
dieser Klasse einschränkt; andererseits muß es ihm darum gehen, einen Teil des 
Kapitals zu entwerten, damit der andere Teil des Kapitals wieder verwertet werden 
kann, d.h. er muß dazu beitragen, den Mehrwert von einem Teil der Bourgeoisie auf 
einen anderen Teil zu übertragen — also im konkreten Fall auf die Monopolbour- 
geoisie. Im Resultat bedeutet dies, daß der Staat in eben dem Moment, wo er vor 
der Aufgabe steht, die Risse zwischen den verschiedenen Fraktionen der Bourgeoisie 
gegenüber der Arbeiterklasse zu kitten, durch die Wirtschaftskrise dazu gezwungen 
wird, die Brüche zwischen diesen Fraktionen noch weiter zu vertiefen, indem er die 
sowieso hegemonialen Fraktionen materiell bevorzugt. 

Auf einer anderen Ebene liegt die Notwendigkeit, vor der der Staat steht, in 
alles das einzugreifen, wofür sich die Bezeichnung ‚Sektor des kollektiven Konsums‘ 
einzubürgern beginnt: Transportwesen, Gesundheitswesen, Wohnungswesen. In die- 
sem Bereich muß er einfach eine Reihe von Dienstleistungen erbringen, um zur 
Integration der Volksmassen in der Lage zu sein. Da er aber dazu gewzungen ist, für 
den Zeitraum einer Wirtschaftskrise den Umfang seiner Eingriffe einzuschränken, 
löst er dadurch einen Prozeß aus, durch den die von diesen Einschränkungen be- 
wirkten Verschlechterungen der Lebensbedingungen zum Gegenstand politischer 
Auseinandersetzungen werden. 

Zugleich beschleunigt der Staat einen Prozeß der ‚ungleichen Entwicklung‘ in 
seinem Inneren, indem er sich auf die Ausbreitung der multinationalen Unterneh- 
men in bestimmten Landesteilen erleichtert — und dadurch den Prozeß der Unter- 
entwicklung einer ganzen Reihe von Gebieten ‚fördert‘. Das führt dann seinerseits 
dazu, daß Bewegungen entstehen, die die Verteidigung der nationalen Minderheiten 
und der Regionen gegen diese Entwicklungstendenzen zum Inhalt haben. 

Als letzten Punkt, in dem die Eingriffe des Staates selbst zu krisenhaften Ent- 
wicklungen führen, können wir sein Auftreten als ein Verursachungs- und Beschleu- 
nigungsfaktor für die Entwicklung von Wirtschaftskrisen nehmen, auf das wir schon 
früher eingegangen sind. 

Zu Anfang unseres Gespräches hast Du es als einen spezifischen Zug des auto- 
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ritären Etatismus von grundlegender Bedeutung bezeichnet, daß in ihm die demo- 
kratischen Freiheitsrechte eingeschränkt werden. Welche anderen Merkmale sind für 
diese neue Form des kapitalistischen Staates. charakteristisch? Welche Auswirkun- 
gen hat der autoritäre Etatismus für die Institutionen der repräsentativen Demokra- 
tie? 

Erstens vollzieht sich eine Verlagerung der Macht von der Legislative auf die 
Exekutive und eine Zentralisierung der Macht. Diese Erscheinung reicht zwar in 
ihren Wurzeln schon weit zurück, hat sich aber in der gegenwärtigen Phase ganz 
beträchtlich verstärkt. Zweitens geht der Prozeß der Verschmelzung der drei Gewal- 
ten — Legislative, Exekutive und Justiz — immer weiter. Das geht schon so weit, 
daß sie gegenwärtig geradezu beständig ineinander übergehen — was bemerkenswert 
ist, auch wenn man sich darüber im Klaren ist, daß ihre vollständige, reinliche Tren- 
nung immer nur eine Fiktion der liberalen Ideologie gewesen ist. So existiert heute 
zum Beispiel eine direkte Verbindung zwischen Jurisdiktion und Polizeiapparat, die 
etwa auch schon dazu geführt hat, daß sich der Begriff der Schuld verschoben hat: 
die Verletzung einer Rechtsnorm wird zunehmend nicht mehr entsprechend den bei 
der Tat verfolgten Absichten, sondern nur noch entsprechend der objektiv begange- 
nen Tat beurteilt. Drittens vollzieht sich auch eine Transformation des politischen 
Systems in seiner Gesamtheit: Ich meine damit den Prozeß, den man mit ‚Abstieg 
oder Funktionsverfall der politischen Parteien‘ umschreiben kann, einen Prozeß, der 
nicht nur die Arbeiterparteien ergriffen hat, sondern alle politischen Parteien, inso- 
fern sie bisher die privilegierten Ansprechpartner der Staatsverwaltungen gewesen 
sind, jetzt aber aufgehört haben, dies zu sein. Damit vollzieht sich eine Umstruktu- 
rierung der Prozesse der Machtbildung und Machtausübung in Richtung auf solche 
Formen, die man als ‚Mikrophysik der Macht‘ begreifen kann, in Richtung auf sol- 
che Punkte, wie sie Michel Foucault in seinen Arbeiten so nachhaltig gekennzeich- 
net hat. Und schließlich bilden sich jene ‚parellelen Kreisläufe‘ innerhalb des Staates 
immer stärker heraus — innerhalb der Polizei, der Armee usf. —, die immer mehr 
einen entscheidenden Anteil an der staatlichen Macht in die Hand bekommen ... 

So sieht also die allgemeine Lage aus, die man in den Ländern des entwickel- 
ten Kapitalismus — von der deutschen Bundesrepublik bis hin etwa zu Spanien —- 
gegenwärtig beobachten kann, auch wenn in jedem einzelnen dieser Länder die 
einen oder anderen Elelnente besonders ausgeprägt auftreten. Aber setzt das Bild, 
das Du uns so entworfen hast, nicht seinerseits eine tiefe Krise der repräsentativen 
Demokratie als Institution voraus? 

Ich glaube wirklich, daß wir heute Zeugen des Endes einer bestimmten Gestalt 
der repräsentativen Demokratie sind. Allen Analysen der ‚Neuen Philosophen‘ als 
‚neuen Propheten des Liberalismus‘ zum Trotz kann man heute einen realen Nieder- 
gang der repräsentativen Demokratie feststellen, der seinerseits auf einen Nieder- 
gang der Position der herrschenden Klassen verweist. Das wird an allen Ecken und 
Enden deutlich; hierher gehören auch die bekannten Ansprüche der Trilateralen 
Kommission als einer Organisation oberhalb der einzelnen Regierungen, insbesonde- 
re auch ihre Vorschläge, die Freiheitsrechte in den westlichen Ländern einzuschrän- 
ken. Dieser Niedergang geht inzwischen schon so weit, daß heute allein noch der 
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revolutionäre Übergang zum demokratischen Sozialismus die Institutionen dieser 
Demokratie wiederherstellen Kann, indem er zugleich ihren demokratischen Cha- 
rakter vertieft. 

Wie beurteilst Du vor diesem Hintergrund die Beiträge von Michel Foucault, 
auf die Du Dich gerade eben bezogen hast? 

Michel Foucault hat das nicht etwa entdeckt, sondern er hat viele Fragen wie- 
der aufgenommen, die schon die amerikanischen Funktionalisten untersucht hatten. 
Auf der wissenschaftstheoretischen Ebene hat er, glaube ich, nichts beizutragen, 
weil in seiner Position ein starkes idealistisches Moment steckt. Es gibt eben nur eine 
richtige Erklärung der Macht -- und nicht vierzehn verschiedene parallele Erklärungs- 
weisen. Dennoch hat die Problematik, die Michel Foucault untersucht hat, auch 
ihre materialistischen Seiten: Etwa seine Analysen dessen, was er als ‚Disziplin der 
Normalisierung‘, als ‚Machttechniken‘ oder als ‚Mikrophysik der Macht‘ begreift. So 
gesehen, hat er durchaus Recht damit, diese Mechanismen der sozialen Kontrolle zu 
betonen, deren sich der Staat bedient, um ins gesamte Alltagsleben einzudringen, in- 
dem er diese Streuung von Macht nutzt, von der ambulanten Psychiatrie und den 
Kreisläufen einer ‚gemeinwesenorientierten Sozialarbeit‘ bis zu den Beobachtungs- 
und Kontrollmechanismen im Inneren der institutionalisierten Fürsorge reicht, die 
in Beziehung zu setzen ist zu einer ganzen Reihe anderer Formen staatlicher Einmi- 
schung in individuelle Lebensprozesse. Solche Formen vollziehen sich etwa in den 
Medien, in der Massenkommunikation, oder im Bereich der elektronischen Daten- 
verarbeitung — dadurch, daß mittels dieser Technik die Bevölkerung systematisch 
erfaßt wird, unter dem Vorwand, dadurch das System der Sozialverwaltung am 
Funktionieren zu halten. 

In Deinem letzten Buch bist Du besonders ausführlich auf die Umwälzungen 
eingegangen, die im gegenwärtigen kapitalistischen Staat zu beobachten sind, die 
Du als den Prozeß eines ‚unaufhaltsamen Aufstiegs der staatlichen Verwaltung‘ be- 
zeichnest. Welche Bedeutung hat diese Entwicklung für den autoritären Etatismus? 

Die staatliche Bürokratie und Verwaltung hat immer schon eine wichtige Rol- 
le gespielt, was die Organisation und das Funktionieren des bürgerlichen Staates an- 
geht. Aber jetzt hat diese Erscheinung vollständig neuartige Formen angenommen, 
die mit den tiefgehenden Veränderungen in der Funktionsweise der politische Par- 
teien als Institutionen zusammenhängen, von dem wir gerade eben sprachen: ein 
Niedergang nicht nur der Parteien des Blockes an der Macht, sondern auch der Ar- 
beiterparteien, wenn er sich auch auf unterschiedliche Art und Weise vollzieht. 

Im autoritären Etatismus haben die politischen Parteien aufgehört, die privi- 
legierten Ansprechpartner der Staatsverwaltung zu sein; diese spricht immer mehr 
direkt die sozioökonomischen, professionellen oder sonstigen gesellschaftlichen 
Gruppen an, je nach den einzelnen gesellschaftlichen Bereichen, womit eine Ten- 
denz zum Neokorporativismus ausgelöst wird. Gegenwärtig tendiert die Verwaltung 
überhaupt dazu, mehr und mehr die Rolle eines politischen Organisators der gesell- 
schaftlichen Klassen — und damit die Funktion der Reproduktion der Hegemonie — 
für sich allein zu beanspruchen. Allerdings sind bis heute die politischen Parteien 
entscheidende Kanäle für die Herausbildung von politischer Ideologie und gesell- 
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schaftlichem Konsens geblieben, auch wenn ihre Bedeutung in dieser Hinsicht be- 
trächtlich zurückgegangen ist. Diese Funktion hat sich zunehmend in Richtung auf 
die staatliche Verwaltung verlagert, d.h. in die sozialen Kreisläufe, die von der Ver- 
waltungbzw. von der Exekutive beherrscht werden — wie etwa die Massenmedien —, 
wodurch dann populistische oder plebiszitäre Formen der Politik hervorgebracht 
werden. Der autoritäre Etatismus läßt den politischen Parteien dann fast keinen 
Entscheidungsspielraum mehr, was die Bürger dann dazu zwingt, die direkte Kon- 
frontation mit der Verwaltung zu suchen, wodurch für sie dann die Parteien, die sie 
sonst gegenüber der staatlichen Verwaltung zu vertreten hätten, an Interesse verlie- 
ren. 

Wir sollten jetzt dazu übergehen, die Krise der politischen Parteien zu disku- 
tieren, insbesondere die Krise der politischen Parteien der Arbeiterklasse. Was sind 
die ausschlaggebenden Ursachen dieser Krise? Kann man das so verstehen, daß sich 
hier gegenwärtig eine Krise der Strategie der eurokommunistischen Parteien entwik- 
kelt, eben nachdem das Scheitern der Linksunion in Frankreich sowie — zum ersten 
Male seit 25 Jahren — ein Stimmenverlust der KPI bei den letzten allgemeinen Wah- 
len zu verzeichnen gewesen ist? 

Die Arbeiterparteien überhaupt befinden sich gegenwärtig in einer Krise — das 
gilt sowohl für die sozialdemokratischen wie für die eurokommunistischen Parteien. 
Ein entscheidendes Moment dieser Krise liegt in dem Umstand, daß gerade die zu- 
letzt genannten Parteien sowohl von ihren Organisationsprinzipien wie von ihrer Mit- 
gliederstruktur her Arbeiterparteien im strengen Sinne gewesen sind, d.h. eng auf 
die Arbeiterklasse beschränkte Organisationen, die so aufgebaut waren, als könne 
man die Gesellschaft auf die ‚Fabrik‘ reduzieren. Gegenwärtig entwickeln sich nun 
aber wichtige soziale Bewegungen außerhalb der ‚Fabrik‘, außerhalb des unmittelba- 
ren Produktionsprozesses; Bewegungen, die gleichzeitig einen klassenübergreifenden 
Charakter annehmen. Darin liegt — wie man es bei den letzten Wahlen auch beob- 
achten konnte — die eigentliche Grundlage der Krise. Aber auch die sozialdemokra- 
tischen Parteien befinden sich, was wir nicht vergessen dürfen, in einer Krise, die 
sich als Konsequenz aus der Krise des von ihnen vertretenen ‚Entwicklungsmodells‘ 
ergibt: Der Sozialdemokratie ist es einfach nicht gelungen, die Wirtschaftskrise zu 
vermeiden, und, eben weil sie das nicht konnte, haben sich die materiellen Grundla- 
gen ihrer politischen Anziehungskraft und ihrer Strategie ganz beträchtlich vermin- 
dert. Auch die Krise der eurokommunistischen Parteien geht ja von den allgemeinen 
Krisenursachen aus, wenn dann auch spezifische Gründe hinzutreten: Ein solcher 
Grund besteht darin, daß sie immer noch nicht das Problem überwunden haben, das 
dadurch entstanden ist, daß sie ihr spezifisches ‚Modell‘ verloren haben. Bis jetzt 
gab es eben einerseits das stalinistische und andererseits das sozialdemokratische 
Modell und andere Modelle gab es nicht. In diesem Fehlen eines Modells, in diesem 
Hintersichlassen einer. Sicherheit, die man einmal besessen hat, liegt z. T. der Ur- 
sprung der Krise. Zugleich hat es in den eurokommunistischen Parteien auch stalini- 
stische oder neostalinistische Widerstände gegeben. Darüberhinaus gibt es aber auch 
noch ein ganz anderes Problem: das der Stellung der eurokommunistischen Parteien 
zwischen Regierung und Opposition. Ihre Situation — als Oppositionspartei zugleich 
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eine Stütze der Regierung zu sein — , wie sie in Italien und in Spanien besteht, ist 
einfach schrecklich schwierig, schon gar im Kontext der gegenwärtigen Wirtschafts- 
krise. Bis heute ist esja auch noch nicht gelungen, einen Weg aus dieser Zwickmühle 
heraus zu finden. 

Inzwischen haben neue soziale Bewegungen angefangen, sich zu entwickeln, 
die man gelegentlich schon als ‚neue historische Subjekte‘ bezeichnet, die jedenfalls 
Kämpfe auf neuen Ebenen und in neuen Formen entfalten und zumindest mit einer 
gewissen Selbständigkeit gegenüber den politischen Parteien der Arbeiterklasse oder 
auch ganz außerhalb ihres Aktionsradius operieren, auch wenn diese gelegentlich 
Anstalten machen, diese Bewegungen für sich zu instrumentalisieren. 

Die neuen sozialen Bewegungen stellen den politischen Parteien der Linken 
wirklich eine Reihe von wichtigen Problemen. Ich halte es aber nicht für richtig, den 
Standpunkt einzunehmen, sie müßten vollständig autonom sein. Wie Pietro Ingrao 
und Habermas gezeigt haben, besteht durchaus die Möglichkeit, daß sie dann schließ- 
lich neokorporativistische Vorstellungen entwickeln, die auf der Vertretung von 
Sonderinteressen beruhen. Wenn es kein Moment politischer Verallgemeinerung in 
ihnen gibt, kann genau das geschehen; denn diese Bewegungen marschieren neben- 
einander her, ohne zu wissen, was diejenigen wollen, die nebenan marschieren. Darin 
liegt durchaus eine Gefahr der Desintegration des gesellschaftlichen Zusammen- 
hanges — und man darf auch einfach nicht die Gefahr unterschätzen, die darin liegt, 
daß es dem Staat gelingt, diese Bewegungen für sich zu gewinnen und für seine 
Zwecke einzuspannen. Ich halte es durchaus für notwendig, daß diese sozialen Be- 
wegungen eine reale Autonomie besitzen, aber zugleich müssen die Parteien der Lin- 
ken in ihnen auf geeignete Weise präsent sein. Allerdings macht gerade diese Forde- 
rung eine radikale Umwandlung eben dieser Parteien erforderlich, ob nun der sozia- 
listischen oder der kommunistischen: in allen Punkten ihrer Strategie, die der Auto- 
nomie dieser Bewegungen viel mehr Raum lassen muß, ebenso wie in ihren inneren 
Strukturen, die sich ganz erheblich demokratisieren müssen, wie schließlich hinsicht- 
lich ihrer Neigung zur ‚Arbeitertümelei‘ (‚obrerismo‘), die sie ganz einfach abstreifen 
müssen. 

Inmittender gegenwärtigen Krise des Kapitalismus und in der bekannten ‚Sack- 
gassensituation‘ der politischen Parteien der Linken stehen wir in den entwickelten 
kapitalistischen Ländern vor dem Problem des bewaffneten Kampfes, vor dem Pro- 
blem des Terrorismus, wie ihn einige Gruppen in europäischen Ländern, einschließ- 
lich Spaniens, entfesselt haben. 

Nach einer verbreiteten Vorstellung wird ja in den gegenwärtigen Umgestal- 
tungen des Staates in Richtung auf den autoritären Etatismus einzig und allein die 
Seite der Stärkung der physischen Gewaltsamkeit in ihrer institutionalisierten Form 
gesehen und damit ein Prozeß der Faschisierung. Nachdem die Lage in dieser Weise 
analysiert worden ist, geht man dann dazu über, die Strategie des bewaffneten Wi- 
derstandes zu vertreten. ’ 

Nun bin ich keineswegs prinzipiell gegen bewaffneten Widerstand — ich bin 
schließlich ein Revolutionär — aber ich halte es doch für besser, Sachen ohne Ge- 
waltanwendung zu machen und auch eventuell zu warten, um sie später ohne Ge- 
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waltanwendung machen zu können — anstatt Gewalt anzuwenden, um schneller 
voranzukommen. Denn wenn man einmal anfängt, Gewalt anzuwenden, kommt 
man schließlich dahin, daß man nicht mehr weiß, wie man aus der Gewaltanwen- 
dung wieder herauskommen soll. Und auch wenn ich, wie schon gesagt, nicht prinzi- 
piell gegen bewaffneten Widerstand bin und durchaus glaube, daß er in bestimmten 
Situationen die richtige Strategie für den Kampf ist — etwa, wenn es gegen den Fa- 
schismus geht — , bin ich doch davon überzeugt, daß diejenigen, die in der gegen- 
wärtigen Situation einen Prozeß der Faschisierung sehen, sich vollständig täuschen. 
Das ist wirklich ein kapitaler politischer Irrtum! 

Darüberhinaus bin ich gegen den Terrorismus, weil er eine Form bloß indivi- 
dueller Rebellion darstellt. Mir geht es in diesem Zusammenhang eher darum:zu be- 
greifen, warum solche Erscheinungen auftreten. Bis jetzt ist es mir einfach nicht ge- 
lungen, mir klar zu machen, wie wir bis dahin haben kommen können, daß der indi- 
viduelle Terror zur massenhaften Erscheinung wurde, wie es in einigen Ländern, et- 
wa Italien oder Spanien, der Fall ist. Ich glaube, daß die Krise der Gesellschaftsstruk- 
tur und der Kultur dabei eine maßgebliche Rolle spielt. Aber da sind auch noch an- 
dere Momente im Spiel: Eines liegt bestimmt darin, daß der autoritäre Etatismus zu 
Formen der Rückkehr zum Individualismus verleitet, in Richtung aufeinen revolutio- 
nären Romantizismus; allerdings würde ich noch weiter gehen: auch die ästhetische 
Dimension der Politik spielt hier noch hinein, ein gewisser revolutionärer Ästhetizis- 
mus. Ein weiteres Element, das man sicher nicht unterschätzen sollte, liegt in den 
von den Linksparteien begangenen Irrtümern ... 

Könntest Du uns bitte erläutern, woran Du da denkst, was für Irrtümer die 
Linksparteien in dieser Beziehung begangen haben? 

Ich glaube, sie haben einfach grundlegende Irrtümer begangen — etwa hin- 
sichtlich des Verständnisses solcher sozialer Bewegungen wie der Studentenbewe- 
gung: Sie haben es nicht verstanden, die Gründe zu erfassen, die zu dieser Art von 
kulturellen Rebellionen geführt hat; gelegentlich haben sie sogar ganz im Gegenteil 
eine durchaus negative Haltung eingenommen, wodurch sie dann bloß ein Gefühl 
des Ressentiments in diesen Bewegungen gegenüber der Organisationsform der Par- 
teien hervorgerufen haben. In diesem Sinne tragen sie durchaus eine gewisse Verant- 
wortung für den Mangel an Verständnis, auf den sie selbst in diesen Bewegungen 
stoßen. Natürlich sollte man nun auch nicht übertreiben, wie es einige französische 
Intellektuelle tun, die ‚Neuen Philosophen‘, als sie eine Resolution unterschrieben, 
in der die KPI verurteilt wurde, ‚weil sie einen Teil der Repression gegen die Volks- 
massen bilde ... !“ Das war nun wirklich eine Riesendummheit. So kann man der 
KPI keine Schuld geben,wohl aber kann man ihr eine Verantwortung dafür zuschrei- 
ben, daß sie die neuen sozialen Bewegungen im Westen nicht verstanden hat. Das 
bezieht sich nicht nur auf den Terrorismus, sondern auch auf andere Erscheinungen, 
wie die der Drogensucht usf. 

Jedenfalls wird von einigen politischen Positionen aus die These vertreten, 
daß der Terrorismus eine negative Funktion etwa gegenüber weiteren Vorstößen der 
Volksmassen erfüllt, indem er für die Gewaltanwendung von Seiten des Staates die 
nötige Legitimation liefert, ebenso wie für die Einschränkung der Freiheitsrechte ... 


136 


Stimmst Du mit einer solchen Auffassung überein? 

Ich bin davon überzeugt, die staatliche Gewaltanwendung braucht zu ihrer Le- 
gitimierung nicht den Terrorismus. Dennoch ist es unbestreitbar, daß der Terroris- 
mus u.a. eine wichtige Rolle für die Legitimation staatlicher Gewaltanwendung 
spielt — aber darin, daß er diese Funktion erfüllt, steht er nicht allein. Ein neueres 
Buch über Krisenpolitik (‚Policy of Crisis‘) zeigt uns ganz deutlich, wie der kapitali- 
stische Staat einfach jede Gelegenheit ausnützt — nicht nur jedwede terroristische 
Aktion, sondern auch jegliche andere aggressive oder gewalttätige Handlungsweise 
seiner Bürger — , um in den Massenmedien eine umfassende Operation zu starten, 
durch die seine Auffassung über die notwendigen Sicherheitsmaßnahmen propagiert 
und jegliche Art von gewalttätigen Handlungen kriminalisiert werden soll. 

Wie müßte eine Strategie aussehen, durch die die kommunistische Bewegung 
in einer solchen Situation Fortschritte machen und insbesondere die gegenwärtige 
Krise der politischen Parteien überwinden könnte, angesichts des autoritären Eiatis- 
mus, wie er in den gegenwärtigen kapitalistischen Gesellschaften am Werk ist, mit 
all den von ihm eingesetzten repressiven Mechanismen? 

Man muß davon ausgehen, daß der Staat, während er seine Eingriffe in die Ge- 
sellschaft ausdehnt, d.h. sich verstärkt und autoritäre Formen annimmt, zugleich 
schwächer wird, indem er zunehmend von der Gesellschaft durchdrungen wird. Wie 
wir schon zu Anfang unseres Gespräches gesehen haben, entwickelt sich im Staat 
eine doppelte Tendenz, indem seine Fähigkeit zur Kontrolle der Volksmassen zu- 
gleich stärker und schwächer wird. Deswegen ist es erforderlich, eine Strategie zu 
entwickeln, die sich diese schwachen Stellen des Staates, ja diesen gesamten Prozeß 
seiner Schwächung, zunutze macht. Aber für solch eine Strategie bedarf es auch ei- 
ner theoretischen Erneuerung, eben in dem Maße, wie sie vermeiden muß, in das Di- 
lemma zu kommen, das ihre doppelte Traditionsbelastung nahelegt, ihre Belastung 
durch die stalinistische und die sozialdemokratische Tradition ... \ 

D.h. eine solche Strategie muß sich von den Vorstellungen eines Übergangs 
zum Sozialismus lösen, die ihr der Stalinismus hinterlassen hat — die jedenfalls heu- 
te noch die theoretische Substanz vieler kommunistischer Parteien prägt — und zu- 
gleich die theoretische und praktische Verfahrensweise der Sozialdemokratie zu- 
rückweisen. 

Es geht einfach in erster Linie darum, mit der stalinistischen Tradition zu bre- 
chen, mit dem Erbe der II. Internationale — auch mit den Konzeptionen der Dikta- 
tur des Proletariats und mit einigen Elementen, die im Leninschen Denken wirksam 
waren. Dabei soll gar nicht behauptet werden, Lenin und Stalin wären dasselbe ge- 
wesen. Aber man kann eben auch nicht einfach übersehen, daß bestimmte Elemente 
der ursprünglichen leninistischen Konzeption gewissermaßen den Keim dessen gebil- 
det haben, was sich dann im Stalinismus entwickelt hat. Man kann da nicht so tun, 
als gäbe es keinerlei Beziehung zwischen den beiden. M. E. gibt es einen solchen Zu- 
sammenhang, und zwar wird er über das Mittelglied einer Unterschätzung der reprä- 

“sentativen Demokratie und der demokratischen Institutionen überhaupt hergestellt, 
einer Unterschätzung, die es bei Marx nie gegeben hat, wohl aber bei Lenin — auf- 
grund der besonderen historischen Bedingungen, unter denen sich sein Handeln ent- 
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wickelt. Diese Momente im Leninschen Denken haben etwa dazu geführt, daß heute 
eimeut jene Kritik vorgebracht wird, die Rosa Luxemburg gegenüber Lenin und 
Trotzki anmeldete. Dabei ging es ihr nicht etwa um eine Kritik an der Tatsache, daß 
Lenin und Trotzki das Parlament und die demokratischen Institutionen zerstören 
wollten, ganz im Gegenteil: Rosa Luxemburg als einer militanten Vertreterin der 
Aıbeiterräte ging es vor allem darum, auf die Gefahr aufmerksam zu machen, daß 
ein Prozeß der Zerstörung der demokratischen Institutionen wie der verfassungge- 
benden Versammlung durch die Räte schließlich in einen Prozeß übergehen könnte, 
in dem die so eingeleitete Zentralisierung der Macht sich mit der Zerstörung der Rä- 
te und damit jeglicher Gestalt von Demokratie vollendete. Diese leninistische Vor- 
stellung ist jedenfalls in den polemischen Auseinandersetzungen innerhalb der kom- 
munistischen Bewegung noch sehr lebendig — so etwa in der Konzeption, die Alt- 
husser jüngst in einem Interview mit ‚Il Manifesto‘ unmittelbar vertreten hat, daß 
nämlich die Massen sich außerhalb des Staates organisieren müßten, um ihn dann zu 
erobern und vollständig umzuwälzen — ohne daß Althusser in diesem Zusammen- 
hang die Tradition der repräsentativen Demokratie berücksichtigt (vgl. Althusser 
1979, d. Ü.). 

Das Problem liegt also darin, wie sich die Frage der Eroberung der Staats- 
macht heute in den Gesellschaften des Monopolkapitalismus stellt — d.h. auf einem 
demokratischen Weg zum Sozialismus, mittels dessen, was Du als ‚radikale Umwand- 
lung des Staates‘ bezeichnest. Aber was ist denn genau mit einer solchen Umwand- 
lung gemeint? 

Ich glaube einfach, man muß sich von jener Vorstellung der Diktatur des Pro- 
letariats frei machen, die darin besteht, es ginge darum, den Staat zu ‚zerbrechen‘. 
Ja man muß sich selbst in ihrem ursprünglichen leninistischen Sinne von ihr lösen; 
man kann ja nicht die historische Verwirklichung vergessen, die sie erfahren hat. 
Das erlaubt die tragische Erfahrung der Geschichte, deren Zeugen wir geworden 
sind, einfach nicht. Worte sind eben nicht unschuldig, und wer einer Rückkehr zu 
der ursprünglichen, reinen Form des Begriffes der Diktatur des Proletariats das Wort 
redet, wie Lenin sie begriffen hat, der ist ein Stalinist, so hart es sein mag, dies aus- 
zusprechen (vgl. dagegen: Balibar 1977, d.Ü.). Man kann eben nicht davon sprechen, 
den Staat zu ‚zerbrechen‘, denn das hieße auch, die Institutionen der repräsentati- 
ven Demokratie vollständig durch Institutionen der direkten Demokratie zu eıset- 
zen. Und wenn man an die Menschenrechte glaubt, an die Freiheitsrechte, so hat 
uns doch die Erfahrung zumindest eines gelehrt: daß diese Rechte nicht ohne spezi- 
fische Institutionen existieren können. Heute wissen wir doch ganz einfach, daß es 
immer, wenn es ein Parlament gegeben hat, auch Freiheitsrechte gab — und daß es 
immer, wenn es kein Parlament gab — sei es aufgrund des Faschismus oder aufgrund 
seiner Ersetzung durch die Räte — auch die Freiheitsrechte verschwunden sind. Es 
geht mir hier jetzt gar nicht darum, eine Glorifizierung der bürgerlichen Politik zu 
betreiben, mich etwa zu einem ‚Neoliberalismus von links‘ zu bekehren. Aber die 
Institutionen der repräsentativen Demokratie sind sowohl Ausdrucksformen der 
Bourgecisie als auch Eroberungen der Volksmassen ... 

Man muß den Staat von Grund auf umwandeln, indem man nicht etwa auf- 
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einander folgende Reformen durchführt, sondern indem man einen ganzen Prozeß 
wirklicher Brüche in Gang setzt, dessen Scheitelpunkt dann im Umschlag der Kräf- 
teverhältnisse auf dem strategischen Terrain des Staates zugunsten der Volksmassen 
liegt. Dennoch wäre dies sinnlos, wenn nicht parallel dazu ein Prozeß der Entwick- 
lung der direkten Demokratie stattfände; denn selbst wenn sich solch ein Prozeß 
von Brüchen vollziehen würde, man aber im Rahmen des Staates und der reprä- 
sentativen Demokratie verbleiben würde, würde man eben doch schließlich in eine 
bloß sozialdemokratische Politik verfallen. 

In diesem Sinne hat doch etwa auch Pietro Ingrao (1978, d.Ü.} im Verlauf der 
von Norbert Bobbio ausgelösten Debatte die These vertreten, die direkte Demokra- 
tie, die Basisdemokratie, sei nicht an sich etwas von der repräsentativen Demokratie 
verschiedenes, oder gar etwas, was sich nach ihr oder neben ihr entwickeln müßte; 
der Ausweg aus der falschen Disjunktion, aus dem Dilemma zwischen dem stalini- 
stischen Modell und der repräsentativen Demokratie sei die ‚Massendemokratie‘. 

Ich stimme mit Pietro Ingrao in diesem Punkt weitgehend überein; ich stehe 
ihm wesentlich näher als etwa der Althusserschen Position. Ingrao erkennt eben an, 
daß es erforderlich ist, die Transformation der repräsentativen Demokratie und die 
Entwicklung der sozialen Bewegungen zugleich voranzutreiben — und daß in den 
zuletzt genannten die politischen Parteien präsent sein müssen, damit sich nicht ein 
gewisser ‚Korporativismus‘ entwickelt, eine Ideologie des ‚Ohne mich‘. Bis hierher 
bin ich mit ihm voll einer Meinung. Das Problem liegt nun allerdings darin, in wel- 
cher Form alles das miteinander zu verbinden sein wird. Beide Prozesse in Gang zu 
halten, Institutionen der direkten Demokratie im Rahmen der repräsentativen De- 
mokratie zu schaffen, das ist die Formel gewesen, mit der es die Austromarxisten 
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versucht hatten. Allerdings haben die damit gemachten Erfahrungen gezeigt, daß es 
aufgrund der spezifischen Substanz des Staates — einer Problematik, die auch die 
eurokommunistischen Strömungen allzu oft vergessen haben — erforderlich ist, den 
Staat selbst gründlich umzustülpen und nicht bloß die Kräfteverhältnisse in ihm um- 
zuwälzen. Der Staat ist keine Festung, wie Althusser sagt, sondern die ‚materiell ge- 
ronnene Gestalt der Kräfteverhältnisse‘ und er besitzt als solcher eine spezifische 
Substantialität. Deswegen lösen sich die sozialen Bewegungen, die in die Sphäre des 
Staates eingeschlossen werden, jedes Mal auf — eben wegen dieser eigenen Substan- 
tialität des Staates. Dasselbe geschieht natürlich auch mit den politischen Parteien: 
Wenn eine revolutionäre Partei der Arbeiterklasse den Versuch macht, eine soziale 
Bewegung vollständig zu integrieren — auch wenn sie dadurch sie zu entwickeln 
oder in ihrer Entwicklung zu fördern beansprucht - tritt jedes Mal die Gefahr ein, 
daß diese soziale Bewegung sich auflöst. Deswegen halte ich auch eine radikale 
Transformation der politischen Parteien für erforderlich. 


Literatur: 


Althusser, Louis, Krise des Marxismus?, Hamburg 1978 

— ‚Der Marxismus als eine endliche Theorie, in: Altvater, Elmar; Kallscheurer, Otto, Den Staat 
diskutieren, Berlin 1979 

Balibar, Etienne, Über die Diktatur des Proletariats, Hamburg 1977 

Ingrao, Pietro, Massenbewegung und politische Macht, Hamburg 1978 

Veröffentlichungen von Nicos Poulantzas in deutsch: 

— „Faschismus und Diktatur, München 1973 

— ‚Politische Macht und gesellschaftliche Klassen, Frankfurt/M. 1974 

— ‚Klassen im Kapitalismus — heute, Westberlin 1975 

— ‚Krise der Diktaturen, Frankfurt/M. 1977 

— ‚Staatstheorie, Hamburg 1978 


140 


Anthony Barnett 

Vietnam — China — Kambodscha 
Innerkommunistische Auseinandersetzungen und das neue 
Vietnam-Problem* 


„Die Jugoslawen hatten sich kaum eingerichtet, als Djilas, zwei oder drei 
Stunden nach seiner Ankunft eine Aufforderung von Stalin erhielt, ihn im 
Kreml zu besuchen, falls er nicht von der Reise allzu ermüdet sei. Djilas 
machte sich sofort aufden Weg und wurde von Stalin und Molotow begrüßt. 
Ohne weitere Vorrede begann Stalin gleich über die albanische Frage zu 
sprechen: ‚Die Regierung der UdSSR erhebt keinerlei Ansprüche irgendwel- 
cher Art auf Albanien. Es steht Jugoslawien jederzeit frei, wann immer es 
will, Albanien zu schlucken,‘ Dieses Wort verdeutlichte Stalin noch durch 
eine Geste, indem er sich die Finger der rechten Hand leckte. 

Djilas war erstaunt über diese Bemerkung und gab zurück: ‚Aber, Genosse 
Stalin, hier ist doch nicht die Rede von einem Schlucken Albaniens, son- 
dern von freundschaftlichen Beziehungen zweier verbündeter Länder.‘ 

‚Na ja, das ist doch ein und dasselbe‘, bemerkte Molotow.“ 

(aus: Vladimir Dedijer, Tito — Autorisierte Biographie, West-Berlin 1953, 
8. 302 f.) 


Einleitung 


Die Konflikte zwischen den sozialistischen Staaten Vietnam, China und Kambod- 
scha stellen für Sozialisten eine-Krise von großer Tragweite dar und zugleich einen 
weltpolitischen Wendepunkt. Allgemein gesprochen müssen sich Sozialisten heutzu- 
tage mit einer typischen Erscheinung in den Beziehungen zwischen benachbarten 
kommunistischen Staaten vertraut machen. So wie diese gegenwärtig organisiert 
sind, brechen zwischen ihnen immer wieder Konflikte aus. Der erste dieser Konflikte 
ging auf die Herausbildung des Staates zurück, der seine Existenz — als zweiter 
Staat nach der Sowjetunion — hauptsächlich durch seinen eigenen bewaffneten 
Kampf gegründet hat, ich meine Jugoslawien. Innerhalb von drei Jahren war Jugos- 
lawien damals auf Betreiben der Sowjetunion isoliert und verfemt. Ich kann an die- 
ser Stelle nicht die ganze Liste der innersozialisitschen Auseinandersetzungen ab- 
handeln, erwähnen muß ich jedoch den zentralen Konflikt, um den sich heute die 
impexialistische Strategie dreht: den sowjetisch-chinesischen Konflikt. Dergegenwär- 
tige Niedergang der Beziehungen zwischen den kommunistischen Staaten in und am 
Rande Südostasiens ist nur das letzte Beispiel in einer Reihe, die sich zeitlich beinahe 
ebenso lang hinzieht, wie ee 'ne Vielfalt sozialistischer Länder gibt. 


* Dieser Artikel ist die erweiterte Fassung eines Aufsatzes, der im August 1979 in der Zeit- 
schrift der britischen KP Marxism today erschienen ist. Der Autor ist Mitherausgeber der 
New Left Review, hat intensiv über Südostasien gearbeitet und wırd demnächst ein Buch 
über Kambodscha veröffentlichen. 
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Wie konnte es dazu kommen? Sozialisten dürfen sich um diese Frage auf keinen 
Fall herumdrücken, aber sie sollten sich auch nicht mit lauten ‚‚mea culpa‘‘-Klagen 
nur an die eigene Brust schlagen. Denn diese Konflikte sind zugleich ein Aspekt 
des Kampfes gegen die weltweite Herrschaft des Kapitalismus. Konflikte zwischen 
sozialistischen Staaten sind m. a. W. Teil einer imperialistischen Teile-und-Herrsche- 
Politik. Auf diesem Punkt bestehen heißt keineswegs dem Problem ausweichen. 
Im Gegenteil: sich angesichts eines Feindes zu zerstreiten, ist nämlich noch schlim- 
mer als unter normalen Umständen ohnehin schon. Auch habe ich zu Beginn auf 
die eigenartigen Erscheinungsformen hingewiesen, die sich in innersozialistischen 
Auseinandersetzungen herausgebildet haben, weil in diesen etwas Strukturelles an- 
gelegt ist. Die Hammerschläge des Imperialismus haben in den sozialistischen Län- 
dem Staatensysteme entstehen lassen, die militärisch hochgerüstet, hermetisch or- 
ganisiert und oft diktatorisch regiert sein können (auch wenn sie nicht immer die 
kriminelle Politik, die pauschalen Säuberungen und die bizarren Kultformen erlebt 
haben wie die Sowjetunion unter Stalin oder China unter der persönlichen Herr- 
schaft Maos nach 1965). Die Beziehungen, die solche Staaten miteinander unter- 
halten, sind geheim; demzufolge pflegen auch die kommunistischen Parteien ihre 
Beziehungen untereinander wie eine besondere Form nationalstaatlicher Diploma- 
tie. Unvermeidlicherweise gewinnt so das nationale Moment die Oberhand über das 
sozialistische. Unter bestimmten Bedingungen sind natürlich Geheimdiplomatie und 
geduldige Bemühungen um die Beilegung von Differenzen durchaus notwendig. Ge- 
rade die vietnamesischen Kommunisten waren in dieser Hinsicht bis zu ihrem Sieg 
über die US-Truppen außerordentlich geschickt, und ohne solche Methoden wären 
sie nicht siegreich geblieben. Sie haben aber zugleich ein Bespiel dafür geliefert, wie 
sozialistische Länder unter dem Zwang zur Verteidigung gegen Angriffe bestimmte 
Verhaltensformen internalisiert haben, die letztlich ungeheuer zersetzend wirken 
müssen. Ich werde auf diesen Aspekt zurückkommen, wenn es um den geheimen 
Charakter der vietnamesischen Beziehungen zu China und Kambodscha geht. 

Zunächst jedoch zurück zu meiner Ausgangsfeststellung: die Krise betrifft 
nicht nur Sozialisten, der Konflikt in Südostasien stellt darüberhinaus einen ganz 
besonderen Wendepunkt dar. Die Vereinigung Vietnams, dreißig Jahre nach dem 
Versuch der Franzosen, das Ergebnis der August-Revolution Ho Chi Minhs wieder 
rückgängig zu machen, war einer der bedeutendsten Erfolge im Befreiungskampf der 
Menschheit gegen Ausbeutung und Unterdrückung. Das vietnamesische Volk hat 
unter Führung seiner kommunistischen Partei — und mit der unersetzlichen materiel- 
len Hilfe, jedoch mit nur zögernder Zustimmung und manchmal sogar gegen den 
Willen der sozialistischen Länder — die Vorherrschaft der Vereinigten Staaten über 
die Welt der Nachkriegszeit gebrochen. Heute versuchen die westlichen Medien und 
die chinesische Presse, und zuweilen ist es schwer, zwischen beiden einen Unter- 
schied auszumachen, die Qualität dieses außerordentlichen Erfolges zu schmälern 
oder zu trüben. Diese Versuche sprechen ihr Urteil über sich selbst. 

Der Sieg von 1975 hat mehr Ergebnisse gebracht als nur die Existenz von drei 
sozialistischen Ländern in Indochina, also von Vietnam, Kambodscha und Laos. 
Ohne diesen Sieg würde es heute z.B. in Angola keine sozialistische Regierung geben, 
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die ihre Macht zu festigen versucht. Aber die Kriege des Jahres 1979 haben den im- 
perialistischen Kräften die Möglichkeit eröffnet, dieses Ergebnis wieder rückgängig 
zu machen. Zum ersten gab es eine Kampagne, und es wurde durchaus ernsthaft ins 
Auge gefaßt, erneut eine direkte Intervention der USA zu legitimieren. Zweitens 
werden die Vietnamesen verurteilt, um den Krieg der USA noch nachträglich zu 
rechtfertigen. Genzu darum geht es bei der Kampagne, deren Objekt die „boat 
people“ sind: man will den Vietnam-Krieg als einen „ehrenhaften‘“ hinstellen. Drit- 
tens hegt man die Hoffnung, ein „containment‘ (Eindämmung) der vietnamesi- 
schen Revolution könnte deren humanitäre und demokratische Qualität zerstören, 
indem sie das Regime unbeliebt werden und seine wirtschaftlichen Anstrengungen 
scheitern läßt. Der heiße Krieg zwischen den ehemaligen sozialistischen Partnern hat 
einen neuen kalten Krieg ausgelöst, der gegen den Kommunismus überall gerichtet 
ist. 

Nun darf die Tatsache der Siege von 1975 die sozialistischen Kräfte nicht 
dazu verleiten, sich über die tatsächlichen Kräfteverhältnisse im Weltmaßstab hin- 
wegzutäuschen. Die Vietnamesen haben die Welt verblüfft, weil sie sich gegen die 
feindliche Übermacht behauptet haben. Aber diese Übermacht steht nach wie vor 
Gewehr bei Fuß, und die USA sind — auch wenn ihre übermächtige internationale 
Position inzwischen gebrochen ist — noch immer eindeutig das mächtigste Land des 
mächtigsten politischen Blocks. Für Sozialisten im Westen ist es besonders wichtig, 
diese Tatsache, ohne die kein klares Urteil zu gewinnen ist, zu begreifen und im 
Auge zu behalten. Heute findet man kaum eine „seriöse‘‘ Zeitung, in der nicht zu 
lesen wäre, daß der sowjetische Imperialismus mächtiger und aggressiver ist als der 
Westen, daß der Westen also heute die schwächere von zwei Mächten darstellt, die 
um die Vorherrschaft kämpfen. Das ist Unsinn. Seit 1975 hat sich die Lage nur in- 
sofern geändert, als der sozialistische Block nicht mehr vollständig unterlegen ist. 

Die entscheidenden ökonomischen Ziffern sind wahrlich eindeutig. Vergleicht 
man die Summe aller Bruttoinlandsprodukte der COMECON-Länder mit denen der 
größten kapitalistischen Länder, so kommt man auf ein Verhältnis von eins zu vier, 
d.h. die sozialistischen Länder produzieren gerade ein Viertel von dem, was die 
kapitalistischen Länder (nach den Zahlen der Weltbank) produzieren. Wenn nun das 
militärische Gleichgewicht eher ausgeglichen ist, so hat die Produktion dieses 
Gleichgewichts für die sozialistischen Länder weitaus verhängnisvollere Konsequen- 
zen, mußten diese doch ohnehin auf einer viel niedrigeren Basis aufbauen und hat- 
ten weit mehr unter militärischen Zerstörungen zu leiden. Darüberhinaus hat das . 
Bedürfnis nach militärischem Gleichgewicht die überkommenen ökonomischen 
Schwächen der sozialistischen Länder weiter verschärft. Diese Feststellung gilt auch 
für China — heute vielleicht sogar mehr als für jede andere Gesellschaft. 

Die Vereinigten Staaten haben bei der Herbeiführung des gegenwärtigen Stan- 
des der Feindseligkeiten ganz offensichtlich die Rolle des Anheizers gespielt. Peking 
hat seine offenen Angriffe auf Hanoi erst gestartet, nachdem Brzezinski im Mai 
1978 die chinesische Haptstadt besucht und sich gegen „regionalen Hegemonismus“ 
(ein auf Vietnam gemünztes Kodewort) gewandt hatte. Als sich in den darauffolgen- 
den Monaten Peking und Hanoi um diplomatische Anerkennung durch Washington 
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bemühten, wurden sie von der US-Regierung gegeneinander ausgespielt. Und als 
Teng Hsiao-ping dann Washington besuchte, erhielt er grünes Licht für einen kurzen 
Krieg gegen Vietnam. Genauer gesagt: er sprach diese Frage an und erhielt die Zu- 
sicherung, daß dadurch die neuen ökonomischen Beziehungen zwischen China und 
den USA nicht belastet würden. Die Wurzeln dieser Beziehungen gehen sicher bis 
zu Nixons Besuch in Peking und Moskau im Jahre 1972 zurück, in einer größeren 
Perspektive sogar bis in die 50er Jahre. Es bereitet auch keinerlei Schwierigkeiten, 
die spalterische Rolle der USA zu belegen. Aber vor allem muß man dabei verstehen, 
daß deren Fähigkeit, die Gegensätze zu verschärfen, von ihrer großen ökonomischen 
Überlegenheit herrührt. 

Diese einleitenden Bemerkungen sind ein bißchen lang ausgefallen, aber ich 
glaube, daß ein ausgewogenes Urteil nur im Rahmen des aktuellen Gesamtzusam- 
menhangs möglich ist. Um die Probleme zu klären, die der Konflikt in Südostasien 
im einzelnen aufwirft, nehmen wir uns jetzt am besten eine Reihe von einzelnen 
Fragestellungen vor. 


1. Gibt es für den Konflikt einen historischen Vorläufer? 


Ja. Eine offensichtliche Parellele zum Konflikt zwischen China/Vietnam/Kambod- 
scha bietet der Konflikt zwischen Sowjetunion/Jugoslawien/Albanien nach 1945, 
als die UdSSR die Lage um Albanien.zu verschärfen versuchte, um Jugoslawien in 
die Knie zu zwingen. Kaum hatten sie 1945 den Faschismus besiegt, da wurden die 
Jugoslawen 1948 selbst als „faschistisch‘‘ angeklagt. Zwischen 1945 und 1978 be- 
steht selbst in ideologischer Hinsicht eine enge Parallele, denn die chinesische Presse 
versucht derzeit, ausgerechnet die Vietnamesen des „Faschismus“ anzuklagen. Jen- 
seits dieser ideologischen Entsprechung hat in den 40er Jahren die Anschuldigung 
eine Rolle gespielt, Belgrad versuche eine Balkan-Föderation aufzubauen, wobei an 
einem solchen Projekt gar nichts Unanständiges zu entdecken ist. Eine ähnliche 
Hysterie pflegen Chinesen heute im Hinblick auf die angeblichen vietnamesischen 
Bemühungen um eine Indochina-Föderation. 

Der Sinn eines solchen Vergleichs liegt darin, besser zu erkennen, daß der pri- 
märe Gegensatz heute der zwischen Vietnam und China ist, so wie er damals zwi- 
schen Jugoslwien und der Sowjetunion lag; wogegen der Konflikt zwischen den 
beiden kleineren Staaten diesem größeren Konflikt untergeordnet ist. In beiden 
Fällen wurde der Versuch der „mittleren“ Macht, korrekte Beziehungen zu seinem 
kleineren Nachbarn zu entwickeln, durch die gezielten Aktionen der „Großmacht‘“ 
kaputtgemacht. 


2. Warum miündete der Konflikt in Südostasien in einen Krieg? 


Kurz und knapp: weil Kambodscha Vietnam angegriffen hat. In diesem Punkt gibt 
es überhaupt keinen Zweifel. Amerikanische Experten, die gegenüber Vietnam aus- 
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nahmslos feindlich eingestellt sind und es in die Rolle einer ‚‚imperialistischen 
Macht‘ drängen wollen, haben durch die Bank zugegeben, daß Kambodscha der An- 
greifer war. Sie haben Zugang zu den Geheimdienstinformationen der USA, auch 
müssen sie die Leser ihrer Aufsätze in akademischen Zeitschriften über die grund- 
legenden Sachverhalte korrekt informieren, wie immer sie diese dann interpretie- 
ren. Auf dieser Ebzne — und auch in den Spalten der „seriösen Presse“ — gilt es als 
stehende Tatsache, daß Kambodscha Vietnam angegriffen hat (ich beziehe mich 
dabei auf Experten wie Douglas Pike, Sheldon Simon, Carl Jackson u.a.). Und zwar 
gab es zwei Phasen der bewaffneten Auseinandersetzungen. Zuerst eine Reihe von 
Zwischenfällen gleich nach der Befreiung im Jahre 1975. Sie gingen von Kambod- 
scha aus, das die Insel Tho Chu besetzte, und wurden von Vietnam fortgesetzt, das. 
zur Revanche die Insel Wei besetzte. Beigelegt wurden diese Streitigkeiten ‚gegen 
Ende des Jahres, als man sich auf einen modus vivendi einigte. 1977 begann dann 
eine zweite Phase, nachdem sich die Kambodschaner aus der gemeinsamen Grenz- 
kommission zurückgezogen hatten: bewaffnete Auseinandersetzungen gab es vor 
allem nach dem April 1977, als mehrere kambodschanische Divisionen in die viet- 
namesische Provinz Tay Ninh einfielen, und erneut im September 1977, als die 
Kambodschaner — zeitgleich mit der Ankündigung von Pol Pots Reise nach Chi- 
na — an einer 100 Kilometer langen Frontlinie zum Angriff übergingen. 

Dies sind nun aber immer noch vietnamesische „Behauptungen“, auch wenn 
sie von US-Experten akzeptiert werden. Aber wie können Sozialisten sie akzeptie- 
ren, wenn die andere Seite solche Tatsachen abstreitet? Der springende Punkt ist, 
daß die andere Seite dies gar nicht tut. Man weiß, daß sich im Sommer 1977 heftige 
Kämpfe abgespielt haben, aber die Kambodschaner haben den Vietnamesen zu kei- 
nem Zeitpunkt zwischen 1976 und September 1977 einen Angriff auf ihr Land 
vorgeworfen. Infolgedessen müssen die Feindseligkeiten im Frühjahr und Sommer 
1977 von Kambodscha ausgegangen sein. Bekannt ist auch, daß im September 1977 
schwere Kämpfe stattfanden, die mit der vietnamesischen Gegenoffensive im De- 
zember endeten. Hanoi gibt letztere nicht offen zu, aber genausowenig leugnet es 
die Tatsache als solche, die im übrigen allgemein bekannt ist. Folglich müssen wir 
uns fragen, wer nun recht hat: haben die Vietnamesen im September 1977 ange- 
griffen, wie von den Kambodschanem in ihrer ersten Verlautbarung nach dem 
Abbruch ihrer diplomatischen Beziehungen zu Vietnam behauptet wurde? Oder 
haben damals die Kambodschaner in großer Zahl angegrifen und große Zerstörun- 
gen angerichtet, wie von Hanoi behauptet wird? Die Antwort darauf ergibt sich aus 
den „Schwarzen Papieren“. Dabei handelt es sich um das umfangreiche Dokument, 
das im September 1978 von der Regierung in Phnom Penh veröffentlicht wurde. 
Das erklärte Ziel dieses Papiers ist es, detailliert die ganzen Verbrechen (wie „An- 
nexionen“ u.ä.) aufzuzählen, die Vietnam angeblich gegen Kambodscha begangen. 
hat. Bis in die einzelnen Formulierungen hinein trägt es offensichtlich die Hand- 
schrift von Pol Pot. Ohne Rücksicht darauf, was sich seine Diplomaten im Jahr 
zuvor zurechtgebastelt hatten, stellte Pol Pot zumindest in einer Hinsicht die Wahr- 
heit dar: die kambodschanischen „Schwarzen Papiere“ datieren den Beginn der 
vietnamesischen Angriffe auf Kambodscha im Dezember und nicht im September 
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1977. Die Vietnamesen haben sich also schließlich gewaltsam gegen die bedeuten- 
den Aggressionsakte zur Wehr gesetzt, die in den acht vorangegangenen Monaten 
von April bis September 1977 von. Kambodscha ausgegangen waren. Aber das kam 
die Vietnamesen teuer zu stehen. Denn die Chinesen hetzten die Kambodschaner 
auf, alle Beziehungen zu Vietnam aufzukündigen und dessen Gegenangriff publik zu 
machen, so daß Kambodscha als das Opfer erscheinen mußte. Damit gelang es Pe- 
king, die Vietnamesen in die Falle zu locken, in die Stalin die Jugoslawen hatte 
treiben wollen (vgl. das diesem Aufsatz vorangestellte Zitat von Dedijer), denn Pol 
Pot brauchte damals — als eine nicht so bedeutende politische Figur wie Enver Hod- 
scha — verzweifelt Unterstützung und setzte von sich aus auf die militärische Mobi- 
lisierung, um sich an der Macht zu halten. Weil aber Hanoi bis zu diesem Zeitpunkt 
geschwiegen hatte, konnten die Kambodschaner im Dezember 1977 in Peking eine 
Pressekonferenz abhalten, auf der sie verkündeten, ihr Land werde von Vietnam an- 
gegriffen. 

Innerhalb weniger Tage zogen die Vietnamesen damals ihre Truppen zurück. 
Die Kambodschaner feierten dies als einen großen militärischen Sieg, der beweisen 
sollte, daß sie ihre Nachbar schlagen konnten. Vietnam antwortete mit seinem 
Friedensangebot vom 5. Februar 1978 -- obwohl die Kambodschaner im Verlauf 
des vietnamesischen Rückzugs nach Vietnam eingedrungen waren. Der vietnamesi- 
sche Vorschlag für einen dauerhaften Frieden sah u. a. einen beiderseitigen-Rückzug 
und eine intemationale Kontrolle der Grenze vor, Die Kambodschaner lehnten die- 
ses Angebot bis April 1978 wiederholt ab. Für mich werden an diesem Sachverhalt 
zwei Dinge deutlich: erstens wär offenbar das Hauptinteresse der Vietnamesen eine 
ruhige Grenze. Wenn die „Annexion“ oder ‚Unterwerfung‘ Kambodschas ihr 
Hauptziel gewesen wäre, hätten sie niemals eine international garantierte Grenze 
zwischen sich und ihrem Nachbarn vorgeschlagen. Zum zweiten kamen die Hilfe- 
leistungen für Vietnam damals zu einem Drittel aus Peking, und Hanoi hatte deut- 
lich zu erkennen gegeben, daß es im Interesse größtmöglicher Unabhängigkeit Be- 
ziehungen zu mehr als einer Seite bevorzugte — kurz zuvor hatte Vietnam ein sow- 
jetisches Angebot abelehnt, dem COMECON beizutreten, und zwar gerade weil dies 
einen Bruch mit der Volksrepublik China bedeutet hätte. Wenn also China wirklich 
daran interessiert gewesen wäre, die Integrität Kambodschas zu erhalten, hätte es 
nicht nur auf Kambodscha einwirken können, das Angebot aus Hanoi anzunehmen, 
es hätte sogar selbst einen entsprechenden Vorschlag machen müssen. In Wahrheit 
war es jedoch sein Ziel, Vietnam zu destabilisieren — egal wie hoch die Kosten für 
das kambodschanische Volk sein würden. 


3. Aber warum sollte Kambodscha Vietnam angegriffen haben? Die Annahme 
ist doch ziemlich unglaubwürdig, es habe eine viel stärkere Macht überfallen, 
Zunächst ist, glaube ich, völlig klar, daß die Kambodschaner von Peking Zusicherun- 


gen erhalten haben, die fast einer Garantieerklärung gleichkamen. Die Chinesen 
haben die Feindseligkeiten ermuntert, weil sie sich selbst überschätzten und in inne- 
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ren Schwierigkeiten steckten. Aber um etwas zu ermuntern, muß schon etwas da 
sein: eine Kriegspartei in Phnom Penh, also die Pol Pot-Gruppe. Wie diese Gruppe 
über die revolutionäre Bewegung Kambodschas hinweg die Macht ergriffen und 
diese Bewegung zerstört hat, will ich in einer gesonderten Studie darzustellen ver- 
suchen. Aber eine erste. Vorstellung von der Instabilität des Regimes, das in Kam- 
bodscha nach der Evakuierung der Städte und der totalen Militarisierung des zivilen 
Lebens durch Arbeitsbrigaden entstanden ist, ergibt sich aus folgender Tatsache: 
zwischen September 1975 und Mai 1978 hat in Kambodscha alle sechs Monate ein 
Putschversuch stattgefunden. Eine gewaltige Säuberungswelle folgte lückenlos auf 
die andere. Einige dieser „Säuberungen“ sind von der Pol Pot-Propaganda als „viet- 
namesischer Putsch“ ausgegeben worden. Die wichtigste vom April 1977, die den 
Sturz von zwei hochrangigen politischen Figuren zur Folge hatte, ist nicht so be- 
schrieben worden. Damals scheint vielmehr eine Art chinesischer Putsch stattgefun- 
den zu haben, aus dem Pol Pot als Sieger hervorgegangen ist. Seit diesem Zeitpunkt 
erfolgten die oben beschriebenen größeren Angriffe auf Vietnam -- und Pol Pot 
selbst wurde zur gefeierten Persönlichkeit, nicht ohne zuvor (vielen Dank!) die 
Kommunistische Partei Kambodschas ausgerufen zu haben. 

Auch in Afrika war die Welt in jüngster Zeit in zwei Fällen Zeuge von Angrif- 
fen kleinerer Staaten auf größere. Somalia überfiel den äthiopischen Ogaden, nach- 
dem es von Saudi Arabien und den USA dazu ermuntert worden war. Uganda griff 
Tansania an und versuchte damit, seine inneren Spannungen zu lösen, die aus dem 
Charakter von Idi Amins Regime resultierten. In Kambodscha spielten beide Fakto- 
ren — der Druck von außen wie der von innen — eine Rolle. So unglaublich es klin- 
gen mag, der Befund — der sich erst aufgrund einer Analyse des gesamten Revolu- 
tionsprozesses in Kambodscha ergibt — lautet ohne jeden Zweifel: Kambodscha hat 
entlang der gesamten Grenze im Gebiet des Mekong-Deltas Vietnam systematisch 
angegriffen, und es hat ein vernünftiges Friedensangebot diskussionslos ausgeschla- 
gen. 


4. All das zugegeben — warum mußte dann aber Vietnam die Pol Pot-Regierung 
stürzen? Hätte es sich nicht auf die Verteidigung seiner Grenzen beschränken 
können, statt Kambodschas „nationale Souveränität‘ zu verletzen? 


Meiner Meinung nach verliert eine Nation, wenn sie eine andere militärisch angreift, 
das Verteidigungsrecht, das auf dem Prinzip der unverletzlichen nationalen Sou- 
veränität beruht. Dieses Prinzip kann also sicher nicht als Schild benutzt werden, 
um einen eigenen Angriff abzudecken. Aber man muß meine Position gar nicht tei- 
len um zu erkennen, daß es sich hier um mehr als um einen Grenzkonflikt handelt. 
Aufgrund der ökonomischen und sozialen Lage in Südvietnam bedrohten die An- 
griffe aus Kambodscha den gesamten Prozeß einer friedlichen Vereinigung des Lan- 
des und stellten für die Revolution im Süden eine echte Gefährdung dar. Im Hin- 
blick auf den Zeitpunkt der gewaltsamen Übergriffe muß man zwei Dinge im Kopf 
behalten: Nachdem der Krieg 1978 bekannt geworden war, soll der chinesische 
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Botschafter in Laos Berichten zufolge geäußert haben, dies werde ein „langer, lan- 
ger Krieg‘ werden. Und die Vietnamesen haben — anders als die gegenwärtige 
Hysterie in unserer Presse es weismachen will — das Maß der Gewaltanwendung in 
ihrem Lande verringert. Die Einrichtung der neuen ökonomischen Zonen, von 
‘denen viele nahe der kambodschanischen Grenze liegen, war Teil einer Politik, die 
von einer unabhängigen UNO-Kommission empfohlen worden war, nachdem sie den 
Norden und den Süden Vietnams nach dem Krieg bereist hatte, also noch bevor das 
Land Mitglied der UNO geworden war. Um diese Zonen zu besiedeln, haben die 
Vietnamesen richtigerweise keine Gewalt gegen die Bevölkerung angewendet. Sie 
haben unvermeidlicherweise Druck ausgeübt — aber um handfesten Druck handelt 
es sich auch, wenn etwa ein britischer Schatzkanzler die Arbeitslosigkeit benutzt, 
um die Löhne niedrig zu halten. Aber zwischen einem solchen politischen Druck 
einerseits und andererseits Zwangsumsiedlung, befohlener Arbeit und einer Politik, 
die eine Rückkehr zu normalen Lebensformen bewußt unmöglich macht, liegt eine 
ganze Welt — und zwar die zwischen Vietnam und Kambodscha. Der vietnamesische 
Weg war mit einem Handicap behaftet: gerade weil er im wesentlichen ohne Zwang 
auskam, war er für eine erfolgreiche Rücksiedlung auf friedliche Bedingungen ange- 
wiesen. Begleitet von bewaffneten Auseinandersetzungen konnte der Normalisie- 
rungsprozeß nicht fortgesetzt werden. 

Vielleicht wäre sogar diese Belastung von einer Gesellschaft auszuhalten gewe- 
sen, die ihre Spaltung bereitsüberwunden und eine gewisse innergesellschaftliche Har- 
monie entwickelt hat. Aber das war im südlichen Teil Vietnams nach 1975 einfach 
noch nicht der Fall. Die Region von Saigon nach Süden war historisch stets die mili- 
tanteste des ganzen Landes gewesen, zugleich aber auch das am meisten zersplitterte 
und unmhigste Gebiet — ganz im Gegensatz zum kompakten und homogenen Nor- 
den.Nach ethnischen undkommunalen Gruppen, nach ökonomischen und politischen 

. Kriterien bietet es ein stark fragmentiertes Bild. Es gibt dort zwei große ethnische 
Volksgruppen: die Khmer und die Hoa(Vietnamesen chinesischer Abstammung), bei- 
de zählen mehr als eine Million. Die Khmer wurden von den USA als Rekrutierungs- 
basis für ihre Spezialtruppen und Konterguerilla-Einheiten benutzt, die auch auf 
kambodschanischem Boden gegen die Vietnamesen eingesetzt worden waren. Die 
chinesische Volksgruppe profitierte natürlich ökonomisch vom Krieg und spielte eine 
bedeutende Rolle in den einschlägigen internationalen Handels- und Nachschubge- 
schäften, wobei sie von den USA mehr profitierte als von der Befreiungsfront FLN. 
Jenseits dieser beiden ethnischen Gruppen gibt es drei größere religiöse Gruppierun- 
gen und die buddhistische Bewegung; und schließlich auch noch zwei große Sekten: 
die Hoa Hoa sind eine militante, an das Tausendjährige Reich (der christlichen Offen- 
barung) glaubende Gruppe, die immer schon anti-kommunistisch war und im südli- 
chen Abschnitt der vietnamesisch-kambodschanischen Grenze siedelte; Teile dieser 
Gruppe sind ethnisch den Khmer zuzurechnen. Wie die Hoa Hoa hat sich auch die 
zweite religiöse Gruppe in der Zwischenkriegszeit in Reaktion auf den Druck des 
französischen Kolonialismus entwickelt. Die Cao Dai haben eine Mischreligion von 
ausgeprägter Selbständigkeit, ihre Hochburg haben sie ebenfalls im Grenzgebiet, vor 
allem in der Provinz Tay Ninh, mithin im Bereich der Angriffe vom April 1977. 
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Drittens gibt es eine große römisch-katholische Gemeinschaft, die gut organisiert 
und natürlich auch anti-kommunistisch ist. Fast eine Million von ihnen waren nach 
der Teilung Vietnams im Jahre 1954 in den Süden gezogen. Dort wurden sie in der 
Nähe von Saigon angesiedelt, um der Hauptstadt einen gewissen Schutz zu geben; 
diese katholische Gemeinschaft stellte sich denn auch als soziale Basis für die US- 
gestützten Regierungen des Südens dar. Wie die ethnischen Gruppierungen so ent- 
wickelten auch die religiösen Gruppen ihre besonderen politischen und ökono- 
mischen Interessen. In einer Periode sich hinziehender Kämpfe, in der die chinesi- 
schen Kaufleute in Reis spekulierten und die Dörfer der Khmer sich der kommuni- 
stischen Organisierung widersetzten, ergab sich daraus die mögliche Gefahr einer 
unkontrollierten gesellschaftlichen Spaltung. 

Aber die ökonomische Situation spitzte diese konfliktträchtige Konstellation 
noch weiter zu. Naturkatastrophen trugen zu einer unzureichenden Ernährungssi- 
tuation bei, gegen Ende 1978 lagen eine halbe Million Hektar Land brach, das schon 
gerodet worden war. Für Vietnam war und ist es unbedingt notwendig, dieses Land 
zu bebauen und den eigentlichen Kampf gegen die Spätwirkungen der amerikani- 
schen Entlaubungsaktionen aufzunehmen. Dies aber war unmöglich in einer Zeit ak- 
tiver Kämpfe, in der Hunderttausende von Bauern entwurzelt waren und große, ex- 
trem fruchtbare Reisanbaugebiete erzwungenermaßen nicht bestellt werden konn- 
ten — außer durch Granaten. 

Zur Korrektur des Bildes, das bei uns gegenwärtig über Vietnam verbreitet 
wird, ist auf einen weiteren Punkt hinzuweisen. Im Süden hatten die Partei und die 
FLN enorme Verluste erlitten. Auch die Kommunisten hatten ihren Teil zum be- 
sonders militanten Charakter der Region beigetragen. Die FLN hatte 1963 minde- 
stens 300 000 Mitglieder umfaßt. Aber die. Bewegung und ihre Kader waren beinahe 
vollständig ausgelöscht worden, an vielen Orten bis zu 96 oder 97 %. Nur die eng- 
sten Kader hatten im Untergrund überlebt. Das US-amerikanische Phönix-Programm 
hatte darüberhinaus Zehntausende von Dorfältesten eliminiert; viele von ihnen wa- 
ren keine Parteikader gewesen, sondern geachtete Einzelpersonen, die ihre Gemein- 
den seit der Befreiung durch die FLN (vor 1965) verwaltet hatten. Zu der inneren 
Zerrissenheit des Südens kam also die enorme Schwierigkeit hinzu, den Kriegsfolgen 
in einer politischen Konstellation gegenüberzustehen, in der auf lokaler Ebene die 
Sieger weit höhere Verluste erlitten hatten als die Verlierer. 

Damit komme ich zur letzten Gruppe, zu den über eine Million südvietnamesi- 
schen Regierungstruppen, den Zehntausenden von Polizisten und Beamten des 
Thieu-Regimes, ganz zu schweigen von den vielen anderen direkt bei US-Institutio- 
nen Beschäftigten, die durch den Sieg von 1975 ihren Job eingebüßt hatten. Die 
Kommunisten taten und tun alles erdenkliche, um diese Menschen für sich zu ge- 
winnen — oder wenigstens dazu zu bringen, die Regierung in Hanoi zu respektieren 
und die Gesetze zu befolgen, sowie ihren Lebensunterhalt unter Bedingungen zu 
verdienen, die nicht mehr vom reichsten Land der Welt subventioniert werden. Vor 
dem Hintergrund eines sich hinziehenden, von den kambodschanischen Kommuni- 
sten verursachten Krieges war es aber nahezu unvorstellbar, daß sich eine solche 
neue Loyalität herausbildete. 
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Mir scheint, daß Hanoi einen „langen, langen Krieg“ in den sozial anfälligen und 
wirtschaftlich produktiven Grenzgebieten zu Kambodscha unter keinen Umstän- 
den hätte hinnehmen können. Aus vietnamesischer Sicht war ein Krieg in den ent- 
legenen Gebieten des kambodschanischen Berglandes offensichtlich vorteilhaf- 
ter. Militärisch würde das zwar größere Verluste an Truppen und Ausrüstungen und 
ökonomisch eine größere Belastung bedeuten. Aber politisch und sozial konnte man 
einen solchen Krieg verkraften, während eine Defensivoperation, bei der den kam- 
bodschanischen Truppen und ihren chinesischen Beratern (davon gab es mindestens 
10 000) die Initiative überlassen blieb, auf keinen Fall hingenommen werden konn- 
te. Um im Interesse seiner eigenen Verteidigung zurückzuschlagen, mußte Vietnam 
also bis zur letzten Konsequenz gehen. 

Daraus ergibt sich ein letzter Punkt, auf den ich hinweisen muß. Das Pol Pot- 
Regime war das schrecklichste, das jemals im Namen des Sozialismus errichtet wur- 
de, und ich befürchte, daß die Gesamtbilanz dieses Regimes schlimmer aussehen 
wird, als man es sich heute offenbar vorstellen kann. Aber das war nicht der Grund 
für den Sturz dieses Regimes durch die Vietnamesen. Vielleicht war es der letzte 
Grund, der die Aktion nötig machte, aber das primäre Motiv war für Hanoi die Ver- 
teidigung seines nationalen Entwicklungsprozesses. Aus diesem Grund hat es eine 
internationale Überwachung der entmilitarisierten Grenze vorgeschlagen, die sicher- 
lich für alle vorhersehbare Zukunft jegliche vietnamesische Vorherrschaft über Kam- 
bodscha verhindert hätte. Vietnams primäres Motiv und Ziel war es weder, durch 
unstatthafte Methoden oder durch Gewalt seine Hegemonie über ganz Indochina ab- 
zusichern, noch in einem selbstlosen Akt gegenüber dem kambodschanischen Volk 
und der ganzen Welt der Pol Pot-Regierung ein Ende zu setzen. Es war eine defensive 
Operation, die der Lösung desselben Problems galt, das sich für die Führung in Ha- 
noi eine ganze Generation lang so unnachgiebig gestellt hat: der Wiedervereinigung 
des eigenen Landes. 


5. Das heißt also, daß Pol Pot nicht nur eine außergewöhnliche Innenpolitik, 
sondern auch eine Aggressionspolitik nach außen verfolgt hat. Wie kann man 
aber ein solches Regime als „sozialistisch“ bezeichnen? Wie ist überhaupt die 
kambodschanische Gesellschaft unter Pol Pot zu kennzeichnen? 


In seinen Reden hat Pol Pot den Anspruch vertreten, den Sozialismus in Kambod- 
scha mit einem Schlag verwirklicht zu haben; er sprach von der Zerschlagung der 
Bourgeoisie und rechtfertigte die Abschaffung des Geldes mit antikapitalistischen 
Begriffen. Insofern ist nicht einzusehen, wie man das „Demokratische Kampuchea“ 
als Variante eines kapitalistischen Staates, also etwa als faschistisch, charakterisieren 
kann. Dieser Ausdruck ist von mehreren Kommentatoren, auch von vietnamesi- 
schen, benutzt worden. Hinsichtlich des Rassismus, der Pogrome und des Expansio- 
nismus und Militarismus trifft er scheinbar zu, konzeptioneli läuft er jedoch auf 
dem falschen Gleis. Sobald man ein bißchen genauer nachdenkt, wirft der Versuch, 
das Pol Pot-Regime unter einen Kapitalismus- oder Faschismus-Begriff zu fassen, 
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mehr Probleme auf als er löst. Das ganze mag einem kurzfristigen Ziel dienen, in- 
dem es Kambodscha ins andere Lager schiebt, aber es beantwortet nicht die Frage: 
wie konnte Pol Pot überhaupt die Macht erringen? Wie konnte ein „Faschist“ an die 
Spitze einer nationalen Befreiungsbewegung gelangen? Warum haben Länder wie 
Kuba zu einer faschistischen Führung brüderliche Beziehungen angestrebt? Bahro 
benutzt den Begriff „gegenwärtig existierender Sozialismus‘ — nun, Pol Pots Kam- 
bodscha hat aktuell in der Tat existiert und seine Führer betrachteten sich selbst als 
marxistische Revolutionäre. Ich glaube, daß jeder von uns hier im Westen ein paar 
politische Aktivisten nennen könnte, die sich überzeugt und heroisch einsetzen, gro- 
ße Opfer bringen, der marxistischen Linken angehören — und dennoch die letzten 
wären, die man jemals in staatlichen Machtpositionen sehen wollte. In Kambodscha 
hat eine solche Gruppe die Führung der ganzen kommunistischen Bewegung errun- 
gen. 

Der Begriff „stalinistisch“ hat heutzutage in der Regel jede Bedeutung einge- 
büßt, inzwischen wird er sogar auf bürokratische Manipulationen in der Arbeiterbe- 
wegung angewandt oder auf die elementaren Industrialisierungsanstrengungen in 
rückständigen Ländern. In meiner Studie über Kambodscha versuche ich sehr kurz 
und vorläufig, dem Begriff eine knappe und spezifische Bedeutung zu geben, die 
durch folgende Merkmale umrissen werden kann: persönliche Diktatur und Partei- 
säuberungen {mit terroristischen Mitteln); forcierte Industrialisierung und repressi- 
ve Lenkung der Volksmassen; Isolierung des Landes und Nationalkult. Stalinismus 
wäre demnach in einer kurzen Formel eine diktatorische nationale Entwicklung mit 
zentralisierter Ökonomie. Ich vertrete die Auffassung, daß Kambodscha unter Pol 
Pot der Unterfall einer solchen Gesellschaft gewesen ist. In der gebotenen Kürze 
kann ich hier nur auf die ökonomische Ebene näher eingehen. 

Das „demokratische Kampuchea‘ bot nach der völligen Entvölkerung der 
Städte das Bild einer ländlich-bäuerlichen Gesellschaft, die sowohl das westliche wie 
das sowjetische Modernisierungs-Vorbild ablehnte. Seine Verteidiger meinen manch- 
mal sogar, es habe sich wieder enger auf „die Natur‘ bezogen. So sympathisch mir 
die Hoffnungen sind, die sich hinter dieser. Ansicht verbargen, so sehr haben sie im 
Falle von Kambodscha getrogen. In einem Land, in dem es historisch — außer in der 
Provinz Battambang — fast keinen Großgrundbesitz gegeben hat, wurde das gesamte 
Ackerland kollektiviert. Das Regime war auf diese Errungenschaft schrecklich stolz 
und hat sie in seiner Verfassung festgeschrieben. Die Bauern wurden im wahrsten 
Sinne des Wortes enteignet und unter strengen Bedingungen zum Arbeitseinsatz ge- 
zwungen, zuletzt wurde sogar das Essen reglementiert. Bei der Organisation umfas- 
sender Erdarbeiten wurden Arbeitsarmeen von bis zu 20 000 Menschen von einer 
Baustelle zur anderen dirigiert; gearbeitet wurde für kleinste Rationen, deren Zutei- 
lüng auf individueller Grundlage erfolgte (nur wer soundsoviel Kubikmeter Erde 
wegschaffte, erhielt seine Reisration!). Die ganze kambodschanische Landwirtschaft 
wurde zu einer einzigen ungeheuren und kruden Plantagen-Ökonomie. Um die Pro- 
duktion zu erhöhen, wurden Wasserbauwerke aus dem Boden gestampft, die eine 
primitive Form ländlicher Kapitalakkumulation darstellten. Kurz gesagt: Kambod- 
scha erlebte die zwangsweise Industrialisierung seiner Landwirtschaft. Der Reis, der 
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auf diese Weise expropriiert wurde — man kann ihn kaum einen „Überschuß“ (surplus) 
nennen, denn die Bevölkerung blieb dabei hungrig — wurde auf dem Weltmarkt ver- 
kauft, nach China verschifft oder von der Armee verbraucht. Daß es sich bei dem 
ganzen Unternehmen um eine Agrarindustrie ohne Maschinen handelte, ändert 
nichts an der Grundtatsache, machte aber die menschlichen Leiden nur umso schreck- 
licher. ; 

Bleibt die Frage, warum die Pol Pot-Gruppe diese unerhörte Arbeitsanstren- 
gung angeordnet und zugleich einen Krieg angefangen hat. Das eine war irrational 
genug, beides gleichzeitig zu unternehmen war ein Wahnsinn, der selbst in der Ge- 
schichte Europas seinesgleichen sucht. Stalin etwa hat wohl seine berühmte dreifa- 
che Revolution durchgezogen (Zwangskollektivierung, „große Säuberung“, Indu- 
strialisierung um jeden Preis), aber dennoch in dieser Zeit die Sowjetmacht konsoli- 
diert, indem er sich beträchtlichen Rückhalt in der Zivilbevölkerung verschaffte und 
sich auf internationaler Ebene defensiv verhielt. Anders als Stalin leitete Pol Pot je- 
doch die kambodschanische Revolution gleichsam hinter verschlossenen Türen. Das 
machte seine Politik aggressiver, denn obwohl er die Partei führte, war er dennoch 
von der Befreiungsbewegung isoliert, die diese Partei organisiert hatte — eine Isolie- 
rung, für die die Geheimhaltungspolitik der Partei und seiner eigenen Person das 
stärkste Symbol waren. (Der Maoismus vor Pol Pot und seinen Anhängern hat darü- 
berhinaus zu einem militanten Nationalismus beigetragen, aber das wäre ein Thema 
für sich). 

An dem ganzen Regime war etwas „pathologisches‘“. Dies kann ganz unbefan- 
gen festgestellt werden. Auf einen Zug der Pol Pot-Herrschaft war seine Gruppe ge- 
radezu besessen stolz: auf ihre angeblich totale und vollständige Unabhängigkeit. So 
bestritt man etwa, irgendwelche Hilfe von Vietnam erhalten zu haben, wo doch nur 
zu bekannt war, daß vietnamesische Truppen die erste Offensive Lon Nols gegen die 
kambodschanische Befreiungsfront zurückgeschlagen hatten. Ich will damit nicht sa- 
gen, die Kambodschaner hätten keine eigenständige Revolution zustande gebracht.. 
Aber Tatsache ist, daß sie dabei entscheidende Hilfe und Beistand erhalten und daß 
viele Vietnamesen auf dem kambodschanischen Schlachtfeld ihr Leben gelassen ha- 
ben. Aber die kambodschanische Führung war unfähig, dies auch nur am Rande zu 
erwähnen. Als sie sich später mit ihrer absoluten und vollständigen Unabhängigkeit 
brüstete, war sie viel umfassender von einem einzigen Land (nämlich China) abhän- 
gig, als es Sihanouk jemals gewesen war, dessen „Semi-Unabhängigkeit‘ Pol Pot ver- 
flucht und verachtet hat. Die „Lügen“, die in diesem Punkt zu verzeichnen sind, un- 
terscheiden sich in einer wichtigen Hinsicht von den kalkulierten und taktischen Lü- 
gen, die Hanoi für notwendig gehalten hat. Wenn jemand wirklich glaubt, ein Riese 
zu sein, wo er doch nur ein ganz gewöhnlicher Mensch ist, so bedeutet dies, daß er 
den Bezug zur Realität eingebüßt hat — und dies ist eine pathologische Erscheinung. 
Ich will damit nicht nahelegen, daß Pol Pot verrückt gewesen und deshalb nicht 
mehr zu begreifen sei. Ich will im Gegenteil klarstellen, daß wir in diesem Fall versu- 
chen müssen, eine irrationale Erscheinung zu begreifen. Die materielle Grundlage für 
diesen Realitätsverlust war letztlich die totale Isolierung der Pol Pot-Gruppe vom 
kambodschanischen Volk — eine Isolierung, die im Moment des Sieges über den US- 
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Imperialismus komplett wurde, als das Regime die zwangsweise Evakuierung der 
Städte durchsetzte. 


6. Aber wenn der Fall so eindeutig liegt, warum starteten die Vietnamesen dann 
eine geheime Invasion nach Kambodscha, die sie nach außen hin nicht zugaben? 


Wie eingangs angedeutet wirft dieses Thema ein Schlaglicht auf einen der Gründe, 
warum sozialistische Staaten gegenwärtig die Neigung an den Tag legen, miteinander 
in Konflikt zu geraten. Die Geheimhaltungspolitik Hanois lief in zwei Phasen ab 
und auf beide reagierten die westlichen Medien mit systematisch entstellenden Be- 
richten. In der ersten Phase haben die Vietnamesen wie gesagt verschwiegen, daß sie 
unverhüllt angegriffen worden waren. Dadurch haben sie die Gelegenheit für den Be- 
weis verpaßt, daß sie ganz eindeutig Opfer einer Aggression waren, die in viel größe- 
rem Maßstab abgelaufen ist als die vorangegangenen Übergriffe der Roten Khmer 
auf Dörfer in Thailand. Warum haben die Vietnamesen nicht Alarm geschlagen? Zu- 
nächst, weil sie keine unwiderrufliche Auseinandersetzung mit China provozieren 
bzw. Peking und der Pol Pot-Gruppe nicht durch einen offenen Angriff auf Kambod- 
scha in die Hände spielen wollten. Dieses Vorgehen erschien der Führung in Hanoi 
— abgesehen davon, daß keine politische Gruppe eine Entwicklung gern außer Kon- 
trolle geraten läßt — aus zwei Gründen als vernünftig. Zum einen war ihnen eine sol- 
che Methode von Ho Chi Minh beigebracht worden. Die Vietnamesen hatten schon 
sehr schwierige Differenzen mit der Sowjetunion und China einfach dadurch über- 
wunden, daß sie sich ruhig verhielten, daß sie mit taktischen Mitteln die Situation 
zu verändern suchten, und daß sie schließlich auf einer pragmatischen Ebene eine 
erneute Einigung erzielten. Im Vergleich dazu waren die polemischen Auseinander- 
setzungen zwischen Moskau und Belgrad bzw. zwischen Peking und Moskau objekti- 
ve Lehrstücke für den Verfall der Verkehrsformen innerhalb der sozialistischen und 
internationalen Beziehungen gewesen. 

In Vietnam wußte praktisch jeder, daß die Angriffe aus dem einen oder ande- 
ren Grund von einem Regime ausgingen, das die Städte entvölkert, das Geld abge- 
schafft u.v.m. Aber offiziell wußte es niemand. Und so wußten es auch die Anhän- 
ger desindochinesischen Befreiungskrieges im Westen oder in der Dritten Welt nicht, 
und es gab auch keine Rundfunksendungen an das kambodschanische Volk mit der 
Aufforderung, eine weitere Eskalation des Krieges zu verhindern. Indem Hanoi 
schwieg, sorgte es dafür, daß die Opposition gegen Pol Pot auf die diplomatische 
oder die verdeckte oder die konspirative Ebene beschränkt blieb. Zu keiner Zeit üb- 
te man offenen politischen Druck aus, der Unterstützung für die Vietnamesen hätte 
mobilisieren können. 

Aber es gab noch einen weiteren Grund für Hanois Zurückhaltung, die nicht 
einfach nur eine Fortsetzung der Politik Ho Chi Minhs war. Nach den Kämpfen von 
1975 war eine Art Windstille eingetreten und die Möglichkeit einer Einigung hatte 
sich abgezeichnet. Sowohl die Führung in Phnom Penh als auch die in Peking waren 
zu dieser Zeit ausgesprochen instabil. Diese Instabilität drängte sie dazu, sich mit 
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Hanoi anzulegen, war doch in beiden Hauptstädten keine Gruppe sicher genug an 
der Macht und damit selbstsicher genug, um sich mit Hanoi friedlich zu einigen. Eine 
solche zerstrittene Situation bedeutete andererseits Unsicherheit und für Hanoi mit- 
hin die Möglichkeit, einen ernsten Konflikt über einen erneuten internen Kurswech- 
sel in den Nachbarländern abzuwenden. Deshalb war in dieser Situation Schweigen 
Gold. In Hanoi wurde wahrscheinlich angenommen, eine andere Haltung würde alle 
Fraktionen in Peking in eine feindliche Haltung hineindrängen. Der entscheidende 
Moment war in dieser Hinsicht höchstwahrscheinlich der Besuch des vietnamesi- 
schen Regierungschefs Le Duan in Peking im November 1977, kurz nach dem Be- 
such Pol Pots. Obwohl dieser Besuch offenbar in freundlicher Atmosphäre verlief, 
drohte Peking nur einen Tag nach Le Duans Abreise ganz unvermittelt mit einem 
Krieg wegen der (vietnamesischen) Spratley-Inseln. Spätestens damals muß man in 
Hanoi gemerkt haben, daß so gut wie alle politischen Handlungsmöglichkeiten durch 
Peking verstellt waren. Dennoch — die Hoffnung, mit China eine Art Aussöhnung 
zu erreichen, war nicht völlig grundlos gewesen, und Vietnam hat bis hin zum still- 
schweigenden Hinnehmen von Angriffen alles für dieses Ziel getan. Aber im Rück- 
blick war das ein, wenn auch verständlicher, Fehler. 

Nachdem schließlich der Konflikt Ende Dezember 1977 öffentlich bekannt 
geworden war, gab Hanoi eine lange und glaubwürdige Erklärung heraus. Man lud 
Reporter ein. In der Far Eastern Economic Review erschien eine Titelgeschichte, 
in der die kambodschanischen Angriffe auf die vietnamesische Provinz Ha Tien im 
einzelnen aufgezählt wurden. Aber die westlichen Medien versuchten erst gar nicht, 
über die Fakten dieses Falles zu berichten. Man beschränkte sich darauf, das Schau- 
spiel zu genießen, das von zwei kommunistischen Verbündeten bei ihrem Kampf ge- 
geneinander geboten wurde. Nachdem das Schweigen gebrochen war, wurde die 
Wahrheit durch die’ Art und Weise verzerrt, in der über dieses Thema berichtet wur- 
‚de. Aber für diese Verzerrung können wohl kaum die Vietnamesen verantwortlich 
 - gemacht werden. j 

Daß Hanoi seine Invasion unternommen und zugleich behauptet hat, in Kam- 
bodscha habe ein „Aufstand“ stattgefunden, den man lediglich unterstütze, hat da- 
gegen anders gelagerte Gründe. Auch in dieser Hinsicht finden wir für eine solche 
Politik erfolgreiche historische Vorbilder. Als vor 1975 vietnamesische Truppen in 
Laos bzw. in den befreiten Gebieten Kambodschas standen, hat Hanoi dies auch be- 
stritten. Jeder wußte darüber Bescheid, aber das Faktum offen zuzugeben, wäre ein- 
deutig weniger „wahr“ gewesen als die vietnamesische Haltung des Abstreitens. Und 
zwar deshalb, weil die Behauptung von den Amerikanern ausging, die damit weiszu- 
machen versuchten, die Vietnamesen hätten ihr Land „überfallen“, obwohl die 
eigentliche Aggression eindeutig in der Verletzung der Neutralität von Laos oder 
Kambodscha durch die USA und in der Liquidierung des Genfer Abkommens be- 
stand. Hätte man sich damals über die vietnamesischen „Verstöße“ ereifert, hätte 
das praktisch geheißen, die viel größeren der USA stillschweigend gutzuheißen. Und 
nebenbei standen die vietnamesischen Truppen auch nicht in Vientiane oder Phnom 
Penh. Insgesamt hat es sich für Hanoi also ausgezahlt, die Souveränität seiner Nach- 
barn — übrigens mit Einverständnis der dortigen Kommunistischen Parteien, und im 
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Fall von Kambodscha auch mit geheimer Zustimmung von Sihanouk — „anzutasten‘“ 
und dies zugleich abzustreiten. 

Als dieselbe Methode der Geheimhaltung nunmehr auf Kambodscha ausge- 
dehnt wurde, trat ein Bumerang-Effekt ein. Die Invasion eines ganzen Landes, die 
man nicht einmal zugibt, muß als unglaublich heimtückisch erscheinen. Insbesonde- 
re die Länder der Dritten Welt wurden durch diese Form einer unehrlichen Politik 
vor den Kopf gestoßen und Hanoi hätte sicher besser daran getan, offen und ehrlich 
vorzugehen. Warum hat man das nicht getan? Einmal, weil die vietnamesischen 
Kommunisten die Vorstellung, ihr Land sei nur „begrenzt souverän“, nicht akzep- 
tieren; schließlich haben sie dreißig Jahre gekämpft, um erst einmal ihre eigene, Sou- 
veränität zu erringen. Das letzte, was sie zulassen würden, wäre eine Politik interna- 
tionaler Beziehungen, die die Chinesen gegen Vietnam ausnutzen könnten. Weiter- 
hin habe ich den Eindruck, daß sie hofften, andere Länder der Dritten Welt würden 
ihre diplomatischen Dementis hinnehmen, zugleich aber ihre militärische Zwangsla- 
ge verstehen. Zum dritten waren sie nicht in der Lage, die Weltöffentlichkeit auf ih- 
re Gegenmaßnahmen vorzubereiten, denn vom militärischen Standpunkt aus waren 
sie auf das Überraschungsmoment absolut angewiesen. Wenn sie die Chinesen im 
Voraus gewarnt hätten, wären die Folgen unter Umständen weitaus gravierender ge- 
wesen. (In der Tat gab es ein Überraschungsmoment: westliche Nachrichtendienste 
und wahrscheinlich auch Peking haben lediglich eine begrenzte Invasion bis zum 
Mekong-Ufer erwartet, die zwar zur Evakuierung von Phnom Penh geführt, sich aber 
nicht auf ganz Kambodscha erstreckt hätte. Nach. dieser Annahme hätte die natio- 
nale Befreiungsfront dann Truppen rekrutiert und den Kampf allein fortgesetzt.) 

Im Rückblick wäre es zweifellos besser gewesen, wenn die Vietnamesen die 
Evakuierung der Städte und den Charakter des kambodschanischen Regimes kriti- 
siert und die Kämpfe von 1977 offen angezeigt hätte. Aber es gibt eben heutzutage 
zwischen Kommunistischen Ländern keinerlei Zwischenstufen zwischen feindseligen 
Auseinandersetzungen und der Vertraulichkeit diplomatischer Verhandlungen über 
strittige Punkte. Das Recht, konstruktive Kritik zu üben — mit allen notwendigen 
Folgen für die innere Demokratie — ist in der sozialistischen Welt noch nicht ent- 
wickelt. Zum Teil liegt das natürlich am Fehlen einer Presse, die der proletarischen 
Tradition verpflichtet, zugleich aber vom Staat unabhängig ist, also einer sozialisti- 
schen Presse, die nicht im Rahmen der engen Grenzen staatlicher Politik funktio- 
niert, Das ist gerade in Südostasien ein Punkt von größter Bedeutung, weil dort ein 
neues Gefüge von Staaten entstanden ist, das durch ein Dreieck von Freundschafts- 
verträgen miteinander verbunden ist. Hier muß eine Sprache wechselseitiger Verstän- 
digung gefunden werden, die den Bedürfnissen der Parteien in allen drei Ländern 
entspricht. Im Augenblick ist esjedoch so, daß die Präsenz einer Volksrepublik Chi- 
na, die die Differenzen anzustacheln versucht, diese drei Länder dazu zwingen wird, 
ihre ganz natürlichen Konflikte unter der Decke zu halten, so daß sie, anstatt aufge- 
löst und bereinigt Zu werden, unter der Oberfläche weiterwirken, unterdrückt wer- 
den oder gar einen unnatürlichen bzw. antagonistischen Ausdruck finden. 

Abschließend muß festgehalten werden, daß es gegen Pol Pot in der Tat, wie 
von Hanoi behauptet, Widerstand gegeben hat. Hingegen glaube ich nicht, daß die 
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Vietnamesen einmarschiert wären, wenn sie mit dem Widerstand des Volkes gegen 
sich selbst hätten rechnen müssen. Den hat es dann auch nicht gegeben. Dagegen 
gab es Widerstand und Opposition gegen Pol Pot, und das war auch die Grundlage 
für die rasche Isolierung der Roten Khmer, die bisher bemerkenswert schnell von- 
statten ging, wenn man bedenkt, wie groß die kambodschanische Armee gewesen 
ist, wieviel Vorbereitungszeit sie hatte, und wie viele Vorteile sie in einem Guerilla- 
krieg auf kambodschanischem Gebiet genießt. Aber man darf auch nicht vergessen, 
daß die Elite der kambodschanischen kommunistischen Bewegung durch die erwähn-. 
ten Säuberungen liquidiert worden ist, nachdem es ihr nicht gelungen war, ihre Op 
position gegen Pol Pot auf einen gemeinsamen Nenner zu bringen. 


7. Hat die Sowjetunion bei all diesen Entwicklungen keine Rolle gespielt? 


In einer Zeit, da im Westen zu diesem Thema nichts Unverzerrtes zu hören ist, muß 
man mit seinem eigenen Urteil sehr abwägend und genau sein. Zunächst hat die So- 
wjetunion Vietnam mit sehr großer militärischer und ökonomischer Hilfe unter- 
stützt. Sie vor allem hat die Isolierung der vietnamesischen Revolution verhindert. 
Jegliche Kritik hat zunächst von dieser Tatsache auszugehen, für die wir alle sehr 
dankbar sein sollten. Gleichzeitig hat aber die UdSSR von dem Konflikt profitiert, 
denn sie hat damit einen Hebel gegen China gewonnen: dank Vietnam werden die 
beiden Länder jetzt vielleicht wieder emsthaft miteinander verhandeln. Die sowjeti- 
sche Unterstützung ist also durchaus nicht uneigennützig. Dafür ist die Tatsache ein 
klares Anzeichen, daß für Kambodscha nicht genügend Hilfe geleistet wird. Ich habe 
den Eindruck, daß die Vietnamesen den Sowjets nicht gestattet haben, in Kambod- 
scha in größerem Umfang Einfluß zu gewinnen, weil Hanoi ein Abkommen mit Chi- 
na erreichen will und die politische Entwicklung in Kambodscha dabei offensicht- 
lich von großer Bedeutung ist. Ohne ein politisches Tauschgeschäft hat die UdSSR 
womöglich die Hilfe zurückgehalten, die so notwendig gebraucht wird (ich möchte 
betonen, daß diese These nicht klar belegbar ist); eine Hilfe, die dem Volk dort ganz 
uneigennützig gegeben werden muß und die der Sowjetunion große Wertschätzung 
verschaffen würde — aber keinen stärkeren Druck auf Peking ermöglichen und den 

sowjetischen Einfluß auf Hanoi eher vermindern würde. . 

Die. aktuellste Kritische Frage ist die, wie Vietnam zur Sowjetunion steht. 
Ganz zweifellos haben die Vietnamesen das Gefühl, daß die Chinesen sie in eine La- 
ge drängen wollen, die sie von Moskau abhängig machen würde. Die Vietnamesen 
haben den Krieg gegen China mit drei Zielen geführt. In der Reihenfolge ihrer Wich- 
tigkeit waren dies: 

— sie wollten die chinesischen Truppen festnageln und deren militärischen Erfolg 
verhindern; dieses Ziel wurde erreicht; 

— sie wollten ihre Positionen in Kambodscha halten und diese durch die chinesi- 
sche Einmischung nicht gefährden lassen; auch in dieser Hinsicht waren sie er- 
folgreich; 

— sie wollten die sowjetische Beteiligung auf ein Mindestmaß beschränken; in 
diesem Punkt waren sie relativ erfolgreich. 
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(Es scheint übrigens ganz sicher zu sein, daß es direkte bilaterale Verhandlungen 
über Vietnam zwischen Moskau und Peking gegeben hat, was Hanoi natürlich nicht 
willkommen war.) Einer der Gründe, warum. das vietnamesische Oberkommando 
auf die chinesische Invasion lediglich auf der kleinsten Flamme reagiert hat, die ge- 
rade zum Erfolg ausreichte, lag darin, daß man die Sowjetunion nicht hineinziehen 
wollte. 

Die Chinesen und die USA wollen andererseits beide — aus sehr verschiedenen 
und letztlich vielleicht kontroversen Gründen — Vietnam in Abhängigkeit von der 
Sowjetunion hineindrängen. Sie wollen die Beziehungen Vietnams zu anderen Län- 
dern kappen und Hilfe jedweder Art für das Land verhindern. Da ich diese Erörte- 
rung mit dem Hinweis auf Jugoslawien begonnen habe, kann ich vielleicht auch mit 
einem Hinweis auf dieses Land schließen. Mir kommt es wie eine besonders bittere 
Paradoxie vor, daß eines der führenden Länder der blockfreien Bewegung eine der 
chinesischen ähnliche Position bezieht und Vietnam angreift. Vietnams politische 
Bilanz erweckt wahrlich nicht den Eindruck, als neige das Land zu einem Satelliten- 
Status! In Südostasien hat eine ganze Reihe bedeutender kommunistischer Revolu- 
tionen stattgefunden, und zwar auf der Grundlage von intemationaler Solidarität, 
von mehrseitigen Beziehungen und von sozialistischer Unabhängigkeit. Was könnte 
es für die Dritte Welt bringen, wenn Vietnam in eine Lage gedrängt würde, in der es 
nur noch von den orthodoxen sozialistischen Ländern Unterstützung erfährt? Nicht 
die Vietnamesen hören auf blockfrei zu sein, sondern: Vietnam wird, vor allem von 
China, in Richtung der Sowjetunion gedrängt, und in einer solchen Situation muß 
man sogar noch froh sein, daß die Sowjetunion da ist. Aber über China hinaus spie- 
len offensichtlich Länder wie Jugoslawien dasselbe Spiel und hindern Vietnam dar- 
an, seine eigene, deutlich eigenständige und kreative Rolle zu spielen, indem sie ihm 
Kalte-Kriegs-Definitionen aufzwingen — äus dem einzigen Grund, weil Hanoi sich 
weigert, sich Peking zu unterwerfen (und wer sollte gerade dafür mehr Verständnis 
haben können als Jugoslawien?). Die Rolle Belgrads müßte es doch wahrlich sein, 
eine weitere Polarisierung zu verhindern, statt sie voranzutreiben, wie esim Augen- 
blick den Anschein hat. 

Es ist durchaus verständlich, daß europäische Sozialisten die Sowjetunion 
wegen ihrer Invasion. der CSSR mit Mißtrauen beobachten, wenngleich dieses Miß- 
trauen heutzutagen in einer Art und Weise ausgenutzt wird, die man prinzipienlos 
nennen könnte. Aber es ist grotesk, diese regionale Perspektive auf den Rest der 
Welt zu projizieren. Grotesk deshalb, weil dadurch genau die Art bürokratischer, 
eigensüchtiger und defensiver Mentalität ausgebrütet wird, gegen die man angeblich 
etwas hat. Wenn man einmal die eigene Nabelschau aufgibt, ist es nicht sehr schwie- 
rig, in Südostasien die offensichtlichen Tatsachen auszumachen. Vietnam stellt eine 
eigenständige, unabhängige und dynamische Form des Kommunismus an der Gren- 
ze zu China dar. Das paßt China durchaus nicht ins Konzept. Die Volksrepublik er- 
hebt Anspruch auf vietnamesische Küstengewässer, was zur Folge hätte, daß Schif- 
fe auf dem Weg von Saigon nach Haiphong durch chinesische Territorialgewässer 
fahren müßten. China hat Pol Pots unprovozierten Angriff unterstützt. China rekla- 
miert „eine Million und mehrere Hunderttausend“ ethnischer Chinesen in Vietnam 
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(um die chinesische Mathematik zu zitieren!) als seine Staatsbürger. Eine der Ursa- 
chen des gegenwärtigen Kriegszustandes liegt darin, daß Hanoi darauf bestanden 
hat, die ethnischen Chinesen als vietnamesische Staatsbürger aufzufassen. Wogegen 
die Forderungen Pekings darauf hinausliefen, Cholon, das Chinesenviertel von Ho 
Chi Minh-Stadt, nachgerade zum extraterritorialen Gebiet zu machen, dessen Besitz 
und Handelsunternehmen nach Artikel 54 der neuen chinesischen Verfassung dem 
direkten Schutz Pekings unterstellt gewesen wäre. Dieser Artikel wurde übrigens ge- 
nau in dem Monat verkündet, in dem Hanoi ein Gesetz über die Nationalisierung der 
Handelsunternehmen in Cholon erließ. Abgesehen von dieser eıstaunlichen Serie po- 
litischer Forderungen verkörpert China auch eine weniger demokratische Form des 
Kommunismus. Ich unterstelle nicht, daß ein Land wie Vietnam, das vorwiegend 
bäuerlich ist und dazu von Hunger bedroht, kurz davor stehen könnte, seiner arbei- 
tenden Klasse Verhältnisse einer unbeschränkten politischen Freiheit zu bieten. 
Aber daß es in der vietnamesischen KP keine Säuberungen gegeben hat, zeigt doch 
an, daß inihr eine menschliche und kollektive Disziplin herrscht, die der chinesischen 
überlegen ist. Auf Südostasien bezogen entspricht daher Vietnam eher der CSSR — 
gegenüber einer Volksrepublik China, die eher in der Rolle der Sowjetunion auftritt. 
Der Sozialismus ist in Vietnam weiter fortgeschritten und die nationale und politi- 
sche Unabhängigkeit des Landes ist eine Errungenschaft, die Sozialisten in der gan- 
zen Welt unbedingt bewahren helfen sollten. Der Unterschied zwischen der Invasion 
in der CSSR und der chinesischen Invasion in Vietnam ist der, daß die Vietnamesen 
in der Lage waren, an allen Fronten zurückzuschlagen; und dies vor allem aufgrund 
ihrer inneren Stärke, aber auch aufgrund der wichtigen Hilfe, die sie vom ältesten 
sozialistischen Staat erhalten haben. Dies mag paradox klingen, aber — um es noch 
einmal zu sagen — wenn die Sozialisten in Europa, und besonders die größeren kom- 
munistischen Parteien in Ost- wie in Westeuropa, sich nicht auf diese gar nicht so 
verblüffende Umkehrung ihrer europäischen Maßstäbe einstellen, werden sie es sein, 
die eine brutale sozialistische „Realpolitik“ vertreten — und die in China eine noch 
stalinistischere Form von Politik unterstützen. 


Aus dem Englischen von Niels Kadritzke 
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